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(Beginn: 9:03 Uhr)

Vizepräsident Frank Lortz:

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die Sitzung und
stelle die Beschlussfähigkeit des Hauses fest.

Wir haben in der Tagesordnung noch einige offene Punkte:
16 bis 33, 36, 38 bis 40, 49 bis 53 und 59.

Noch eingegangen und an Ihren Plätzen verteilt ist ein
Dringlicher Antrag der Fraktion der SPD betreffend zwei-
ter Energiegipfel ist notwendig – Transparenz und Beteili-
gung Voraussetzung für das Gelingen, Drucks. 19/1786. –
Die Dringlichkeit wird bejaht. Dann wird dieser Dringliche
Antrag Tagesordnungspunkt 60, und wenn keiner wider-
spricht, können wir ihn nach Tagesordnungspunkt 49 ab-
stimmen.

(Günter Rudolph (SPD): Wir rufen ihn dann auf, ob
wir ihn abstimmen, sehen wir dann!)

– Das sehen wir dann, gut.

Zum Ablauf der Sitzung. Wir tagen heute bis 18 Uhr, bei
einer Mittagspause von einer Stunde. Wir beginnen mit
den Anträgen für die Aktuellen Stunden, Tagesordnungs-
punkte 49 bis 53. Die Redezeit beträgt fünf Minuten je
Fraktion. Mit Tagesordnungspunkt 49 wird Tagesord-
nungspunkt 60 aufgerufen.

Entschuldigt fehlen heute Herr Ministerpräsident Volker
Bouffier ganztägig, Herr Staatsminister Wintermeyer ganz-
tägig, Frau Staatsministerin Puttrich ganztägig.

(Günter Rudolph (SPD): Ist denn noch einer da?)

– Meine Damen und Herren, ich gebe Ihnen bekannt, wer
heute entschuldigt fehlt. Alle weiteren Schlüsse überlasse
ich Ihnen.

(Minister Tarek Al-Wazir: Wenn ihr die Landtags-
woche immer in die Bundesratswoche legt, müsst ihr
euch nicht wundern, wenn donnerstags keiner mehr
da ist! – Gegenrufe von der SPD)

– Meine Damen und Herren, ich bitte Sie um Ruhe. Der
Terminplan des Landtags steht. – Herr Staatsminister Ta-
rek Al-Wazir ist ab 13:30 Uhr entschuldigt, Frau Staatsmi-
nisterin Priska Hinz ab 16:30 Uhr.

(Zurufe von der SPD)

Herr Abg. Gerhard Merz ist entschuldigt. Haben wir sonst
noch Entschuldigungen aus den Fraktionen? – Das ist nicht
der Fall.

Dann kommen wir zu einer kurzen Sportberichterstattung
unserer Landtagself. Das war insgesamt für die hessischen
Vereine ein eher deprimierendes Wochenende: Die Ein-
tracht hat verloren, Darmstadt hat verloren, Offenbach hat
verloren,

(Günter Rudolph (SPD): Kassel hat gewonnen!)

unsere Bayern haben auch verloren.

(Beifall des Abg. Günther Schork (CDU))

Herr Innenminister, wir wissen schon, wohin Sie fußballe-
risch gehören, nämlich nach Mönchengladbach. Die haben
die Punkte gebraucht.

So gesehen ist das Ergebnis unserer Landtagself von
gestern eigentlich ein Schritt nach vorn. Wir haben nur

3 : 5 verloren, und zwar gegen die alten Herren des FC
Kiedrich, so haben sie firmiert. Nach Mitteilung waren es
aber Aktive der ersten und zweiten Mannschaft.

(Norbert Schmitt (SPD): 20 Jahre alte Herren!)

Meine Damen und Herren, wir haben eigentlich recht gut
gespielt. Die Tore haben Christian Losch, Simon Bruhn
und noch einmal Losch geschossen. Die anderen haben
fünf Tore geschossen. Es war nicht zu ändern. Es ist ein
guter Start in die Saison. Wenn wir so weitermachen, dann
ist der erste Sieg bald fällig. Das nächste Spiel findet am
28. April in Taunusstein-Bleidenstadt statt. Sind das wie-
der alte Herren?

(Zuruf: Wahrscheinlich!)

Dann geht es aufwärts. – Ich danke trotzdem unserer
Mannschaft. Sie vertritt uns immer gut. Sie hat die hessi-
schen Farben im Fußball gut vertreten.

(Allgemeiner Beifall)

Um wieder zum sachlichen Teil zu kommen, weise ich
darauf hin: In der Mittagspause der Plenarsitzung kommt
der Innenausschuss unter Vorsitz von Herrn Kollegen Klee
in Sitzungsraum 501 A zusammen.

Das waren die Vorbemerkungen. Dann könnten wir in die
Tagesordnung einsteigen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 49 auf:

Antrag der Fraktion der SPD betreffend eine Aktuelle
Stunde (Energiewende in Hessen umsetzen – endlich
den Dialog mit Bürgerinnen und Bürgern aufnehmen)
– Drucks. 19/1760 –

Dazu rufe ich Tagesordnungspunkt 60 auf:

Dringlicher Antrag der Fraktion der SPD betreffend
zweiter Energiegipfel ist notwendig – Transparenz und
Beteiligung Voraussetzung für das Gelingen – Drucks.
19/1786 –

Erster Redner ist der Kollege Schäfer-Gümbel, Fraktions-
vorsitzender der SPD.

Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD):

Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Die
Bundesregierung und der Bundesverband Erneuerbare
Energien veranstalten heute und morgen in Berlin eine
Konferenz unter dem Titel „Berlin Energy Transition Dia-
logue“, um auf internationaler Ebene eine Fülle von Her-
ausforderungen in der Energiefrage zu diskutieren. In der
Einladung steht:

Die Welt steht heute vor einer Fülle an Herausforde-
rungen und neuen Chancen. Internationale Vernet-
zung und Innovation erlauben es Menschen in im-
mer mehr Regionen, am industriellen Wachstum
teilzuhaben. Eine verlässliche und kostengünstige
Versorgung mit Energie ist hierfür wesentlich.
Gleichzeitig machen Klimawandel und Ressourcen-
knappheit deutlich, dass wir neue Wege brauchen,
um den Bedarf an Energie auf nachhaltige Weise zu
decken.

Am 10. November 2011 hat der Hessische Energiegipfel,
auf den Vorschlag des DGB Hessen-Thüringen von Minis-
terpräsident Bouffier eingeladen, einen Abschlussbericht
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vorgelegt. Dieser Abschlussbericht hat sich ebenfalls mit
diesen Fragen beschäftigt. Am Ende wurden darin einige
wenige Ziele konkretisiert und ein Grundkonsens festge-
halten. Dieser Grundkonsens lautete: Ausstieg aus der
Atomenergie und Umstieg in die erneuerbaren Energien
bis spätestens 2050. Dieser Grundkonsens ist für uns Basis
unserer energiepolitischen Entscheidungen.

(Beifall bei der SPD)

Längst hat die Mehrheit verstanden – so wie wir es damals
formuliert haben –, dass Energiewende deutlich mehr ist,
als auf der einen Seite zu erklären, Atomenergie ist falsch,
und auf der anderen Seite Windkraftanlagen zu begrüßen.
Das ist eine Reduzierung des Themas. Es geht auch um
mehr als Versorgungssicherheit, Bezahlbarkeit und Klima-
schutz. Das spielt alles eine wichtige Rolle, aber letztlich
geht es ganz dezidiert um den Umbau der Industriegesell-
schaft als Kernthema.

(Beifall bei der SPD)

Das spüren wir derzeit in Hessen. Es kommen zunehmend
Akzeptanzfragen in den Fokus. Sie haben beim Energie-
gipfel schon eine große Rolle gespielt. Es geht um Akzep-
tanzfragen in der Bevölkerung, insbesondere dort, wo die
Menschen unmittelbar von der Energiewende betroffen
sind, sei es beim Bau von Windkraftanlagen, beim Lei-
tungsbau rund um das Thema SuedLink oder aber auch bei
der Castoren-Zwischenlagerung in Biblis.

Man kann damit so umgehen wie Teile der Landesregie-
rung: im Landtag so zu reden, in Fulda anders, um es an-
schließend im Landtag wieder zu korrigieren.

(Beifall bei der SPD)

Man kann auch so damit umgehen, wie andere Teile der
Landesregierung. Sie sagen Einweihungstermine und Dis-
kussionsrunden zu, die sie dann aber kurzfristig wieder ab-
sagen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Oder aber man stellt sich den Umsetzungsfragen, den Kon-
zeptfragen und den Akzeptanzfragen.

Deshalb fordern wir Sie erneut auf – heute und immer wie-
der, wie bei der Haushaltsdebatte und auch zwischen-
durch –, zu einem zweiten Energiegipfel einzuladen, weil
Sie mit Ihrer Ignoranz gegenüber den Dialoginteressen der
Beteiligten den Grundkonsens des Energiegipfels gefähr-
den.

(Beifall bei der SPD – Michael Boddenberg (CDU):
Ach du liebe Zeit!)

Für uns ist klar, Herr Boddenberg: Wir wollen aus
Deutschland und aus Hessen die energie- und rohstoffeffi-
zienteste Volkswirtschaft der Welt machen.

(Beifall bei der SPD)

Das erfordert mehr als PR. Das bedeutet vor allem Hand-
werk. Stillstand bedeutet Rückschritt. Das können Sie der-
zeit an vielen Stellen sehen. Deswegen bin ich dem DGB,
der IG Metall und der IG BCE außerordentlich dankbar,
die gestern öffentlich dasselbe gefordert haben, nämlich
einen zweiten Energiegipfel zu veranstalten. Ich will zitie-
ren:

Mit großer Sorge beobachten wir derzeit, dass die
Energiewende in Hessen nur sehr langsam voran-
kommt.

(Norbert Schmitt (SPD): Hört, hört!)

Daher fordern wir die Landesregierung auf, ein Tref-
fen des Energiegipfels noch vor der Sommerpause
einzuberufen.

Darüber hinaus sollte das Folgetreffen dazu genutzt
werden, Maßnahmen zu identifizieren und zu unter-
stützen, die den Anteil der erneuerbaren Energien
und die Energieeffizienz im Verkehrsbereich stei-
gern.

Ich kann verstehen, Herr Boddenberg, Herr Wagner – der
Herr Ministerpräsident ist heute nicht da –, Herr Al-Wazir,
dass es Ihnen schwerfällt, den Vorschlag der Opposition
nach einem zweiten Energiegipfel, aber auch von vielen
anderen, die das inzwischen fordern, zu übernehmen. Aber
es gibt einen kleinen Ausweg für die ganz kleinen Helden.
Wir haben nämlich beim Energiegipfel verabredet, dass er
einmal jährlich tagen soll, um sich mit den Zwischenstän-
den zu beschäftigen. Diese einmalige Zwischenrunde hat
im Jahr 2012 stattgefunden, also vor mehr als zwei Jahren.
Vielleicht ist das ein Ausweg für Sie, endlich in den Dialog
mit den Betroffenen einzutreten.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Letzter Satz.

Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD):

Letzter Satz. – Deswegen sage ich: Reden Sie endlich mit
den Akteuren und Betroffenen. Die Zeit des Wegduckens
und Hintertreibens – damit ist insbesondere der Unionsteil
gemeint – muss vorbei sein. Laden Sie endlich zu einem
zweiten Energiegipfel ein. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Schäfer-Gümbel. – Das Wort hat
Frau Abg. Dorn, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! In einem
Punkt sind wir uns einig, Herr Fraktionsvorsitzender
Thorsten Schäfer-Gümbel: Die Energiewende ist eine der
größten Herausforderungen unserer heutigen Zeit. Wir ha-
ben in Deutschland eine immense Verantwortung. Wir
müssen nämlich zum einen beweisen, dass die Energie-
wende gelingt, und zum anderen zeigen, dass sie wirt-
schaftlich ein Erfolg wird.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Dann und nur dann werden andere europäische Länder fol-
gen, werden weltweit Länder folgen. Dann und nur dann
können wir den Klimawandel aufhalten, der weltweit dra-
matische Folgen nach sich ziehen wird.

Meine Damen und Herren, jetzt kommen die großen Unter-
schiede: Tagtäglich findet in jedem Ort in Hessen die Ener-
giewende statt.
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(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Wenn wir mit der SPD um Ideen ringen würden, wie wir in
der Umsetzung noch besser werden könnten, dann wäre
das wirklich eine wertvolle Debatte. Leider sind Sie umge-
schwenkt in reines Schattenboxen.

(Timon Gremmels (SPD): In was?)

– In Schattenboxen. Die SPD muss sich beim Thema Sued-
Link schon durchaus fragen lassen:

(Dieter Franz (SPD): Fragen Sie mal Ihren Koaliti-
onspartner!)

Was wollen Sie eigentlich? Stehen Sie nun ganz klar dazu,
dass wir diese Trasse brauchen, oder werden Sie im Protest
schwammiger?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Manfred Pentz (CDU): Ein großes Fra-
gezeichen bei der SPD! Sehr gut!)

Wir sagen ganz klar: Wir stellen nicht das Ob infrage,

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Wir auch nicht,
mit Verlaub!)

aber wir führen Diskussionen über das Wie – über die
Trassenführung, über die Abstandsfrage, über die bessere
Transparenz. Um diese Frage werden Sie sich auch nicht
herumdrücken können, wenn Sie einen zweiten Energie-
gipfel zu dem Thema fordern.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Tun
wir auch nicht!)

Sie haben gerade davon gesprochen, dass wir ignorant sei-
en, dass wir den Grundkonsens des Energiegipfels gefähr-
den würden, dass wir uns wegducken und Hintertürchen
öffnen würden. Das alles ist nur Schattenboxen. Wir haben
ganz klar einiges aufzuholen, was die Energiewende an-
geht. Deshalb haben wir uns ehrgeizige Ziele gesetzt.

(Norbert Schmitt (SPD): Nicht nur das!)

Wir wollen den Anteil an erneuerbaren Energien im
Strombereich in dieser Legislaturperiode verdoppeln. Wir
würden gerne in vielen Feldern weiter vorankommen. Das
Bild, das Sie zeichnen, hier würde nichts passieren, ist völ-
lig an der Realität vorbei.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Kommen wir doch zu den Fakten: Wir hatten im letzten
Jahr einen Rekordzuwachs an Windkraftanlagen, 87 neue
Anlagen. Wir haben das Thema Energieeffizienz/energeti-
sche Sanierung zum festen Bestandteil in der hessischen
Wohnungsbaupolitik gemacht. Wir haben eine Vielzahl
von Fördermöglichkeiten, Anreize für Privatpersonen,
Kommunen und Unternehmen. Nicht zuletzt hat sich die
Landesregierung auf Bundesebene dafür eingesetzt, dass
die Weichenstellungen besser werden und nicht so schwie-
rig sind.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Jetzt fordert die SPD in ihrer Aktuellen Stunde: Wir brau-
chen endlich einen Dialog.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Ja!)

Der Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern – das sage
ich ganz deutlich – ist uns sehr wichtig. Wir wollen eine
Energiewende mit und von den Bürgerinnen und Bürgern.
Deswegen nehmen wir den Dialog sehr ernst.

(Manfred Pentz (CDU): Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren von der SPD, er findet ja tagtäg-
lich statt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

– Herr Schmitt, tagtäglich gibt es zahlreiche Gespräche,
der Regierungsvertreterinnen und -vertreter, der regie-
rungstragenden Fraktionen mit Bürgerinnen und Bürgern,
mit Verbänden, mit Bürgerinitiativen.

(Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

Es gibt eine ganz große Angebotspalette der Hessen Agen-
tur zum Dialog. Es werden regionale Veranstaltungen für
Bürgerinnen und Bürger gemacht. Kommunen werden be-
raten, wie sie ihren Dialog verbessern können. Es gibt
Konfliktmoderation und -mediation. Diese vielen Veran-
staltungen haben dazu geführt, dass eine Mehrzahl an
Windkraftprojekten, die so behandelt worden ist, erfolg-
reich ausgegangen ist.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Wir wollen diese Dialogveranstaltungen ausweiten auf das
Thema Netzausbau. Zusätzlich haben wir ohnehin eine
Veranstaltung zum Netzausbau vorgesehen. Ein Erfolg in
der Zusammenarbeit mit der Deutschen Umwelthilfe ist es,
dass wir in dem Prozess einen unabhängigen Moderator
haben, der eine Menge Fachexpertise aufweist. Der Dialog,
den Sie fordern, findet längst statt. Uns liegt ganz viel dar-
an; denn wir müssen die große Zustimmung zur Energie-
wende stärken und bestehende Verunsicherungen abmil-
dern.

Jetzt möchte ich noch auf Ihre Forderung nach einem Ener-
giegipfel eingehen. Das ist für uns überhaupt keine neue
Forderung. Wir haben selbst im Koalitionsvertrag verein-
bart, einen Energiegipfel im Verkehrsbereich durchzufüh-
ren. Außerdem ist ganz klar: Nachfolgetreffen des Energie-
gipfels sind vereinbart. Sie sind vorgesehen und werden
auch stattfinden.

(Manfred Pentz (CDU): Ja!)

Mir erschließt sich nicht, warum gerade SuedLink einen
neuen Energiegipfel notwendig macht. Eine Arbeitsgruppe
des Energiegipfels hat doch das Thema Netzausbau zu-
grunde gelegt. Genau dort wurden die Grundlagen für den
Netzausbau gelegt, auf denen SuedLink aufbaut. Bei einem
Nachfolgetreffen kann doch das Thema SuedLink ange-
sprochen werden. Warum wir einen neuen Energiegipfel
zu dem Thema brauchen, das erschließt sich mir nicht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Kollegin Dorn, Sie müssen dann auch zum Schluss
kommen.
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Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Für mich ist bei der Bewertung aller Vorschläge eines
wichtig: Wir brauchen Vorschläge, die in der Phase der
Umsetzung dienlich sind. Wenn sie die Umsetzung voran-
bringen und noch erfolgreicher machen, dann nehmen wir
sie gerne auf, aber wenn sie nur dazu dienen, erst seine Po-
sition zu SuedLink zu finden, dann bezeichne ich das als
schade.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Dorn. – Das Wort hat der Abg.
Stephan.

Peter Stephan (CDU):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Laut der
„Oberhessischen Zeitung“ vom vergangenen Montag hat
der energiepolitische Sprecher der SPD erklärt, die SPD
Hessen suche eine einheitliche Linie für eine mögliche
Umsetzung der SuedLink-Trasse. Ich verstehe, dass es der
SPD dabei nicht um die Trassenführung an sich, sondern
um die Haltung der Partei zu dieser Stromtrasse geht.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Quatsch!)

Drei Forderungen hat die SPD aufgestellt. Erstens. Der
Bundesbedarfsplan für SuedLink soll einer Überprüfung
unterzogen werden.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das hat die Bun-
desnetzagentur gerade angewiesen!)

– Als kurze Antwort dazu, Herr Schäfer-Gümbel: Schicken
Sie Ihre Anforderungen an Ihren Parteikollegen Gabriel in
Berlin; denn der ist schließlich verantwortlich für die Fort-
schreibung des Bundesnetzplans.

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen des Präsiden-
ten)

Damit ist er verantwortlich für die Überprüfung der Bedar-
fe.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Ich habe es weder
der Landesregierung noch Ihnen geschickt!)

Das Zweite. Sie wollen die Verfahrensschritte überschau-
bar und nachvollziehbar gestalten. Adressat an dieser Stel-
le ist wiederum Energieminister Gabriel, SPD, Berlin.

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Stephan, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-
schenfrage von Frau Kollegin Waschke.

Peter Stephan (CDU):

Bei nur fünf Minuten Redezeit bitte nicht. – Und doch hat
das Land Hessen, unabhängig von dem, was in den Regu-
larien vorgeschrieben ist, einiges für die Bürgereinbindung
getan. Das Land Hessen hat Veranstaltungen mit der Um-
welthilfe organisiert. Auch haben wir schon mehrfach über
diese Thematik diskutiert.

TenneT hat die Botschaft verstanden und erklärt, es werde
Veranstaltungen zu dieser Trasse geben, alle 40 km, sodass
keiner der Beteiligten, Betroffenen, Involvierten oder In-
teressierten länger als 20 km fahren muss.

Drittens – und das ist die Forderung, die wir heute auch in
dem nachgereichten Antrag der SPD sehen – will die SPD
einen erneuten Energiegipfel auf Landesebene, einschließ-
lich des Bereichs Verkehr. Auch dazu kann ich nur sagen,
dass dies ein ganz alter Hut ist; denn Hessen hat diesen
Energiegipfel unter Volker Bouffier 2011 organisiert,

(Timon Gremmels (SPD): Ohne den Punkt „Ver-
kehr“!)

wesentlich getragen von CDU, GRÜNEN und FDP. Ich er-
innere mich an ein Bild: In der Staatskanzlei tagt der Ener-
giegipfel, und vor der Staatskanzlei versucht der SPD-Vor-
sitzende Schäfer-Gümbel in einem Interview die Deu-
tungshoheit über den Energiegipfel zu erreichen, während
andere in der Staatskanzlei an den Lösungen gearbeitet ha-
ben, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Widerspruch
bei der SPD)

Wer 2011 den Unterricht verlassen hat, kann nicht fordern,
dass heute alle zur Nachhilfe gehen müssen. Das können
und werden wir so nicht akzeptieren.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zurufe von der SPD)

Die Ergebnisse des Energiegipfels werden umgesetzt. Sie
werden erfolgreich umgesetzt – nicht alles mit der gleichen
Geschwindigkeit, auch das wissen wir. Doch Hessen ist
auch in der Energiepolitik nicht autonom.

Mit einigen der Arbeitsgruppen – es waren insgesamt
vier – haben Nachtreffen stattgefunden, das ist gut so, das
sollte auch weiterhin so sein. Auch hier muss festgehalten
werden, dass sich der Oppositionsführer aus der SPD 2011
verweigert hat, eine Arbeitsgruppe zu leiten, im Gegensatz
zu Herrn Minister Al-Wazir, der damals bereit war, sich
einzubringen, und zwar an führender Stelle. Er war eine
der treibenden Kräfte.

(Timon Gremmels (SPD): Wie bitte? – Sabine
Waschke (SPD): Und jetzt bitte zur Sache!)

Zum Bildungsgipfel heute höre ich das Gleiche von der
SPD: Sie weigert sich wiederum intensiv, mitzuarbeiten.
Kurz gesagt: Es erschließt sich nicht, warum wir einen
neuen Energiegipfel brauchen.

(Zurufe von der SPD – Anhaltende Unruhe –
Glockenzeichen des Präsidenten)

Wenn die SPD plötzlich umschwenkt und sagt, sie wolle
einen Energiegipfel für Verkehr – das ist alles aus der
„Oberhessischen Zeitung“ –, dann ist es auch da wieder so:

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das haben wir
damals schon beim Energiegipfel gesagt! Sie waren
doch gar nicht dabei!)

Der schwarz-grüne Erfolgsexpress rauscht an Ihnen vorbei,

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU und bei Abge-
ordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN –
Zurufe von der SPD)
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Sie stehen an der Bahnsteigkante. Und was an Rotem
bleibt, sind die Schlusslichter des erfolgreichen Zuges von
CDU und den GRÜNEN.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Norbert Schmitt
(SPD): Das war jetzt die Holzspielzeugeisenbahn! –
Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen des Präsiden-
ten)

Frau Dorn hat aus unserem Koalitionspapier zum geplan-
ten Energiegipfel Verkehr zitiert, ich glaube, das ist ausrei-
chend, das brauche ich nicht zu wiederholen, das ist in un-
serem Koalitionsvertrag festgeschrieben.

Natürlich ist auch die Frage der Akzeptanz eine enorm
wichtige Frage für uns.

(Zurufe von der SPD)

Wir haben vieles gemacht. Wir hatten eine Arbeitsgruppe
im Energiegipfel. Weiterhin steht die überwiegende An-
zahl der Menschen in Hessen hinter der Energiewende.

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen des Präsiden-
ten)

Die Menschen haben erkannt, dass Energiesparen und re-
generative Energien unabdingbare Voraussetzungen für ei-
ne nachhaltige Welt sind. Viele haben sich noch nicht ent-
schieden. Wir müssen vor allem auch diese dazu gewin-
nen, sich für die Energiewende einzusetzen. Wir von der
CDU machen dies, und wir machen es erfolgreich.

(Beifall des Abg. Manfred Pentz (CDU) – Zuruf von
der SPD)

Ich weise den Begriff der Ignoranz für das Verhalten der
CDU und der Regierung in aller Entschiedenheit zurück,
Herr Schäfer-Gümbel.

(Beifall bei der CDU – Thorsten Schäfer-Gümbel
(SPD): Schauen Sie sich mal die Beschlüsse der
CDU Main-Taunus an!)

Ich sage aber auch: Niemand darf glauben, dass die Lasten
der Energiewende von den einen getragen werden und die
anderen davon profitieren.

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen des Präsiden-
ten)

Es kann nicht sein, dass ich meine Stromleitung ans eigene
Haus haben will, aber die Stromleitung an das Haus des
Nachbarn ablehne.

(Beifall bei der CDU)

Die Bürger mitnehmen, wenn diese an einer verträglichen
Umsetzung der Energiewende mitwirken wollen – das ist
auch unser Ziel, daran werden wir festhalten, wie im Ener-
giegipfel vereinbart und so wie es der Landtag auch mit
unserem Antrag zum Thema SuedLink beschlossen hat, bei
dem auch ein Absatz aus dem Antrag der SPD übernom-
men worden ist. Auch dort werden wir weiter an der Bür-
gerbeteiligung festhalten.

Wir sind in der Energiepolitik bereit zu einer Kooperation
mit allen Fraktionen auf der sachlichen Basis der Ergebnis-
se des letzten Energiegipfels, aber ohne neuen Energiegip-
fel zur Selbstfindung der SPD. – Danke schön.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zurufe von der SPD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Stephan. – Das Wort hat Frau
Abg. Wissler, Fraktion DIE LINKE.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir haben in
den letzten Wochen besonders viel Gejammer seitens der
Energiekonzerne vernehmen können. Insbesondere RWE
und E.ON versuchen gerade, sich anlässlich ihrer Jahresbi-
lanzen sozusagen als Opfer zu inszenieren, über die plötz-
lich die Energiewende wie ein Unglück kam. Diese Kulisse
kultivieren die Konzerne ganz bewusst, um der Politik Ent-
gegenkommen abzutrotzen, beispielsweise durch eine Ent-
lastung beim AKW-Rückbau.

Dabei machen RWE und E.ON – das muss man einmal sa-
gen – im operativen Geschäft immer noch Milliardenge-
winne. Die Eigenkapitalrendite liegt bei über 8 %. Und
dass bei E.ON aus diesem operativen Gewinn von 5 Milli-
arden € im letzten Jahr ein Verlust von 3 Milliarden €
wird, liegt an Abschreibungen für Kohlekraftwerke vor al-
lem im Ausland. Es hat also überhaupt nichts mit der Ener-
giewende hierzulande zu tun, es sind in erster Linie unter-
nehmerische Fehlentscheidungen, und wir wollen nicht,
dass sich die Energiekonzerne wie Opfer gerieren und die
Politik zu erpressen versuchen.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie haben jahrzehntelang auf Kohle- und Atomstrom ge-
setzt. Sie haben sich jahrzehntelang auf Kosten der Allge-
meinheit bereichert, die nämlich all die entstandenen Fol-
gekosten tragen musste. Sie waren sich offensichtlich si-
cher, dass die Nähe zwischen Politik – –

(Manfred Pentz (CDU): Welche Partei hat sich denn
jahrelang an den Menschen bereichert? Ihre! Das ist
die schlichte Wahrheit! – Michael Boddenberg
(CDU): Gut, das noch einmal jemand daran erinnert!
– Gegenruf des Abg. Hermann Schaus (DIE LIN-
KE): Und wer hat Geld ins Ausland geschafft? Wo-
her kam dieses Geld? – Weitere Zurufe)

– Herr Pentz, an Ihrer Stelle wäre ich etwas zurückhalten-
der. Im Biblis-Untersuchungsausschuss klären wir gerade
auf, wie tief der Sumpf zwischen der CDU und RWE tat-
sächlich war.

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen des Präsiden-
ten)

Ihr Ministerpräsident hat von der Atomwirtschaft bestellte
Briefe geschrieben. Das werden wir im Untersuchungsaus-
schuss klären.

Vizepräsident Frank Lortz:

Einen Moment, Frau Abgeordnete. – Meine Damen und
Herren, ich bitte um Aufmerksamkeit für die Rednerin.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Vielen Dank, Herr Präsident. – Ich denke, das zeigt sehr
deutlich, wohin diese Nähe führt. Wir werden noch dar-
über diskutieren, wenn wir hier über millionenschwere
Schadenersatzklagen in Zukunft reden werden.
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Meine Damen und Herren, dieser Sumpf muss trockenge-
legt werden. Wir verstehen die Energiewende als einen
grundlegenden Umbau und eine Demokratisierung der
Energiewirtschaft. Wir wollen eine transparente, eine de-
zentrale und eine ökologische Energiewirtschaft.

(Beifall bei der LINKEN)

Nun entdecken plötzlich alle die Bürgerbeteiligung, auch
solche Seiten, wo man vorher nicht allzu viel damit am Hut
hatte, als es um die Frage von Atom- oder Kohlekraftwer-
ken ging. Da war es CDU und FDP herzlich egal, wie die
öffentliche Meinung dazu aussah.

Ich habe den Eindruck, dass es auch heute überhaupt nicht
um demokratische Mitentscheidung geht. Was Sie hier tun,
ist, im Landtag Lippenbekenntnisse zur Energiewende ab-
zugeben, und dann fahren Sie heim in Ihre Wahlkreise und
gründen Bürgerinitiativen dagegen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD)

Damit torpedieren Sie natürlich die Energiewende; denn
wer vor Ort mit abenteuerlichsten Argumenten Stimmung
gegen Windräder macht, der nimmt natürlich in Kauf, dass
Ängste entstehen und dass die Akzeptanz der Energiewen-
de systematisch untergraben wird.

(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD)

Wenn wir sagen, wir wollen die zentralistischen Strukturen
in der Energiewirtschaft aufbrechen und eine dezentrale
Erzeugung erreichen, dann sage ich an der Stelle auch ganz
deutlich, dass wir keine milliardenschweren Trassen wie
SuedLink brauchen, weil wir eine dezentrale Energieerzeu-
gung wollen und dann auch einen kleinteiligen, einen de-
zentralen Ausbau der Netze.

Meine Damen und Herren, wir sind der Meinung, die Ener-
giewende darf nicht ausgebremst werden, auch nicht auf
Bundesebene. Da will ich noch einmal ansprechen, wie
verheerend die EEG-Novelle für die Energiewende gewe-
sen ist und dass an der Stelle die Bevorzugung der Kohle-
kraft immer noch ein großes Problem ist.

Aber natürlich müssen wir auch in Hessen feststellen, dass
vier Jahre nach dem Energiegipfel nicht allzu viel passiert
ist. Da teile ich die Sorgen des DGB, dass die Ergebnisse
des Energiegipfels überhaupt nicht umgesetzt werden. Ich
sage aber auch, ich sehe die Forderung nach der Fortset-
zung bzw. einem neuen Energiegipfel ähnlich wie die Ge-
werkschaft ver.di äußerst skeptisch. Das hat nichts damit
zu tun, dass wir beim ersten Energiegipfel nicht sehr gute
Anregungen von Experten gehört hätten.

Aber ich finde, im Ergebnis war der Energiegipfel nicht
gerade ein Erfolgsmodell, weil wir auseinandergegangen
sind und fast nichts von dem umgesetzt wurde, was dort
vereinbart war. Der Konsens war am Ende nicht einmal
das Papier wert, auf dem er geschrieben war.

(Beifall bei der LINKEN)

Lieber Tarek Al-Wazir, wenn Abgeordnete der CDU-Frak-
tion vor Ort gegen Windräder mobilisieren, gegen „Wind-
kraftmonster“, und die Leute auf die Straße treiben, dann
kann man nicht davon sprechen, dass der Energiegipfel er-
folgreich gewesen ist.

(Beifall bei der LINKEN – Manfred Pentz (CDU):
Wo waren Sie gestern beim VDE? Da war keiner
von euch!)

Ich glaube, es hilft wenig, wenn wir uns in der Staatskanz-
lei wieder zusammensetzen und warme Worte austauschen,
die Landesregierung Aktivität vortäuscht und wir ausein-
andergehen und nichts passiert. Wir haben kein Erkennt-
nisproblem, wir haben ein Umsetzungsproblem. Deswegen
fordern wir die Landesregierung auf, die Energiewende in
Hessen endlich konsequent umzusetzen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und der Abg. Heike Haber-
mann (SPD) – Manfred Pentz (CDU): Mit euch und
der SPD?)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Wissler. – Das Wort hat Herr
Abg. René Rock, FDP, Seligenstadt.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD) – Gegenruf
des Abg. Manfred Pentz (CDU) – Glockenzeichen
des Präsidenten)

René Rock (FDP):

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Was man
hier erlebt, ist ein Stück weit eine Farce, weil jeder, der
durch Hessen fährt, der sich mit dem Thema Energiewende
auseinandersetzt, sieht: Es gibt in Hessen großen Diskussi-
onsbedarf zu dem Thema, und den gibt es auch hier im
Plenum. Darum gibt es einen sehr großen Grund, erneut
einen Energiegipfel in Hessen zu veranstalten, an dem
auch die Bürgerinnen und Bürger teilnehmen, damit wir
endlich den Protesten und Auseinandersetzungen, die es in
unserem Land gibt, eine Bühne geben, damit wir dem Wi-
derstand der Bürger eine Möglichkeit geben, das mit den
Entscheidern zu diskutieren, die am Ende die Verantwor-
tung im Plenum übernehmen müssen.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der CDU)

Es ist schon skurril, wenn ich die Redner von den GRÜ-
NEN und der CDU und auch die Zwischenrufe aus der
CDU höre. Wenn hier jemand beim Thema Energiewende
verunsichert ist, dann sind es Sie, dann sind es CDU und
GRÜNE, die verunsichert sind.

(Lebhafter Beifall bei der FDP, der SPD und der
LINKEN)

Ihr Verhalten beim Thema Energiewende kann ich nur mit
dem alten Motto aus der Bundeswehr umschreiben: „Täu-
schen, tricksen und verstecken“, so sage ich einmal.

(Armin Schwarz (CDU): Das heißt aber anders!)

Denn Sie tauchen doch ab bei der Debatte. Das größte Ab-
tauchen, das man bei der Debatte leisten kann, ist, sich ei-
nem neuen Energiegipfel zu verweigern. Das ist das größte
Abtauchen in der Debatte, das überhaupt möglich ist, und
das scheinen Sie heute mit Ihrem Verhalten zur SPD dar-
stellen zu wollen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD)

Frau Dorn, Sie sollten sich überlegen, dass die Worte, die
Sie sprechen, bei den Bürgerinnen und Bürgern, die Be-
denken gegen die Energiewende haben, wie Hohn ankom-
men. Es ist unglaublich, dass Sie hier behaupten, es gebe
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eine Dialogkultur, die das Land Hessen fördere, die das
Land Hessen unterstütze. Was Sie hier machen, das sind
Propagandaveranstaltungen für Ihre politische Ideologie.
Das ist alles.

(Beifall bei der FDP – Lachen bei dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Das sind Propagandaveranstaltungen für Ihre politische
Ideologie.

(Manfred Pentz (CDU): Und das beim Setzpunkt der
SPD!)

Sie versuchen, die Menschen mundtot zu machen, die eine
andere Meinung haben. Das ist doch das, was Sie tun. Dar-
um ist auch ganz klar stringent, dass Sie die Energiegipfel-
forderung der SPD ablehnen, weil Sie nicht wollen, dass
diese Debatte geführt wird.

(Zuruf der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Wir können nach Eltville schauen. Das ist das beste Bei-
spiel dafür. Da benennen die Bürgerinitiativen Menschen,
die ihre Meinung vertreten sollen, und dann sorgen die po-
litischen Mehrheiten dafür, dass die Leute einen Tag oder
zwei Tage vorher ausgeladen werden.

(Beifall bei der FDP – Manfred Pentz (CDU):
Uiuiui!)

Damit untergraben Sie eindeutig das, was Sie hier gesagt
haben.

Wie gesagt: Dann ist es nur konsequent von Ihnen, dass
Sie keinen erneuten Energiegipfel machen wollen. Sie
schädigen nicht nur das Vertrauen in die Politik in Hessen,
Sie schädigen auch Ihre politischen Äußerungen, die Sie
hier vortragen. Ich habe gestern schon das wunderbare
Wort vom Kollegen Wagner im Zusammenhang mit grüner
Politik gehört: „epochal“. – Herr Wagner, Ihr Versagen ist
epochal.

(Beifall bei der FDP – Lachen des Abg. Mathias
Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Ihr Verweigern des Dialogs ist eine epochale Fehlentschei-
dung. Darüber sollten Sie nachdenken, wenn Sie solche
Worte in den Mund nehmen.

Es ist skurril. Ich bin wirklich kein Freund der SPD bei der
Frage der Energiepolitik. Aber Herr Stephan, dass Sie als
CDU-Abgeordneter sagen, die SPD habe Klärungsbedarf
beim Thema Energiewende, beim Bau von Windrädern
und SuedLink, das macht mich fassungslos.

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der SPD)

Der Ministerpräsident des Landes Hessen fährt nach Fulda,
macht Wahlkampf, erzählt das Gegenteil von dem, was die
Landesregierung hier erklärt hat. Er muss bei namentlicher
Abstimmung hier im Hessischen Landtag

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der SPD)

eine persönliche Erklärung abgeben und muss es relativie-
ren.

(Der Redner klopft im Rhythmus seiner Worte auf
das Rednerpult.)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Rock, lassen Sie das Pult bitte ganz. – Ma-
chen Sie weiter.

(Heiterkeit – Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

René Rock (FDP):

Das ist eine angemessene Forderung, Herr Präsident. Ich
will mich daran halten. – Sie müssen schon verstehen:
Wenn man Ihre Taten mit Ihrem Reden vergleicht, liebe
Kollegen von der CDU, dann findet man eine epochale
Diskrepanz.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der LINKEN)

Diese epochale Diskrepanz können Sie hier nicht mit
Mehrheit wegstimmen, sondern die wird Sie vor Ort einho-
len mit dem Zorn der Bürgerinnen und Bürger, wenn Sie
sich weiter so verhalten.

Darum mein Appell an Sie: Gehen Sie auf die SPD ein,
machen Sie einen Bürgerenergiegipfel. Mein Appell an die
Freunde der SPD: Legen Sie in Punkt 7 fest, dass nur die
mitmachen dürfen, die auch dafür sind. Dann wird es eine
runde Sache, und dann haben Sie auch die Unterstützung
der FDP. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD
– Zuruf des Abg. Clemens Reif (CDU))

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Rock. – Das Wort hat der Staatsmi-
nister Al-Wazir.

(Unruhe)

– Meine Damen und Herren, ich bitte um Aufmerksamkeit.

(Fortgesetzte Unruhe – Glockenzeichen des Präsi-
denten)

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich bin etwas verwundert darüber, dass SPD und Linkspar-
tei bei der Rede des Kollegen Rock klatschen.

(Lebhafte Zurufe von der SPD und der LINKEN –
Glockenzeichen des Präsidenten)

– Entschuldigung, ich sitze hier oben und sehe, wer hier zu
wem klatscht. Herr Kollege Rock hat gerade einen verräte-
rischen Satz gesagt.

(Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

Er hat gesagt, er ist für einen weiteren Energiegipfel, um
den Protesten eine Bühne zu geben. Es geht ihm also nicht
um irgendeine Lösung, es geht ihm darum, den Protesten
eine Bühne zu geben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Timon Gremmels (SPD): Man muss et-
was aushalten können!)

– Ich halte das alles aus. – Aber wie da SPD und Links-
fraktion klatschen können, das wundert mich schon ein we-
nig.
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(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf des Abg. Timon Gremmels
(SPD) – Weitere Zurufe von der SPD – Glockenzei-
chen des Präsidenten)

Deswegen will ich jenseits der Pappkameraden, die hier
aufgebaut werden, und jenseits der Aufgeregtheit, die hier
offensichtlich in den Reihen der Opposition herrscht, auf
drei grundlegende Punkte hinweisen.

Erstens. Die Risiken der Atomkraft sind gesellschaftlich
nicht akzeptabel. Dass der erneute Atomausstieg im Jahr
2011 gemeinsam, im Konsens aller politischen Parteien ge-
troffen wurde, diese Entscheidung war richtig.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Ja!)

Dieser Ausstieg findet gerade statt. Der nächste Atomreak-
tor, der zur Abschaltung ansteht, ist im Mai 2015 Grafen-
rheinfeld in Unterfranken, übrigens der uns in Hessen am
nächsten liegende – und das ist richtig so.

(Beifall bei der CDU, der SPD und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Zweitens. Wir müssen den CO2-Ausstoß begrenzen, wenn
wir die dramatischen Folgen der Klimaerwärmung in
Grenzen halten wollen. Das zeigt, dass wir mehr machen
müssen, als Atomkraftwerke abzuschalten. Wir müssen
Energie einsparen, wir müssen Energie effizienter nutzen,
und wir müssen immer mehr unsere Energie erneuerbar er-
zeugen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD)

Drittens. Die Rohstoffe für die Gewinnung konventioneller
fossiler Energien sind endlich. Das gilt für Kohle, das gilt
für Erdöl, das gilt für Gas übrigens genauso wie für Uran.
Also kann es ein einfaches „Weiter so“ nicht geben. Das ist
der Kern der Energiewende.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deswegen bedeutet es – Achtung – einen Umbau der Ener-
gieerzeugungsstruktur,

(Zurufe von der SPD)

aber auch einen Umbau der Energieverteilungsstruktur:

(Unruhe bei der SPD – Glockenzeichen des Präsi-
denten)

mehr Dezentralisierung, stärkere Technologiespezialisie-
rung, aber auch mehr Vernetzung. Dafür müssen wir die
Rahmensetzungen auf europäischer Ebene, auf Bundesebe-
ne und bei uns miteinander in Einklang bringen, weil das
Ziel die sichere, umweltschonende, bezahlbare und gesell-
schaftlich akzeptierte Energieversorgung ist. Das ist das
Ziel jenseits der Aufgeregtheiten, die hier heute in dieser
Aktuellen Stunde geäußert worden sind.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich will an dem Punkt sagen, das Ziel, das 2011 alle unter-
schrieben haben, ist 100 % bei Strom und bei Wärme im
Jahr 2050.

(Beifall bei der CDU, der SPD und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Wir haben mit der neuen Landesregierung ein Zwischen-
ziel für den Strombereich angefügt, nämlich 25 % im
Strombereich bis zum Ende der Legislaturperiode.

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels (SPD))

Deswegen will ich Ihnen ausdrücklich sagen: Wir sind da
gut vorangekommen.

(Timon Gremmels (SPD): Geht langsam!)

Wir haben im Jahr 2014 eine Rekordzahl an neuen Wind-
kraftanlagen in Hessen ans Netz gebracht. Wir haben
gleichzeitig trotz Wirtschaftswachstum weniger Stromver-
brauch. Das führt dazu, dass wir Ende 2014 schon bei
knapp 15 % Erneuerbaren im hessischen Stromverbrauch
waren. Sie sehen, die Energiewende findet in Hessen statt.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir tauschen uns auch fortlaufend und sehr intensiv mit
den maßgeblichen Akteuren über weitere Schritte und
Maßnahmen aus. Deswegen brauchen wir keinen zweiten
Energiegipfel, sondern wir sind bei der Umsetzung der Er-
gebnisse des Energiegipfels, zu denen wir weiterhin ste-
hen. Ich hoffe, das gilt auch für alle anderen, die den unter-
schrieben haben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf des Abg. Timon Gremmels
(SPD))

Was wir uns zu Beginn des Jahres vorgenommen haben,
sind Folgetreffen. Der Sprecher der Landesregierung, Re-
gierungssprecher Michael Bußer, hat schon Mitte Februar
gesagt: Wir brauchen jetzt eine Klarheit, nämlich eine
Klarheit, wie das Energiemarktdesign auf Bundesebene
aussieht.

Bundesenergieminister Gabriel, den Sie ja kennen, hat die
Energieminister der Länder für morgen Nachmittag einge-
laden. Ich werde da anwesend sein. Ich hoffe, dass dann
vonseiten des Bundesenergieministers und der Bundesre-
gierung Klarheit über das Energiemarktdesign herrscht.
Wir haben für den Herbst ein Folgetreffen vorgesehen,
wenn diese Klarheit endlich einmal gegeben ist.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Minister, Sie denken an die Redezeit.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Ich denke an die Redezeit. – Zu dem, was wir hier tun. Wir
arbeiten an der Umsetzung des 2-%-Ziels. Im Regierungs-
bezirk Nordhessen hat die zweite Offenlage letzte Woche
begonnen.

(Timon Gremmels (SPD): Einstimmig!)

Im Regierungsbezirk Mittelhessen wird sie auch in diesem
Jahr Realität werden. Das heißt, wir arbeiten schlicht an
dem, worauf wir uns 2011 geeinigt haben. Wir arbeiten
schlicht an dem, was das Ziel im Koalitionsvertrag dieser
Regierung ist.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))
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Und ich kann Ihnen an dem Punkt auch noch einmal sagen:
Es gab einen Bereich, der im Energiegipfel ausgeklammert
war, nämlich der Bereich Verkehr. Es gibt im Koalitions-
vertrag von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die
Forderung, den Wunsch nach einem Verkehrsgipfel. Auch
diesen werden wir angehen. Allerdings geht nicht alles
gleichzeitig, wenn man nicht nur Anträge mal eben mit ei-
nem dreckigen Dreizeiler rausrotzt, sondern an der Umset-
zung arbeitet, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zurufe von der SPD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Minister, ich darf Sie doch bitten – – Meine Damen
und Herren, Moment, bitte. – Herr Minister, ich darf Sie
doch bitten, den parlamentarischen Sprachgebrauch hier im
Parlament zu pflegen.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Ja, Herr Präsident. – Also, letzter Satz. Die Veränderungen
und Einschnitte, die den Prozess der Energiewende
zwangsläufig noch über etliche Jahre begleiten werden,
führen vor Ort zu Diskussionen. Und wir stellen uns diesen
Diskussionen.

Ich will ausdrücklich sagen: Die Mehrheit der Bürgerinnen
und Bürger in Hessen steht weiter hinter der Energiewen-
de. Alle Umfragen zeigen uns, dass trotz der manchmal
schwierigen Debatten vor Ort

(Allgemeine Unruhe – Glockenzeichen des Präsi-
denten)

die Zustimmung beispielsweise zu Windkraft da steigt, wo
bereits Windräder stehen. Das Ergebnis der Bürgerbefra-
gung in Heidenrod bestätigt uns übrigens darin.

(Zurufe von der CDU)

Es gibt nicht nur schwierige Diskussionen, sondern auch
viele Projekte, die vor Ort funktionieren. Ich nenne Söhre-
wald, ich nenne Hohenahr, ich nenne die Neutscher Höhe,
ich nenne Heidenrod. Diese erfolgreichen Projekte haben
gemeinsam, dass die Bürgerinnen und Bürger von Anfang
an offen über die Planungen, den Fortgang der Projekte
und die Möglichkeit zur finanziellen Teilhabe informiert
wurden.

Auf diesem Weg machen wir weiter, und das machen wir
genauso im Bereich des Netzausbaus, Stichwort: Sued-
Link. Wir führen den Dialog. Wir reden über das Wie.
Aber wir reden nicht über das Ob.

Ich hoffe, dass sich an diesem Punkt alle weiter an das hal-
ten, worauf wir uns 2011 gemeinsam zwischen Regierung
und Opposition geeinigt haben, auch wenn die einen jetzt
Regierung, die anderen Opposition und andere immer noch
Opposition sind.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Wenn du dich är-
gerst, musst du das nicht an uns auslassen!)

Das war die gemeinsame Vereinbarung. An diesem Punkt
bleiben wir dabei. Wir setzen das um. Ich hoffe, Sie sind
dabei. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Minister. Ich stelle erst einmal fest, Sie
haben 8:53 Minuten gesprochen, d. h. jede Fraktion hätte
für eine weitere Runde noch 3:53 Minuten. – Es gibt schon
eine erste Wortmeldung. Aber jetzt hat sich Herr Kollege
Rudolph zur Geschäftsordnung gemeldet.

Günter Rudolph (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Herr Minister Al-Wazir hat eben sinngemäß in Richtung
der Opposition gesagt, wir hätten einen dreckigen Dreizei-
ler hingerotzt. Wenn sich Herr Al-Wazir dafür nicht ent-
schuldigt, beantragen wir Unterbrechung der Sitzung und
Einberufung des Ältestenrates.

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei Abge-
ordneten der LINKEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Das Wort hat Herr Minister Al-Wazir.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Herr Kollege Rudolph, das Wort „dreckiger Dreizeiler“
war nicht angemessen, und ich werde das auch nicht wie-
derholen. Entschuldigung.

Vizepräsident Frank Lortz:

Noch einmal zur Geschäftsordnung, Kollege Rudolph.

Günter Rudolph (SPD):

Wir nehmen das so weit zur Kenntnis. Wir würden Sie
aber bitten, uns den Protokollauszug zeitnah zukommen zu
lassen, damit wir gegebenenfalls über weitere Dinge bera-
ten. – Danke.

(Zurufe von der CDU: Ah!)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank. Das machen wir, Protokollauszug, okay. –
Jetzt geht es weiter in der Debatte. Das Wort hat der Kolle-
ge Gremmels, 3:53 Minuten.

Timon Gremmels (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Da nimmt die SPD die berechtigten Ängste der Bevölke-
rung auf,

(Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

um mit Ihnen darüber diskutieren zu wollen, beantragt das,
und der grüne Minister hat hier eine verbale Entgleisung,
für die er sich entschuldigt hat. Aber es zeigt doch, wes
Geistes Kind er ist. Die GRÜNEN scheinen Angst vor der
Bürgerbeteiligung zu haben.
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(Beifall bei der SPD und der FDP)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist ein Un-
ding. Ich sage Ihnen eines ganz deutlich: Wir als hessische
SPD stehen ohne Wenn und Aber zu den Beschlüssen des
Hessischen Energiegipfels. Wir haben das unterschrieben.
Wir haben uns nicht, wie die FDP, davon distanziert. Wir
haben eine klare Haltung.

(Beifall bei der SPD)

Man kann auch mit Vertreterinnen und Vertretern der Bür-
gerinitiativen zur Windkraft und mit Vertreterinnen und
Vertretern der Bürgerinitiativen zu SuedLink diskutieren,
und zwar mit einer klaren Haltung. Es geht um die Hal-
tung. Man darf sich so einer Diskussion nicht verweigern.

Wovor haben die GRÜNEN Angst? Was ist Ihre Angst?
Ausgerechnet die Mitglieder der Partei, die ihre Wurzeln in
der Bürgerbewegung hat, haben auf einmal Angst, mit den
Bürgern zu reden und ihre Überzeugungen darzulegen. Das
verstehen wir nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Eines sage ich auch noch einmal ganz deutlich, auch in
Richtung der Mitglieder der CDU: Der Herr Minister hat
völlig zu Recht darauf hingewiesen, warum wir den Ener-
giegipfel gemacht haben. Das war nach dem Unfall in Fu-
kushima. Denn da ist auch dem Letzten klar geworden,
dass das mit der Energieerzeugung so nicht weitergehen
kann. Herr Al-Wazir, Sie haben hier gesagt, das sei damals
Konsens gewesen.

Ich zitiere jetzt einmal aus der „fuldainfo“ vom 10. Februar
2015. Da sagt Herr Dr. Arnold – das ist jetzt ein Zitat –:

Nach dem Reaktorunglück in Fukushima sei der
Ausstieg aus der Atomenergie überhastet auf den
Weg gebracht worden, räumte Arnold ein.

Noch am 10. Februar dieses Jahres sind das die Worte des
Herrn Dr. Arnold.

Liebe GRÜNE, das ist doch Ihr Hauptproblem. Das sind
doch nicht wir. Das sind nicht die Bürgerinitiativen. Es ist
die CDU.

(Beifall bei der SPD)

Herr Al-Wazir, Sie haben hier großspurig alles auf den
Bund geschoben nach dem Motto, das Land hätte damit
überhaupt nichts zu tun. Bei diesem Treffen, das ist wieder
aus der „fuldainfo“, gibt es ein weiteres Zitat des Herrn Dr.
Arnold. Er geht da mit der Bürgerinitiative konform gegen
SuedLink. Ich zitiere jetzt wieder. Da steht:

Auch wenn die Zuständigkeiten für HGÜ-Trassen-
führungen vorrangig beim Bund liegen, sollte das
Land Hessen Position beziehen und sich in die Dis-
kussion einbringen. Daher wird vereinbart, das …
Gespräch alsbald auch in Wiesbaden fortzusetzen.

Herr Dr. Arnold, das heißt, Sie selbst haben eingeräumt,
dass das Land eine Mitverantwortung hat. Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, kommen Sie doch endlich die-
ser Mitverantwortung nach.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich sage Ihnen noch eines: Wir haben damals beim Hessi-
schen Energiegipfel im Abschlussdokument gefordert, dass
wir die Beschlüsse des Energiegipfels jährlich einer Evalu-
ierung, einer Überprüfung, einer Fortschreibung und, wenn

es nötig ist, einer Neujustierung zuführen wollen. Das war
unsere klare Haltung. Denn wir haben gesagt: Die Energie-
wende ist ein dynamischer Prozess. Da muss man auch,
wenn es nötig ist, an der einen oder anderen Stelle nach-
steuern, ohne das große Ziel aus den Augen zu verlieren.

Genau dieses Nachsteuern wäre sinnvoll. Dazu sollte man
noch einmal zu einem Hessischen Energiegipfel einladen.
Da kann man dann überlegen, wo wir heute, vier Jahre spä-
ter, stehen.

Ich sage Ihnen eines: Sie haben groß erklärt, wie es mit
dem Ausbau der Nutzung der Windenergie und der Umset-
zung des 2-%-Ziels ist und dass Nordhessen da auf einem
guten Weg ist. Dort war übrigens die zweite Offenlegung
einstimmig.

(Beifall des Abg. Torsten Warnecke (SPD))

In Mittelhessen wird das demnächst auch geschehen. Aber
Sie haben keinen Ton zu Südhessen gesagt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Laut Frau Lindscheid soll die zweite Offenlegung erst im
zweiten Quartal 2016 beginnen. Es ist eine grüne Regie-
rungspräsidentin, die dort ihre Hausaufgaben nicht macht.

(Zuruf von der SPD: Hört, hört!)

Herr Al-Wazir, ich sage Ihnen: Sie können sich da nicht so
einfach aus der Verantwortung stehlen. Sie zeigen mit Ih-
ren Fingern immer nur in Richtung Berlin. Sie haben hier
Ihre eigene Verantwortung. Meine sehr verehrten Damen
und Herren, kommen Sie der endlich nach.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Gremmels, vielen Dank. – Das Wort erhält
Herr Kollege Wagner, Vorsitzender der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN.

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Debatte ist
verräterisch.

(Zuruf von der SPD: Echt?)

Der Vertreter der FDP-Fraktion hat sehr offen gesagt,
worum es geht. Es geht der FDP nicht um die Sache. Es
geht der FDP nicht um die bestmögliche Umsetzung der
Energiewende. Schon gar nicht geht es der FDP um die
Bürgerbeteiligung. Wie hat es der Kollege der FDP-Frakti-
on gesagt? – Es geht um eine Bühne für den Protest.

Sie wollen die Energiewende nicht. Sie wollen die Ener-
giewende zu Fall bringen. Dann sagen Sie es doch auch so
ehrlich. Dann sagen Sie, dass Sie zurück zur Nutzung der
Kohle und der Atomenergie wollen. Denn das ist die einzig
logische Konsequenz aus dem, was Sie hier vortragen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Für die FDP ist diese Debatte verräterisch. Sie besorgt
mich etwas, was die Haltung der Kolleginnen und Kolle-
gen der SPD-Fraktion angeht.

(Zurufe von der SPD: Oh!)
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Sie haben im Hessischen Landtag eigentlich eine klare
Haltung zur Energiewende. Sie befürworten die Energie-
wende klar.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD, Sie sollten sich
dann wirklich dreimal überlegen, ob Sie applaudieren,
wenn der Kollege der FDP hier vorträgt, dass sie die Ener-
giewende zu Fall bringen wollen. Sie haben dem dann
auch noch Beifall gespendet. Das sollten Sie sich wirklich
dreimal überlegen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Geht es Ihnen noch um die Sache? Oder ist jeder Vorwurf
gegen die Regierung, egal wie absurd er ist, so, dass Sie
dem auch noch zustimmen? Das sollten Sie sich sehr gut
bei dieser Debatte überlegen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Sie müssen in Ihrer Argumentation dann auch konsistent
bleiben. Ja, wir wollen die Energiewende, zumindest vier
Fraktionen dieses Hauses.

(Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

Ja, wir wollen den Dialog über diese Energiewende. Ja, wir
verschweigen nicht die Probleme, die es bei der Umset-
zung der Energiewende gibt. Wenn im Regierungspräsidi-
um Darmstadt daran gearbeitet wird, die Fragen der Bürge-
rinnen und Bürger zu bearbeiten und die Probleme und die
verschiedenen Interessen abzuwägen, wenn diese Arbeit
dort tagtäglich gemacht wird, dass dort nämlich genau der
Dialog geführt wird, den Sie wollen, dann kann man nicht
in der gleichen Rede sagen: Es ist aber ein Skandal, dass
das so sorgfältig gemacht wird und dass das eine Weile
dauert. – Das ist unredlich. Das ist unlogisch. Das bringt
der Energiewende überhaupt nichts.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Ja, wir sind in der Frage der Energiewende ungeduldig. Ja,
wir alle wollen da schnell vorankommen. Aber es gibt da-
bei ein paar Rahmenbedingungen. Diese Rahmenbedin-
gungen setzen wir nicht allein im Hessischen Landtag. Das
ist leider so. Ich würde mir wünschen, dass wir die Unter-
stützung der vier Fraktionen hätten. Dann würde manches
schneller gehen.

Aber es ist nun einmal so, wie es Minister Al-Wazir hier
vorgetragen hat. Solange wir auf Bundesebene keine Klar-
heit über das Design des zukünftigen Energiemarktes ha-
ben, können wir in Hessen manche Entscheidungen nicht
treffen. Wenn von diesem Landtag zu den Verhandlungen,
die morgen auf Bundesebene stattfinden, das Signal aus-
geht: „Ja, wir wollen endlich eine Entscheidung, wir wol-
len nicht, dass durch die Hintertür doch wieder die Kohle-
förderung eingeführt wird“, wenn Herr Gabriel endlich das
eindeutig vertreten würde, dann wären wir mit der Energie-
wende in unserem Land ein großes Stück weiter.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Wagner, Sie müssen zum Schluss Ihrer Rede
kommen.

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vier Fraktionen des Landtags sagen klar Ja zur Energie-
wende. Wir brauchen ein klares Ja zum Dialog, wie das
vier Fraktionen im Landtag machen. Aber wir brauchen
auch ein ebenso deutliches, klares Nein zu billiger Partei-
politik. Das bringt die Energiewende mit Sicherheit nicht
voran.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank. – Das Wort erhält der Fraktionsvorsitzende
der CDU, Herr Kollege Boddenberg.

Michael Boddenberg (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich glaube, heute wurde hier völlig zu Recht darauf hinge-
wiesen, dass wir alle miteinander vor einer gewaltigen
Aufgabe stehen, nachdem wir uns 2011 so entschieden ha-
ben, wie wir uns entschieden haben, nämlich mit den Zie-
len, die hier heute bezogen auf das Jahr 2050 mehrfach ge-
nannt wurden.

Ich glaube, man kann mit Fug und Recht sagen, dass neben
der Digitalisierung unserer Welt in der Bundesrepublik
Deutschland die Energiewende die größte industrielle Re-
volution sein wird, seitdem wir industrialisiert sind. Damit
kann man die gewaltige Aufgabenstellung beschreiben, vor
der wir alle miteinander stehen.

Herr Kollege Schäfer-Gümbel, man kann sich einmal die
unterschiedlichen Interessenlagen anschauen. Ich rede da
erst einmal gar nicht über die parteipolitischen Unterschie-
de. Vielmehr rede ich beispielsweise darüber, dass wir eine
Debatte zwischen Nord und Süd haben. Denn in Nord-
deutschland sagen Ministerpräsidenten, Landtagsmitglie-
der und Landespolitiker verständlicherweise: „Das ist für
uns eine historische Chance, die wollen und müssen wir
nutzen“, während wir – Herr Seehofer, der Kollege aus
Bayern, ist ein beredtes Beispiel dafür – weiter im Süden
andere Interessen haben, die ich als durchaus sehr ver-
ständlich ansehe und bei denen man zuhören muss, wenn
sie artikuliert werden. Herr Schäfer-Gümbel, man muss
aber nicht all das teilen, was aus der Staatskanzlei in Bay-
ern in dem Fall zu hören ist.

Ich will sagen, wir alle miteinander müssen uns das vor
Augen führen, wenn wir hier streiten. Denn am Ende ist
unser Streit die Umsetzung dessen, was wir vor Ort ge-
meinsam beschlossen haben. Dort spielen Dinge wie Bür-
gerbeteiligung eine gewaltige Rolle, allerdings vor dem
Hintergrund, dass am Ende – Herr Schäfer-Gümbel und
Kolleginnen und Kollegen – die Politik entscheiden muss.
Wir sollten und dürfen den Bürgerinnen und Bürgern nicht
sagen, dass sie es sind, die am Ende die Entscheidungen
vor Ort zu treffen haben – es sei denn, es gibt einen Bür-
gerentscheid wie gerade in Eltville, wo die Bevölkerung
die Chance hat, eine Entscheidung vor Ort zu korrigieren,
wenn es dafür eine Mehrheit gibt, weil sie auf der kommu-
nalen Ebene einen unmittelbaren Entscheidungseinfluss
hat.

Das alles vorausgeschickt, bitte ich Sie sehr darum, dass
wir versuchen, in dieser Debatte wechselseitig zu akzeptie-
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ren, dass es vor Ort schwierig ist. Ob das in Fulda ist oder
in der Debatte um SuedLink ist, 800 km durch die Repu-
blik, das bedeutet Sorgen und Ängste der Bürgerinnen und
Bürger, die wir ernst nehmen müssen und auffangen müs-
sen,

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Damit muss man
umgehen!)

auch wenn das Interessen an Landschaftsschutz, an Um-
weltschutz oder andere Dinge vor Ort sind, die ich, wie ge-
sagt, sehr gut nachvollziehen kann.

Wenn wir erreichen wollen, dass wir bei denjenigen mehr
Akzeptanz bekommen, die dann auch negative Betroffen-
heiten haben, dann gehört in diese Debatte eine enorme
Portion Redlichkeit, Transparenz und Ehrlichkeit unter al-
len Beteiligten.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dazu möchte ich uns alle parteiübergreifend aufrufen. Ich
mache das noch einmal, wenn ich darf – Herr Präsident,
ich bin gleich fertig –, an dem fest, was wir gerade bei
SuedLink erlebt haben. Ja, der Ministerpräsident und auch
der stellvertretende Ministerpräsident und die Kolleginnen
und Kollegen vor Ort haben das Ergebnis von TenneT zu
Recht hinterfragt. Letzte Woche war ich bei Herrn Ho-
mann, dem Chef der Bundesnetzagentur. Wie Sie wissen,
hat er, ich glaube, es war vor drei Wochen, TenneT öffent-
lich dazu aufgefordert, den Bedarf nachzuweisen und die
Entscheidung, die TenneT vorgelegt hat, zu begründen. Er
bestätigt mir 1 : 1, dass das, was die Bundesnetzagentur in
dieser Presseerklärung hat verlautbaren lassen, seine Mei-
nung und seine feste Absicht ist.

Das muss TenneT jetzt liefern. Das gehört zu diesem Dia-
logprozess dazu – damit nämlich die Menschen am Ende
des Tages nachvollziehen können, warum welche Ent-
scheidung vonseiten der Politik und der Behörden zustande
gekommen ist und welche Gründe es dafür gibt.

Das ist das, was Walter Arnold und was der Kollege Brand
aus dem Bundestag und andere – ich sage auch: Angehöri-
ge anderer Parteien – vor Ort gesagt haben. Ich finde das
notwendig. Diese Forderung muss es geben. Es muss auch
von unserer Seite die Kontrolle geben, dass das, was jetzt
dort der TenneT vorgegeben ist, eingehalten und umgesetzt
wird. Wenn wir das haben, auch das, was wir, wie Kollege
Wagner zu Recht sagt, aus Berlin als Grundlage für weite-
re Gespräche brauchen, dann steht auch dem Dialog der
Parteien und Fraktionen im Hessischen Landtag mit der
Regierung nicht nur nichts im Wege, sondern dann ist das
ausdrücklich gewollt und – Herr Schäfer-Gümbel, Sie ha-
ben völlig recht – ein Ergebnis des Energiegipfels gewe-
sen, den wir fortsetzen wollen. – Herzlichen Dank für Ihr
Zuhören.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Boddenberg. – Das Wort hat
der Abg. Rentsch, Fraktionsvorsitzender der FDP.

Florian Rentsch (FDP):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Kollege Wagner, zunächst wollen wir einmal gemeinsam
feststellen – weil wir das schon häufig so getan haben und
Ihnen nicht immer wieder eine Bühne für Falschbehaup-
tungen bieten wollen –,

(Beifall des Abg. René Rock (FDP))

dass die Freien Demokraten nicht zu Atom zurück wollen.
Aber ich nehme das ernst, was Sigmar Gabriel gesagt hat:
Man kann nicht aus der Kernkraft aussteigen und gleich-
zeitig auch aus Kohle.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Aha!)

Deshalb hat Herr Sigmar Gabriel mich an seiner Seite. Üb-
rigens ist es auch so, dass viele in der Union das so sehen.
Deshalb bin ich sehr gespannt – wir werden dazu dem-
nächst einmal einen Antrag machen –, wie die CDU in
Hessen zum Thema Kohlekraft steht.

Herr Kollege Wagner, beim Thema Nebelkerzen und epo-
chale Ausführungen sind Sie ja Weltmeister.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja?)

Deshalb haben Sie gerade versucht, etwas zu retten, was
leider gar nicht zu retten ist. Diese Landesregierung glänzt
in der Frage, dass sie einen Gipfel nach dem anderen los-
lässt – das ist wirklich eine Bergsteiger-Landesregierung:
Bildungsgipfel, Integrationsgipfel, Kindergartengipfel,
Pakt für Ausbildung usw. Meine Damen und Herren, jetzt
aber haben Sie nicht den Mut – nach einer Entwicklung,
die in Hessen stattfindet und die Ihre eigene Partei erfasst
hat; was ich im Übrigen völlig legitim finde –, einen neuen
Energiegipfel zu machen, um auch diejenigen einzuladen,
die möglicherweise eine andere Meinung haben als Ihr Ko-
alitionspartner.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Natürlich steht fest: Für die GRÜNEN ist diese Energie-
wende ein DNA-Thema. Das muss gelingen. Wenn das
scheitert, hat auch diese Koalition ein Problem. Deshalb
hält die Union treu an der Seite der GRÜNEN die Fahne.
Leider gehen auch einige von dieser Fahne, wie man ge-
merkt hat: der Ministerpräsident genauso wie viele Abge-
ordnete in der Region beim Thema SuedLink, beim Thema
Windkraft.

(Manfred Pentz (CDU): Ui!)

Herr Kollege Pentz, es ist auch nicht falsch, dass Sie, wenn
Sie vor Ort erkennen, dass es falsch ist, das auch sagen.
Aber da möchte ich Sie doch auch auffordern: Sagen Sie es
auch im Landtag. Diesen Mut können Sie doch haben.
Wenn Sie merken, es geht in eine falsche Richtung, dann
sagen Sie es auch hier.

(Beifall bei der FDP – Günter Rudolph (SPD): Ja!)

Ich würde mir wünschen, dass die Union nicht mit zwei
Stimmen spricht,

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Oder mehr!)

das erinnert mich irgendwie an einen Western von Karl
May, sondern mit einer Stimme,

(Günter Rudolph (SPD): Mit gespaltener Zunge!)
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vor Ort und hier im Landtag. Dann wissen die Bürger
auch, mit wem sie es zu tun haben. Darum geht es doch.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD)

Herr Minister Al-Wazir, einmal neben dem Thema Be-
schimpfen des Parlamentes – das hat sich nicht geändert,
aber ich muss ehrlich zugeben, in der Rolle des Ministers
sollten Sie sich einmal daran erinnern, welche Anträge Sie
hier gestellt haben, als Sie noch nicht regiert haben; gele-
gentlich hilft das dabei, mit dem Parlament umzugehen –

(Beifall bei der FDP und der SPD – Zuruf des Abg.
Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

ist es doch die Frage, warum Sie jetzt etwas ablehnen, was
Sie doch, wie man hört, selbst geplant haben. Man hörte
doch aus Ihren Ministerien, dass Sie selbst über einen
Energiegipfel nachgedacht haben.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Sie haben es gehört?)

Anscheinend aber sind Sie von diesem Plan abgekommen,

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Herr Rentsch hört Stimmen!)

weil andere das gefordert haben und weil Sie die Hosen
voll haben, meine Damen und Herren, die einzuladen, die
eine andere Meinung haben.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Günter Rudolph
(SPD))

Bei Ihnen ist jeder Gipfel in Ordnung, bei dem Ihnen alle
das erklären, was Sie schon längst wissen; wenn aber je-
mand eine andere Meinung hat, dann haben die GRÜNEN
in Hessen nicht mehr die Traute, sich diese Meinung anzu-
hören. Meine Damen und Herren, das sind die GRÜNEN
im Jahre 2015. Das ist die Realität.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD)

Insofern ist es doch nur schlüssig, dass Sie auch vor Ort
Gegner ausladen, die anscheinend nicht die Meinung ver-
treten, die Sie hören wollen.

(Zuruf des Abg. Peter Stephan (CDU))

Ihnen geht, ich sage es einmal umgangssprachlich, bei die-
sem Thema mittlerweile der Hintern auf Grundeis, weil Sie
erkennen, dass die Bürger, übrigens auch Ihre eigenen
Leute – der BUND – bei den GRÜNEN vor Ort mittler-
weile nicht mehr das mittragen, was Sie hier im stillen
Kämmerlein beschlossen haben.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Im stillen Kämmer-
lein!)

Deshalb kann ich nur sagen: Korrigieren Sie diesen Kurs.
Diskutieren Sie mit den Leuten vor Ort. Hören Sie auf,
blind in ein Verderben zu laufen, das die Bürger mittler-
weile nicht mehr nachvollziehen können. Das ist eigentlich
die Botschaft des heutigen Tages.

(Beifall bei der FDP – Zuruf der Abg. Angela Dorn
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, deshalb sage ich ab-
schließend, ich würde mir wünschen – auch an die Sozial-
demokraten; wir haben hier unterschiedliche Auffassun-
gen –, dass wir den Mut haben, einen neuen Energiegipfel
zu machen, auf dem wir uns auch andere Meinungen anhö-

ren. Das jedenfalls wäre unsere Bedingung, wenn wir dort-
hinein gehen. Dann schauen wir einmal, wie sich die Bür-
ger dann positionieren.

Eines aber ist doch klar: Die Zustimmung schwindet in den
letzten Monaten. Die Umfragen werden immer schlechter.
Die Zustimmung schmilzt wie Eis in der Sonne. Verehrte
Damen und Herren der Landesregierung, deshalb kann ich
nur sagen: Dieser Kurs ist gescheitert. Eine Korrektur jetzt
würde noch Schaden vom Land abwenden. Wenn Sie jetzt
blind ins Verderben laufen wollen: gute Reise.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Rentsch. – Damit ist die Aussprache
beendet.

Wir haben jetzt den Dringlichen Antrag der Fraktion der
SPD.

(Günter Rudolph (SPD): In den Ausschuss!)

– In den Ausschuss? – Jawohl, er kommt in den Aus-
schuss, einvernehmlich.

Eingegangen und auf Ihren Plätzen verteilt ist ein Dringli-
cher Entschließungsantrag der Fraktion DIE LINKE be-
treffend Proteste anlässlich der EZB-Eröffnung sind be-
rechtigt – eine Abkehr von der Kürzungs- und Verar-
mungspolitik in Europa ist notwendig – Nein zu Gewalt
und Zerstörungswut, Drucks. 19/1787. Wird die Dringlich-
keit von Ihnen bejaht? – Ja. Dann wird dieser Dringliche
Entschließungsantrag Tagesordnungspunkt 61. Wenn hier
niemand widerspricht, können wir ihn gemeinsam mit dem
Tagesordnungspunkt 38 zu diesem Thema aufrufen. – Das
machen wir so, jawohl.

Dann rufe ich den nächsten Punkt der Tagesordnung auf,
Tagesordnungspunkt 50:

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN be-
treffend eine Aktuelle Stunde (Konsens beim Bewirt-
schaftungsplan Werra-Weser bestätigt hessischen Weg
– K+S muss nun handeln) – Drucks. 19/1761 –

Es beginnt Frau Kollegin Erfurth, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN.

Sigrid Erfurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! In
der letzten Woche ist Frau Ministerin Hinz und den Um-
weltministern und Umweltministerinnen der Anrainerlän-
der von Werra und Weser ein kleines Kunststück gelun-
gen: Es wurde ein von allen Anrainerländern gemeinsam
getragener Bewirtschaftungsplan für die Flussgebietsge-
meinschaft Weser verabschiedet. Dieser Bewirtschaftungs-
plan enthält auch das lange umstrittene „Salzkapitel“. Das
ist der Teil des Bewirtschaftungsplans, der sich mit der
Salzbelastung von Werra und Weser beschäftigt und diese
regelt.

In den Monaten davor war sowohl hier im Landtag als
auch in verschiedenen Anrainerkommunen und -ländern
immer wieder geunkt worden, dass Hessen am Ende mit
dem Vier-Phasen-Plan alleine dastehen werde. Zu unter-
schiedlich waren die Interessen. In Niedersachsen hat es
bisher keine Landesregierung gegeben, die einer Nordsee-
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pipeline zugestimmt hätte. Nordrhein-Westfalen ist nach
wie vor für eine Pipeline. Auch in Hessen galt der Bau ei-
ner Pipeline lange Zeit als die Lösung, die wir anstrebten –
auch mit Unterstützung meiner Partei.

(Beifall des Abg. Torsten Warnecke (SPD))

In Thüringen wollte man vor allen Dingen die Salzwasser-
versenkung beenden.

Diese Gemengelage erinnerte ein bisschen an einen gordi-
schen Knoten. Dieser gordische Knoten hat vor allem ei-
nem genutzt, nämlich K+S.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Das Unternehmen hat die Zeit seit der Verabschiedung der
Empfehlungen des runden Tisches im Jahre 2010 als Jahre
des Stillstandes für sich genutzt und hat davon profitiert,
dass man sich gegenseitig blockiert hat.

Jetzt ist es Frau Ministerin Hinz gelungen, diesen gordi-
schen Knoten zu durchschlagen. Sie hat das geschafft –
trotz aller Prophezeiungen, dass auf der Basis des hessi-
schen Vier-Phasen-Planes keine Einigung zu erzielen sein
werde. Alle Unkenrufe, die es im Vorfeld gab, haben sich
nicht bestätigt. Es gibt jetzt eine Einigung auf der Basis ei-
nes nochmals optimierten Vier-Phasen-Planes. Das ist ein
gutes Signal für den Gewässerschutz an Werra und Weser.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Diese Einigung zeigt, dass Priska Hinz mit den Vorschlä-
gen zur Vermeidung von Abwässern und zur langfristigen
Lösung des Haldenproblems auf dem richtigen Weg ist.
Vor allem ist es richtig und wichtig, das Unternehmen
nicht aus der Verantwortung zu entlassen und in der Pro-
duktionsphase nach Lösungen zu suchen, die auch dann
noch wirken, wenn die Kaliproduktion längst eingestellt
ist.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Daher ist diese Einigung auch ein deutliches Signal an das
Unternehmen, die Anstrengungen beim Gewässerschutz
noch einmal deutlich zu verstärken.

Die Einigung der Umweltministerinnen und Umweltminis-
ter sieht vor, dass innerhalb des Bewirtschaftungszeitrau-
mes, über den wir jetzt zu befinden haben, die Chloridwer-
te in Werra und Weser bis zum Jahre 2021 deutlich sinken.
Bis zum Ende des nächsten Bewirtschaftungszeitraums, al-
so bis 2027, wird in der Weser ein „guter ökologischer Zu-
stand“ erreicht werden: Als Zielwerte sind ein Chloridge-
halt von 300 mg/l am Pegel Boffzen und ein Chloridgehalt
von 1.170 mg/l am Pegel Gerstungen vereinbart worden.
Nur zur Erinnerung: Derzeit gilt ein Wert von 2.500 mg/l
Chlorid. Dieser wird am Ende des zweiten Bewirt-
schaftungszeitraums mehr als halbiert sein.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU – Brigitte Hofmeyer
(SPD): Wie denn?)

– Das sind die vereinbarten Grenzwerte. Es wird natürlich
auch Sache des Unternehmens sein, diese Grenzwerte zu
erreichen. Frau Hofmeyer, der Weg dahin ist im Bewirt-
schaftungsplan beschrieben worden. Ich will Sie noch ein-
mal daran erinnern: Es wird angestrebt, den Chloridwert
bis zum Ende des zweiten Bewirtschaftungszeitraums

mehr als zu halbieren. Wir werden dann nur noch 1.170
mg/l Chlorid in der Werra haben. Damit wird fast die
Schwelle zu Süßwasser – bis 1.000 mg/l Chlorid – erreicht.
Ich glaube, dass das ein erstrebenswertes Ziel ist und dass
es gut ist, dass die Einigung schneller kommt und dass sich
die Werte in der Werra und der Weser schneller verbes-
sern.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Der optimierte Vier-Phasen-Plan beschreibt einen umsetz-
baren Lösungsweg, der auf die Vermeidung von Abwäs-
sern und eine möglichst umweltverträgliche Entsorgung
nicht vermeidbarer Abwässer ausgerichtet ist. Deshalb ist
es richtig und wichtig, mit der Abdeckung der Halden –
oder vergleichbaren Maßnahmen – früher zu beginnen und
über ein verbessertes Haldenmanagement zu erreichen,
dass weniger Salzlauge in der Werra und in der Weser lan-
det. Gleichzeitig ist K+S verpflichtet, andere sinnvolle We-
ge zu gehen, wenn sie sich denn auftun. Von daher ist die-
se Entscheidung eine gute, und ich hoffe, dass sie auch hier
breite Unterstützung findet.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Erfurth. – Das Wort hat der
Abg. Frankenberger, SPD-Fraktion.

Uwe Frankenberger (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Frau Kollegin
Erfurth, Sie haben davon gesprochen, dass den Umweltmi-
nistern der fünf Anrainerländer ein Kunststück gelungen
sei. Ich komme zwar aus der Dokumenta-Stadt Kassel und
habe daher naturgemäß einen leichten Zugang insbesonde-
re zu moderner Kunst, aber wo der Wert dieses Kunst-
stückes liegen soll, das erschließt sich mir und vielen ande-
ren Menschen an der Werra und der Weser nicht.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Mit dem sogenannten Vier-Phasen-Plan – andere sagen:
Vier-Phrasen-Plan –

(Heiterkeit bei der SPD)

zur Reduzierung des Salzgehaltes in Werra und Weser mit
dem ehrgeizigen Zielzeitpunkt 2060 haben diejenigen, die
ihn vorgelegt haben, wenig Lob, aber viel Tadel geerntet.
Nun folgt ein – aus grüner Sicht – vermeintlicher Befrei-
ungsschlag. Schnell wurde aber klar: Außer heißer Luft hat
dieser Bewirtschaftungsplan nichts zu bieten,

(Beifall bei der SPD)

denn weder den Menschen an Werra und Weser, die sich
berechtigterweise Sorgen um die Qualität des Wassers ma-
chen, noch den Menschen, die bei K+S arbeiten, und ihren
Angehörigen haben Sie mit diesem Bewirtschaftungsplan
ihre Sorgen nehmen können.

Meine Damen und Herren, ich erinnere noch einmal daran:
Bei K+S und den Zulieferbetrieben finden über 7.000
Menschen in der Region einen Arbeitsplatz.

Was jetzt als grüne Beruhigungspille gedacht war, entlarv-
te sich schnell als Placebo.
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(Beifall bei der SPD)

Es ist wie im Märchen: Fünf grüne Umweltminister heben
den Zauberstab, und wie durch Zauberhand wird an zwei
repräsentativen Messstellen der Zielwert für Chlorid bis
2027 halbiert. Meine Damen und Herren, noch bei der
Vorlage des Vier-Phasen-Planes im vorigen Jahr wurde
von der Erreichung des Zielwertes erst ab 2060 gespro-
chen.

(Günter Rudolph (SPD): So schnell kann es gehen!)

Leider ist es nicht wie bei Bibi Blocksberg: Die grüne Zau-
berfee Priska sagt „Hex, hex!“, und schon ist alles gut, der
Zielwert wird 33 Jahre früher erreicht. – Das funktioniert
so nicht.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Mit welchen Maßnahmen dieser Wert erreicht werden soll,
darüber findet man in dem Bewirtschaftungsplan nichts.
Da ist man großzügig. Die Länder geben keine fixen Maß-
nahmenkombinationen vor, denn die Entscheidung über
die Kombination der Maßnahmen liegt beim Unternehmen
K+S. Meine Damen und Herren, bei uns in Kassel – aber
auch woanders – sagt man in solchen Fällen: Da machen
Sie sich einen ganz schön schlanken Fuß.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Die Reaktion von K+S erfolgte prompt: Für den Zeitraum
2021 bis 2027 zeigen die jetzt vorgelegten Bewirt-
schaftungspläne Zielsetzungen und Werte auf, zu deren Er-
reichung es aus heutiger Sicht keine konkreten und mach-
baren Maßnahmen gibt. – Es bleibt also bei diesen aus-
schließlich politischen Zielsetzungen. Deshalb ist derzeit
offen, ob und wie sie erreicht werden können.

Meine Damen und Herren, Sie mögen selbst beurteilen,
wie verbindlich die Zielsetzungen sind und was dieser Be-
wirtschaftungsplan eigentlich wert ist. Die Sozialdemokra-
ten haben drei Tage nach Veröffentlichung des Bewirt-
schaftungsplans das Gespräch mit den Betriebsräten bei
K+S gesucht. Ich kann Ihnen sagen: Die Stimmung war al-
les andere als rosig. Die Betriebsräte haben gesagt: Dieser
Bewirtschaftungsplan hilft uns überhaupt nichts; das hat
die Sorgen der Beschäftigten und ihrer Familien eher noch
vergrößert.

(Beifall bei der SPD)

So richtig spannend wird es aber, wenn man sich die ein-
zelnen Pressemitteilungen der grünen Umweltministerin
genau durchliest.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Jetzt wird es lus-
tig!)

In den Überschriften ist von „erfolgreichen Verhandlun-
gen“ und von einem „gemeinsamen Bewirtschaftungsplan“
die Rede. So können wir in der Pressemitteilung der hessi-
schen Umweltministerin lesen:

Ich halte den jetzt vorliegenden Konsens … für be-
sonders wichtig.

Konsens? So sieht der Konsens aus: Hessen hält ausdrück-
lich an dem Vier-Phasen-Plan fest, der als wesentlichen
Baustein die weitere Versenkung vorsieht. Dagegen spricht
sich Thüringen im Konsens gegen die weitere Versenkung
aus.

(Heiterkeit bei der SPD)

So die Thüringer Umweltministerin Anja Siegesmund:

Damit ist aus Thüringer Sicht eine weitere Versen-
kung nach dem Herbst 2015 eindeutig abzulehnen.

(Timon Gremmels (SPD): Hört, hört! – Weitere Zu-
rufe von der SPD)

Hessen, Thüringen und Nordrhein-Westfalen sehen hohe
Potenziale in einer Pipeline. Ob sie bis zur Oberweser oder
bis zur Nordsee geht – all das bleibt offen. Niedersachsen
hat sich bereits gegen eine Pipeline ausgesprochen. So
sieht ein Konsens nach Art der grünen Umweltminister
aus.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Die Betriebsräte von K+S haben berechtigte Sorgen um die
Arbeitsplätze.

Ich komme zum Schluss, indem ich einen Tweet von Kai
Klose von den GRÜNEN zitiere:

Wo Grün regiert, gehts den Fischen besser! Wir las-
sen unsere Flüsse nicht versalzen.

(Demonstrativer Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich kann darauf nur mit einem Zitat antworten:

Fünf grüne Umweltminister – das hält kein Fluss
aus.

Das hat der Vorsitzende der Werra-Weser-Anrainerkonfe-
renz erklärt. Meine Damen und Herren, recht hat er.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der LIN-
KEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Frankenberger. – Das Wort hat
der Abg. Landau, CDU-Fraktion.

Dirk Landau (CDU):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Am
Samstag, dem 21. März, fand eine Demonstration in Gie-
selwerder an der Oberweser statt. Da hat man den Vier-
Phasen-Plan symbolisch zu Grabe getragen und in der We-
ser bestattet. In der Trauerrede sprach man von einem „tot
geborenen Kind“. Dieses sei daran gestorben, dass es keine
Liebe erfahren habe.

Nicht wenige haben darauf gesetzt – es ist angesprochen
worden –, dass der Vier-Phasen-Plan der Hessischen Lan-
desregierung zur Lösung der Salzabwasserproblematik des
osthessischen Kalireviers zum Scheitern verurteilt ist und
nicht weiterverfolgt wird. Doch einmal mehr trifft zu: Tot-
gesagte leben länger. Drei Monate lang wurde im Weserrat
um eine gemeinsame und nachhaltige Position gerungen.
Viele Vorbehalte gegen die hessische Position wurden for-
muliert, ja sogar Widerstand wurde signalisiert.

Jedes der anderen sechs einbezogenen Bundesländer sah
die Lösung der Salzfrachtbelastung in Werra und Weser
von seiner landesspezifischen Warte aus. Ich erinnere dar-
an, dass Nordrhein-Westfalen einer der glühendsten Befür-
worter der Nordseepipeline war, während gleichzeitig die
ebenfalls sozialdemokratisch geführte Regierung in Han-
nover diese kategorisch abgelehnt hat. Sie sehen allein dar-
an, wie unterschiedlich die Positionen waren.
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Um auf den Weserrat zurückzukommen: Die hessischen
Vertreter mit Umweltministerin Hinz an der Spitze leiste-
ten im Weserrat eine hervorragende Überzeugungs- und
Vermittlungsarbeit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

So wurde erreicht, dass unser Vier-Phasen-Plan von den
anderen Bundesländern als Möglichkeit zum Zusammen-
bringen von Ökologie und Ökonomie anerkannt wurde, ja,
dass man sogar von einem „wesentlichen Baustein“ für ei-
ne künftige Lösung sprach. Aus Zerstrittenheit wurde ein
Konsens, und ich kann nur sagen: Chapeau, Frau Hinz!

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich will noch einmal auf Gieselwerder an der Oberweser
zurückkommen. Wenn auch verständlicherweise an der
Oberweser Überlegungen bezüglich einer kurzen Pipeline
dorthin nicht auf große Zuneigung stoßen – ich will jetzt
nicht von „Liebe“ sprechen – und spätestens bei der Er-
wähnung damit einhergehender Stapelbecken zu einer
massiven Ablehnung führen, so ist doch dieser Entsor-
gungsweg von Kaliabwässern, der nun mit einem Prü-
fungsvermerk Einzug in den Bewirtschaftungsplan gehal-
ten hat, keine Frage der Liebe, wie es beim Beerdigungsakt
vorgetragen wurde, sondern eher eine der ökoeffizienten
Betrachtung und anderer sachlicher Überlegungen.

Neben dieser Oberweserpipeline werden in den Bewirt-
schaftungsplan als Optionen zur Erreichung der vereinbar-
ten Zielwerte auch Abdeckung der Halden, optimiertes
Haldenmanagement, Reduzierung der Produktionsabwäs-
ser durch Inbetriebnahme einer Kainit-Kristallisations-Flo-
tationsanlage, Versatz von Reststoffen unter Tage und
auch Eindampfung aufgeführt. Das ist das ganze Portfolio
an möglichen Lösungen, das wir schon immer hatten.

Man hat Folgendes gemacht: Man hat sich nicht wie der
runde Tisch am Ende auf eine einzige Lösung fokussiert,
nämlich auf die Einleitung der Abwässer in die Nordsee
durch eine Pipeline, sondern man hat bewusst darauf ver-
zichtet, sich für bestimmte Maßnahmen auszusprechen.
Vielmehr wird in Befolgung einer marktwirtschaftlichen
Umweltpolitik nach Klaus Töpfer – vielen noch bekannt –
keine Technologie vorgegeben, sondern es soll durch die
Festsetzung von Grenzwerten ein Markt für innovative
Umwelttechnik geschaffen werden.

Dies mag das Unternehmen in seiner Pressemitteilung vom
17. März – irgendjemand hat das schon zitiert – noch als
„politische Zielsetzung“ ohne Unterbau bemängeln. Aber
ich bin mir sicher, dass K+S bei einem ernsthaften Interes-
se an einer fortgesetzten und uneingeschränkten Produkti-
on schnell Aktivitäten zur Erreichung der Zielwerte ent-
wickeln wird. Um das zu wissen, kenne ich das Unterneh-
men inzwischen gut genug.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Man muss sich nur einmal anschauen, was inzwischen al-
les möglich ist: das, was wir vor wenigen Jahren noch gar
nicht kannten, und das, von dem wir gesagt haben, dass es
nicht umsetzbar ist. Inzwischen wird es angewandt, oder es
ist auf dem Weg, angewandt zu werden.

Man kann auch sagen, dass mit dem Verzicht der Länder
auf eine – ich zitiere aus der Thüringer Pressemitteilung –

„fixe Maßnahmenkombination“ die Erreichung über die
ökonomisch beste Kombination von Maßnahmen, bei de-
nen die ökologischen Vorgaben der EU-Wasserrahmen-
richtlinie eingehalten werden, beim Unternehmen liegt und
das Verursacherprinzip somit indirekt zum Tragen kommt.
Ich freue mich – ich denke, das ist in zweierlei Hinsicht
das richtige Signal –, dass nunmehr niedrigere Grenzwerte
zu einem früheren Zeitpunkt vereinbart worden sind. Ich
freue mich deshalb, weil es ein deutliches Signal an die
Menschen ist, die an Werra und Weser leben; denn hier
wird ihren Sorgen und ihrer Auffassung Rechnung getra-
gen, dass ein schmutziger Fluss nichts mehr mit einer Um-
weltpolitik des 21. Jahrhunderts zu tun hat. Aber ich freue
mich auch, weil damit auf das Unternehmen ein neuer
Druck ausgeübt wird, tätig zu werden und Aktivitäten zu
entwickeln, um die Grenzwerte einzuhalten.

Lassen Sie mich einen weiteren Satz in Richtung Unter-
nehmen sagen. Dieser Bewirtschaftungsplan hat eine Lauf-
zeit bis 2021.

Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Landau, bitte einen kurzen Satz.

Dirk Landau (CDU):

Ein kurzer Satz. – Ich kann das Unternehmen nur auffor-
dern, das nicht als Leinegeben zu verstehen, sondern es als
die letzte Chance zu begreifen, auch in Zukunft die Pro-
duktion uneingeschränkt aufrechtzuerhalten. Wenn das
Unternehmen nicht das liefert, wozu es jetzt verpflichtet
ist, haben wir in der Tat eine sehr ernst zu nehmende Frage
für das Kalirevier. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank. – Das Wort hat der Abg. Lenders, FDP-Frak-
tion.

Jürgen Lenders (FDP):

Herr Präsident, meine Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich muss sagen, dass uns von der FDP
dieses Thema in der Tat viel zu wichtig ist, als dass wir
hier einen Klamauk daraus machen wollen. Kollege Fran-
kenberger, ich glaube, man kann das nur in der Art und
Weise darbieten, wie Sie es eben gemacht haben, wenn
man nicht permanent mit dem Thema beschäftigt ist.

(Beifall bei der FDP – Uwe Frankenberger (SPD):
Oh!)

Sie sind ein Kollege, den ich ansonsten sehr schätze. Aber
das Thema K+S mit der Facette der Versenkung von Ab-
fällen ist einfach zu wichtig. Es geht hier immerhin um
7.000 Arbeitsplätze. Das ist erwähnt worden.

(Beifall bei der FDP)

Dieses Unternehmen braucht Investitionssicherheit, um die
7.000 Arbeitsplätze zu sichern, die mittelbar und unmittel-
bar daran hängen. Sonst kommt nämlich irgendwann der
Eigentümer auf die Idee, zu sagen: Was willst du dafür in-
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vestieren? Wie viel Geld willst du in die Hand nehmen, um
die Entsorgung zu bewerkstelligen? Ich glaube, es geht
noch; lasst uns lieber die Bude zumachen, das ist für uns
am Ende günstiger. – Das darf nicht passieren.

Die Frau Staatsministerin hat gesagt, das sei im Interesse
auch des Landes. Das ist gut. Dann müssen wir aber auch
sehen, wie man diese Zielsetzung erreichen kann, dass Kali
+ Salz ein Interesse daran hat, seine Investitionen vorzu-
nehmen. Ich glaube, dass der Vier-Phasen-Plan in der Tat
gute Ansatzpunkte hat – Ansatzpunkte, die von Vorgänge-
rinnen in dem Amt der Frau Staatsministerin immer weg-
genuschelt wurden. Dazu gehört z. B. die Haldenab-
deckung. Ich bin froh, dass die Haldenabdeckung endlich
angegangen wird. Es gehört aber auch zur Ehrlichkeit, dass
in der Tat die Frage geklärt wird, wie der Einleitungswert
von 300 mg/l Chlorid bis 2027, der jetzt im Konsens ver-
einbart ist, an einem neuen Messpunkt Höxter eingehalten
werden soll. Die Frage ist nicht beantwortet.

(Beifall bei der FDP – Zurufe der Abg. Uwe Fran-
kenberger (SPD) und Florian Rentsch (FDP))

Genau das ist die Unsicherheit: wie diese ambitionierten
Ziele für den Zeitraum von 2021 bis 2027 erreicht werden
sollen. Dazu sagt der Vier-Phasen-Plan nichts. Darin wird
bis 2021 gedacht. Das kann man machen. Aber der nächste
Schritt fehlt, wenn man die Messwerte in dem Bewirt-
schaftungsplan mit einer gezielten Aussicht auf das Jahr
2027 neu festschreiben will. Dazu muss man dann auch
Antworten liefern. Da tut die Landesregierung in der Tat
zu wenig.

(Beifall bei der FDP)

Ich glaube, das Problem, das uns in der Region im Kalire-
vier am vordringlichsten umtreiben sollte, ist die Versen-
kung. Es gibt viele, die es ähnlich sehen, dass die alte Lan-
desregierung einmal gesagt hat: bis 2015, dann ist Schluss.
Wenn wir mit der Versenkerlaubnis über das Jahr 2015
hinausgehen, müssen wir den Menschen aber auch sagen,
wie wir vermeiden können, diese Versenkung dann noch
weiter vorzunehmen. Ich halte es ein bisschen für Augen-
wischerei, wenn wir den Menschen vormachen, wir könn-
ten an einem Messpunkt bei Höxter einen Wert von 300
mg/l Chlorid erreichen.

Für die Freien Demokraten kann ich sagen: Uns wäre es
lieber, wir wären flexibler, was die Einleitungswerte anbe-
langt, und würden – angesichts der ambitionierten Ziele,
bei denen wir überhaupt keine Erklärung bekommen ha-
ben, wie diese technisch umgesetzt werden sollen – dafür
früher aus der Versenkung aussteigen, die nun wirklich ein
Problem darstellt.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Timon Gremmels
(SPD))

Wir wissen, dass die Nordseepipeline genau deswegen
nicht machbar ist, weil diese Versenkungen über die ver-
gangenen Jahre hinweg dazu geführt haben, dass wir diffu-
se Einträge haben.

(Zuruf des Abg. Holger Bellino (CDU))

Das zeigt die Anfrage von CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN an die Landesregierung. Die Landesregierung
sagt hier ganz eindeutig: Das macht die Nordseepipeline,
ein wünschenswertes Projekt, im Grunde zunichte. Da-
durch ist es wirtschaftlich nicht mehr sinnvoll, sie weiter
als Ziel zu verfolgen.

(Beifall bei der FDP)

Wir sollten sehr schnell sehr konsequent aus der Versen-
kung aussteigen, dabei Planungssicherheit für das Unter-
nehmen und die Sicherung der Arbeitsplätze schaffen, und
zwar bis in einen Zeitraum nach 2021 hinein. Das wäre
nachhaltige Wirtschaftspolitik. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Lenders. – Das Wort hat Frau Abg.
Schott, Fraktion DIE LINKE.

Marjana Schott (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es gehört schon
eine gehörige Portion Realitätsverleugnung dazu, sich hier
für ein angeblich detailliertes Maßnahmenprogramm zu lo-
ben, das keine realistischen Maßnahmen enthält und nicht
die geringste Lösung der anstehenden Probleme aufzeigt.

(Beifall bei der LINKEN)

Was Sie als Maßnahmenprogramm vorlegen, ist nach Ihren
eigenen Worten die erste Phase des Vier-Phasen-Plans.
Wir haben schon gehört, die Nordhessen nennen das „Vier-
Phrasen-Plan“. Dieser Plan war in seiner Gesamtheit in der
Weser-Ministerkonferenz nicht durchsetzbar. Jetzt haben
Sie nach dem Vogel-Strauß-Prinzip einfach nur den ersten
Teil davon beschlossen.

Ich will noch einmal aufzeigen, was sich dahinter verbirgt.
K+S errichtet am Standort Hattorf eine Kainit-Kristallisati-
ons-Flotationsanlage, die die bisher geplante Lösungstief-
kühlung ersetzen wird. Mit dieser technischen Neuerung
soll die Menge des Produktionsabwassers um ungefähr 1,5
Millionen m3 im Jahr verringert werden. Das ist der beste
Teil des ganzen Plans. Dann bleiben aber immer noch 2 bis
3 Millionen m3 pro Jahr.

Zur künftigen Entlastung der Werra plant und baut K+S ei-
ne Ergänzungsleitung an die Oberweser – man sollte auf
der Karte einmal genau schauen, wo die Oberweser ist –
sowie Stapelbecken mit 750.000 m3 Fassungsvermögen.
Die Fernleitung soll Ende 2021 in Betrieb gehen. K+S er-
wartet natürlich Planungssicherheit für die Realisierung.
Das ist verständlich. Der Widerstand gegen die Stapel-
becken ist jetzt schon groß und wird mit jedem Schritt in
Richtung Realisierung größer.

Es ist beabsichtigt, K+S eine neue Versenkerlaubnis bis
Ende 2021 zu erteilen. Voraussetzung hierfür soll die Un-
bedenklichkeit der Einleitung für Grund- und Trinkwasser
sein. Wir wissen alle, dass das dafür vorgesehene 3-D-Mo-
dell gescheitert ist. Die Europäische Kommission lässt in
ihrem Schreiben aus diesem Monat überhaupt keinen
Zweifel daran, dass das Grundwasser durch die Versen-
kung bereits belastet ist, während uns die Umweltministe-
rin immer noch glauben machen will, dass, wenn es auch
nur die Gefahr der Belastung gäbe, die Versenkung ge-
stoppt werden müsste. Frau Ministerin, das HLUG hat Ih-
nen gesagt, dass das Grundwasser belastet ist, Ihr Gutach-
ter sagt das Gleiche, die Uni Leipzig hat nichts anderes ge-
sagt, und nun auch noch die EU. Wann werden Sie Ihren
kindischen Trotzkopf aufgeben und erkennen, dass es nun
schon fünf nach zwölf ist?
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(Beifall bei der LINKEN – Zurufe von der CDU und
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Na, na, na!)

Sie wollen die Erprobung von Verfahren zur Haldenab-
deckung und wissen, dass es solche gangbaren Verfahren
nicht gibt. Sie legen fest, dass bei der Haldenerweiterung
abgedichtet werden muss.

(Zurufe von der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das ist die elementarste Grundbedingung für Halden. Sie
verschweigen, dass jede weitere Aufhaldung kontrapro-
duktiv ist; denn jeder Kubikmeter Halde mehr erhöht das
Haldenabwasser. Nur ein Versatz des Abraums verhindert
mehr Abwasser. Sie fordern die Einhaltung des Ver-
schlechterungsverbots. Das ist nichts anderes als die For-
derung, dass geltendes Recht angewendet werden muss.
Das sollte für jedes Unternehmen in diesem Land und erst
recht für die Landesregierung selbstverständlich sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie bleiben im Unkonkreten und feiern sich dafür, dass die
überwiegend grünen Umweltminister sich darauf geeinigt
haben, so zu tun, als wären die Probleme im Jahr 2021 an-
dere als heute und leichter lösbar. Nichts von alledem
stimmt. Die Europäische Kommission wird sich auf dieses
Spiel nicht einlassen. Sie sprechen immer wieder davon,
dass aufgrund diffuser Einträge Werra und Weser ohnehin
kurzfristig keinen guten ökologischen Zustand erreichen
können. Dabei reklamiert die Europäische Kommission be-
reits jetzt, dass die deutschen Behörden keine Maßnahmen
nennen, die geeignet sind, um die diffusen Belastungen der
Oberflächengewässer durch das verschmutzte Grundwas-
ser zu reduzieren. Die Kommission geht noch weiter und
sagt, obwohl das Grundwasser aufgrund der Versenkung
noch über Jahrzehnte mit Salz belastet sein mag, sind Maß-
nahmen denkbar, um die Flüsse besser vor diffusen Einträ-
gen aus dem Grundwasser zu schützen.

Frau Ministerin, Sie gefährden die Flüsse, Sie gefährden
das Grundwasser, Sie gefährden die Gesundheit der Men-
schen in der Kaliregion, und Sie gefährden die Arbeitsplät-
ze. Geben Sie diese Politik des fröhlichen Reigens mit
K+S zugunsten klarer Linien auf, an die sich das Unterneh-
men zu halten hat. Lassen Sie sich nicht erpressen.

(Beifall bei der LINKEN)

Je länger K+S so weiterwursteln darf, umso weniger loh-
nen sich, betriebswirtschaftlich gesehen, große Investitio-
nen. Am Ende stehen die Kalikumpel ohne Arbeit und die
öffentliche Hand mit Abfallmengen für eine tausendjährige
Entsorgung da. Wollen Sie das wirklich verantworten, Frau
Ministerin? Schaffen Sie jetzt Klarheit.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Schott. – Die Formulierung
„kindlicher Trotzkopf“ ist nicht so schlimm. Das ist mehr
in der Art und Weise wie Bibi Blocksberg. Wir müssen uns
hier nicht wegen allem erregen. Da sich die Ministerin
selbst nicht darüber erregt, sagen wir: „Hex, hex!“ – Die
Staatsministerin Hinz hat das Wort.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es gibt schlim-
mere Vorwürfe, finde ich. Auf jeden Fall möchte ich zu-
nächst einmal feststellen, dass das Thema nicht fröhlich ist,

(Zuruf des Abg. Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD))

die Beschäftigung mit dem Thema nicht fröhlich ist. Viel-
mehr bringe ich eher schwierige Stunden damit zu, mit
K+S zu verhandeln. Ich will auch nicht verhehlen, dass es
nicht besonders fröhlich war, mit meinen Kolleginnen und
Kollegen in der Flussgebietsgemeinschaft zu einer Eini-
gung zu kommen.

Aber ich halte die Tatsache, dass wir uns geeinigt haben,
doch für außergewöhnlich gut.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf des Abg. Timon Gremmels
(SPD))

Wir waren erfolgreich, trotz aller Unkenrufe. Ich darf dar-
an erinnern, dass noch um die Jahreswende – von den LIN-
KEN sowieso, aber auch von der SPD – immer warnende
Stimmen kamen und gefragt wurde, ob man denn in der
Flussgebietsgemeinschaft zu einer Einigung kommen und
Hessen am Ende nicht allein dastehe werde.

(Marjana Schott (DIE LINKE): Sie haben keine Ah-
nung!)

Dazu muss ich doch sagen: Wir haben jetzt ein ganzes
Stück des Weges geschafft.

(Timon Gremmels (SPD): Formelkompromiss!)

Das bedeutet, dass wir gegenüber der EU gemeinsam auf-
treten und deutlich machen können, dass wir den Bewirt-
schaftungsplan von 2015 bis 2021 mit diesen Werten nicht
nur beschlossen haben, sondern auch mit konkreten Maß-
nahmen hinterlegt haben. Das wurde jetzt vor allen Dingen
von der EU eingefordert, weil es um die zweite Bewirt-
schaftungsperiode geht.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Maßnahmen, die für die zweite Bewirtschaftungsperi-
ode hinterlegt sind, sind genau die Maßnahmen des Vier-
Phasen-Plans. Daher weiß ich gar nicht, warum hier einige
sagen: „Das ist alles nichts, und der steht nicht mehr im
Raum“. Auf der Grundlage des Vier-Phasen-Plans ist ent-
schieden worden, was jetzt in der FGG für die zweite Be-
wirtschaftungsperiode beschlossen wurde. Das ist ein Er-
folg, finde ich.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben jetzt für Gerstungen sogar noch zu besseren
Werten angehalten, die im Jahr 2021 realistisch eingehal-
ten werden können, weil bereits Pilotverfahren begonnen
wurden, was die Haldenabdeckung angeht.

Über das Jahr 2021 hinaus – das will ich deutlich sagen –
sind für die Zielerreichung im Jahre 2027 natürlich mehre-
re Optionen möglich. Diese Maßnahmenoptionen muss
K+S jetzt prüfen. Die FGG mischt sich nicht in unterneh-
merische Entscheidungen ein. Das ist völlig klar. Sie müs-
sen aber alle geprüft werden, und wir werden K+S auch
nicht auslassen, damit diese Optionen geprüft werden. Nur
derjenige, der den Bewirtschaftungsplan in der Prognose
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genau liest, sieht, dass diese Prüfungen auf dem aufsetzen,
was wir für den Vier-Phasen-Plan als Alternativprüfung
bereits erstellt haben. Deswegen werden am Ende des Ta-
ges, ab 2021, diese Entscheidungen getroffen werden müs-
sen: Was ist realistisch erreichbar? Was ist technisch um-
setzbar? Was ist zumutbar, und was ist verhältnismäßig? –
Dazu sage ich Ihnen schon jetzt: Es wird der optimierte
Vier-Phasen-Plan sein, weil das die realistischste Variante
aller Varianten ist, die in diesem Bewirtschaftungsplan
überhaupt drinsteht.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ein Wünsch-dir-was hilft nicht.
Das sage ich Ihnen noch einmal ganz deutlich. Es gibt ver-
schiedene Optionen. Diese müssen natürlich noch einmal
geprüft werden, und K+S muss, nicht nur gegenüber Hes-
sen und dem runden Tisch, sondern auch gegenüber der
FGG, noch einmal deutlich machen, was geht, was nicht
geht und was auf welcher Grundlage geht. Wer aber noch
immer darauf setzt, dass man im Jahre 2021 und in den fol-
genden Jahren überlegen kann, ob man Einlassmöglichkei-
ten schaffen kann, die vielleicht ab 2026 oder 2027 greifen,
wird nie einen guten Zustand erreichen, weder im Jahr
2027, im Jahr 2030 noch im Jahre 2033. Das ist doch je-
dem schon jetzt klar, und das muss auch jedem klar sein.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wichtig ist, dass in dem Maßnahmenprogramm steht, dass
das Land Hessen in Abstimmung mit dem Unternehmen
einen konkreten Maßnahmen- und Zeitplan vorlegt, aus
dem die Planung, die Genehmigung und die bauliche Um-
setzung hervorgehen. Das heißt: Das Land Hessen hat hier
die Verantwortung und nimmt K+S natürlich mit in die
Verantwortung, was die Genehmigungsvoraussetzungen
angeht. K+S kann sich nicht, um das noch einmal deutlich
zu sagen, darauf ausruhen, dass man mit einem Land Eck-
punkte verabredet, sondern K+S muss Genehmigungsvor-
aussetzungen erfüllen. Für eine Versenkerlaubnis muss
jetzt das 3-D-Modell fertiggestellt werden. Das wird im
April auch dem Umweltausschuss vorgestellt, und natür-
lich müssen weitere Genehmigungen und Pilotversuche in
Richtung Haldenmanagement erstellt werden. Das ist doch
alles völlig klar, und da lassen wir K+S nicht aus. Was
aber nicht geht, meine Damen und Herren von der SPD –
das will ich an dieser Stelle noch einmal sagen –, ist,

(Zuruf von der CDU: Sehr gut!)

dass Sie grundsätzlich sagen, Sie unterstützten, dass man
in Werra und Weser Verbesserungen bekomme, Ihre Posi-
tion aber je nachdem, ob Herr Warnecke, Herr Gremmels
oder Herr Frankenberger redet, völlig unterschiedlich ist.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Staatsministerin, Sie denken an die Redezeit?

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Ja, ich denke an die Redezeit. – Lesen Sie einmal in den
Protokollen des Umweltausschusses nach, was Herr War-
necke in der letzten Sitzung gesagt hat.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Die Reden passen
immer noch besser zusammen als Ihre Pressemel-
dungen! – Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen des
Präsidenten)

Manchmal ist der Weg von Kassel nach Wiesbaden an-
scheinend so weit, dass sich auch in Reden zum selben
Thema die Gewichte verschieben, wie ich gehört habe. Das
ist dann auch ein bisschen erstaunlich. Ich würde mich
freuen, wenn wir bei dem Thema weiterhin eng zusam-
menblieben. Nur wenn wir in Hessen gegenüber dem Un-
ternehmen eng zusammenbleiben, dann wird auch das Un-
ternehmen seine Verpflichtungen wahrnehmen, und zwar
in Verantwortung für die eigenen Arbeitsplätze und die
ökologischen Erfordernisse. Wir unterstützen das Unter-
nehmen gern. Aber das Unternehmen muss auch wissen,
wer den Rahmen setzt. Dass der Rahmen gesetzt ist, sehen
Sie am Bewirtschaftungsplan. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Ministerin – Damit ist die Aktuelle
Stunde beendet.

Ich teile Ihnen noch mit, dass ein Dringlicher Antrag der
Fraktion DIE LINKE betreffend soziale Berufe in Hessen
aufwerten, Drucks. 19/1789, verteilt wurde. Die Dringlich-
keit wird bejaht? – Dann wird er Tagesordnungspunkt 62
und kann nach Tagesordnungspunkt 52, der Aktuellen
Stunde, aufgerufen und, falls niemand widerspricht, an den
entsprechenden Ausschuss überwiesen werden.

Dann rufe ich Tagesordnungspunkt 51 auf:

Antrag der Fraktion der CDU betreffend eine Aktuelle
Stunde (Erweiterter Hessischer Gesundheitspakt –
wichtiger Impuls für eine gute flächendeckende medizi-
nische und pflegerische Versorgung in Hessen)
– Drucks. 19/1762 –

Es beginnt Herr Abg. Dr. Bartelt, CDU-Fraktion.

Dr. Ralf-Norbert Bartelt (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die medizinische Versorgung muss für alle, unabhängig
vom Wohnort, gut zugänglich sein. Der zweite Pakt zur Si-
cherstellung der Versorgung ist hierfür ein wichtiger Im-
puls. Wir danken allen Beteiligten und unserem Gesund-
heitsminister für die Weiterentwicklung dieses wichtigen
Gesundheitspaktes.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Schon der erste Pakt 2012 hat die ambulante Versorgung
im ländlichen Raum nachhaltig verbessert. 50 Praxisstand-
orte wurden erhalten oder neu geschaffen. Die Starthilfe
betrug bis zu 50.000 €, die Förderung betrug insgesamt 1,5
Millionen €. Wenn eine hausärztliche Praxis pro Quartal
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1.000 Patienten betreut und jeder zweite Patient die Praxis
mehrmals im Jahr besuchte, haben bereits 100.000 Men-
schen von dieser Förderung profitiert.

(Holger Bellino (CDU): Hört, hört!)

Vor dem Gesundheitspakt gab es nach Angaben der Kas-
senärztlichen Vereinigung in einem Kreis sechs benachbar-
te Gemeinden ohne Arztsitz. Diese extreme Mangelversor-
gung konnte bereits behoben werden. Aber wir sind damit
nicht zufrieden; es besteht weiterer Handlungsbedarf.

Daher wird der Gesundheitspakt bis 2018 fortgesetzt und
inhaltlich weiterentwickelt. Es wurden neue Partner gefun-
den; insgesamt stehen 4 Millionen € zur Verfügung.

Worin bestehen nun die Neuerungen? Die Nachwuchsme-
diziner werden für eine ärztliche Tätigkeit auf dem Land
motiviert. In der Famulatur erhalten sie vom Land 600 €
monatlich, wenn sie in der Landarztpraxis absolviert wird.
Hier entsteht der erste Kontakt zwischen den Studierenden
und den Patienten. Insofern ist dies auch prägend.

Die Institute für Allgemeinmedizin erhalten weiterhin Mit-
tel, damit der Pflichtkurs interessant und qualifiziert abge-
halten werden kann. Die KV unterstützt die Studierenden
im Praktischen Jahr mit ebenfalls 600 € pro Monat, wenn
sie das Wahlfach Allgemeinpraxis oder Kinderarztpraxis
auf dem Land ableisten. So wird die kommende Medizi-
nergeneration an eine ärztliche Tätigkeit auf dem Land
herangeführt.

Die zweite wesentliche Weiterentwicklung des Gesund-
heitspakts besteht in der Einbeziehung weiterer Partner.
Die Mitwirkung der ambulanten Pflege und der Träger von
Betreuungseinrichtungen für alte Menschen trägt dem de-
mografischen Wandel Rechnung und würdigt insbesondere
die interdisziplinäre Zusammenarbeit von medizinischen,
pflegerischen und psychosozialen Dienstleistungen am
Menschen. Die Bedeutung der wohnortnahen Versorgung
mit Medikamenten wird durch die Aufnahme der Apothe-
ker dokumentiert.

Kernpunkt bleibt die finanzielle Unterstützung von Praxis-
neugründungen in mangelversorgten Gebieten. Nach Rege-
lung der Antragsverfahren und Prüfung, inwieweit das
Versorgungsstärkungsgesetz des Bundes hierbei berück-
sichtigt werden muss, sind die Paktpartner auf einem guten
Wege, dass noch in diesem Jahr wieder Gelder zur Ansied-
lungsförderung fließen werden.

Es besteht darüber hinaus auch ein inhaltlicher Zusammen-
hang zwischen dem Hessischen Gesundheitspakt und dem
im parlamentarischen Gang befindlichen Versorgungsstär-
kungsgesetz. Wir werden die Unterversorgung im ländli-
chen Raum beheben. Das Versorgungsstärkungsgesetz re-
gelt den Abbau von Überversorgung, wenn die Vertreter
der Ärzteschaft dem vor Ort zustimmen und die Qualität
der Versorgung erhalten bleibt.

Es ist erfreulich, dass im Gesundheitspakt auch die Kas-
senärztliche Vereinigung die Auswirkungen des Versor-
gungsstärkungsgesetzes beobachten und bewerten will –
wohlgemerkt, in dieser Reihenfolge. Die Äußerung der KV
gestern in der „FAZ“, dass das Bundesgesetz die Versor-
gung beeinträchtige, bedarf der Korrektur.

Das Bundesgesetz reduziert nicht die Zahl der Praxisstand-
orte. Es leistet einen Beitrag zum Ausgleich der Über- und
Unterversorgung. Das Gesetz wird im Bundesrat verbes-
sert, vor allem durch hessische Initiativen. Gesundheits-

pakt und Versorgungsstärkungsgesetz werden sich positiv
ergänzen.

Die Landesregierung und die sie tragenden Fraktionen
werden durch den Gesundheitspakt dafür sorgen, dass eine
hoch qualifizierte, zugewandte, wohnortnahe ambulante
Medizin auch den Menschen im ländlichen Raum angebo-
ten werden kann. – Besten Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Kollege Dr. Bartelt. – Nächster Redner, Kol-
lege Bocklet, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wir GRÜNE finden, wie mein Vorredner von der CDU
schon gesagt hat, den Gesundheitspakt einen wichtigen
und richtigen Schritt für eine gute Gesundheitsversorgung
im Land Hessen. Ich möchte einige Eckdaten nennen. Un-
ter den elf Partnern, mit denen dieser Gesundheitspakt ab-
geschlossen worden ist, sind vier neue Partner.

In sechs Themenblöcken werden 28 Maßnahmenpunkte
behandelt. Bei den sechs Themenblöcken handelt es sich
um die Initiative zur Stärkung von sektorenübergreifenden
Kooperationen, um die Sicherung der ärztlichen und phar-
mazeutischen Versorgung, um den Ausbau von E-Health
und telemedizinischen Strukturen in Hessen, um die zu-
kunftsfähige Gestaltung der Pflege, um die Gestaltung ei-
ner Willkommens- und Anerkennungskultur, um die ge-
sundheits- und pflegerische Versorgung für Menschen mit
Migrationshintergrund und schließlich um das Gesund-
heits- und Pflegesystem für Menschen mit Behinderungen.
Mit diesen 28 Maßnahmenpunkten werden insgesamt
4 Millionen € ausgeschüttet. Wir finden, dass dieser Ge-
sundheitspakt ein gelungenes Werk ist.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Kollege Dr. Bartelt hat es schon gesagt, wir danken den
Partnern, auch der Landesregierung, die die Fortsetzung
des Gesundheitspakts organisiert hat. Sie nimmt sich auch
erneut der Frage an, wie wir mit den veränderten Lebens-
bedingungen im ländlichen Raum umgehen. Wir wissen,
dass im ländlichen Raum weniger Menschen wohnen wer-
den. Besonders betroffen – das beschreibt der Gesundheits-
pakt selbst auch noch einmal sehr gut – sind drei Kreise,
darunter der Vogelsbergkreis und der Werra-Meißner-
Kreis. Weniger Menschen bedeuten auch weniger Bedarf
an ärztlicher Versorgung. Deshalb ist auch die Attraktivität
für neue Ärzte, sich dort anzusiedeln, geringer. Deswegen
muss die staatliche Versorgungspolitik darauf achten, An-
reize zu schaffen und die ärztliche und gesundheitliche
Versorgung durch kreative Lösungen sicherzustellen. Das
könnte beispielsweise durch medizinische Versorgungs-
zentren oder andere Anreizprogramme geschehen.

Ich finde es auch wichtig, dass endlich das Thema des sek-
torenübergreifenden Fall- und Versorgungsmanagements
angegangen wird. Was heißt das? Die Blöcke der ambulan-
ten Versorgung und der stationären Versorgung werden
stärker miteinander arbeiten. Für die Förderung der regio-
nalen Gesundheitsnetze stellt der Gesundheitspakt 2,2 Mil-
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lionen € zur Verfügung. Das ist eine gute Entscheidung.
Wir müssen mehr dafür tun, dass im ländlichen Raum eine
gute medizinische Versorgung vorherrscht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Es ist alles nicht von oben aufzuoktroyieren. Man kann es
nicht befehlen, dass Menschen sich dort ansiedeln. Natür-
lich stellt sich für Mediziner die Frage, wenn sie mit Fami-
lien dorthin ziehen, ob sie Kinderbetreuungsangebote und
kulturelle Angebote usw. dort vorfinden. All das ist eine
Frage der Attraktivität des ländlichen Raums. Man kann
nicht alles von Wiesbaden aus bestimmen. Wir finden es
völlig richtig, dass bei der Ansiedlung von Ärzten oder der
Übernahme von Landarztsitzen ein abgestuftes System von
Fördermaßnahmen zur Stärkung der hausärztlichen Versor-
gung eingesetzt wird. Das ist ein richtiger Schritt.

Ich möchte ein Highlight hervorheben. Herr Minister, mit
den Stipendien für Medizinstudenten ist Ihnen etwas sehr
Gutes gelungen. Sie können bis zu 600 € im Monat erhal-
ten, damit sie schon während des Studiums die Anreize
und die Schönheiten des ländlichen Raums erfahren. Das
Praktikum wird von den Kassenärztlichen Vereinigungen
finanziert, ebenfalls von 600 € bis zu 2.000 €.

Damit hat man ein gutes Highlight gesetzt, um schon früh-
zeitig darauf hinzuwirken, dass auch im ländlichen Raum
eine gute Arbeitsstruktur vorgefunden werden kann und es
auch ausreichend Bedarf gibt. Somit eröffnet man Medi-
zinstudenten eine Perspektive und schafft Anreize, sich im
ländlichen Raum anzusiedeln.

Ich fasse zusammen. Mit diesem Gesundheitspakt hat die
Hessische Landesregierung gemeinsam mit den elf Part-
nern einen Abschluss erreicht. Das ist ein weiterer Bau-
stein zur Reaktion auf den demografischen Wandel gerade
im ländlichen Raum. Das ist ein richtiger und wichtiger
Schritt für den Erhalt der gesundheitlichen Strukturen und
der medizinischen Versorgung im ländlichen Raum. Wir
finden ihn sehr gelungen und bedanken uns bei allen Betei-
ligten. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Bocklet. – Das Wort hat Herr
Abg. Dr. Spies, SPD Fraktion.

Dr. Thomas Spies (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ohne Zweifel ist es zu begrüßen, dass es in Hessen über-
haupt diesen Gesundheitspakt gibt. Da hört es mit den Be-
grüßungen aber leider auch schon auf.

(Beifall bei der SPD)

Allein die Liste der angekündigten Maßnahmen, die in die-
sem Gesundheitspakt aufgeführt werden, ist ein langes
Verzeichnis dessen, was andere tun. Dabei engagiert sich
die Landesregierung nicht oder allenfalls marginal. Oder es
werden Punkte aufgeführt, die auf den ersten Blick sehr
hübsch klingen, aber, wenn man diese Landesregierung
kennt, einen doch eher mit Sorge erfüllen. Ich nenne nur
das Thema Gesundheitsreport und Versorgungsatlas.

(Michael Boddenberg (CDU): Machen Sie sich kei-
ne Sorgen!)

Das klingt wunderbar. Wir kannten einmal einen solchen
Sozialbericht. Dieser Bericht war ein solches Dokument
des Grauens und des Desinteresses. Das, was zu einem
Versorgungsatlas in Hessen angekündigt ist, ist eher schon
als Drohung zu verstehen.

Denn, meine Damen und Herren, ein Versorgungsatlas be-
steht nicht daraus, dass man aufschreibt, wo es welche
Arztpraxen gibt, sondern man legt ein die Morbidität, den
Krankheitsgrad, die regionalen Bedarfe, Mobilitätsfragen,
Erreichbarkeit usw., also ein die tatsächliche Versorgung
abbildendes Projekt dar. Daran ist allerdings ganz offen-
kundig nicht gedacht.

(Beifall bei der SPD – Vizepräsidentin Heike Haber-
mann übernimmt den Vorsitz.)

Denken wir an die regionalen Gesundheitskonferenzen.
Das klingt wunderbar. Die sind einmal entstanden, indem
man die Krankenhauskonferenzen dann Gesundheitskonfe-
renzen genannt hat. Genauso sind sie auch für den Bereich
der ambulanten Versorgung zuständig. Es gibt sechs Ver-
sorgungskonferenzen für ganz Hessen. Eine kleine Gruppe
von einzelnen Interessenvertretern behandelt doch eher die
Krankenhausversorgung. Gerade die Frage detaillierter re-
gionaler ambulanter Versorgungsplanung kann gar nicht
diskutiert werden, weil eine Versorgungsregion mit 80 bis
100 km Längenausdehnung für die hausärztliche Praxis
völlig ungeeignet ist. Auch an der Stelle tut sich nichts.

Meine Damen und Herren, so könnte man die Liste fortset-
zen, wenn man wollte. In all den Punkten zur Stärkung der
flächendeckenden Versorgung, in denen die Landesregie-
rung selbst gestalterisch tätig werden könnte, bleiben am
Ende ein paar Subventionen für Praxisverkäufe übrig. Das
hatten wir schon. Nein, das ist in seiner Gesamtheit sehr
enttäuschend, wenn man an das Brimborium denkt, mit
dem es angekündigt wurde.

(Beifall bei der SPD)

Tatsächlich gibt es einige Punkte, die ein Fortschritt sind,
z. B. die Förderung des kommunalen Engagements in Fra-
gen der Gesundheitsversorgung. Das fordern wir seit der
Enquetekommission „Demografischer Wandel“. Dass zwei
Legislaturperioden später auch die Landesregierung der Li-
nie folgt, finden wir durchaus bemerkenswert. Das ist, wie
gesagt, ein Zeichen in die richtige Richtung.

Was die Frage der Motivation von Studierenden angeht,
liegen wirklich wegweisende Vorschläge auf dem Tisch.
Sie haben wenig mit der Landesregierung zu tun und viel
damit, was die Fachbereiche Medizin der drei hessischen
Universitäten mit Arztausbildung machen. Es hat etwas da-
mit zu tun, wie sich insbesondere die Allgemeinmedizin
engagiert. Würde die Landesregierung jetzt im Kranken-
hausgesetz die Frage der Weiterbildung, ihre Zuordnung
und die Verpflichtung zur Teilnahme adäquat regeln und
eine Krankenhausplanung machen, in der die Weiterbil-
dung ein Bestandteil ist, dann wäre das Ganze noch viel er-
folgreicher. Aber genau an der Stelle, an der die Landesre-
gierung tätig werden könnte, bleibt es bestenfalls im Wol-
kigen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Eine Vielzahl von Kooperationspartnern engagiert sich in
unterschiedlicher Intensität. Herr Kollege Bartelt hat schon
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auf das nicht immer ganz einfache Verhältnis zur Kassen-
ärztlichen Vereinigung, z. B. bei der Beurteilung des Ab-
baus der Überversorgung, hingewiesen. Ansonsten stellen
wir fest, dass die Kooperationspartner durchaus engagiert
sind. Würde sich die Landesregierung auch mit mehr En-
gagement daranmachen, kämen wir weiter.

Erlauben Sie noch einen letzten Punkt; denn auch in der
Frage „Pflege zukunftsfest gestalten“ wird zu Recht auf
das Problem des Fachkräftemangels eingegangen. Solange
man nicht für ordentliche Arbeitsbedingungen sorgt, wird
der Fachkräftemangel nicht in den Griff zu bekommen
sein, meine Damen und Herren. Deshalb brauchen wir ge-
setzliche Personalmindeststandards für unsere Kranken-
häuser, damit denen, die da arbeiten sollen und die das für
ganz wenig Geld und mit ganz viel Engagement tun, end-
lich Arbeitsbedingungen geboten werden, die ihrer Tätig-
keit angemessen sind. Dann kämen wir weiter. Bis zu einer
wirkungsvollen Förderung der Gesundheitspolitik durch
die Landesregierung ist es auch mit diesem Pakt noch ein
weiter Weg. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank, Kollege Spies. – Als Nächste spricht Kolle-
gin Schott, DIE LINKE.

Marjana Schott (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Es ist erfreu-
lich, dass sich die Landesregierung der gesundheitlichen
Versorgung der Menschen annimmt und ihr einen hohen
Stellenwert beimisst. Dass sie dafür viele Partnerinnen und
Partner ins Boot geholt hat, ist gut; schließlich können wir
nicht von einer guten Versorgung im ganzen Land spre-
chen.

In den ländlichen Regionen fehlen schon jetzt Allgemein-
medizinerinnen und Allgemeinmediziner, Fachärztinnen
und Fachärzte, Kinderärztinnen und -ärzte, insbesondere
der psychiatrischen Art. Ärztinnen und Ärzte, die jetzt ihre
Praxis aufgeben wollen, finden keinen Nachfolger oder
keine Nachfolgerin. In den nächsten zehn Jahren wird
mehr als die Hälfte der Hausärztinnen und -ärzte in den
Ruhestand gehen, und wir sehen nicht, wo der Nachwuchs
herkommen soll. Deshalb ist es gut, die Medizinstudieren-
den zu fördern. Ob sich aber eine Landarztpraxis mit bis zu
14 Stunden Einsatz pro Tag mit 2.400 € im Studium – ein-
malig, nicht ständig – versüßen lässt, da sehe ich eher den
berühmten Tropfen auf dem heißen Stein.

Bei einem Tempo von bisher 50 Ärztinnen und Ärzten, die
in den letzten vier Jahren mit finanziellen Anreizen ange-
nommen wurden, werden wir es nie schaffen, 2.000 Praxen
in zehn Jahren zu besetzen. – Herr Dr. Bartelt, die Anstren-
gung, die es bräuchte, müsste um den Faktor 16 erhöht
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Zuerst einmal sollte der Hausarztberuf aufgewertet werden.
Dies würde helfen, die Überlastung in den Facharztpraxen
zu verringern. Wenn Hausärztinnen und Hausärzte gut aus-
gebildet sind und zusätzliche Qualifikationen haben, bei-
spielweise im Bereich Diabetologie, könnten sie ihrer
Funktion als Lotsen im Gesundheitswesen besser nach-
kommen.

Alle Kliniken sollten in die Ausbildung der Allgemeinme-
dizin einbezogen werden. Der Zugang zum Medizinstudi-
um sollte kein Tabu sein. Beispielweise könnten mehr Stu-
dienplätze an Personen vergeben werden, die Berufserfah-
rung in einem medizinischen Beruf mitbringen und dann
erklären, dass sie in Hessen bleiben wollen.

Sind die besten Schulnoten wirklich die beste Vorausset-
zung dafür, Arzt oder Ärztin zu werden? Junge Ärztinnen
und Ärzte wollen in Teams arbeiten. Sie wollen ein Anstel-
lungsverhältnis, können oft die Ablösesumme für eine Pra-
xis nicht aufbringen. Nicht umsonst werden medizinische
Versorgungszentren immer attraktiver. Deshalb haben wir
überhaupt kein Verständnis dafür, dass in dem Gesund-
heitspakt festgelegt ist, dass es Kommunen nicht möglich
sein soll, Arztsitze aufzukaufen und medizinische Versor-
gungszentren zu gründen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen eine bedarfsgerechte Planung der Gesund-
heitsversorgung. Wir erwarten von der Landesregierung,
dass entscheidende Schritte auf dem Weg zur Entwicklung
der regionalen Gesundheitskonferenzen gegangen werden.
Die Landkreise und kreisfreien Städte sollen in ihrem Ge-
biet die Bedarfsplanung machen. Dann brauchen sie aber
auch die Möglichkeiten, um die notwendigen Maßnahmen
umzusetzen. Hier fehlt es im Pakt nicht nur an Kompeten-
zen und regionalen Strukturen, sondern auch an finanziel-
len Mitteln.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Einrichtung kommunaler Gesundheitszentren, z. B.
aufbauend auf solchen Projekten wie den Gemeinde-
schwestern in Lich, wäre eine sinnvolle Maßnahme auf
dem Land. Aber auch dafür muss man Geld in die Hand
nehmen. Da reichen die 4 Millionen €, die auf vier Jahre
und unzählige Projekte aufgeteilt sind, überhaupt nicht.

Sie geben selbst zu, dass die Fachkraftlücke bei den Alten-
pflegekräften auf insgesamt hohem Niveau bleibt. Viele
Pflegekräfte wollen oder müssen aufgrund der hohen Be-
lastung aus ihrem Beruf aussteigen. Die geringe Anerken-
nung und Bezahlung tut ein Übriges. Hier ist ebenfalls eine
Aufwertungskampagne notwendig. Nicht ohne Grund le-
gen sich in vielen Städten Pflegekräfte auf den Boden und
zeigen so, wo die Pflege heute steht bzw. liegt. Da muss et-
was passieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Arbeitsdruck, der bei den Pflegenden herrscht, wird
ohne Mindestpersonalverordnung für qualifiziertes Perso-
nal, bessere Bezahlung der Pflegeberufe und bessere Aus-
stattung der Altenpflegeeinrichtungen weiter wachsen. Wie
kann eine qualitativ anspruchsvolle Ausbildung erfolgen,
wenn die Finanzierung dafür seit 15 Jahren nicht angeho-
ben wurde, Herr Minister? Im Gegenteil, Sie haben sogar
noch gekürzt, wenn auch durch die Hintertür, sodass Sie so
tun konnten, als ob alles gleich geblieben sei. So kann es
nicht gehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Für eine älter werdende Bevölkerung ist daneben auch eine
wohnortnahe stationäre Gesundheitsversorgung wichtig.
Dabei ist es doch relevant, Herr Grüttner, dass Sie vorges-
tern auf die mündliche Frage mitgeteilt haben, nie von Bet-
tenabbau in Krankenhäusern gesprochen zu haben. Nein,
so klar sagen Sie es natürlich nicht. Aber Sie müssen doch
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zugeben, dass es eine Umschreibung ist, wenn Sie davon
reden, dass Umstrukturierungsmaßnahmen gefordert wer-
den sollen, dass mit dem Strukturfonds Überkapazitäten
abgebaut werden sollen und die Umwandlung von Kran-
kenhäusern in ambulante Zentren geplant ist. Das alles soll
ohne Abbau von Krankenhausbetten erfolgen, Herr Minis-
ter? Das kann doch gar nicht sein. Sie reden an der Stelle
um den heißen Brei herum.

Natürlich wissen auch wir, dass wir nicht mehr Kranken-
häuser in Form von Betten organisiert haben, sondern dass
es in Form von DRGs geht. Die Frage aber ist doch: Haben
wir vor Ort die Krankenhäuser? Haben wir die notwendi-
gen Kapazitäten? Wir haben die Situation des Engpasses in
den Intensivstationen gesehen.

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Frau Kollegin Schott, Sie müssen zum Schluss kommen.

Marjana Schott (DIE LINKE):

Wir brauchen eine Planung. Ich verstehe schon, warum
viele so sauer sind, dass wir in diesem Landtag sind: weil
wir den Menschen immer wieder die Dinge so sagen, wie
sie sind, statt sie so zu verdrehen, wie Sie das gelegentlich
tun.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Rentsch,
FDP-Fraktion.

Florian Rentsch (FDP):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die gesundheitliche Versorgung der Bürgerinnen und Bür-
ger unseres Landes ist ein wahrlich wichtiges landespoliti-
sches Thema. Wir – aber auch viele Gäste, die heute hier
im Hessischen Landtag zugegen sind – erleben ja, dass
sich in den letzten Jahren einiges bei der ärztlichen Versor-
gung verändert hat.

Hessen ist kein Land, das nur aus einem Ballungsraum be-
steht, sondern wir haben Gott sei Dank auch viele ländli-
che Gebiete, und dort ist die ärztliche Versorgung in den
letzten Jahren eine andere geworden. Das hat viele Gründe:
Die demografische Entwicklung ist sicherlich eine wichti-
ge Grundlage für diese Entwicklung, die man auch nicht so
einfach verändern kann. Fakt aber ist, dass ich es nur be-
grüßen kann, dass die Landesregierung nun das, was wir in
der Koalition von CDU und FDP begonnen haben, hier mit
den GRÜNEN fortsetzt. Herr Minister Grüttner, nehmen
Sie es einmal als Lob der Opposition: Wir halten das, was
Sie hier machen, für richtig. Deshalb werden wir es auch
unterstützen.

(Beifall bei der FDP)

Der Hessische Gesundheitspakt, der am 23. März vorge-
stellt worden ist, ist richtig – nicht nur, weil Sie es wieder
einmal geschafft haben, viele unterschiedliche Akteure an
einen Tisch zu holen, die nun nicht per se immer einer
Meinung sind, sondern auch gegenseitige Meinungen ver-
treten bzw. quasi vertreten müssen. Damit haben Sie eine
Diskussionsplattform geschaffen, um hier gemeinsam vor-

anzuschreiten. Viele der Punkte, die Sie dort aufgeführt
und gemeinsam mit diesen Akteuren erarbeitet haben, sind
grundlegend richtig.

Worum geht es? Wir wollen gemeinsam dafür sorgen, dass
im Gesundheitspakt insgesamt die medizinische Versor-
gung unseres Landes weiterhin eine gute und sichere ist.
Das muss man wohl vor die Klammer setzen: Wir haben in
Deutschland und in Hessen eine im Vergleich zu allen an-
deren Ländern sehr, sehr gute medizinische Versorgung,
sowohl im ambulanten als auch im stationären Bereich.
Aber die Herausforderung für die Politik ist, dass wir alles
dafür tun müssen, dass diese medizinische Versorgung
auch in den nächsten Jahren und Jahrzehnten so bleibt.

Das aber ist eine Herkulesaufgabe, Rahmenbedingungen
zu setzen, um Menschen, die sich entscheiden, ein Medi-
zinstudium zu absolvieren, so zu motivieren, dass sie am
Ende des Medizinstudiums, das ungefähr das Vierfache
dessen kostet, was ein Jurist in der Ausbildung kostet, Herr
Kollege Dr. Spies – – Herr Spies ist so in seinen Computer
vertieft, dass er mir gar nicht zuhört. – Jetzt nicken Sie. Ich
sage nur, dass es eine sehr teure Ausbildung ist. Deshalb
wollen wir eigentlich, dass Mediziner nicht in Landtagen
sitzen, sondern an der Front, und Patienten versorgen. Das
ist es.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und bei Abge-
ordneten der CDU – Zuruf der Abg. Janine Wissler
(DIE LINKE))

Herr Kollege Dr. Bartelt gehört dazu. Wir haben hier zwei
gute Mediziner, die den Hessischen Landtag mir ihrer An-
wesenheit bereichern. Deshalb ist es auch richtig, dass die
Anwälte, die hier sind, nicht nur im Landtag sind, sondern
– wie es auch die Grundidee des Abgeordneten vorsieht –
ihren Hauptberuf weiter ausüben. Da bin ich bei Ihnen.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Das ist also die
Grundidee des Abgeordneten?)

– Ja, Berufspolitikertum ist, glaube ich, nicht der richtige
Weg. Auf diese Frage haben wir möglicherweise eine un-
terschiedliche Sichtweise.

Aber, Kollege Dr. Spies, Kollege Dr. Bartelt, was muss
man denn eigentlich tun, um junge Mediziner dazu zu mo-
tivieren, dass sie wirklich in den Arztberuf gehen? Das ist
wirklich eine sehr komplexe und schwierige Frage, weil
ganz viele Faktoren eine Rolle spielen. Was der Gesund-
heitspakt erarbeitet hat, die Frage, dass die Medizin weibli-
cher wird und es immer mehr weibliche Absolventen des
Studiums gibt, ist die eine Herausforderung. Die Verbin-
dung von Karriere und Familie ist eine andere. Auch bleibt
die Frage, wie man Anreize setzen kann, sich beispielswei-
se als Hausarzt in den ländlichen Strukturen niederzulas-
sen, mit all den Herausforderungen, die ein Hausarzt heute
zu bewältigen hat: große Fläche, Notsystem – also den
Notdienst –, genauso wie die Frage einer Patientenstruktur,
die in unserem System tendenziell dazu führt, dass man
auch in Abrechnungsfragen eher mit Problemen belastet
ist. All diese Fragen spielen eine Rolle.

Deshalb glaube ich – und damit möchte ich einen Haken
daran machen –, ist das, was Sie gemacht haben, richtig:
auf Landesebene einen Anreiz zu setzen, Mediziner zu mo-
tivieren, nicht in Parlamenten zu sitzen, sondern wieder an
die Front zu gehen und Patienten zu behandeln. Das ist der
richtige Weg.

(Beifall bei der FDP)
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Aber diese Politik, die wir unterstützten, Herr Minister
Grüttner, kann natürlich nicht darüber hinwegtäuschen,
dass auf Bundesebene zurzeit einiges falsch läuft. Ich glau-
be, dass Sie wissen, dass ich an dieser Stelle recht habe.
Sie haben ja viel versucht, es umzubiegen. Leider hat sich
Herr Bundesminister Gröhe von Ihnen nicht wieder auf das
richtige Gleis zurückschieben lassen, sondern geht weiter
seinen Irrweg.

Deshalb sage ich, dass das, was mit dem Versorgungsstär-
kungsgesetz geplant ist – viele wissen, dass bei dem, was
in den letzten Jahren in der Gesundheitspolitik auf den
Weg gebracht worden ist, mit einer Ausnahme die Titel
immer das Gegenteil dessen sagen, was eigentlich geplant
ist –, nicht für eine Versorgungsstärkung, sondern für eine
Versorgungsschwächung sorgen wird. Mediziner werden
weiterhin entmutigt, ihren Dienst als niedergelassener Arzt
zu tun. Stattdessen werden sie motiviert, entweder in den
stationären Bereich oder in andere Berufe zu gehen. Das ist
nun wirklich schlicht das Falscheste, was man in dieser
Frage tun kann. Anstatt zu motivieren, wieder vor Ort zu
arbeiten, wie es die Hessische Landesregierung mit ihrem
Gesundheitspakt tut, tut die Bundesregierung aus CDU und
SPD hier das Gegenteil, und das ist fatal für die gesund-
heitliche Entwicklung.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Herr Kollege Rentsch, Sie müssen bitte zum Schluss kom-
men.

Florian Rentsch (FDP):

Herr Minister Grüttner, deshalb ist das, was Sie hier ma-
chen, richtig. Aber ich sage auch: Das, was auf Bundesebe-
ne mit Beteiligung Ihrer eigenen Partei passiert, wird leider
vieles von dem, was in Hessen richtig ist, konterkarieren.
Deshalb sollten wir gemeinsam Sorge dafür tragen, dass
diese Politik auf Bundesebene nicht weiter dazu führt, dass
wir weniger Versorgung haben; denn zum Schluss müssen
wir – auch Landespolitik wird in Berlin entschieden – hier
ein Zeichen setzen. Das ist auch Ihre Verantwortung in der
CDU. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Das Wort hat Staatsminister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Beiträge von Herrn Dr. Spies kann man ja nur so interpre-
tieren: Ich lege mir meine eigene Wahrheit zurecht und ar-
beite mich an dieser ab. – Allerdings hat sie mit dem, was
im Hessischen Gesundheitspakt steht, überhaupt nichts zu
tun gehabt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Insofern finde ich es etwas schade, dass Sie den Geist und
das, was eigentlich bei diesem Hessischen Gesundheitspakt
mitschwingt, nicht verstanden haben – schlicht und einfach
nicht verstanden haben oder nicht verstehen wollen. Dass

Frau Kollegin Schott es nicht versteht, ist mir vollkommen
klar;

(Janine Wissler (DIE LINKE): Das kann ja wohl
nicht wahr sein! – Weitere Zurufe von der LINKEN)

denn bis Kommunen Bedarfsplanungen machen können,
ist es noch ein weiter Weg. Dass die Krankenhäuser in die-
sem Gesundheitspakt keine Rolle spielen, müsste man
auch nicht noch einmal besonders erklären. Aber es ist je-
des Mal aufs Neue so, dass es schwierig ist, sich einem
Thema zu widmen, bei dem man nicht durchdrungen hat,
um was es eigentlich geht.

Deshalb will ich es an dieser Stelle noch einmal verdeutli-
chen: Mit dem Hessischen Gesundheitspakt geht es nicht
um den Schwerpunkt beispielsweise im investiven Bereich
mit dem Ziel, die Paktpartner bauen und fördern eine ge-
wisse Anzahl von Einrichtungen, sondern es ist ein ganz
anderer Geist, der dort mitschwingt. 15 Partner – und ich
sage es einmal ganz bewusst, damit man auch weiß und
versteht, was der Kollege Rentsch gesagt hat, dass es auch
Partner sind, die zum Teil sehr widerstreitende Interessen
haben –: Kassenärztliche Vereinigung, Landesärztekam-
mer, Junge Hessische Allgemeinmedizin, Hessische Kran-
kenhausgesellschaft, Hessischer Apothekerverband, Lan-
desapothekerkammer, die Liga der Freien Wohlfahrtspfle-
ge, der Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste,
die Landesverbände der Krankenkassen und Ersatzkassen
in Hessen, der Hessische Landkreistag, der Hessische Städ-
tetag, der Hessische Städte- und Gemeindebund, Institut
für Allgemeinmedizin der Goethe-Universität Frankfurt,
Abteilung Allgemeinmedizin, Präventive und Rehabilitati-
ve Medizin der Philipps-Universität Marburg und die Hes-
sische Landesregierung.

Diese 15 Partner haben sich in einem Hessischen Gesund-
heitspakt auf 28 politische Maßnahmen verständigt, welche
die vorhandenen Strukturen optimieren sollen und die me-
dizinische und pflegerische Versorgung von Patienten im
Mittelpunkt haben. Das beginnt beispielsweise mit neuen,
auch berufsübergreifenden Fortbildungen und Tätigkeiten
und geht bis hin zu sektorenübergreifenden Kooperationen
in allen Bereichen.

Allein die Verständigung auf ein solches Paket, was letzt-
endlich dazu führen wird, dass wir natürlich Versorgungs-
fragen auch auf regionaler Ebene diskutieren werden, dass
wir heute schon als Ergebnis des ersten Hessischen Ge-
sundheitspakts in 26 Kreisen und kreisfreien Städten regio-
nale Gesundheitskonferenzen selbst organisiert haben, dass
wir damit das erste Mal auch vor Ort Auseinandersetzun-
gen haben, wie sich gesundheitliche Versorgung in Zu-
kunft darstellen und weiterentwickeln soll: Das ist das Ent-
scheidende, was bei diesem Pakt mitschwingt.

Es ist nicht die Frage, welche Gelder eingesetzt werden.
Natürlich brauchen wir auch solche Gelder. Wenn ich dann
höre, dass Herr Dr. Spies fragt: „Was hat die Landesregie-
rung getan, was in ihrer eigenen Kompetenz liegt?“, dann
gebe ich Ihnen ein Beispiel: Ohne die Hessische Landesre-
gierung würde es kein einziges Weiterbildungszentrum,
Kompetenzzentrum Weiterbildung an einer der Universitä-
ten in Hessen geben. Es ist ausschließlich Aufgabe und In-
itiative der Hessischen Landesregierung gewesen, dass sich
diese Kompetenzzentren überhaupt gebildet haben.

(Beifall bei der CDU, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP)
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Auf der Grundlage dieser hessischen Kompetenzzentren,
die wir gebildet haben, die dort getragen werden, gibt es in
der Zwischenzeit 20 Weiterbildungsverbünde in Hessen.
12 sind in Gründung, und weitere werden hinzukommen,
damit

(Abg. Michael Siebel (SPD) fotografiert mit seinem
Handy.)

– soll ich lächeln, Herr Siebel? – mehr Medizinstudierende
sich auch auf die Frage konzentrieren können, ob sie in den
Arztberuf eintreten, um letztlich einen Dienst für die Men-
schen in unserem Land zu gewährleisten.

Das ist ein wesentlicher Bestandteil. Wir wollen mit den
Maßnahmen, die wir mit dem Hessischen Gesundheitspakt
ergreifen, deutlich machen, wie wichtig uns die gesund-
heitliche Versorgung in unserem Land ist. Wir wollen
deutlich machen, dass wir gemeinsam an dem Ziel arbei-
ten, auch vor dem Hintergrund der demografischen Ent-
wicklung, d. h. einer älter werdenden Gesellschaft, damit
verbunden einer Gesellschaft, die mit einer höheren Krank-
heitshäufigkeit zu rechnen haben wird.

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Herr Staatsminister, ich darf darauf hinweisen, dass die
Redezeit der Fraktionen abgelaufen ist.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Gleichzeitig hat diese demografische Entwicklung keinen
Halt gemacht vor denjenigen, die als Ärztinnen und Ärzte
tätig sind. Diesen Entwicklungen rechtzeitig vorzubeugen,
damit haben wir 2011 angefangen. Wir haben gute Erfah-
rungen bis zum letzten Jahr gehabt, und wir werden mit der
Fortschreibung dieses Paktes auch in den nächsten drei
Jahren die Weichen für eine gute gesundheitliche Versor-
gung in Hessen stellen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Damit ist die Aktuelle Stunde zu Drucks.
19/1762 abgehalten.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 52 auf:

Antrag der Fraktion DIE LINKE betreffend eine Aktu-
elle Stunde (Soziale Berufe in Hessen aufwerten – Er-
zieherinnen verdienen mehr) – Drucks. 19/1763 –

zusammen mit Tagesordnungspunkt 62:

Dringlicher Antrag der Fraktion DIE LINKE betref-
fend soziale Berufe in Hessen aufwerten – Erzieherin-
nen verdienen mehr – Drucks. 19/1789 –

Als Erste spricht Kollegin Schott, Fraktion DIE LINKE.

Marjana Schott (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Fast 25 Jahre
ist es her, dass die Berufe im Sozial- und Erziehungsdienst
neu bewertet wurden. 2009 ist bei den Tarifverhandlungen
lediglich das Schlimmste verhindert, aber keine Verbesse-
rung erreicht worden. Jetzt wird es Zeit, dass ein neuer Ta-

rifabschluss den bundesweit 750.000 Erzieherinnen und
Erziehern, den Sozialpädagoginnen und -pädagogen, den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Behindertenhilfe
endlich den Wert zugesteht, der der Bedeutung ihrer Auf-
gabe und Arbeit entspricht.

(Beifall bei der LINKEN)

Jetzt höre ich Sie schon antworten: Wir mischen uns nicht
in Tarifverhandlungen ein. – Aber hier geht es um deutlich
mehr als nur um Tarifverhandlungen. Die Beschäftigten im
Sozial- und Erziehungsdienst erbringen wertvolle und für
unsere Gesellschaft unverzichtbare Dienstleistungen. Sie
sorgen für die Wahrung und Realisierung der Grundrechte
von Kindern, Eltern und Menschen mit besonderem Hilfe-
bedarf.

Seit der letzten tariflichen Neubewertung des Sozial- und
Erziehungsdienstes vor fast einem Vierteljahrhundert ha-
ben sich die Anforderungen an die Fachkräfte rasant er-
höht, und die Erwartungen haben entsprechend zugenom-
men. Die Bedeutung von Weiterbildungen in diesem Tätig-
keitsfeld ist hoch, wird von den Beschäftigten anerkannt
und eingelöst, oft auch noch von ihnen selbst bezahlt.

Erzieherinnen und Erzieher sind heute Expertinnen und
Experten für frühkindliche Bildung, aber auch für Erwach-
senenbildung in der Zusammenarbeit mit den Eltern. Sie
realisieren in ihren Einrichtungen Inklusion und haben den
Auftrag erhalten, das Kindeswohl zu wahren. Aber wie
wird es ihnen gedankt?

Immer noch erhalten Berufseinsteigerinnen und -einsteiger
ungefähr 2.300 € brutto und kommen Erzieherinnen und
Erzieher kaum über 3.200 € brutto. Das bedeutet bei den
teuren Mieten im Rhein-Main-Gebiet und bei Teilzeitbe-
schäftigung, die oftmals nicht freiwillig gemacht wird, dass
viele Erzieherinnen und Erzieher ergänzende Leistungen
nach dem Sozialgesetzbuch beantragen müssen – und das
nach einer vierjährigen Ausbildung, bei hohem Engage-
ment und hoher Qualität der Arbeit. Sie müssen sich von
einem Mitarbeiter des Jobcenters am Ende sagen lassen,
man solle sich doch einfach einen besser bezahlten Job su-
chen. Das ist entwürdigend, und das muss enden.

(Beifall bei der LINKEN)

Da wundert es nicht, dass es sich im Sozial- und Erzie-
hungsdienst um die sogenannten Frauenberufe handelt.
Dies sind Berufe, die schlechter bezahlt werden, weil dort
vorwiegend Frauen arbeiten und ihre gesellschaftliche Be-
deutung immer noch gering geschätzt wird. In der letzten
Woche wurde der Equal-Pay-Day begangen. Inzwischen
wird dieser auch vom Sozialministerium wahrgenommen,
und es wird bedauert, dass Frauen 22 % weniger Lohn er-
halten als Männer.

(Zuruf des Abg. Alexander Bauer (CDU))

Grund dafür ist aber, dass die Arbeitgeber – und das sind
hier gerade die öffentlichen – den sozialen Berufen nicht
mehr Geld und nicht mehr Wertigkeit zugestehen.

Alle diese pädagogischen und sozialen Berufe sind aber
ein großer Teil des Kitts, der diese Gesellschaft zusam-
menhält.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie müssen die sozialen Ausgrenzungen aufgrund von Ar-
mut, ethnischer Diskriminierung und Beeinträchtigung
ausgleichen. Sie sind diejenigen, die dafür sorgen, dass
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große Teile der Bevölkerung nicht vollkommen von der
gesellschaftlichen Entwicklung abgehängt werden. Sie er-
finden ihre Arbeit ständig neu und überlegen, wie sie mit
den wenigen finanziellen Mitteln, die ihnen zur Verfügung
stehen, doch noch Projekte auf die Beine stellen können,
und sie haben mehr verdient.

(Beifall bei der LINKEN)

All diesen Anforderungen werden die Eingruppierung und
damit die Bezahlung der Beschäftigten im Sozial- und Er-
ziehungsdienst nicht gerecht. Viele Beschäftigte müssen
Nebenjobs ausüben, um über die Runden zu kommen. Ins-
besondere bei vielen Teilzeitbeschäftigten ist die Altersar-
mut vorprogrammiert. Das ist ein für die Betroffenen und
unsere Gesellschaft unhaltbarer Zustand. Gleichzeitig ver-
schärft sich dadurch aber auch der Fachkräftemangel. Vie-
le Kommunen sind schon jetzt gezwungen, übertariflich zu
bezahlen, um ihre Stellen besetzen zu können.

Natürlich sehen wir auch die Probleme der Kommunen mit
einer völlig unterfinanzierten Kinderbetreuung. Wenn be-
reits kleine Kommunen jedes Jahr 1 Million € für die Kin-
dertagesstätten aus eigenen Mitteln einsetzen müssen, dann
sind die finanziellen Mittel des Landes für die Kinderbe-
treuung eindeutig zu gering. Aber auch der Bund kann sich
nicht aus der Verantwortung stehlen. Auch hier muss mehr
getan werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Landesregierung ist aufgefordert, die Kommunen bes-
ser auszustatten, sodass diese ihre Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter besser bezahlen können. Es liegt doch nicht
daran, dass sie es nicht wollen. Es liegt schlicht auch dar-
an, dass sie es nicht können.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie als Person, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, bit-
te ich: Unterstützen Sie die Forderungen der Kolleginnen
und Kollegen aus dem Sozial- und Erziehungsdienst. Soli-
darisieren Sie sich mit ihnen bei den Warnstreiks. Erklären
Sie den Eltern, warum die Streiks notwendig sind; denn die
sind diejenigen, die im Moment unter Druck geraten. Zei-
gen Sie den Kolleginnen und Kollegen, dass sie eine wich-
tige und verantwortungsvolle Arbeit machen, die anständig
bezahlt werden muss. Stehen Sie genau dazu. Stehen Sie
mit ihnen auf, und tragen Sie dazu bei.

Wir haben in unserem Antrag all das, was man auch von-
seiten der Landesregierung machen kann, was wir auch
aufseiten dieses Hauses machen könnten, aufgeführt. Wir
sollten das tun; denn die Erzieherinnen und Erzieher, die
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter in diesem Land soll-
ten uns das wert sein. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Decker, SPD-
Fraktion.

Wolfgang Decker (SPD):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ja, Frau Schott, Sie haben recht. Bei aller Solidarität mit
den Betroffenen bleibt es auch heute bei dem Grundsatz,

dass sich dieses Haus nicht in aktuelle Tarifauseinanderset-
zungen einmischt.

(Beifall bei der CDU)

Wir wollen gern heute Morgen die Gelegenheit nutzen, um
einmal grundsätzlich über den gesellschaftspolitischen
Stellenwert der Erziehungs- und Sozialberufe zu reden.
Die Position der SPD-Fraktion ist sehr klar und eindeutig,
denn wir reden hier über Hunderttausende Frauen, aber
auch Männer, die einen qualifizierten, einen harten und
oftmals auch nervenaufreibenden Job machen.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Hermann Schaus
(DIE LINKE))

Sie tragen große Verantwortung. Sie arbeiten hoch moti-
viert und engagiert. Sie haben hohe Qualifikationen, und
sie leisten Außerordentliches. Ihnen vertrauen wir unsere
Kinder an. Ihnen vertrauen wir auch unsere alten Men-
schen, unsere kranken und pflegebedürftigen Menschen an.
Sie erziehen, sie behüten, und sie integrieren.

Meine Damen und Herren, das ist heute wieder einmal die
Gelegenheit, den Betroffenen großen Dank und große An-
erkennung auszusprechen.

(Beifall bei der SPD, der CDU und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Die Anforderungen an diese Berufsgruppen steigen stän-
dig, ebenso wie ihre Bedeutung für unsere Gesellschaft.
Ich kann im Übrigen jedem in diesem Haus nur empfehlen,
einmal vor Ort einen Tag in einer der vielen Einrichtungen
zu arbeiten, denn praktische Eindrücke sagen mehr als
Tausend Worte.

Die SPD-Fraktion macht das im Rahmen ihrer Praxistage
sehr regelmäßig. Jeder von uns musste also in einer Kita
oder in einer Pflegestation schon einmal richtig ran.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Freiwillig gemacht?)

Ich sage Ihnen: Wenn Sie da rauskommen, ziehen Sie den
Hut und wissen dann, von was Sie hier reden, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen sagen wir auch in diesem Hause heute sehr klar
und deutlich: Es ist höchste Zeit, dass wir gesellschaftspo-
litisch umdenken und diesen Berufen endlich die Bedeu-
tung und Aufwertung zukommen lassen, die sie längst ver-
dient haben.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Angela Dorn
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Wir müssen einfach einmal aufhören, zu glauben, dass
z. B. die Arbeit im technisch produzierenden Bereich mehr
wert ist als in der Erziehung und in der Pflege. Die Erzie-
hung unserer Kinder und die Pflege unserer Eltern und
Großeltern müssen den gleichen Stellenwert haben wie das
Zusammenbauen des deutschen Lieblingskindes, nämlich
des Autos.

Irgendwie ist es auch – das ist von der Kollegin Schott zu
Recht angesprochen worden – symptomatisch, dass in die-
sen Berufen, die händeringend um mehr Anerkennung
kämpfen, zum großen Teil Frauen beschäftigt sind, hoch
qualifiziert, aber oftmals unterbezahlt.

(Beifall bei der SPD)
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Zu diesem Punkt gehört natürlich, dass z. B. in Kitas nur
40 % der Erzieherinnen einen Vollzeitjob haben. Die ande-
ren 60 % arbeiten in Teilzeit, obwohl viele von ihnen gern
länger arbeiten würden. Die Auswirkungen auf den Le-
bensunterhalt und die Altersversorgung sind uns allen hier
im Raum sattsam bekannt.

Meine Damen und Herren, auch bei dieser Thematik lautet
ein anderes bitteres Fazit: Die finanzielle Hauptlast im Be-
reich der Erziehung tragen unsere Kommunen, zumindest
da, wo es um öffentliche Einrichtungen geht. Der Betriebs-
kostenzuschuss des Landes Hessen – das ist gestern in ei-
ner anderen Debatte angesprochen worden – beträgt gerade
einmal ganz knappe 10 %, und das ist der berühmte Trop-
fen auf den heißen Stein.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen fordern wir auch an dieser Stelle, das gesell-
schaftspolitische Umdenken muss endlich beim Land, aber
auch beim Bund einsetzen. Wenn wir den Sozial- und Er-
ziehungsdiensten endlich den höheren Stellenwert geben
wollen, der ihnen gebührt, dann müssen Land und Bund
viel stärker als bisher mit ins Boot.

Wer denn sonst soll vor Ort diese gewaltige Aufgabe künf-
tig meistern? Wie sollen die Kommunen und freien Träger
Tarifanpassungen von 10 % – wenn die so durchkämen –
schultern? Meine Damen und Herren, allen muss endlich
bewusst werden, dass dies eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe ist, die angepackt werden muss. – Vielen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Hermann Schaus
(DIE LINKE))

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächste spricht Kollegin Bächle-
Scholz, CDU-Fraktion.

Sabine Bächle-Scholz (CDU):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Die sozialen
Berufe sind für unsere Gesellschaft von einer erheblichen
Bedeutung. Die Tatsache kann und wird sicherlich nie-
mand in diesem Haus bestreiten. Richtig ist ebenfalls, dass
ihre Bedeutung in der Öffentlichkeit nicht genug gewürdigt
wird.

Daher will ich für meine Fraktion und für mich, wie auch
mein Vorredner, gegenüber all den Menschen, die in den
sozialen Berufen tätig sind, unsere Anerkennung und unse-
ren Respekt zum Ausdruck bringen.

(Beifall bei der CDU, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Gerade ich weiß, wovon ich rede, denn ich selbst bin von
Beruf her Diplomsozialpädagogin und habe im allgemei-
nen sozialen Dienst eines Jugendamtes gearbeitet. In dieser
Zeit habe ich mit vielen Menschen, die in sozialen Berufen
arbeiten, zu tun gehabt. Wenn man die sozialen Berufe auf-
werten will, kann dies sicher durch eine höhere Entlohnung
geschehen.

Allerdings ist dies nur ein Aspekt von einem ganzen Strauß
von Möglichkeiten. Ich finde es daher schade, dass Sie in
Ihrem Redebeitrag und in Ihrem Antrag, der schon in die
Kreistage Einzug gehalten hat, die Anerkennung der sozia-

len Berufe nur von der Frage der Entlohnung abhängig ma-
chen, zumal die Höhe der Gehälter in sozialen Berufen
nicht vom Land festgelegt wird.

In Deutschland besteht die im Grundgesetz in Art. 9 Abs. 3
festgeschriebene Tarifautonomie. Zuständig sind die Tarif-
partner, also auf der einen Seite die Gewerkschaften und
auf der anderen Seite die Kommunen. Ich bin mir ziemlich
sicher, dass sich die Kommunen erheblich dagegen wehren
würden, würden wir als Land in ihren Zuständigkeitsbe-
reich eingreifen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Insofern sind – das müssen Sie zur Kenntnis nehmen – das
Land und der Landtag an dieser Stelle nicht gefragt.

(Marjana Schott (DIE LINKE): Doch!)

So ist auch die Frage der Finanzierungsvereinbarungen
zwischen Kommunen und freien Trägern der Jugendhilfe,
die in ihrem Auftrag eine öffentliche Aufgabe wahrneh-
men, eigenverantwortlich auf der öffentlichen Ebene zu lö-
sen.

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch auf einige andere
Dinge aufmerksam machen, die wir sehr wohl beeinflussen
können.

Wir haben zum einen die Möglichkeit zu einer positiven
öffentlichen Darstellung von sozialen Berufen, und wenn
es nur dadurch erfolgt, dass wir aufzeigen, wie die Men-
schen in sozialen Berufen für uns tätig sind. Das sind näm-
lich nicht nur die Kindergärten, die zurzeit im Fokus ste-
hen. Es sind auch, wie Sie jetzt in Ihrem Antrag wohlweis-
lich ergänzen, Krankenschwestern und Pflegerinnen in
Krankenhäusern. Es sind die Erziehungsberufe in Einrich-
tungen. Es sind Therapeuten in Suchtberatungen.

Wir müssen uns alle die Frage stellen, wie wir diese Arbeit
besser würdigen und damit auch die Anerkennung und den
Respekt herstellen können, die diesen Menschen gebühren.
Als Land können wir etwas tun. So sind es die Fortbil-
dungs- und Arbeitsbedingungen, die ganz wesentlich die
Ausübung eines sozialen Berufs bestimmen. Gerade in die-
sem Bereich hat das Land einiges bewegt.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich nehme nur als Beweis die Situation in den Kindergär-
ten und in den Kindertageseinrichtungen. Das Land hat in
den letzten Jahren 34.000 Fachkräfte in 2.000 Fortbil-
dungsveranstaltungen dabei unterstützt, ihre Aufgaben
noch besser wahrnehmen zu können. Und – auch das beto-
ne ich – die Kosten für diese Fortbildungen wurden vom
Land getragen.

Der Bildungs- und Erziehungsplan des Landes Hessen er-
hält dabei bundesweit große Anerkennung. Zur Frage, wie
es den Menschen in sozialen Berufen geht, trug im Bereich
der Kindergärten und Kindergarteneinrichtungen auch der
Runde Tisch Kinderbetreuung im Juli 2014 der Hessischen
Landesregierung bei.

Es fand ein konstruktiver Austausch zwischen Trägern,
Verbünden und der Politik über die wichtigen Aspekte der
Betreuungssituation statt. Die Landesregierung hat deutlich
gemacht, wie wichtig ihr ein enger Austausch mit den Ver-
bänden ist.
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Ein weiterer Beitrag zur positiven Gestaltung der Berufstä-
tigkeit ist das KiföG. Man höre und staune, in Ihrem
Dringlichen Antrag betonen Sie die hohe Qualität der Kin-
derbetreuung im Land Hessen. Zum einen hat nämlich das
KiföG dazu geführt, dass die Kommunen mehr Geld in
diesem Bereich zur Verfügung gestellt haben.

Die Landesmittel, die dafür zur Verfügung stehen, haben
sich in der Zeit von 1999 – damals waren es knapp 60 Mil-
lionen – bis heute auf 434 Millionen € erhöht. Das ist das
Siebenfache.

(Minister Stefan Grüttner: So ist es!)

Ich glaube, es wird Ihnen schwerfallen, einen anderen Be-
reich zu finden, der eine solche Steigerung nachweisen
kann.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollegin Bächle-Scholz, Sie müssen bitte zum Schluss
kommen.

Sabine Bächle-Scholz (CDU):

Wir haben im KiföG die Gruppengröße klargemacht und
damit gute Rahmenbedingungen geschaffen, die Sie auch
fordern. Wir haben neben der Grundpauschale auch eine
Qualitätspauschale eingeführt. Sie fordern, man sollte doch
über den KFA weiter reden. Ich verweise dazu auf die
gestrige Diskussion.

Zusammenfassend möchte ich feststellen, die Landesregie-
rung setzt sich nachdrücklich dafür ein, dass die in sozialen
Berufen Tätigen in den Kindertagesstätten eine hohe Aner-
kennung für die von ihnen erbrachte Leistung erfahren. Ei-
nes ist auch klar, dies bitte ich auch zur Kenntnis zu neh-
men.

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Frau Kollegin, bitte den letzten Satz zu Ende.

Sabine Bächle-Scholz (CDU):

Es ist mein letzter Satz. – Die Tarifautonomie verbietet ei-
ne Einmischung des Landes. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Herr Kollege Bocklet
für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Zunächst einmal möchte ich sagen, dass Ihnen bei der An-
meldung der Aktuellen Stunde ein Fehler unterlaufen ist,
der mir auch schon einmal passiert ist:

Soziale Berufe in Hessen aufwerten – Erzieherinnen
verdienen mehr

Es gibt zwar nur wenige, aber es gibt auch männliche Er-
zieher. Ich glaube, es sind rund 10 %. Ich finde, die hätten
es auch verdient. In diesem Sinne wünschen wir, dass alle
Anerkennung erfahren.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und der CDU – Zurufe)

– Ich weiß, DIE LINKE ist eine sehr feministische Frakti-
on. Aber man sollte es nicht übertreiben. Ich warne vor den
Gefahren des – –

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Herr Kollege Bocklet, gestatten Sie eine Zwischenfrage
der Frau Kollegin Schott?

(Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Schott, ja, gerne!)

Marjana Schott (DIE LINKE):

Ich finde es schon sehr erstaunlich, dass Männer, wenn sie
mit gemeint sind, das gleich betonen müssen. Wir Frauen
erdulden das genau genommen seit vielen Jahrhunderten.
Ich denke, es ist an der Zeit, dass wir die Sprache gut gen-
dern. Aber wir werden die Männer natürlich in Zukunft be-
rücksichtigen.

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Frau Kollegin, was ist jetzt die Frage? – Vielleicht hat Herr
Bocklet eine vernommen.

Marjana Schott (DIE LINKE):

Ich frage Sie, ob es so schwer auszuhalten ist, sich einmal
mit gemeint zu fühlen.

Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Wir GRÜNE treten für die Gleichstellung von Mann und
Frau ein. Wir sind für Gleichberechtigung.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und der CDU sowie des Abg. Micha-
el Siebel (SPD))

Wir wollen niemanden diskriminieren. Das Gegenteil ist
der Fall. Meine Kollegin Erfurth arbeitet jetzt am Entwurf
des Hessischen Gleichstellungsgesetzes.

(Günter Rudolph (SPD): Gleichberechtigung!)

Wir sind, was Gleichstellung betrifft, eine enorme Reform-
kraft. Deswegen sage ich Ihnen ganz ehrlich: Wir würden
uns wünschen, dass auch die Erzieher dieselbe Aufwertung
erfahren. – So viel zu diesem Thema.

(Janine Wissler (DIE LINKE): 97 % Frauen!)

Frau Kollegin Bächle-Scholz hat es angesprochen. Die Er-
zieherinnen und Erzieher tragen eine große Verantwortung.
Sie arbeiten hoch motiviert und engagiert mit lang erwor-
benen Qualifikationen. Sie leisten Außerordentliches. Ich
hoffe, wir sind da alle einer Meinung: Vergessen Sie bitte
nicht, dass sie mit dem Wertvollsten arbeiten, was wir ha-
ben, nämlich mit unseren Kindern. – Deswegen sage ich
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noch einmal: Wir danken ihnen ausdrücklich. Ihnen ge-
bührt ein hohes Maß an Anerkennung.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und der CDU)

Wer schon jemals eine Kindertagesstätte besucht hat und
dort länger als nur wenige Minuten zugegen war – als Va-
ter von zwei Kindern hatte ich das Vergnügen –, weiß, wie
anstrengend dieser Beruf ist, welchen Anstrengungen und
welchem Lärm die Erzieherinnen und Erzieher dort ausge-
setzt sind. Das ist eine unglaublich anstrengende Arbeit.
Ich glaube, man kann gar nicht genug betonen, wie stark
die Wertschätzung für den Beruf sein muss.

Ich finde es gut, dass wir heute noch einmal das Signal
aussenden, dass wir sagen: Dieser Beruf ist wichtig. Das
betrifft nicht nur die Erzieherinnen und Erzieher, sondern
auch die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter und Päd-
agoginnen und Pädagogen sowie alle, die in diesen Ein-
richtungen arbeiten. Sie haben unseren Dank und unsere
Aufmerksamkeit verdient. Ich finde, das sollte heute auch
das Signal aus dieser Aktuellen Stunde sein. Darüber dürf-
ten wir uns nicht streiten.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN, der CDU und der LINKEN)

Es ist lästig, immer wieder darauf hinzuweisen. Für Frau
Schott verbietet sich das schon von Anfang an. Aber es ist
und bleibt halt so, dass die Tarifautonomie vorsieht, dass
sich jede staatliche Einflussnahme verbietet. Ich glaube,
Sie würden es sich umgekehrt auch nicht wünschen, wenn
wir einmal eine andere parlamentarische Mehrheit hätten,
die gegen irgendwelche Lohnerhöhungen wäre, dass ein
Landtag mit Mehrheit den Beschluss fassen würde, man
möge davon absehen, dass Gehaltserhöhungen stattfinden.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Jetzt haben wir eine
parlamentarische Mehrheit für Gehaltserhöhungen?)

Da würden die Gewerkschaften fragen: Sag einmal, gehts
noch?

Umgekehrt sollten wir auch keine Beschlüsse fassen, die
besagen: Wir wollen Gehaltserhöhungen, oder so. – Des-
wegen plädieren wir nachhaltig dafür, dass es staatliche
Neutralität gibt. Es gibt die Tarifautonomie. Ich bitte zum
wiederholten Mal die Mitglieder der LINKEN, diese auch
zu achten.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und der CDU)

Neben dem Lob, der Anerkennung und der Wertschätzung
dieses Berufs müssen natürlich auch Rahmenbedingungen
gesetzt werden. Frau Bächle-Scholz hat das angesprochen.
Es muss da mindestens einen Beitrag geben, obwohl das
im Sozialgesetzbuch VIII erklärt wird. Die Bundesgesetz-
gebung regelt, dass die Kommunen für die Kinderbetreu-
ung zuständig sind. Sie haben das also zu finanzieren.

Obwohl das so ist, haben wir immer gesagt: Kinderbetreu-
ung ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. – Weil das
so ist, hat auch das Land über 430 Millionen € in seinem
Etat, um den Kommunen die Kinderbetreuung zu erleich-
tern. Ich finde, das ist eine gute Leistung, genauso wie der
Bildungs- und Erziehungsplan eine gute Leistung ist, der
regelt, welche Thematiken, welche Konzepte und welche
Förderinstrumente es für die verbesserte Qualität in Kin-
dereinrichtungen gibt, in denen die Erzieherinnen und Er-
zieher arbeiten.

Ich finde, die Rahmenbedingungen müssen immer verbes-
sert werden. Sie müssen immer weiter entwickelt werden.
Das ist eine Aufgabe aller, der Mitglieder der Oppositions-
wie der Regierungsfraktionen. Wir haben auch immer wie-
der Gesetzentwürfe vorliegen, die das vorsehen.

Meine Redezeit ist abgelaufen. Ich komme deshalb zum
Ende und sage: Wertschätzung, Anerkennung, Lob, ja. Das
Land tut eine Menge. Es wird das auch weiterentwickeln.
Wir wünschen allen Erzieherinnen und Erziehern eine gute
Zukunft und ein gutes Einkommen. Ich glaube, da sind wir
alle einer Meinung. – Ich danke Ihnen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und der CDU)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollege Bocklet, vielen Dank. Ich hätte Ihnen wegen der
Zwischenfrage auch noch ein paar Sekunden gestattet.
Aber das ist schon okay.

Als Nächster spricht Herr Kollege Rock für die FDP-Frak-
tion.

René Rock (FDP):

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Liebe
Kollegen der LINKEN, ich will einmal mit dem anfangen,
was uns trennt, und dann vielleicht zu dem kommen, bei
dem wir nicht so weit auseinander sind.

Das ist hier schon einmal angesprochen worden: Uns
trennt auf jeden Fall die Frage der Tarifautonomie und die
Frage, zu was sich Politiker äußern sollten und bei was sie
sich vielleicht doch zurückhalten sollten. Denn das System
der Tarifautonomie hat sich in Deutschland sehr bewährt.
Deshalb sollten wir mit Anträgen, die da Einfluss nehmen
wollen, zurückhaltend sein.

(Beifall der Abg. Jürgen Lenders (FDP) und Alexan-
der Bauer (CDU))

Das ist ein kleiner Appell an die Erzieherinnen und Erzie-
her. Ich glaube, den muss man gar nicht so direkt machen.
Aber ich will ihn hier trotzdem einmal zur Kenntnis geben.

Ein Arbeitskampf in diesem Bereich muss sensibel geführt
werden. Er muss sicherlich mit einer gewissen Durch-
schlagskraft geführt werden. Aber er muss auch sensibel
geführt werden. Denn wenn Kindertagesstätten schließen,
sind natürlich diejenigen die Hauptbetroffenen, die wirt-
schaftlich existenziell auf diese Betreuung angewiesen
sind. Das sind die Eltern, die Frauen, die Väter und natür-
lich auch die Kinder, die dann keine Einrichtung haben, in
die sie gehen können.

Der Arbeitskampf ist wichtig. Aber er muss gerade in die-
sem Bereich mit einem gewissen Augenmerk geführt wer-
den. Härten bei den Eltern müssen abgefedert werden. Ich
habe aber Vertrauen in die Einrichtungen vor Ort, dass das
im Auge behalten wird.

(Beifall der Abg. Nicola Beer und Jürgen Lenders
(FDP))

Ich möchte bei dem Dringlichen Antrag der LINKEN auf
zwei Themen hinweisen. Auf der einen Seite schreiben Sie
etwas zu dem Thema Equal Pay, also zu der gleichen Be-
zahlung von Männern und Frauen. Gerade beim Erzieher-
beruf wird das sehr deutlich. Die Prozentzahlen, über die

Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 41. Sitzung · 26. März 2015 2739



wir immer reden, bilden sich hier ziemlich konkret ab. Sie
haben es ausgeführt: Mit dem S-6-Tarif liegt man fast ge-
nau 20 % unter dem Lohndurchschnitt in Deutschland. Das
ist natürlich klar eine Ebene, bei der ich größtes Verständ-
nis dafür habe, dass man bei einem Beruf, der nun einmal
von Frauen dominiert wird, versucht, das Schritt für Schritt
abzubauen. Da ist es natürlich auch richtig, dass die Er-
werbstätigen für ihre Rechte und für eine ausreichende
Entlohnung kämpfen.

(Beifall der Abg. Nicola Beer und Jürgen Lenders
(FDP))

Ich glaube, das können sie auch ohne uns und ohne unsere
Unterstützung.

Der zweite Teil, den Sie angesprochen haben, ist mir der
deutlich wichtigere. Da geht es um die Frage der Qualität
und um die Bezahlung geleisteter Qualität bei der Arbeit in
den Einrichtungen. Ich will das noch einmal deutlich ma-
chen: Für mich und für die Mitglieder meiner Fraktion ist
eine Kindertagesstätte eine Bildungseinrichtung. Die Ar-
beit, die dort geleistet wird, ist von hoher Qualität. Wie in
allen Bildungseinrichtungen, ist die Qualität auch hier im-
mer zu verbessern und den gesellschaftlichen Herausforde-
rungen anzupassen.

Darum ist es selbstverständlich, dass auch grundsätzlich
die Bezahlung und die Einordnung des Berufs des Erzie-
hers nach fünfjähriger Ausbildung zu überdenken sind.
Das gilt gerade dann, wenn man unserer Ansicht folgt, dass
das eine Bildungseinrichtung ist. Von daher glaube ich
schon, dass die momentanen tariflichen Möglichkeiten aus-
differenzierte Beschäftigungsmöglichkeiten auch für aka-
demische Berufe in den Erziehungseinrichtungen und den
Kindertagesstätten möglich machen.

Daran muss weiter gearbeitet werden. Wir wollen auf je-
den Fall die Qualität der Bildungsvermittlung in Kinderta-
gesstätten stärken. Uns ist auch klar, dass dementsprechend
auch das Berufsbild immer weiter angepasst, ausgebaut
und differenziert werden muss.

(Beifall der Abg. Nicola Beer und Jürgen Lenders
(FDP))

Da bei der Finanzierung dieser Einrichtungen auch die
kommunalen Finanzen eine Rolle spielen, möchte ich ein-
mal eine Lanze für die Familien in Hessen oder vielleicht
sogar in ganz Deutschland brechen. Es ist eine intellektuel-
le Unverschämtheit, wenn beim Thema Kinderbetreuung
und Vereinbarkeit von Familie und Beruf immer von Kos-
ten gesprochen wird, die diese bei den Kommunen verursa-
chen. Die Debatte so zu führen, ist eine Unverschämtheit.
Sie müssen sich vor Augen führen, dass – oft sind es Frau-
en – sie nicht arbeiten könnten, wenn diese Einrichtungen
nicht vorhanden wären. Was würde das bedeuten? Das
würde bedeuten, dass jemand, der vielleicht brutto
30.000 € verdienen könnte, das nicht tun kann, wenn er
keine Kindertageseinrichtung zur Verfügung hat. Was wür-
de das für den deutschen Staat bedeuten? Das würde für
den deutschen Staat bedeuten, dass er Steuereinnahmen
und Sozialabgaben in Höhe von 10.000 € bis 15.000 €
nicht hätte – wenn diese Frau oder dieser Mann nicht ar-
beiten kann, weil dieses Angebot nicht da ist. Es ist eine
Unverschämtheit, wenn man diesen Menschen vorwirft,
dass der Staat ihnen diese Arbeit finanziert. Nein, diese
Menschen finanzieren dadurch, dass sie arbeiten, den
Staat, durch Steuereinnahmen und Sozialabgaben. Darum
ist die Debatte, wie sie oft geführt wird, aus meiner Sicht

unglaublich schräg. Da müssen wir aufklären. Das kann so
nicht im Raum stehen bleiben.

(Beifall der Abg. Nicola Beer und Jürgen Lenders
(FDP))

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollege Rock, Sie müssen bitte zum Schluss kommen.

René Rock (FDP):

Darum muss man dazu übergehen, dass nicht nur 15 % der
Einkommensteuer bei den Kommunen bleiben, sondern
dass die, die dafür zuständig sind, dass die Menschen Ein-
kommensteuer zahlen können, auch davon profitieren und
hervorragende Einrichtungen für Bildung und Betreuung in
den Städten vorhalten können. Diese Eltern sind keine Bitt-
steller, sondern sie tragen einen großen Teil dazu bei, dass
das auch finanziert wird. – Vielen Dank.

(Beifall der Abg. Nicola Beer und Jürgen Lenders
(FDP))

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Staatsminister Grütt-
ner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Seitens der Landesregierung möchte ich den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern, die in sozialen Einrichtungen arbei-
ten und einen wesentlichen Dienst für die Gesellschaft und
für die ihnen anvertrauten Menschen leisten, ein herzliches
Dankeschön aussprechen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dass die Landesregierung den Leistungen von in sozialen
Berufen engagierten Beschäftigten eine wirklich hohe Be-
deutung und Anerkennung zumisst, ist in vielen Debatten
immer wieder betont worden. Gesellschaftliche Anerken-
nung für dieses hohe Engagement in der Bildungs-, Erzie-
hungs- und Betreuungsarbeit, speziell dann von Erzieherin-
nen und Erziehern, die sich nicht zuletzt auch in der Ver-
gütung ausdrückt, berührt neben der allgemeinen Einkom-
menszufriedenheit in nicht zu unterschätzendem Maße die
Motivation, das Selbstwert- und Gerechtigkeitsempfinden
von pädagogisch Tätigen. Sie ist daher schon eine der
wichtigen Stellschrauben bei der Gewinnung und Bildung
von engagierten Personen in sozialen Berufen.

Wenn man sich dann den Titel dieser Aktuellen Stunde
und des Antrags der LINKEN anschaut, auch den Nachsatz
„Erzieherinnen verdienen mehr“ – Herr Kollege Bocklet
hat schon darauf hingewiesen –, wird deutlich, dass es mit
dieser Aktuellen Stunde und mit diesem Antrag der Frakti-
on DIE LINKE eigentlich nicht um die Anerkennung der
sozialen Berufe geht, sondern darum, in der aktuellen Ta-
rifrunde öffentlich politisch zu punkten. Deshalb greifen
Sie auch auf den Slogan der GEW zurück, das ist ja nicht
Ihre Erfindung. Sicherlich wäre es besser gewesen, wenn
nicht nur heute hier im Hessischen Landtag die Fraktion
DIE LINKE symbolisch und pressewirksam Flagge zeigt,
sondern wenn die Fraktion DIE LINKE bloßen Reden Ta-
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ten folgen lassen würde und auch konkret zur Aufwertung
sozialer Berufe beitragen würde.

Das allerdings hat die Landesregierung getan und wird es
auch in Zukunft tun. Ich will das ein bisschen belegen.

Häufig belächelt, aber mit einer großen Durchschlagskraft
haben wir bereits im Jahr 2009 die Kampagne „Große Zu-
kunft mit kleinen Helden – werde Erzieherin/Erzieher“ ge-
startet. Über einen mehrjährigen Zeitraum haben wir auf
unterschiedlichste Art und Weise für das Image und den
Beruf der Erzieherin und des Erziehers in der Öffentlich-
keit geworben.

Dass diese Kampagne durchaus erfolgreich gewesen ist
und zur Anerkennung und zur Aufwertung des Berufs der
Erzieherin und des Erziehers beigetragen hat, will ich Ih-
nen anhand einiger Zahlen verdeutlichen. Ich meine, diese
Zahlen widersprechen dem, was zum Teil von der antrag-
stellenden Fraktion dargelegt worden ist: dass dieser Beruf
unattraktiv und schwierig sei. Hören Sie also zu.

Im Schuljahr 2008/2009 befanden sich 4.448 Personen in
der Erzieherinnen- und Erzieherausbildung. Im Schuljahr
2014/2015 sind es 8.149 Personen.

(Zuruf des Abg. Holger Bellino (CDU))

Das ist fast eine Verdoppelung der Zahl derjenigen, die
dorthinein gekommen sind.

(Beifall bei der CDU)

Diese Entwicklung hat zu einer historisch in Hessen bisher
nie erreichten Zahl von Personen geführt, die Erzieherin-
nen oder Erzieher werden möchte. Das ist für mich ein
deutliches Zeichen dafür, dass dieser Beruf breit anerkannt
und wertgeschätzt ist, und hierzu hat auch die Landesregie-
rung beigetragen.

Und noch eine Zahl. Im Schuljahr 2009/2010 haben 1.950
Schülerinnen und Schüler die Ausbildung neu begonnen.
Im aktuellen Schuljahr 2014/2015 sind es 3.039 Personen,
die das angefangen haben. Auch das ist ein deutlicher Be-
leg für die Wertschätzung, die dieser Beruf auch bei der
Ausbildungsentscheidung genießt. Auch dazu hat die öf-
fentliche Diskussion beigetragen, und dazu hat die Landes-
regierung ihren Beitrag geleistet, nicht zuletzt auch ressort-
übergreifend mit der Bereitstellung von geeigneten Schul-
plätzen, damit eine solche Ausbildung überhaupt erst er-
möglicht werden kann.

(Beifall bei der CDU)

Ich denke, noch etwas ist wichtig. Genauso wie im Grund-
schulbereich ist es auch bei den Kindertagesstätten: Wir
müssen verstärkt dafür werben, dass das nicht ein aus-
schließlicher Frauenberuf ist, sondern auch ein Männerbe-
ruf. Die Männer werden in diesem Beruf genauso ge-
braucht wie die Frauen. Wir haben gezielt Männer ange-
sprochen, auch mit unseren Kampagnen.

(Beifall der Abg. Eva Goldbach (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Deswegen finde ich es schon erstaunlich – noch eine sehr
erfreuliche Zahl –, dass in den vergangenen Jahren die
Quote derjenigen, die als Männer an dieser Ausbildung
teilgenommen haben, von 12 auf 17 % gestiegen ist. Dass
das insgesamt attraktiv wird, hängt damit zusammen, dass
dieses Thema nicht mehr allein unter dem Gesichtspunkt
der Kinderbetreuung gesehen wird, sondern dass das ein
Beruf ist, der der Erziehung dient.

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Herr Staatsminister, die vereinbarte Redezeit ist abgelau-
fen.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Deswegen gebe ich Herrn Kollegen Rock recht, der gesagt
hat, das ist durchaus eine Bildungseinrichtung. Wir bewei-
sen das seit über zehn Jahren mit dem Bildungs- und Erzie-
hungsplan in Hessen, der auch seine Fortschreibung findet.

Deshalb müssen wir alles dafür tun, die Attraktivität dieses
Berufs zu steigern, Wertschätzung zu vermitteln und den
Tarifparteien zu sagen: Seid euch eurer Verantwortung
auch in einer aktuellen Tarifauseinandersetzung bewusst. –
Aber eine Einmischung seitens der Landesregierung oder
des Landtags darf es nicht geben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank.

Kolleginnen und Kollegen, auf der Tribüne darf ich unse-
ren ehemaligen Kollegen Dr. Jürgens begrüßen. Herzlich
willkommen.

(Allgemeiner Beifall)

Kolleginnen und Kollegen, damit ist die Aktuelle Stunde
zu Tagesordnungspunkt 52 abgehalten.

Wie vereinbart, überweisen wir den Dringlichen Antrag,
Tagesordnungspunkt 62, Drucks. 19/1789, ohne Ausspra-
che an den Sozial- und Integrationspolitischen Ausschuss.

Damit kommen wir zu Tagesordnungspunkt 53:

Antrag der Fraktion der FDP betreffend eine Aktuelle
Stunde (Ausgestaltung des Hessentags – wann beginnt
die Landesregierung mit dem Sparen?) – Drucks. 19/
1764 –

Als Erster hat Kollege Rentsch, FDP-Fraktion, das Wort.

Florian Rentsch (FDP):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Diese Aktuelle Stunde könnte auch heißen: Wie gut, dass
es den Steuerzahlerbund gibt. Denn der erinnert dieses Par-
lament und auch unsere Fraktion gelegentlich daran, was
der Hessische Landtag beschlossen hat.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Liebe Kollegen, ich glaube, wir leben in einer Zeit, in der
wir alle hier im Hessischen Landtag mit Blick auf das Jahr
2020 verpflichtet sind, uns Gedanken zu machen, wie wir
die Schuldenbremse einhalten. Wenn man über die Schul-
denbremse in Hessen diskutiert, muss für uns alle festste-
hen: Die Grundlage dessen, was wir in Zukunft angehen
müssen, ist die Erkenntnis, dass nicht alles so bleiben
kann, wie es ist.

(Beifall bei der FDP)

Ich will an dieser Stelle klar sagen, dass aus der Sicht der
Fraktion der FDP die mit unserem Antrag erhobene Forde-
rung, zu einem zweijährigen Rhythmus beim Hessentag zu
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kommen, ein Ansatz des Landes wäre, dem Kostenredukti-
onsziel, dem Sparziel, das wir bei Zustimmung von 70 %
der hessischen Bürgerinnen und Bürger gemeinsam be-
schlossen haben – bis auf die Linkspartei, die das nicht
wollte –, nachzukommen und deutlich zu machen: Wir alle
müssen gemeinsam dafür sorgen, dass das auch so kommt.

Es wäre notwendig gewesen, einen Zweijahresrhythmus
beim Hessentag einzuführen und ein Konzept vorzulegen,
wie man Großveranstaltungen koordiniert, dass nicht alles
nebeneinander herläuft – Gartenschau, Familientag, Hes-
sentag. Dieser Antrag hat keine Mehrheit gefunden. Das
akzeptieren wir natürlich.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen der Koalition, Sie ha-
ben mit Ihrer Mehrheit im Hessischen Landtag aber einen
Antrag angenommen, der den Titel „Hessentag der Zu-
kunft“ trägt. In diesem Antrag haben Sie auch gefordert,
dass die Landesregierung neben der Kostenreduktion, die
Sie anstreben – die ist auch im Koalitionsvertrag verankert,
zwar sehr dünn, aber immerhin –, „eine Anhörung mit
Kommunen, Verbänden und Beteiligten über die Zukunft
und … gegebenenfalls Neuausrichtung der Landesfeste“
durchführt. Neben prinzipiellen Erörterungen ging es dabei
auch um die Prüfung, ob und wie Einsparungen vorgenom-
men werden können.

(Beifall bei der FDP)

Wir halten diesen Antrag, den Sie beschlossen haben, für
richtig. Er enthält weniger als das, was wir wollten, aber er
weist den richtigen Weg. Ich glaube, folgender Satz gilt
heute wie im August 2011:

Der Hessentag lädt uns ein, künftig alle zwei Jahre
dabei zu sein.

(Beifall bei der FDP)

Von wem stammt dieser kluge Satz? – Man muss auch ein-
mal über die Parteigrenzen hinweg loben können: Herr
Kollege Wagner, dieser Satz stammt von Ihnen.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP)

Wir stellen auf der einen Seite zwar fest, dass Sie mit die-
ser Forderung gescheitert sind, aber wir halten es für rich-
tig, dass die FDP-Fraktion an Ihrer Seite steht, wenn es
darum geht, dass ein Beschluss des Hessischen Landtags,
der die Landesregierung zur Durchführung einer Anhörung
auffordert, umgesetzt wird. Das ist das Minimum dessen,
was wir erwarten dürfen, wenn das hessische Parlament die
Exekutive verpflichtet, dem nachzukommen, was die erste
Gewalt in diesem Land beschlossen hat.

(Beifall bei der FDP)

Ich erspare Ihnen einen Diskurs über die Gewaltenteilung,
aber klar ist auch: Das kann die Landesregierung eigentlich
nur vergessen haben.

(Heiterkeit bei der FDP – Zuruf des Abg. Clemens
Reif (CDU))

– Herr Kollege Reif, das kann die Landesregierung doch
nur vergessen haben. Ich weiß, dass Sie immer an meiner
Seite sind, wenn es darum geht, die Rechte des Parlaments
durchzusetzen. Dafür danke ich Ihnen ausdrücklich, Herr
Kollege Reif.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP)

Sie sind ein guter Kollege. Ihre Zwischenrufe haben in die-
sem Landtag eine gewisse Bekanntheit erlangt. Nicht nur

Herr Al-Wazir hat darunter gelitten bzw. davon profitiert –
ich weiß nicht, wie es heute gesehen wird.

(Heiterkeit bei der FDP)

Herr Reif, Sie haben recht: Lassen Sie uns, die Freien De-
mokraten, die Christdemokraten, die GRÜNEN und – wie
ich glaube – auch die Sozialdemokraten, gemeinsam dafür
Sorge tragen, dass dieser Beschluss des Landtags durchge-
führt wird. Das kann von der Landesregierung ja nur ver-
gessen worden sein; anderenfalls müsste man ja feststellen,
dass die Landesregierung versucht hat, sich an einem Be-
schluss der ersten Gewalt vorbeizumogeln. Ich will mir
nicht vorstellen, dass die Landesregierung so etwas tut.

(Heiterkeit bei der FDP – Zuruf des Abg. Clemens
Reif (CDU))

Insofern ist heute der richtige Zeitpunkt, gemeinsam dafür
Sorge zu tragen, dass das Sparen in diesem Land wieder
ernst genommen wird. Die Schuldenbremse ist keine Spaß-
veranstaltung, sondern eine Verpflichtung für uns alle.
Deshalb gehört alles auf den Prüfstand. Das hat der Land-
tag beschlossen, und jetzt muss es auch durchführt werden.
Es wird sich nicht drum herumgedrückt.

(Beifall bei der FDP)

Wir sind der festen Überzeugung, dass es ein Zukunftskon-
zept geben muss. Ich sage noch einmal ganz ausdrücklich:
Der Hessentag hat tolle Besucherzahlen. Er ist eine Er-
folgsgeschichte. Er hat aber deshalb so tolle Besucherzah-
len, weil dort viele Großveranstaltungen von hr 3 und FFH
stattfinden. Trotzdem muss man feststellen: Er ist eine
Möglichkeit, mit vielen Bürgerinnen und Bürgern in Kon-
takt zu kommen. Er ist eine gute Institution. Die Idee die-
ses Festes würde aber auch dann noch funktionieren, wenn
der Hessentag nur alle zwei Jahre stattfände. Das würde
einen immensen Beitrag zur Konsolidierung unseres Lan-
deshaushalts leisten. Alle Kommunen, die den Hessentag
durchgeführt haben, haben in den letzten Jahren ein großes
finanzielles Defizit eingefahren.

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollege Rentsch, bitte letzter Satz.

Florian Rentsch (FDP):

Diesen Rhythmus auszudünnen, wie es die GRÜNEN ein-
mal vorgeschlagen haben, dazu wäre jetzt der richtige Zeit-
punkt. Nehmen Sie deshalb Ihre eigenen Beschlüsse ernst,
und lassen Sie sich von der Hessischen Landesregierung
nicht düpieren.

(Beifall bei der FDP – Zuruf des Abg. Clemens Reif
(CDU))

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Schwarz,
CDU-Fraktion.

Armin Schwarz (CDU):

Sehr geehrte Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen, sehr
geehrte Kollegen! Der Hessentag ist das älteste und eines
der größten Landes- und Heimatfeste in Deutschland. Der
Hessentag führt Menschen zusammen. Der Hessentag ist
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ein Fest der regionalen Besonderheiten. Der Hessentag ist
ein Fest des Ehrenamtes und der Traditionen, und der Hes-
sentag ist ein Fest der Integration.

Unser Hessentag ist einzigartig. Kein anderes Bundesland
hat ein Landesfest wie unseres. Herr Kollege Rentsch, mit
Blick auf die von Ihnen genannte Popularität kann ich nur
sagen: Richtig! Die Zahlen sprechen für sich. Vor rund 50
Jahren zählte der Hessentag in Alsfeld 40.000 Besucherin-
nen und Besucher. Beim Hessentag in Kassel wurde der
Spitzenwert von 1,8 Millionen Besucherinnen und Besu-
chern erreicht. In Bensheim waren es 1,3 Millionen Besu-
cherinnen und Besucher. Ich bin mir sicher: Der Hessentag
in Hofgeismar wird ein grandioser Erfolg werden.

Zum Thema Ticketverkäufe, das Sie eben angesprochen
haben: In Bensheim wurden 2,7 Millionen € eingenom-
men. Dementsprechend konnten die Kosten gedeckt wer-
den.

Alle nennenswerten Verbände und Organisationen, von der
Bundeswehr über Trachtenvereinigungen bis zur Polizei,
sind auf den Hessentagen präsent. Damit es hier einmal
klar gesagt wird: In regelmäßig durchgeführten Umfragen,
auch des Statistischen Landesamtes, ist eindrucksvoll do-
kumentiert, wie groß die Akzeptanz für den Hessentag ist.

Sie haben auch auf unseren Koalitionsvertrag Bezug ge-
nommen. Ich kann gerne bestätigen, was dort steht: „Eine
Reduzierung der Kosten wird angestrebt.“ Dabei bleibt es.
Deswegen begrüßen wird es, dass die Hessische Landesre-
gierung die Kostenreduzierung in Angriff genommen hat.
Herr Kollege Rentsch, die Schuldenbremse haben wir fest
im Blick, und wir haben bereits konkrete Maßnahmen auf
den Weg gebracht. Diese werden weiterentwickelt. Dazu
gehören passgenaue Module mit Budgetierung für die je-
weilige Kommune, die Neudefinition von Standards, die
Optimierung der Einnahmen, der Ticketverkauf, ein
Parkraumkonzept und – seit diesem Jahr – natürlich die
Defizitübernahme. In Hofgeismar greift das Ganze also
schon. So viel zu der Behauptung, es gebe keine Entwick-
lung, und die Landesregierung tue nichts.

Damit wird eine verlässliche Grundlage für die Durchfüh-
rung der Hessentage ab dem Jahr 2018 geschaffen. Es
bleibt natürlich bei dem Ziel, dass das Budget für die
Durchführung schrittweise abgebaut wird. Das heißt im
Klartext: ab 2018 ein investiver Zuschuss in Höhe von
9 Millionen € und eine Defizitübernahme, ein Defizitaus-
gleich in Höhe von 2,5 Millionen €. Ein Jahr später, 2019,
liegen wir bei 8,5 Millionen € und einem Defizitausgleich
von 2 Millionen €.

(Florian Rentsch (FDP): Machen Sie jetzt eine An-
hörung, oder nicht?)

Wir beschreiten hier einen eindeutigen Weg. Richtig ist:
Neue Lagen bedürfen neue Handlungen. Nur wer sich ver-
ändert, bleibt bestehen. Darauf können wir uns bestimmt
verständigen. Eines ist aber auch klar. Bei einem zweijäh-
rigen Rhythmus spart das Land nur bedingt. Die Kommu-
ne, die den Hessentag ausrichtet – das ist ja Ihr Punkt –, ist
am Hessentag interessiert.

(Florian Rentsch (FDP): Das ist nach der Verfassung
Aufgabe des Landes Hessen!)

Die Tatsache, dass das Interesse am und die Attraktivität
des Hessentags so groß sind, zeigt sich daran, dass wir
stets genug Bewerber haben, die das Fest ausrichten wol-
len, denn die Hessentagsprogramme sind Investitionspro-

gramme. Da wird nicht in den blauen Dunst hinein inves-
tiert, sondern es wird in nachhaltige Projekte investiert.
Von daher gesehen, ist der Hessentag im besten Sinn des
Wortes ein Investitionsprogramm.

Herr Kollege Rentsch, eines ist doch klar: Das, was die
Landesregierung verspricht, hält sie auch.

(Günter Rudolph (SPD): Seit wann?)

– Herr Rudolph, das war schon immer so, zumindest zu
unseren Zeiten. Bei Ihnen war das immer anders. Aber wir
gehen da mit gutem Beispiel voran. Da gibt es überhaupt
keinen Platz für zwei Meinungen.

Eines ist also klar: Die Anhörung kommt. Es gibt eine kla-
re Kostendeckelung. Die Projekte, die dort von uns ge-
macht werden, sind nachhaltig.

Meine Damen, meine Herren, der Kollege Wiegel hat vor
ein paar Jahren zum Hessentag gesprochen und hat – er ist
ein bisschen poetisch geworden – angefangen, zu dichten.
Ich habe versucht, das zu aktualisieren und weiterzuent-
wickeln.

(Florian Rentsch (FDP): Jetzt wird es spannend!)

Passen Sie jetzt also auf.

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Herr Kollege Schwarz, für die Weiterentwicklung bleibt
leider keine Zeit. Sie müssen zum Schluss kommen.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

Armin Schwarz (CDU):

Ganz kurz:

Der Hessentag, das ist doch klar,
ist ein Genuss in jedem Jahr.
In Bensheim war es wunderbar,
so wird es auch in Hofgeismar.
Da kommen keine Zweifel auf,
Hessentag: Glück auf! Glück auf!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege van Ooyen,
DIE LINKE.

(Florian Rentsch (FDP): Daran erkennt man den bil-
dungspolitischen Sprecher! – Janine Wissler (DIE
LINKE): Wie sich das auf Hofgeismar reimt! – Ma-
thias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Jetzt wollen wir linke Poesie hören!)

Willi van Ooyen (DIE LINKE):

Das reimte sich gerade gar nicht. – Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Ich bin der FDP dankbar, dass sie dem
Thema noch vor dem Hessentag ein bisschen Aufmerk-
samkeit im Plenum schenkt. Ich habe mich gefreut, dass
Kollege Rentsch die Hessentagsstadt Hofgeismar ins
Blickfeld geholt hat. Hofgeismar hat zwar mit Kassel-Cal-
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den einen Flugplatz in der Nähe, aber es liegt doch weit
weg von den Massenbetrieben. Dennoch glaube ich nicht,
dass wir in diesem Plenum noch einen großen Einfluss auf
die Gestaltung des Hessentags in Hofgeismar ausüben kön-
nen.

Für uns ist das aber eine Gelegenheit, um Überlegungen
über dieses zehntägige Ereignis in Hofgeismar und auch
über die Ausgestaltung zukünftiger Hessentage anzustel-
len: wie wir den Militärstützpunkt, die Verkaufsausstellung
und die Baumarktatmosphäre überwinden können.

(Beifall bei der LINKEN – Armin Schwarz (CDU):
Wovon reden Sie eigentlich?)

Die Massenkulturevents, die die Highlights der Hessentage
ausmachen, sind sicherlich nicht geeignet, die Hessen ein-
ander näherzubringen.

(Armin Schwarz (CDU): Sie ärgern sich doch nur,
dass zu Ihren Osterdemonstrationen viel weniger
Leute kommen!)

Das ist sicherlich nicht identitätsstiftend. Solche Veranstal-
tungen können immer und überall stattfinden. Wir sollten
überlegen, wie es gelingen kann, unterschiedliche Initiati-
ven, Verbände, Vereine und Institutionen sowie Beispiele
gelungener Integrationsarbeit auf dem Hessentag darzustel-
len. Der Hessentag könnte eine Gelegenheit sein, um Men-
schen, die Flucht und Vertreibung erlebt haben, kennenzu-
lernen und ihre Kultur, ihre Erfahrungen und ihre Wünsche
zu vermitteln.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Hessentag könnte die aktuellen Befindlichkeiten der
Hessinnen und Hessen widerspiegeln, wenn wir uns an-
schickten, die neuen Entwicklungen und Impulse als Berei-
cherung öffentlich zu machen.

Dabei sollten das Brauchtum und die regionale historische
Entwicklung keinesfalls ausgeblendet werden. Auch wäre
es vorstellbar, die europäischen Partnerregionen, die Aqui-
taine, die Emilia Romagna, die Wielkopolska, Bursa und
auch Jaroslawl, inhaltlich mehr zu beteiligen und neben
dem kulinarischen auch den kulturellen und politischen
Austausch zu fördern. Auch die vom Hessischen Rundfunk
und Radio FFH durchgeführten Veranstaltungen und die
regionalen Medien könnten dort beteiligt werden.

Der Hessentag könnte sicher kürzer sein. Ich bin nicht für
die Zweijahresregelung. Ich fahre nämlich jährlich am
2. Septemberwochenende zur Fête de l‘Humanité nach Pa-
ris. Das ist sozusagen zur Institution geworden und findet
dort mit Erfolg jährlich statt.

(Timon Gremmels (SPD): Der Hessentag von Paris!)

Das ist belebend, kulturell breit aufgestellt und sehr infor-
mativ. Ein solches Fest stelle ich mir auch für die Hessen
vor. Es könnte aber kürzer sein. Man könnte es im Mai
oder im Juni an einem der Donnerstagfeiertage beginnen
und bis zum Wochenende dauern lassen – um einmal einen
Vorschlag zu machen, wie das ausgestaltet werden könnte.

Trotz der verkürzten Dauer könnten vom Hessentag deut-
lich mehr Impulse für die Weiterentwicklung und Verände-
rung des Zusammenlebens in Hessen ausgehen. Wir sollten
vom Hessentag eindeutige Friedens- und Integrationssigna-
le ausgehen lassen. Deshalb ist die Vermittlung von Rüs-
tung und Krieg auf dem Hessentag völlig unangebracht.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn es gelingt, Menschen, die vor Armut, Krieg und Ge-
walt zu uns nach Hessen geflohen sind, auf dem Hessentag
zu Wort kommen zu lassen, ist das Militärgehabe völlig
überflüssig. Mit Hubschraubern, Panzerlafetten und Tech-
nik, mit großem Bühnenprogramm und Feldküche kann
man keine neue Kultur entwickeln.

(Beifall bei der LINKEN)

Für uns ist klar: Frieden und Abrüstung sind der Ernstfall.
Dies sollten auch der Hessentag in Hofgeismar und vor al-
len Dingen die kommenden Hessentage vermitteln. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf des Abg. Armin
Schwarz (CDU))

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächste spricht Kollegin Erfurth,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Sigrid Erfurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Der Titel der Aktuellen Stunde und der Sparappell der FDP
muten schon ein bisschen seltsam an. Herr Rentsch, Sie ha-
ben hier vorgetragen, das Land sei in der Pflicht, bis 2020
die Schuldenbremse einzuhalten, und daher sei es wichtig,
beim Hessentag auf den Zweijahresrhythmus umzusteigen.
Ich darf Sie daran erinnern, dass es im Mai 2013 einen
Brief an den Hessischen Städtetag und an den Hessischen
Städte- und Gemeindebund gab, in dem ein neues Konzept
vorgestellt wurde. Das war noch unter der schwarz-gelben
Regierung.

In diesem Konzept wurde vorgetragen, dass die Kommu-
nen ab 2015 – man hat also weit über die damalige Legis-
laturperiode hinausgedacht – die Möglichkeit bekommen
sollten, einen Defizitausgleich vorzunehmen, anstatt zu in-
vestieren. Das war das Angebot an die Kommunen, auch
an die Schutzschirmkommunen, die zukünftig den Hessen-
tag ausrichten würden.

Im August 2013 hat sich Hofgeismar für die Ausrichtung
des Hessentags beworben – also auch noch in der letzten
Legislaturperiode –, und zwar genau zu den Konditionen,
die Sie damals in der schwarz-gelben Landesregierung ver-
einbart hatten. Jetzt so zu tun, als müsste man Hofgeismar
plötzlich andere Konditionen auferlegen, kommt ein
bisschen schräg. Sie sollten einmal an das denken, was Sie
selbst mit eingeleitet haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Es geht um Vertrauensschutz. In einer Fraktion, von deren
Abgeordneten mehr als die Hälfte Juristen sind, sollte der
Vertrauensschutz durchaus ein großes Thema sein.

(Florian Rentsch (FDP): Das nächste Mal den An-
trag lesen, dann wird auch die Rede besser!)

– Herr Rentsch, ich habe den Antrag gelesen. Es ist nicht
so viel; das kann man ganz gut erfassen. – Von daher glau-
be ich, dass das ganz klar am Kern der Sache vorbeigeht.
Sie haben mit dem damaligen Schreiben Vertrauenstatbe-
stände für alle Kommunen geschaffen, die sich bewerben,
und deshalb wird es eine Fortentwicklung und Sparkondi-
tionen erst dann geben, wenn das – –
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(Zurufe von der FDP)

– Interessiert Sie das eigentlich, oder wollen Sie sich drau-
ßen unterhalten?

(Florian Rentsch (FDP): Das ist ein Parlament, da
kann man doch diskutieren!)

– Ja, das kann schon sein, aber wenn es – –

(Zurufe von der FDP – Unruhe – Glockenzeichen
der Präsidentin)

– Herr Hahn, die Frage war: „Wann beginnt die Landesre-
gierung mit dem Sparen?“ Sie beginnt genau jetzt mit dem
Sparen, und das erfolgt auf der guten Grundlage des An-
trags, den Ihnen CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
im September vorgelegt haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU – Zurufe von der FDP)

Genau auf der Grundlage, nämlich wenn die Vertrauenstat-
bestände, die es jetzt gibt, abgearbeitet sind, werden auch
die Kosten weiter gedeckelt. Das ist ganz klar, das steht in
dem Antrag, und genau das wird passieren.

Herr Kollege Greilich, die Anhörung, die Sie so brennend
interessiert, wird natürlich stattfinden.

(Florian Rentsch (FDP): Wann denn?)

Ich bin mir sicher, dass die Einladungen zu dieser Anhö-
rung, die die Staatskanzlei verschickt, demnächst bei den
Anzuhörenden eingehen.

Es ist auch völlig klar, dass man gemeinsam mit den Kom-
munen über eine Fortentwicklung nachdenken muss; denn
das Hessenfest ist ein Fest, das viele Bürgerinnen und Bür-
ger interessiert und zu dem viele Gäste in die jeweilige
Hessentagsstadt kommen. Das setzt auch in den Kommu-
nen vieles in Bewegung und lässt vieles an Gemeinsinn
entstehen. Das will ich gar nicht kleinreden; das ist überall
der Fall. Auch das ist ein Kern des Hessenfestes: zusam-
menzuführen und zu schauen, wie Menschen zusammenle-
ben. Genau so hat Georg August Zinn ihn 1961 zum ersten
Mal ausgerichtet.

Diesen Kernaspekt wollen wir gemeinsam wieder anregen
und wieder mit Leben erfüllen. Herr Rentsch, da Sie mich
vorhin so freundlich auf den Titel unserer Aktuellen Stun-
de im Jahr 2011 angesprochen haben – von wegen, wir
wollten den Hessentag damals nur noch alle zwei Jahre
ausrichten –: Klar, das haben wir damals so vorgestellt.
Dazu stehen wir. Wir haben nämlich gesagt, dass es sinn-
voll sein könnte, dieses Fest nur noch alle zwei Jahre aus-
zurichten. Daran gibt es überhaupt nichts zu deuteln. Aller-
dings standen wir damals mit unserer Meinung allein. Alle,
auch Ihre Fraktion, haben damals erklärt, dass das keinen
Sinn macht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU – Zurufe von der FDP:
Ah!)

Das hat damals auch Ihre Fraktion erklärt und die Festle-
gungen so vorgenommen. Es schadet nichts, wenn man
sich einmal länger mit einer Meinung auseinandersetzt.
Das haben wir in der Koalition getan.

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP) – Anhalten-
de Unruhe – Glockenzeichen der Präsidentin)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollegin Erfurth, kommen Sie bitte zum Schluss.

Sigrid Erfurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Danke Ihnen, Frau Präsidentin. – Deshalb haben wir uns
Leitplanken überlegt, wie man den Sparappell umsetzen
und trotzdem ein fröhliches, buntes Hessenfest feiern kann.
Darauf freue ich mich auch im nächsten Jahr.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Rudolph,
SPD-Fraktion.

Günter Rudolph (SPD):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich habe von Herrn Al-Wazir in Bezug auf Kritik etwas
gelernt: Ich bitte, jetzt von unangenehmen Zwischenrufen
abzusehen,

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der FDP –
Zurufe der Abg. Günter Schork und Clemens Reif
(CDU))

wenn ich sage, dass es Gemeinsamkeiten zwischen FDP
und GRÜNEN gibt. – Herr Reif, sehen Sie, genau das habe
ich erwartet. Aber ich will Ihnen das gern erklären. – Es
kommt darauf an, welche Rolle man hat: Als die FDP in
der Regierung war, war der Hessentag für sie eine ganz or-
dentliche Einrichtung. Da waren die GRÜNEN in der Op-
position und fanden das eher nicht so gut. Jetzt ist das um-
gekehrt, entsprechend auch die jeweilige Meinung. Sehen
Sie, so einfach ist die Welt. Da hat es die SPD leichter.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD – Zurufe der
Abg. Janine Wissler (DIE LINKE) und Mathias
Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) –
Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen der Präsiden-
tin)

– Herr Wagner, sehen Sie, ich bin mir sehr sicher, dass Sie
an Ihrer elitären Arroganz scheitern werden. Da bin ich mir
relativ sicher.

(Beifall des Abg. Timon Gremmels (SPD) – Zuruf
des Abg. Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

Der Hessentag wurde 1961 von Georg August Zinn einge-
führt, getreu dem identitätsstiftenden Motto: „Hesse ist,
wer Hesse sein will“. Man kann natürlich über die Ent-
wicklung des Hessentags streiten. Er muss sich fortent-
wickeln. Unsere Position war, er ist eine sinnvolle Einrich-
tung. Keiner wird gezwungen, hinzugehen. Wir sind am
Fraktionsstand. Viele Kollegen von unserer Fraktion sind
da, von den anderen Fraktionen ist die Gruppe durchaus
übersichtlich: Manche im Raum habe ich noch nie in der
Landesausstellung gesehen. Aber das ist eine freiwillige
Angelegenheit. Es ist ein Angebot an die Bürgerinnen und
Bürger. Man muss das nicht gut finden.

Wir müssen nur aufpassen, auch das haben wir schon ge-
sagt, dass die Kommerzialisierung des Hessentages nicht
ausufert. Solche Tendenzen gibt es. Es gibt große Rock-
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und Popkonzerte, die viel Anklang finden. Da muss man
sehen, dass man das mit anderen Angeboten in Einklang
bringt und auch andere Dinge beim Hessentag anbietet: die
Gelegenheit der Zusammenkunft. Es sind willkommene
Anlässe, wenn die Landfrauen auftauchen oder der VdK
seine Veranstaltung durchführt und dann an die Stände der
Landtagsfraktionen kommt, nach Informationsmaterial und
kleinen Geschenken fragt. Das ist schon interessant. Dann
kommt man auch zum Austausch mit den Bürgerinnen und
Bürgern.

Deswegen die Frage: Macht man das jährlich? Es gibt Ar-
gumente, zu sagen, das ist sinnvoll. Der Aufwand ist be-
trächtlich. Es muss sich für Beteiligte schon rechnen. Wir
haben bisher eine Bandbreite von Aktivitäten gehabt.
Wenn es über die zehn Tage viel regnet, ist es kein ganz
schöner Hessentag. Wenn das Wetter nicht mitspielt, aber
die Stimmung gut ist und sich die Leute freuen, kann man
auch das gelassen hinnehmen. Ich glaube, der Hessentag
hat sich bewährt. Bei einigen Dingen müssen wir aufpas-
sen. Für uns Sozialdemokraten ist wichtig: Diejenige Kom-
mune, die den Hessentag ausrichtet, muss vom Land or-
dentlich unterstützt werden. Das kann eine Kommune nicht
mehr alleine schultern.

(Beifall bei der SPD)

Die Aufwendungen, die sie dabei haben – von der Sicher-
heit über die Logistik –, sind enorm. Das kann sich nicht
mehr jede Kommune erlauben. Alsfeld und Vellmar haben
deswegen die Ausrichtung des Hessentags wieder abgege-
ben. Das muss man ernst nehmen. Auch ich erwarte, dass
wir eine Anhörung durchführen, und zwar zeitnah. Erstens
ist das von diesem Landtag beschlossen worden, und zwei-
tens: Warum hat man denn Angst vor einer solchen Anhö-
rung?

(Florian Rentsch (FDP): Das weiß ich auch nicht!)

Offensichtlich verstehe ich das nicht. Vielleicht gibt die
Anhörung ein paar Impulse, die in die Arbeit einfließen.
Wir haben im Hauptausschuss das eine oder andere disku-
tiert. Deswegen glaube ich, wer feiern will, wer fröhlich
sein will, dem sollte man es ermöglichen. Wer das nicht
will, der bleibt eben weg. Umso mehr Freude haben die an-
deren.

(Beifall des Abg. Torsten Warnecke (SPD))

Der Hessentag ist eine Einrichtung. Miesepeter brauchen
wir nicht, die können weg bleiben – getreu dem Motto:
„Wer nicht genießen kann, ist ungenießbar“. Das soll es
auch bei manchen Politikern geben. Deswegen ist das – –

(Beifall des Abg. Timon Gremmels (SPD) – Zuruf
des Abg. Manfred Pentz (CDU))

– Herr Pentz, ich sprach ausdrücklich nicht von Ihnen –
obwohl ich Sie damit auch hätte meinen können.

(Anhaltende Zurufe des Abg. Manfred Pentz (CDU))

Ich will aber noch einen anderen Punkt ansprechen. Herr
Finanzminister Schäfer, da Sie für die Landesregierung
antworten, können Sie – wir begrüßen es, wenn Transpa-
renz herrscht – vielleicht darauf eingehen: Der Hessentags-
papst – um es einmal freundlich zu sagen – geht in Ruhe-
stand. Herr K. – nennen wir ihn aus Datenschutzgründen
so – hat fast über Jahrzehnte hinweg den Hessentag ge-
prägt. Das meine ich durchaus positiv. Die Insider kennen
ihn. Er scheidet zum 30.04. aus. Eine Frage: Warum
schreibt man eine solche Stelle nicht aus? Wenn meine In-

formationen stimmen, soll die Stelle ohne Ausschreibung
mit einem ehemaligen kommunalen Wahlbeamten der
CDU besetzt werden. Warum macht man nicht – –

(Allgemeine Unruhe)

– Stimmt es? – Danke für den Hinweis.

(Manfred Pentz (CDU): Wo bekommen Sie denn ir-
gendwelche Informationen her?)

– Indem ich Kleine Anfragen stelle, deren Antwort ich so-
gar lese.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und der FDP so-
wie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Der Punkt betreffend den ehemaligen Wahlbeamten steht
dort so nicht drin. Deswegen frage ich den Finanzminister,
ob meine Informationen zutreffen, dass man einen ehema-
ligen kommunalen Wahlbeamten der CDU mit einem gu-
ten Posten mit B-3-Besoldung versorgen will. Ansonsten
freuen wir uns auf den Hessentag im schönen nordhessi-
schen Hofgeismar. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Für die Landesregierung spricht Staatsmi-
nister Schäfer.

Dr. Thomas Schäfer, Minister der Finanzen:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Der Umstand,
dass ich heute für die Landesregierung zu diesem Thema
spreche, könnte zur Sorge veranlassen, dass künftig das Fi-
nanzministerium für die Ausrichtung des Hessentags zu-
ständig sein könnte.

(Beifall des Abg. Florian Rentsch (FDP) – Günter
Rudolph (SPD): Dann wird es finanziell eng!)

– Dann wird es finanziell eng. – Diese Sorge kann ich Ih-
nen nehmen: Er verbleibt in der Verantwortung der Staats-
kanzlei und auch in der Nachfolge des Kollegen K. sicher-
lich in einer sehr verantwortlichen und kompetenten Auf-
gabenwahrnehmung.

Im Hessischen Landtag über die Ausgestaltung des Hes-
sentags zu diskutieren, ist sicherlich eine vernünftige Sa-
che. Möglicherweise macht es Sinn, das in kleinerer Runde
zu wiederholen; denn ich glaube, die Quote der regelmäßi-
gen Hessentagsbesucher aus den Reihen des Hessischen
Landtags wird den entsprechenden statistischen Wert in
der Gesamtbevölkerung trotz des hohen Anklanges des
Hessentages dort noch ein Stückchen übersteigen. Insofern
sitzen hier 110 Fachfrauen und Fachmänner, die zur Beur-
teilung dieser Veranstaltung sicherlich etwas beitragen
können.

Deshalb ist es immer wieder klug, über neue Ansätze bei
der Struktur des Hessentages nachzudenken. Dazu gehört –
jetzt komme ich wieder zu dem Punkt, dass der Finanzmi-
nister heute die Aufgabe hat, hierzu zu sprechen – auch das
Thema, wie wir mit den monetären Fragen umgehen. Das
ist keine ganz billige Veranstaltung, auch nicht für den
Landeshaushalt. Deshalb haben wir die Entscheidungen
getroffen, die in der Diskussion bereits vorgetragen wor-
den sind, nämlich die Zuschüsse schrittweise von 10 Mil-
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lionen € jährlich bis auf 8,5 Millionen € am Ende zu redu-
zieren. Das ist fest projektiert und veranschlagt.

Wir werden mit den Kommunen und allen weiteren Inter-
essierten im Rahmen der Anhörung, die durchgeführt wird,
sicherlich auf die einzelnen Punkte zu sprechen kommen.
Ich freue mich, dass auch die Freien Demokraten das The-
ma der Haushaltskonsolidierung für sich wiederentdeckt
haben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zurufe von der FDP: Oh!)

Das an diesem Punkt und den daran einzusparenden Beträ-
gen festzumachen, finde ich löblich. Aber wenn Sie sich
den zentralen Forderungspunkt der Freien Demokraten
zum letzten Haushalt anschauen,

(Zurufe der Abg. Florian Rentsch und Dr. h.c. Jörg-
Uwe Hahn (FDP))

nämlich die Grunderwerbsteuer wieder auf den Satz von
3,5 Prozentpunkten zu senken, sehen Sie: Mit dem Jahres-
wert, der dadurch an Einnahmeausfall und somit an höhe-
rer Verschuldung entstehen würde, könnten wir den Hes-
sentag für die nächsten 50 Jahre finanzieren.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Insofern freuen wir uns auf die nächste Aktuelle Stunde
der Freien Demokraten, wenn sie uns nämlich erklären
werden, wie sie diese große Lücke im Haushaltsplan
schließen werden. Dann kann man auch wieder anfangen,
über die sehr viel kleinteiligeren Haushaltskonsolidie-
rungsvorschläge gemeinschaftlich zu sprechen.

(Beifall des Abg. Manfred Pentz (CDU))

Ich glaube, dass es klug ist, den Hessentag weiterhin
durchzuführen, auch im jährlichen Rhythmus. Darüber gibt
es unterschiedliche Auffassungen; da gibt es wahrschein-
lich kein Wahr und kein Falsch. Wir haben uns am Ende
entschieden, am jährlichen Rhythmus festzuhalten und an
den Finanzierungsmodalitäten Nachjustierungen vorzuneh-
men, auch um die Mitfinanzierung von Defiziten zu er-
möglichen, aber gleichzeitig in den nächsten Jahren den
Landeszuschuss signifikant zurückzuführen. Ich glaube,
das ist ein gutes Grundgerüst für die Zukunft des Hessenta-
ges. Ich freue mich jedenfalls schon einmal auf den nächs-
ten in Hofgeismar. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Damit ist die Aktuelle Stunde zu Tagesord-
nungspunkt 53 abgehalten.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 38:

Entschließungsantrag der Fraktion DIE LINKE betref-
fend Proteste anlässlich der EZB-Eröffnung sind be-
rechtigt – eine Abkehr von der Kürzungs- und Verar-
mungspolitik in Europa ist nötig – Drucks. 19/1748 –

Dieser wird zusammen diskutiert mit Tagesordnungs-
punkt 61:

Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktion DIE
LINKE betreffend Proteste anlässlich der EZB-Eröff-

nung sind berechtigt – eine Abkehr von der Kürzungs-
und Verarmungspolitik in Europa ist nötig – Nein zu
Gewalt und Zerstörungswut – Drucks. 19/1787 –

Die vereinbarte Redezeit beträgt zehn Minuten. Als Erster
spricht Herr Kollege van Ooyen, Fraktion DIE LINKE.

Willi van Ooyen (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine verehrten Damen und Herren! Es
ist höchste Zeit für eine Wende in Europa – eine Wende,
die neoliberale Austeritätspolitik und aggressive Troika-
diktate hinter sich lässt. Zur Einweihung des neuen Prunk-
baus der Europäischen Zentralbank im Frankfurter Ostend
sagen wir: Es gibt nichts zu feiern an Kürzungspolitik und
Verarmung.

(Beifall bei der LINKEN – Holger Bellino (CDU):
Es ist Zeit für eine Entschuldigung!)

20.000 Menschen aus ganz Europa haben diese Feierstun-
de zum Anlass genommen, ihren friedlichen Widerstand
gegen diese europäische Krisenpolitik und gegen deren ka-
tastrophale Konsequenzen – besonders für die Menschen
im europäischen Süden – zum Ausdruck zu bringen. Als
Pazifist habe ich kein Verständnis für Gewalt und Militanz.
Als Kriegsdienstverweigerer bleibe ich der Losung „Frie-
den schaffen ohne Waffen“ verpflichtet.

(Beifall bei der LINKEN – Michael Boddenberg
(CDU): Sie haben nur vergessen, das vorher immer
wieder zu sagen!)

– Nein, das kennen alle von mir. Selbst Sie, Herr Bodden-
berg, kennen das.

(Michael Boddenberg (CDU): Darüber reden wir
noch; machen Sie ruhig weiter!)

Dennoch, glaube ich, wird sich eine friedliche Politik nur
durchsetzen lassen, wenn sie sich wirklich ändert.

Die EZB ist ein wichtiger Akteur in einer Anti-Europa-Ko-
alition, genannt: Troika oder die Institutionen – eine Koali-
tion, die Europa nicht stärkt, sondern ruiniert. Das war un-
sere Feststellung. Die EZB steht damit für eine Politik, die
wir nicht wollen, weil sie Staaten und Menschen zu neoli-
beraler Verarmung zwingt, Banken und Zockerbuden
schützt und zugleich die europäischen Sozialstaaten rui-
niert.

Meine Damen und Herren, wer die Folgen neoliberaler
Austerität studieren will, der schaue sich Griechenland an.

(Clemens Reif (CDU): Ist das jetzt Ihre Rechtferti-
gungsrede für die Ausschreitungen?)

Hans-Jürgen Urban, Vorstandsmitglied der IG Metall, hat
in seiner Rede am 18. März die Situation wie folgt be-
schrieben:

Die aufgezwungene Austerität hat Griechenland in
einen Ausnahmezustand getrieben: Die Wirtschaft
ist seit Beginn der Krise um ein Viertel geschrumpft,
die Löhne im öffentlichen Sektor wurden um bis zu
50 % gekürzt, die Renten um bis zu 45 %, und das
Gesundheitssystem steht vor dem Kollaps, Selbst-
mordraten und Säuglingssterblichkeit sind signifi-
kant gestiegen.
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Dieses fatale Zusammenspiel von Wirtschaftskrise
und Sozialabbau hat zu einer sozialen und humani-
tären Katastrophe geführt.

(Beifall bei der LINKEN – Widerspruch bei der
CDU)

Und das vollständig Groteske von alldem: Das Kaputtspa-
ren des griechischen Sozialsystems und der Wirtschaft hat
die Staatsverschuldung Griechenlands weiter dramatisch
ansteigen lassen. Lag die Verschuldung Griechenlands
2010 noch bei 120 % der Wirtschaftsleistung, wird sie ak-
tuell bei 180 % gesehen.

(Manfred Pentz (CDU): Nur die EZB ist schuld,
oder was?)

Sahra Wagenknecht ging auf der Kundgebung auf dem Rö-
merberg scharf mit dem Verhalten von Finanzminister
Schäuble ins Gericht:

(Michael Boddenberg (CDU): Was sagen Sie zu
dem Koalitionspartner der Kommunisten? – Anhal-
tende Unruhe – Glockenzeichen der Präsidentin)

Ich zitiere Sahra Wagenknecht:

Seit Jahren wird die deutsche Bevölkerung von Fi-
nanzminister Schäuble belogen. Die deutschen Steu-
erzahler haben nicht „den Griechen“ geholfen, wie
Schäuble behauptet, sondern deutschen und interna-
tionalen Banken. Die Strukturanpassungsprogramme
der Troika waren kein Erfolg, wie Schäuble beteuert,
sondern eine Katastrophe für die griechische Wirt-
schaft. Auch die Frage von Entschädigungszahlun-
gen für Naziverbrechen ist nach Überzeugung aner-
kannter Juristen keineswegs abschließend geklärt, …

DIE LINKE ist dem demokratischen Sozialstaat und der
internationalen Solidarität verpflichtet.

(Beifall bei der LINKEN – Michael Boddenberg
(CDU): Was für ein Blödsinn!)

Weil das so ist, freue ich mich über die verschiedenen Auf-
rufe, auch der Gewerkschaften, zur Solidarität mit Grie-
chenland. Im Aufruf des Europäischen Gewerkschaftsbun-
des heißt es beispielsweise:

Mit der neuen griechischen Regierung muss ernst-
haft und ohne Erpressungsversuche verhandelt wer-
den, um dem Land eine wirtschaftliche und soziale
Perspektive jenseits der gescheiteten Austeritätspoli-
tik zu eröffnen … Europa darf nicht auf der Fortset-
zung einer Politik zulasten der Bevölkerung behar-
ren, die von der Mehrheit der Wählerinnen und
Wähler unmissverständlich abgelehnt wird. Ein
„Weiter so“ darf es nicht geben.

So weit der EGB. – Die Griechen haben alles Recht der
Welt, sich gegen diese Ausplünderung ihres Gemeinwe-
sens zu wehren.

(Manfred Pentz (CDU): Alle sind schuld, nur die
Griechen nicht!)

Die EZB ist eine öffentliche Institution mit öffentlichen
Aufgaben und öffentlicher Verantwortung. Es ist doch ab-
surd: Die EZB bedient die Banken mit billigem Geld zu
Niedrigzinsen, und diese geben es als teure Kredite an die
Staaten weiter.

(Manfred Pentz (CDU): Das stimmt doch gar nicht!)

Die Banken verdienen, und die Staaten bluten, und mit ih-
nen die Steuerzahler. Das muss aufhören.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der CDU: Ach
du meine Güte!)

Die EZB sollte die Staaten ohne die Zwischenschaltung
der Märkte finanzieren dürfen – durch direkte Kredite und
zu akzeptablen Bedingungen. Eine umfassende Demokrati-
sierung der EZB ist unverzichtbar.

(Beifall bei der LINKEN)

Die EZB muss verpflichtet werden, die Aufbaupolitik de-
mokratisch legimitierter Regierungen zu unterstützen.

(Manfred Pentz (CDU): Soll DIE LINKE jetzt die
Geldmarktpolitik bestimmen?)

– Ja, natürlich. Das wäre natürlich ideal. Tsipras hat damit
angefangen, ich hoffe, das macht in Europa Schule.

(Beifall bei der LINKEN – Mathias Wagner (Tau-
nus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Mit wem ko-
alieren denn die LINKEN in Griechenland? Können
Sie darüber reden?)

Viele der Probleme in Griechenland sind sicherlich auch
hausgemacht.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Mit wem koalieren die LINKEN dort ei-
gentlich?)

Sie sind Folge eines Systems, in dem die Eliten die wirt-
schaftlichen Reichtümer und die politische Macht unterein-
ander aufgeteilt haben, jahrzehntelang.

(Anhaltende Zurufe des Abg. Mathias Wagner (Tau-
nus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Ich frage: Warum sollen die Werftarbeiter, die Hotelange-
stellten, die Kranken, die Rentner und Arbeitslosen dafür
zahlen? Und vor allem: Warum hilft man der neuen Regie-
rung nicht, mit dieser Vergangenheit zu brechen?

(Zuruf des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

Wer die Vergangenheit in Griechenland beklagt, der muss
den Neuanfang stützen. Alles andere ist Heuchelei.

(Beifall bei der LINKEN – Wortmeldung des Abg.
Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Herr Kollege van Ooyen, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Kollegen Wagner?

Willi van Ooyen (DIE LINKE):

Nein.

(Michael Boddenberg (CDU): Da müsste er ja von
seinem vorgeschriebenen Text abweichen; das geht
doch nicht!)

– Nein, das müsste ich nicht.

(Heiterkeit bei der LINKEN)

Nur, die GRÜNEN sind auf einem Pfad, den ich, was die
Frage der Solidarität in Europa angeht, nicht mittragen
würde. Deshalb will ich das nicht tun. Er kann sich ja
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gleich zu Wort melden und sicherlich noch einmal ausführ-
lich argumentieren.

(Michael Boddenberg (CDU): Aber jetzt sagen Sie
doch etwas zur Koalition in Griechenland!)

Also warum sollen diese Menschen zahlen, und warum
hilft man einer neuen Regierung nicht, mit dieser Vergan-
genheit zu brechen? Wer die Vergangenheit in Griechen-
land beklagt, der muss den Neuanfang stützen. Alles ande-
re ist, wie gesagt, Heuchelei. Es ist doch offensichtlich: An
Griechenland soll ein Exempel statuiert werden.

(Manfred Pentz (CDU): Ein Exempel ist an der
DDR statuiert worden!)

Wer den Ausbruch aus dem Gefängnis der Austerität wagt,
wird zur Strecke gebracht; ein Warnschuss für progressive
Bewegungen in anderen Ländern, etwa in Spanien und
Portugal.

Der Regierungs- und Politikwechsel in Griechenland ist
keine Katastrophe, er ist vielmehr eine historische Chance.
Nicht nur Griechenland und die sogenannten Schuldenstaa-
ten, die ganze EU leidet unter dem Austeritätsregime.

(Zuruf des Abg. Marius Weiß (SPD) – Holger Belli-
no (CDU): Ich leide nur unter Ihrer Rede!)

Deshalb ist die Unterstützung der Griechen keine politi-
sche Wohltätigkeit, sondern Solidarität im legitimen Ei-
geninteresse.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb haben wir auch in Hessen angefangen, Griechen-
land-Solidaritätskomitees zu gründen. Ich lade Sie ein, da
mitzudiskutieren.

(Michael Boddenberg (CDU): Mit den Rechtspopu-
listen zusammen, ja? Haben Sie die auch eingela-
den?)

Meine Damen und Herren, wenn Sie mir schon nicht zuhö-
ren, dann will ich Ihnen ein Zitat von Papst Franziskus zu
Gehör bringen, der im „Evangelii Gaudium“ dazu Folgen-
des geschrieben hat:

Heute wird von vielen Seiten eine größere Sicherheit
gefordert. Doch solange die Ausschließung und die
soziale Ungleichheit in der Gesellschaft und unter
den verschiedenen Völkern nicht beseitigt werden,
wird es unmöglich sein, die Gewalt auszumerzen.

(Zurufe von der CDU)

Wenn die lokale, nationale oder weltweite Gesell-
schaft einen Teil ihrer selbst in den Randgebieten
seinem Schicksal überlässt, wird es keine politischen
Programme noch Ordnungskräfte oder … [Geheim-
dienste] geben, die unbeschränkt die Ruhe gewähr-
leisten können.

Das ist eine bedrückende und nüchterne Wahrheit, die uns
Papst Franziskus hier ans Herz legt.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Recht auf Widerstand ist ein demokratisches Grund-
recht. Es gilt in Europa und auch gegenüber der Macht des
großen Kapitals.

Wir stehen zu Europa, zu seiner großen Idee der Überwin-
dung von Grenzen, von Vorurteilen und von Nationalis-
mus, zu den Idealen der Französischen Revolution, zu der

Idee einer Region des Wohlstandes, der Demokratie und
der Solidarität.

(Clemens Reif (CDU): Die schaffen Sie?)

Die Öffnung nach außen und eine Rolle als ziviler Kon-
fliktschlichter in der Welt, das ist die Aufgabe.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das mit der Konfliktschlichtung hat
letzte Woche nicht so ganz geklappt!)

Deshalb sagen wir auch in dem Zusammenhang: Beendet
endlich Kriege und Gewalt. Abrüstung ist das Gebot der
Stunde.

(Beifall bei der LINKEN – Zurufe von der CDU)

Spart endlich – europaweit – an der Rüstung. Statt eines
neuen Kalten Krieges brauchen wir eine neue Entspan-
nungspolitik und eine europaweite Kooperation.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Entspannungspolitik à
la Putin!)

Wir wollen keine „Wirtschafts-NATO“ wie das TTIP. Das
wird auch das Anliegen der diesjährigen Ostermärsche
sein, zu denen ich Sie in allen Teilen Hessens gerne einla-
de.

(Michael Boddenberg (CDU): Die haben Sie ja
schon – –)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollege van Ooyen, Sie müssen bitte zum Schluss kom-
men.

Willi van Ooyen (DIE LINKE):

Ich komme gleich zum Schluss.

(Zuruf des Abg. Mathias Wagner (Taunus) (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN))

Heribert Prantl schrieb in der „Süddeutschen Zeitung“:

Das ökonomistische Europa existiert, das sozial-soli-
darische Europa nicht. Das ist der Mühlstein am
Hals der europäischen Zukunft.

(Michael Boddenberg (CDU): Und die sind auch alle
einverstanden damit, dass sie von Ihnen zitiert wer-
den?)

Europa braucht friedlich-zornige Proteste. Die ge-
rechte Verteilung des Reichtums, den diese fordern,
fördert den inneren Frieden.

(Clemens Reif (CDU): Das haben wir ja erlebt!)

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Frömmrich,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
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Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Herr Kollege van Ooyen, Sie haben heute eine Chance ver-
tan, sich von diesem Pult aus für das zu entschuldigen, was
wir am letzten Mittwoch in Frankfurt erleben mussten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Dass Sie dann einen Besinnungsaufsatz vorlesen, Herr
Kollege van Ooyen, und nicht auf das eingehen, was Sie
gegenüber Pressevertretern gesagt haben, dass Sie sich hier
auch noch als Pazifist hinstellen wollen, das ist wirklich
unerträglich.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE): The-
ma!)

Ich will Ihnen mal den Satz vorlesen, der in der „Frankfur-
ter Allgemeinen“ über Sie zitiert wird, und zwar nachdem
in Frankfurt Barrikaden und Autos gebrannt haben:

Viele schütteln den Kopf über Willi van Ooyen, das
alte Schlachtross der LINKEN im Hessischen Land-
tag, der noch zwölf Stunden später das Anzünden
von Autos zwar kontraproduktiv nennt,

(Michael Boddenberg (CDU): Ah ja?)

aber anfügt, dass Sturm ernte, wer Wind säe.

Das ist nicht Pazifismus, Herr Kollege van Ooyen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie bei Abgeordneten der SPD)

Sie hätten gut daran getan, sich dafür vom Pult des Hessi-
schen Landtags aus zu entschuldigen. Das ist nämlich Re-
lativierung erster Güte.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie bei Abgeordneten der SPD)

Nachdem wir am Dienstag die Regierungserklärung des In-
nenministers über Gewaltexzesse in Frankfurt im Zusam-
menhang mit Blockupy-Protesten gehört haben, ist es
schon erstaunlich, dass DIE LINKE hier einen Antrag vor-
legt, in dem in keiner Weise auf die Mitverantwortung ein-
gegangen wird, die die LINKEN als Mitveranstalter und
Teil des Bündnisses tragen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren von den LIN-
KEN, Sie tragen auch für den Vormittag Verantwortung.
Sie sind Teil des Bündnisses. Sie haben die Geister geru-
fen.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): So ist es! – Dr. Ulrich
Wilken (DIE LINKE): Sagen Sie doch mal was zum
Inhalt! – Michael Boddenberg (CDU): Das ist der
LINKEN-Pazifismus!)

Ich zitiere aus dem Blockupy-Twitter, in dessen Bündnis
Sie sind: „Danke an alle für den großartigen Vormittag!“
Dazu hätten Sie hier etwas sagen können, Herr Kollege
van Ooyen. – Danke für den Vormittag.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Es ist schon einigermaßen bezeichnend, dass Sie hier den
Versuch unternehmen, über einen Besinnungsaufsatz und
über einen Antrag ganz schnell zur Tagesordnung überzu-
gehen. Es hat eine Woche gedauert, bis Sie Ihren alten An-

trag zu dem Tagesordnungspunkt zurückgenommen und es
geschafft haben,

(Janine Wissler (DIE LINKE): Wir haben den am
Dienstag schon eingebracht!)

überhaupt zu den Gewaltexzessen in Frankfurt Stellung zu
nehmen.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Das ist doch
Quatsch! Das haben wir doch am nächsten Tag er-
klärt!)

Dann fügen Sie dort einen Absatz ein und sagen im nächs-
ten Halbsatz: „Wir sagen aber auch:“ Das ist auch wieder
Relativierung. Wenn Sie sich so zu Gewaltexzessen äu-
ßern, dann relativieren Sie das, was Sie vorher gesagt ha-
ben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Es ist schon unterirdisch, wie Sie versuchen, brennende
Autos und Barrikaden, angegriffene Polizeistationen, zer-
trümmerte Scheiben, Angriffe auf Polizei, Feuerwehr und
Rettungsdienste zur Seite zu wischen und zur antikapitalis-
tischen Tagesordnung überzugehen. Das ist schon sehr er-
staunlich, meine Damen und Herren. Ich kann da nur den
Kopf schütteln.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Ja, es ist richtig: Auf dem Römerberg haben am Mittwoch
viele Tausend Menschen friedlich demonstriert. Sie haben
ihr Grundrecht auf Demonstrationsfreiheit wahrgenom-
men. Dieses Grundrecht wurde von Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamten geschützt, und es wurde von denen, die
Randale gemacht haben, mit Füßen getreten, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE): Sagen
Sie mal was zum Inhalt!)

Mehrere Tausend Gewalttäter – nicht einige Hundert, wie
Sie immer schreiben – haben auf Einladung Ihrer Partei am
Vormittag Frankfurt zerlegt, Angst und Schrecken verbrei-
tet und massive Gewalttaten begangen. Das versuchen Sie
mit der Rede, die Sie gerade gehalten haben, unter den
Teppich zu kehren. Das werden wir Ihnen nicht durchge-
hen lassen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Kein Wort zu Ihrer Mitverantwortung. Sie haben auf die
pazifistische Tradition hingewiesen. Wie passt denn zum
Pazifismus, dass man die Leute einlädt, ans „Herz der Bes-
tie“ zu kommen? Wie passt denn zum Pazifismus, dass
man sagt: „Das Neue muss auf den Trümmern des Alten
aufgebaut werden; wir fangen mit dem Abriss an“?

(Janine Wissler (DIE LINKE): Das ist angelehnt an
ein Zitat von Rosa Luxemburg!)

Das ist doch keine Einladung zu Kaffee und Kuchen, son-
dern das ist eine Einladung zur Randale. Das haben wir am
Mittwoch erlebt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Manfred Pentz (CDU): Rohe Gewalt!)
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Aber auch das, was Sie inhaltlich vortragen, bringt einen
zum Schütteln. Was für ein Bild malen Sie von der Euro-
päischen Zentralbank? Das „Hassobjekt“, die „Bestie“
wird hier in den Raum gestellt. Nachher wundern Sie sich,
dass Leute diese Worte ernst nehmen und sich so verhalten
wie am Mittwochmorgen in Frankfurt. Warum denn ei-
gentlich die EZB, ausgerechnet die Institution,

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Die guttut?)

die in den vergangenen Monaten die Liquidität Griechen-
lands sichergestellt hat? Verstehen muss man das nicht,
Herr Kollege Schaus.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Die guttut, meinen
Sie?)

Natürlich kann man Kritik an der Europäischen Zentral-
bank üben, aber das Bild, das Sie hier malen, ist absolut
verzerrt und wird der Realität nicht gerecht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Ich will es für unsere Fraktion – und, so glaube ich, auch
für die Mehrheit in diesem Hause – noch einmal betonen:
Wir sind froh, dass diese wichtige europäische Institution
ihren Sitz in Frankfurt genommen hat. Darüber sind wir
froh, meine Damen und Herren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU, bei Abgeordneten der FDP sowie der Abg.
Nancy Faeser (SPD))

Das stärkt den Finanzplatz Frankfurt, das schafft Ar-
beitsplätze und ist gut für die Metropolregion – und das be-
tonen wir hier zumindest in der Mehrheit, Ihren Besin-
nungsaufsatz mal beiseitegelassen.

Sie liegen noch immer in Ihrem Schützengraben. Herr Tsi-
pras ist schon lange weg von dort, wo Sie noch liegen. Tsi-
pras sagte bei seinem Besuch in Berlin, dass die Deutschen
nicht schuld an den Übeln und Missständen in Griechen-
land seien. DIE LINKE aber sitzt noch immer im Schüt-
zengraben und zeigt mit dem Finger auf die Deutschen und
die Euro-Gruppe. Das ist vollkommen daneben, da ist Herr
Tsipras schon wesentlich weiter, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Tsipras räumt inzwischen selbst ein, dass viele Fehler
hausgemacht sind. Er stellt ein Versagen griechischer Eli-
ten fest. Reformen wurden nicht angepackt, auch mit
Rücksicht auf diese Eliten. Für die Misere in Griechenland
sind nicht die EZB und die Troika verantwortlich, auch
nicht dafür, welche Reformen zuerst und wie angepackt
werden.

(Manfred Pentz (CDU): Aha!)

Das haben seinerzeit Regierungen in Griechenland ent-
schieden, die auch gewählt wurden. Das muss man doch
einfach einmal zur Kenntnis nehmen, Herr van Ooyen. Das
waren griechische Regierungen, gewählt von griechischen
Bürgerinnen und Bürgern.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Zuruf des Abg. Willi van Ooyen (DIE
LINKE))

Im Übrigen muss man ja auch einmal sagen, dass auch die
anderen Regierungen der Euro-Gruppe gewählt sind. Es ist

ja nicht nur so, dass eine neue griechische Regierung ge-
wählt worden ist – auch andere Regierungen sind gewählt,
auch diese müssen sich gegenüber dem Bürger verantwor-
ten, auch diese werden gefragt: Was macht ihr da eigent-
lich in Europa? – Man kann die Entscheidungen der Euro-
Gruppe unterschiedlich bewerten. Man kann sie kritisieren.
Aber man muss auch einmal feststellen: Auch da handelt
es sich um gewählte Regierungen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Europa ist natürlich solidarisch. Herr van Ooyen, was Sie
hier erzählt haben, entspricht in keiner Weise den Realitä-
ten. Es wurden enorme Bürgschaften übernommen, in Grö-
ßenordnungen, die wir uns gar nicht vorstellen können –
über 300 Milliarden € wurden abgesichert. Solidarität kam
von Ländern, denen es nicht so gut geht. Es sind ja nicht
alle auf der Sonnenseite Europas, es haben auch Regierun-
gen und Länder gebürgt, die einen niedrigeren Lebensstan-
dard und geringere Einkommen als die Griechen haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Sie aber stellen sich hierhin und beschimpfen diese Regie-
rungen, dass sie von dem wenigen, das sie haben, auch
noch etwas abgeben. Das ist absurd, Herr Kollege. Das ist
sehr absurd.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Auch das Bild, das Sie von Europa malen, kann doch nicht
die Realität sein. Wir leben in einer langen Phase des Frie-
dens in diesem Europa. Ehemalige Erzfeinde sind heute
Freunde. Es werden gemeinsam Tote beklagt, wie es auch
gestern im Zusammenhang mit dem Flugzeugabsturz der
Fall war. Da werden untereinander Hände von früheren
Erzfeinden gereicht, und Sie malen hier ein Bild von Euro-
pa, das nicht dem entspricht, was wir Europa nennen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollege Frömmrich, Sie müssen bitte zum Schluss kom-
men.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ich komme zum Schluss. – Ich würde gerne noch etwas zu
dem sagen, was gestern im Frankfurter Stadtparlament
auch wieder seitens Ihrer Partei relativiert worden ist.

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Herr Kollege Frömmrich, ich denke, dafür ist keine Zeit
mehr.

(Zurufe von der CDU)

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ich komme gleich zum Ende. – Es wurden auch wieder
Dinge gesagt, die das relativieren. Ich hätte gerne noch et-
was dazu gesagt, dass Sie beklagen, wir müssten Angst ha-
ben – das teile ich im Übrigen –, dass Europa nach rechts
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abrutscht. Aber ich hätte mir in Ihrem Antrag auch ein
Wort dazu gewünscht, mit wem Herr Tsipras eigentlich in
Griechenland regiert. Mit welchen Rechtsauslegern regiert
er denn dort?

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und bei der CDU
sowie des Abg. Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

Ich komme zum Schluss. Es ist hier schon erlaubt, Kritik
zu üben. Aber so einfach, wie es sich die Linkspartei
macht, so einfach, wie Sie es darzustellen versuchen, funk-
tioniert die Welt leider nicht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie der Abg. Nancy Faeser (SPD))

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Bauer für die
CDU-Fraktion.

Alexander Bauer (CDU):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Der Antrag Drucks. 19/1748 der LINKEN, über den wir ei-
gentlich reden, zeigt, dass auf einer einzigen DIN-A4-Seite
ein ganzes verqueres Weltbild seinen Platz findet. Auch
der nachgeschobene Dringliche Antrag Drucks. 19/1787
von Willi van Ooyen und seine Rede machen es nicht bes-
ser.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf von der LINKEN)

Wer so denkt und wer so spricht, der muss sich dann mit
Blick auf das erschreckende Ausmaß an krimineller Ener-
gie und linksautonomen Chaoten bei den Blockupy-Protes-
ten auch einige kritische Nachfragen gefallen lassen, die
wir ausdrücklich nachher in der Sondersitzung des Innen-
ausschusses auch stellen werden.

Wenn Sie solche Thesen in den Raum stellen und solche
Anträge vorlegen, wollen wir schon wissen, ob die Blocku-
py-Proteste und -Demonstrationen in der vergangenen Wo-
che sowie die massiven Ausschreitungen von Gewaltex-
zessen auch in Räumen einer Gruppe der Linkspartei vor-
bereitet wurden. Wir wollen schon wissen, was in der
Schönstraße in Frankfurt am Main geplant und besprochen
worden ist. Und es ist allerhöchste Zeit, dass Sie reinen
Tisch machen und aufklären, welche Verbindungen zur
linksautonomen Szene und zu linken Gewalttätern beste-
hen, meine Damen und Herren von der Linkspartei. Dazu
hätte ich mir etwas gewünscht, und keine Volkskammerre-
de von Herrn Willi van Ooyen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf von der LINKEN)

Meine Damen und Herren, in diesem Antrag geht es ja
nicht nur um die Auswirkungen der Eurorettungspolitik.
Anträge wie diese von den LINKEN sind ja auch Texte der
Selbstvergewisserung. Und so packen Sie z. B. in Ihren
Antrag auch den Rechtsextremismus mit hinein. Das hätten
Sie mal lieber bleiben lassen; denn Ihre Freunde, die neue
Regierungspartei in Griechenland, gehen ja – es wurde
schon erwähnt – mit einer rechtspopulistischen Partei ins
Bett.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Das sagt jemand mit
Herrn Irmer in der Fraktion! – Zurufe – Anhaltende
Unruhe – Glockenzeichen der Präsidentin)

Es ist schon so, wie „Die Welt“ zitiert hat. Von ihr wurde
der amtierende griechische Verteidigungsminister als „an-
tisemitischer Oligarch“ bezeichnet. Das ist der Koalitions-
partner des griechischen Ministerpräsidenten Tsipras, der
neuen Lichtgestalt der LINKEN.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Auch die Zuwanderungspolitik packen Sie mit in Ihren
Antrag hinein. Damit aber hat die EZB nun wirklich wenig
zu tun. Wahrscheinlich wollen Sie wieder einmal die Phra-
se der „Festung Europa“ in den Raum stellen. – Meine Da-
men und Herren, im vergangenen Jahr sind mehr als eine
halbe Million Flüchtlinge in Europa aufgenommen wor-
den, 200.000 Menschen in unserem Land. Dieses Jahr wer-
den es weitaus mehr – eine merkwürdige „Festung Euro-
pa“, von der Sie da reden.

(Zurufe von der LINKEN – Vizepräsident Wolfgang
Greilich übernimmt den Vorsitz.)

Eine Festung, deren Bewohner eine bewundernswerte
Hilfsbereitschaft an den Tag legen, um Flüchtlinge unter-
zubringen und zu betreuen. In unserem Land geht es
menschlich zu. Blockupy dagegen nennt unser Land das
„Herz der Bestie“. Dieser Vorwürfe richten sich doch
selbst, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

In der Mitte des Antrags reden Sie dann Tacheles: Eine
Demokratie ohne Kapitalismus wollen Sie. Wir Christde-
mokraten sind froh und dankbar, dass wir uns auf der
Grundlage der sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts-
und Wohlstandsordnung geschaffen haben, um die uns vie-
le Menschen in dieser Welt beneiden. Die bemitleidens-
wertesten Menschen auf diesem Planeten leben ja wohl im
letzten sozialistischen „Paradies“ in Nordkorea: Dort essen
die Menschen in ihrer Not Gras, um nicht zu verhungern.

(Zuruf des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

Von der Freiheit, die es in der kapitalistischen Demokratie
im Süden gibt und der die sozialistische Diktatur im Nor-
den außer Straflagern nichts entgegenzusetzen hat, rede ich
erst gar nicht.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zurufe von der LINKEN)

Meine Damen und Herren, der verteufelte Kapitalismus,
von dem Sie reden, ermöglicht es uns und anderen Euro-
ländern erst, den Griechen und anderen Ländern in
Schwierigkeiten zu helfen. Es gibt seit Jahren eine große
europäische Solidarität mit Griechenland und den anderen
Ländern, und dazu stehen wir auch.

Wie jedoch die Solidarität der europäischen Linksextremen
aussieht, das haben wir am vergangenen Mittwochvormit-
tag in Frankfurt gesehen: gemeinsames Brandstiften, Zer-
trümmern von Scheiben, Sachbeschädigungen und Körper-
verletzungen. – Was sagen denn Herr van Ooyen und Herr
Wilken dazu, an wen sich Anwohner wenden sollen, deren
Autos von Blockupy demoliert wurden? Auf Ihre Form der
Solidarität, die wir dort gesehen haben, können wir wirk-
lich verzichten.
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(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Kolleginnen und Kollegen, wir wissen sehr wohl,
dass Teile der Bevölkerung sich angesichts der Schulden-
krise große Sorgen machen und mit den Menschen in den
Krisenstaaten mitfühlen. Das ist in Ordnung. Die Bürger
können von ihrem Demonstrationsrecht auch Gebrauch
machen und ihre Forderungen friedlich zum Ausdruck
bringen. Die Politik ist in der Tat aufgerufen, etwa den
Problemen wie der hohen Jugendarbeitslosigkeit in den
südeuropäischen Ländern entgegenzuwirken und zu ver-
hindern, dass Missstände Wasser auf die Mühlen von Ex-
tremisten und Demagogen sind.

Meine Damen und Herren, Blockupy und DIE LINKE ha-
ben in Frankfurt gegen die Troika demonstriert, die sie für
die Situation in Griechenland verantwortlich machen. Sie
verwechseln dabei jedoch Ursache und Wirkung. Grie-
chenland hat sich über Jahrzehnte selbst in die Krise ge-
wirtschaftet. Die Troika und andere Länder helfen doch,
aus diesem Sumpf herauszukommen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Wenn Griechenland den Staatsapparat dermaßen aufge-
bläht hat und Hunderttausende in Lohn und Brot standen,
ohne dass es Arbeit für sie gab, dann wissen wir heute,
dass man sich dies alles nicht leisten konnte. Wir wissen
auch, dass Griechenland seit Jahren keine vernünftige
Steuerverwaltung hat. Es ist auch nicht erkennbar, dass
Griechenland hier entscheidend vorangekommen ist.

Das sind alles hausgemachte Probleme, für die man nicht
die Troika zum Sündenbock machen kann.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es wurde schon erwähnt: Herr Tsipras ist möglicherweise
schon einen Schritt weiter gekommen als die Erkenntnis
der Linkspartei im Hessischen Landtag. Während seines
Besuchs bei Kanzlerin Merkel am Montag in Berlin räumte
er ein – Kollege Frömmrich hat es zitiert –, die Probleme
seines Landes seien hauptsächlich hausgemacht.

Ich glaube nicht, dass Sie von allein zu dieser Erkenntnis
kommen werden, aber vielleicht glauben Sie es dem grie-
chischen Ministerpräsidenten.

Es ist durchaus okay, wenn man Dinge kritisch bewertet
und unterschiedlicher Meinung ist. Aber es ist schlicht zu
billig, die Reformpolitik in den Krisenländern so pauschal
zu verurteilen, wie Sie das hier taten. Es ist auch kein
Grund, die Europäische Zentralbank zu verteufeln. Wir
sind froh, dass wir diese wichtige europäische Institution in
Frankfurt haben, die die Bankenmetropole weiter aufwertet
und die zig Arbeitsplätze für die Metropolregion Frankfurt/
Rhein-Main schafft.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Gewaltexzesse in Frankfurt, für die Sie Mitverantwor-
tung tragen, haben den Menschen geschadet und auch den
friedlichen Teil des Protests erheblich in Misskredit ge-
bracht. Menschen anzugreifen, Autos in Brand zu stecken
und wahllos Gebäude zu demolieren, das zeigt ein er-
schreckendes Ausmaß an krimineller Energie. Randale und
Gewaltexzesse in Frankfurt haben nichts mit Kapitalismus-
kritik und friedlichem Protest zu tun, und wir verurteilen
diese aufs Schärfste.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Herr Wilken, wer Gastgeber einer Veranstaltung ist, der ist
auch verantwortlich für die Gäste, die man einlädt, und
zwar von Anfang an, wenn die ersten kommen, bis zum
Ende der Party, wenn die letzten gehen.

(Beifall des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Ich bin immer noch fassungslos, welche Bilder und Infor-
mationen uns am vergangenen Mittwoch über die Medien
erreichten. Chaoten und Straftäter warfen Steine, versprüh-
ten ätzende Flüssigkeiten, spannten Ketten über eine Stra-
ße. Aber Herr Dr. Wilken sagte dazu in einem Interview:

… wir werden es … nicht schaffen, diejenigen auch
beim nächsten Mal davon abzuhalten, zu kommen.

Ich sage zu Ihnen und Ihren Gesinnungsgenossen: Man
distanziert sich nicht so, wie Sie es tun, ganz abstrakt und
allgemein von Gewalt. Sie haben als Mitveranstalter diese
Chaoten und Krawallmacher, die vermummten Steinewer-
fer und Entglaser, die Farbbeutelwerfer und Autoabfackler
noch nicht einmal von dieser Veranstaltung ausgeladen.

Sagen Sie einmal klar und deutlich, dass Sie die nicht wol-
len, dass dies keine Form des zivilen Ungehorsams ist und
mit kreativer Demonstrationskultur nichts, aber auch gar
nichts zu tun hat.

(Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE): Sie haben nicht
zugehört! – Hermann Schaus (DIE LINKE): Wie oft
denn noch?)

– Sie sagen das nicht. Sie sagen das halbherzig.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Es stand doch in allen Zeitungen nachzulesen. Sie machen
immer Aber-Sätze. Da ist man betrübt und entsetzt, hat
aber Verständnis.

Meine Damen und Herren, angesichts dieser Krawalle gibt
es kein Aber. Da verurteilt man die Gewalt und die Ge-
walttäter, Punkt, aus, Schluss und kein Komma und kein
Zusatz.

(Lebhafter Beifall bei der CDU, dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Wes Geistes Kind Sie sind, kann man nachlesen, wenn
man einige Zitate sammelt. Ich darf bei der Gelegenheit
vielleicht Frau Wissler zitieren, die bei einem Kongress
„Marx is Muss“ zu dem Stellenwert parlamentarischer In-
itiativen, über die wir hier diskutieren, gesagt hat – ich hof-
fe, es ist richtig –:

Wir sollten uns nicht der Illusion hingeben, dass wir
die Gesellschaft aus den Angeln heben können über
Anträge und Reden im Parlament.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Die Erfahrung mache
ich tagtäglich!)

Außerdem sagten Sie, Frau Wissler:

Die klassenlose Gesellschaft lässt sich nicht einfüh-
ren über Parlamente …

Schließlich erklärten Sie, geschichtlicher Fortschritt werde
nur durch Revolution erreicht. Das sind Ihre Zitate.
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(Janine Wissler (DIE LINKE): Die Französische Re-
volution vielleicht?)

Was wir in Frankfurt gesehen haben mit brennenden Barri-
kaden und Rauchschwaden über dieser Stadt, das fußt auf
solch verqueren Gedanken, die Sie äußern und von denen
Sie sich bis heute nicht distanzieren.

(Lebhafter Beifall bei der CDU, dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Meine Damen und Herren, wir wollen keine Revolution.
Wir wollen soziale Marktwirtschaft. Wir wollen Hilfe und
Solidarität und keine sozialistischen Verhältnisse in unse-
rem Land.

Es ist schlicht unerträglich, dass wir heute solche Sonn-
tagsreden – der Kollege Frömmrich hat es anders bezeich-
net; ich würde fast sagen: Volkskammerreden – hier hören
müssen und über solche Anträge abstimmen müssen. Sie
hatten die Gelegenheit, sich heute davon zu distanzieren.
Sie haben die Gelegenheit erneut nicht ergriffen und die
Chance vertan. Ich bedauere das sehr.

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Bauer. – Als Nächster hat Herr
Kollege Grumbach für die SPD-Fraktion das Wort. Bitte
sehr.

Gernot Grumbach (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Mein Lieblings-
satz im Moment ist: Ich bin zu alt für so etwas.

(Heiterkeit bei der SPD)

Ich höre hier eine Debatte, in der es nur Licht und Schat-
ten, Schwarz und Weiß gibt. Aber ich habe die Erfahrung
gemacht, dass es so etwas nur in schlechten Filmen gibt.
Im realen Leben gibt es Grau.

(Beifall bei der SPD)

Das Verrückte daran ist: Beide Gegenspieler in diesem
Haus spielen sich die Bälle zu. Ich will das an einem Bei-
spiel deutlich machen. Die LINKEN haben in ihrem An-
trag – es ist schon erwähnt worden – sehr deutlich gesagt:
Wir haben Angst vor der Gefahr des wachsenden Rassis-
mus und des Aufstiegs der extremen Rechten. – Es ist dann
andersherum geantwortet worden.

Mein Problem ist: Es gibt in Deutschland ganz wenige
Leute, die versuchen, herauszubekommen, was das für
Menschen sind, die diese Demos aufmischen. Wieso gibt
es sie in Italien und Spanien viel häufiger als bei uns? Sind
die überhaupt in die Kategorien zu fassen, oder müssen wir
nicht einen Moment darüber nachdenken, ob wir dort ge-
meinsam eine neue Kategorie haben, auf die wir gemein-
sam reagieren müssen?

(Beifall des Abg. Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE))

Ich will die GRÜNEN an die historische Leistung von Da-
niel Cohn-Bendit erinnern. Ich will die Zeiten nicht ver-
gleichen. Es ging um viel schlimmere Formen von Gewalt.
Aber Daniel Cohn-Bendits größte politische Leistung war,
zu Zeiten der RAF die klare Grenzlinie zu ziehen und zu
sagen: Wir werden Reformen in Deutschland nur erreichen

können, wenn es eine eiserne Brandmauer gegen die gibt,
die Gewalt zum Mittel der Politik machen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie der Abg. Barbara Cárdenas (DIE
LINKE))

Genau das ist der Punkt. Wer Reformen in diesem Land
will, egal, mit welcher Grundhaltung, der wird – deswegen
will ich auf diesen Teil eingehen; Nancy Faeser und Thors-
ten Schäfer-Gümbel haben vorgestern die Frankfurter Er-
eignisse präzise beschrieben – um diese eiserne Brandmau-
er nicht herumkommen, oder er beschädigt nicht nur seine
eigene Politik, sondern uns alle und unsere Demokratie.

(Beifall bei der SPD, der CDU und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. Florian Rentsch
(FDP))

Der zweite Punkt ist die Frage: Sind wir mit den einfachen
Antworten auf der richtigen Seite? Ich nehme die EZB. Ist
das, was die EZB gemacht hat, nicht das Ergebnis – da bin
ich wieder auf der kritischen Seite, und das kritisieren
nicht nur andere, sondern auch die eigenen Leute – von
Regierungsversagen? Die EZB hat in einer historischen Si-
tuation die Rolle übernommen, die eigentlich alle europäi-
schen Regierungen zusammen hätten übernehmen müssen,
nämlich zu fragen, wie es mit Europa weitergeht.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Jeder weiß, dass der Run auf die europäischen Währungen
und den Euro an dem Tag gestoppt wurde, an dem die EZB
erklärt hat, sie übernimmt die Verantwortung. Sie hat die
Verantwortung – darüber kann man debattieren – über-
nommen in Ausdehnung ihres Mandats. Das ist völlig rich-
tig. Aber sie hat sie übernommen, weil andere sie nicht
übernehmen wollten.

Wir müssen einen Moment darüber reden, welche politi-
schen Mechanismen dazu führen, dass Menschen, die Re-
gierungsverantwortung haben, sich in ganz Europa vor die-
ser Verantwortung drücken. Da sind wir alle gefragt. Es
liegt manchmal auch daran, dass man wissen muss, dass
man Menschen etwas zumutet und dass man, wenn man
gewählt ist, froh ist, wenn einem die Zumutung einer ab-
nimmt, der nicht gewählt werden muss. Die Frage ist, ob
wir uns das leisten können.

Deswegen finde ich, die EZB-Passage geht zu weit; sie be-
schreibt die zweite Seite nicht. Die andere ist auch klar. Ich
gehöre zu den Menschen, die – das ist das neumodische
Wort – evidenzbasierte Politik vertreten. Dazu gehört:
Wenn eine politische Maßnahme über Jahre Ergebnisse
bringt, die anders sind als geplant, dann fragt man sich
nicht, ob man die Maßnahmendosis erhöhen soll, sondern,
ob die Maßnahme richtig ist.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Ich will Ihnen das an dem berühmten Beispiel Griechen-
land einfach in Zahlen beschreiben, weil ich glaube,
manchmal reden wir zu abstrakt. Es hat vor drei Tagen ei-
ne veröffentlichte Studie gegeben, nach der 260.000 Haus-
halte in Griechenland untersucht worden sind. Das Brutto-
einkommen dieser Haushalte ist in fünf Jahren um 25 %
gesunken; durch die Steuererhöhung ist das Nettoeinkom-
men um 34 % gesunken.
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Das ist völlig ungleich verteilt: In dem oberen Teil der Ge-
sellschaft ist die Steuerbelastung um 19 % gestiegen, in
dem unteren ist die Steuerbelastung um 337 % gestiegen.
Das heißt, sie haben eine Situation, wo eine politische Ent-
scheidung, zu sagen, ihr müsst Steuern erhöhen, auch noch
so umgesetzt worden ist, dass sie gesellschaftlich so ge-
wirkt hat, dass genau es die trifft, die man gebraucht hätte.

Die Folgen davon sind: Die Binnennachfrage in Griechen-
land ist um 53 Milliarden € gesunken. Die erhoffte Export-
steigerung, die aus den berühmten niedrigen Löhnen und
so resultiert, waren gerade einmal 3,8 Milliarden €. Das
heißt, die evidenzbasierte Politik würde an der Stelle doch
sagen: Liebe Leute, jetzt lasst uns doch einmal schauen, ob
wir das richtig machen.

Nun gibt es auch historische Beispiele. Da brauche ich kei-
ne deutschen, keine griechischen, keine europäischen.
Franklin Delano Roosevelt hat mit seinem New Deal in ei-
ner Situation, in der die Vereinigten Staaten tief in der
Scheiße steckten – entschuldigt den Begriff –, sehr wohl
begriffen, dass es eben nicht hilft, einfach zu sagen: „Ihr
müsst den Korridor von Ausgaben und Steuern so erhöhen,
dass der Binnenmarkt nicht funktioniert“, sondern er hat
gewusst: Wir brauchen Zeit, und wir müssen die Zeit auch
nutzen, um über Investitionen etwas anzustoßen, was wie-
der Neues schafft.

Genau das ist der zentrale Fehler, über den wir uns in
Europa hinter den Kulissen streiten, wozu wir aber, glaube
ich, eine öffentliche Debatte brauchen, weil das nicht zum
Nulltarif zu haben ist.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Wer über die korrupten Eliten in Griechenland redet, der
redet über all unsere Parteifreunde. Auch das muss man
sehr deutlich sagen. Das geht von der Familie Papandreou
– ich fange einmal mit den eigenen an – bis zur Familie
Karamanlis. Wir müssen ganz schlicht und einfach sagen:
Damit müssen wir leben.

(Zuruf des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

– Wir müssen einmal darüber reden. Ich bin in internatio-
nalen Kontakten nicht so ganz unerfahren. Ich kenne einen
großen Teil der Personen persönlich. Natürlich gab es Zei-
ten, als wir gedacht haben, da ließe sich etwas gemeinsam
machen, weil es in ein paar Texten gut übereinstimmt. Das
haben Sie genauso gemacht.

Genauso muss man heute sagen: Nein, das hat so nicht
funktioniert, da in Griechenland ein solcher Zustand
herrscht, dass unter anderem die Klientelpolitik – ein Wort,
das in Griechenland erfunden worden ist, wo man sich
Wählerstimmen mit Begünstigungen bezahlen lässt, was
ein uraltes Problem ist – ein System war, das einen ganzen
Staat geprägt hat.

(Zuruf des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

– Ich will es auch gar nicht sagen. Warten Sie einen ganz
kleinen Moment, dann kommt nämlich der Punkt, wo un-
sere Rolle ist.

Ja, die Griechen können das nur selbst lösen. Und dann
müssen sie ertragen, dass sie bei der Lösung dieses Pro-
blems all die abgewählt haben, die dazugehören, und ande-
re gewählt haben, von denen sie hoffen, dass sie nicht da-
zugehören. Was die dann machen, gefällt ihnen auch nicht.

Der spannende Punkt ist doch, was für Bedingungen die
Griechen für die Frage bekommen haben: Kriegt ihr Geld?
Gehört dazu die Aufstockung der Steuerfahndung? Gehört
dazu die Bekämpfung von Steuerhinterziehung? – Na, na,
lesen Sie die Texte.

(Michael Boddenberg (CDU): Kenne ich alle!)

Darin stehen zwei wachsweiche Texte, während alle ande-
ren Bedingungen bis ins Kleinste geregelt werden. Ich sa-
ge, an dieser Stelle sind die mitverantwortlich, die die Re-
geln aufgestellt haben. Wenn man die falschen Antworten
vorgibt, muss man sich nicht wundern, wenn die richtigen
Antworten hintangestellt werden. Das ist ein Punkt, den
müssen wir in diesem Land halt auch ausdiskutieren.

(Beifall bei der SPD)

Das Experiment ist gescheitert. Das ist so. Die Frage ist,
was wir jetzt machen.

(Manfred Pentz (CDU): Genau das spricht aus der
Rede!)

– Nein, Nachdenken spricht aus der Rede. – Das Experi-
ment ist gescheitert. Wir haben die Folgen alle gesehen.
Jetzt ist die spannende Frage: Hilft es, auf dem gleichen
Pfad weiterzugehen? Oder ist es nicht nötig, gemeinsam
darüber nachzudenken, was wir eigentlich machen müssen,
damit dieser Pfad verlassen wird?

Wer soll das denn besser machen als die Deutschen? – Wir
haben doch 1989 mit der Wiedervereinigung einen anderen
Weg gewählt. Wir haben doch nicht gesagt: „Liebe Ex-
DDR, ihr müsst jetzt einfach einmal alle eure Ausgaben
zusammenstreichen und schauen, wie es weitergeht“, son-
dern wir haben gesagt: Wir brauchen ein gemeinsames
System, das neue Kristallisationskerne für Beschäftigung,
für Wachstum, für Bildungsausgaben und Ähnliches mehr
schafft, weil ihr sonst unsere Kostgänger werdet.

Das ist eine Antwort, die unbequem ist, weil sie bedeutet:
Mut zur Zumutung für die eigene Bevölkerung. Denn na-
türlich weiß jeder, dass Griechenland das in den nächsten
Jahren nicht aus eigener Kraft schafft.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Damit komme ich zum Schluss. Ich glaube, dass diese De-
batte, die wir heute bis eben gehört haben, dazu beiträgt,
dass die Probleme, um die es geht – mit Verlaub, wenn wir
dann über Länderfinanzausgleich und irgendwann einmal
über die Folgeprobleme reden, weil der auch nicht unab-
hängig von der Frage ist, wie es der Bundesrepublik in die-
sem Kontext geht –, in diesem Gebiet woanders liegen.

Der zweite Punkt ist der etwas gewagtere, aber ich sage es
auch, dass wir möglicherweise noch einmal nachschauen
müssen: Was ist mit den jungen Menschen in Südeuropa
passiert?

Das, was wir in Frankfurt erlebt haben, erlebt Turin jeden
Monat. Ich halte das für einen Zustand, den ich nicht hier
haben will. Wenn wir es hier nicht haben wollen, dann
müssen wir darüber nachdenken, wie wir dafür sorgen,
dass auch solche Menschen aus dieser Art von Nichtpolitik
herausgeholt werden, bevor bei uns solche Verhältnisse
einkehren. – Danke schön.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)
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Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Grumbach. – Für die FDP-
Fraktion hat der Kollege Rentsch das Wort. Bitte sehr.

Florian Rentsch (FDP):

Herr Präsident, sehr verehrte Damen und Herren! Der Ver-
such der Linkspartei, heute hier im Hessischen Landtag mit
einer gesellschaftspolitischen Debatte über die Zustände in
Europa den Eindruck zu vermitteln, es wäre Ihnen in den
letzten Tagen doch um die Sache gegangen, ist eine Nebel-
kerze, die wir Ihnen nicht durchgehen lassen, verehrte Da-
men und Herren der Linkspartei.

(Beifall bei der FDP, der CDU und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Das, was ich persönlich erlebt habe, das, was wir an Bür-
gerberichten bekommen haben, die Bilder, die ich mir
gestern Abend in Frankfurt noch einmal angeschaut habe,
sind der Ausdruck dafür, dass das, was letzte Woche in
Frankfurt geschehen ist, der Versuch war, unter dem Miss-
brauch der Meinungsfreiheit und des Demonstrationsrechts
dem schwarzen Block eine Plattform zu bieten, bürger-
kriegsähnliche Zustände in Frankfurt herzustellen, die Ho-
heit über die Straße zu erlangen und zu zeigen, für was
man eigentlich steht.

Meine Damen und Herren von der Linkspartei, Sie haben
das mitgetragen und organisiert. Die bisher peinlichen Dis-
tanzierungsversuche Ihrerseits – es wäre heute der richtige
Zeitpunkt gewesen, hier wirklich einen Schlussstrich unter
diese traurige Debatte zu ziehen. Das haben Sie nicht ge-
schafft.

(Beifall bei der FDP, der CDU und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Zum Schluss kann man sagen, Sie haben eine Plattform für
Ihre kruden Positionen heute hier im Landtag, letzte Wo-
che auf der Straße gesucht. Sie haben den Schulterschluss
mit dem schwarzen Block vollzogen. Herr van Ooyen, ich
hätte von Ihnen erwartet, dass Sie heute hier erklären – die
Chance haben Sie noch, wenn die Landesregierung gespro-
chen hat –, dass kein Mitglied der Linkspartei, kein Mit-
glied Ihrer Partei dabei war, diese gewalttätigen Exzesse in
Frankfurt mit zu organisieren.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Natürlich!)

Wo war denn heute die Erklärung, dass kein Mitglied Ihrer
Partei damit etwas zu tun hatte?

(Janine Wissler (DIE LINKE): Das haben wir mehr-
fach gesagt!)

– Frau Kollegin Wissler, im Gegenteil. Sie versuchen es
jetzt auf eine gesellschaftspolitische Debattenebene zu
bringen. Und das lassen wir Ihnen nicht durchgehen.

(Beifall bei der FDP, der CDU und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Auch als Demokraten – das teile ich mit vielen Vorred-
nern, da ist vieles Richtige gesagt worden – dürfen wir
nicht zulassen, dass die Meinungsfreiheit missbraucht
wird, um hier eine Plattform für Gewalt zu bieten.

Ich frage einmal, was eigentlich Blockupy ist. Da haben
viele Verantwortung getragen. Blockupy hat schon Monate
vor der Veranstaltung angekündigt, dass das, was wir letzte

Woche erlebt haben, passieren wird. Die Diktion der Auf-
rufe im Herbst des letzten Jahres waren klar. Da wurde ge-
sagt: Im Frühjahr des nächsten Jahres geht es erst richtig
los.

Man kann es nachvollziehen, wenn man liest, was im Netz,
in Zeitungen, aber auch auf den Blockupy-Seiten zu finden
ist. Es war völlig klar, dass friedliche Meinungsäußerung
nie der Inhalt war. Deshalb muss sich doch auch derjenige,
der eine solche Veranstaltung anmeldet, mit dem auseinan-
dersetzen, was vorher gesagt worden ist.

Herr Wilken, Sie wussten, was passiert. Sie haben es billi-
gend in Kauf genommen. Das ist die nette Formulierung,
die man treffen kann. Man könnte auch eine andere treffen.

(Beifall bei der FDP, der CDU und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Deshalb muss jeder, der bei Blockupy mitmacht, wissen,
dass das anscheinend kein friedliches Bündnis ist, sondern
eine Organisation, die Gewalt definitiv nicht ausschließt.

Herr Kollege Frömmrich, Sie haben viel Richtiges gesagt.
Viel davon kann ich teilen. Sie haben sich an die LINKEN
gewandt. Das geht dann aber auch an die GRÜNEN. Frau
Werthwein, Bundesvorstand der Grünen Jugend, sagte:

Diese Wut ist jetzt auch in Frankfurt angekommen,

die in Europa durch die Verarmungspolitik der Europäi-
schen Zentralbank entstanden sei. Was heißt denn „diese
Wut“? Legitimiert das?

Etwas Zweites hat mich wirklich schockiert. Herr Al-Wa-
zir redet für die Landesregierung. Man kann da Weiteres
recherchieren. Aber ich will nur ein Beispiel nennen. Das
ist die Aussage des grünen Ratsherrn Karsten Finke in ei-
nem Blog, den er zu den Krawallen in Frankfurt geschrie-
ben hat. Ich zitiere jetzt.

(Michael Boddenberg (CDU): Wer ist das denn?)

– Das ist ein Ratsherr der GRÜNEN in Bochum. Der ist
immerhin ein Stadtverordneter und ein Magistratsmitglied.
Er sagt – ich zitiere wörtlich aus dem Blog, das ist auch
nicht dementiert worden –:

Das sind doch nur brennende Autos; beruhigt euch
mal wieder.

Ihn wundere es immer wieder, wie die Deutschen ausraste-
ten, wenn hier ein Pkw angezündet werde. Das könne auch
etwas mit dem Autofetischismus der Deutschen zu tun ha-
ben.

(Zuruf: Verwirrte gibt es auch bei uns!)

Herr Kollege Al-Wazir, ich wäre dankbar, wenn Sie gleich
für die Landesregierung sagen würden, dass Sie mit sol-
chen Leuten nichts zu tun haben wollen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
CDU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Denn es scheint auch in Ihrer Partei da ein Problem zu ge-
ben. Ich wäre sehr dankbar, wenn Sie das machen würden.
Denn die Parteien, die auf der linken Seite dieses Parla-
ments sind – ich würde sagen, dazu gehören die GRÜ-
NEN –, müssen sich definitiv von dieser Gewalt distanzie-
ren. Ich wäre dankbar, wenn Sie das heute für die Landes-
regierung von dieser Stelle aus tun würden.

Ich möchte einen weiteren Satz nennen, der mich
schockiert hat. Herr Wagner, ich sage Ihnen ganz offen: Er
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hat mich wirklich schockiert, weil er die Nähe zur Gewalt
zeigt. Das ist der Satz des Herrn Finke:

Bei Wasserwerfern, Tränengas und Knüppelorgien
durch die Polizei wächst die Verzweiflung doch
noch mehr. Da muss man sich nicht wundern.

Das ist eben genau diese Theorie, die nach dem Motto an-
gebracht wird: Die Polizei hat eigentlich dafür gesorgt,
dass das, was in Frankfurt entstanden ist, so eskaliert ist. –
Gegen diese Theorie, die von der linken Seite immer wie-
der vorgetragen wird, müssen sich die Demokraten wen-
den. Wir dürfen nicht zulassen, dass der Polizei jetzt der
Schwarze Peter in die Schuhe geschoben wird. Das dürfen
wir nicht zulassen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der CDU)

Herr Innenminister, ich will das noch einmal ausdrücklich
sagen: Das, was unsere Polizei an diesem Tag gemacht hat,
ist mit Hochachtung zu bewerten. Sie hat ihre Köpfe dafür
hingehalten, dass in Frankfurt nicht noch Schlimmeres pas-
siert.

Ich glaube aber, dass man definitiv über die Frage diskutie-
ren muss, ob die Deeskalationsstrategie bei einer Gruppe
von Leuten wie dem schwarzen Block, die definitiv nicht
an einem Dialog interessiert sind, die richtige ist. Die alte
Strategie, die wir unter Innenminister Bouffier immer wie-
der vernommen haben und die wir als Freie Demokraten in
der Koalition auch mitgetragen haben, dass die Straße
nicht den Krawallmachern überlassen werden darf, sondern
dass die Polizei immer die Hoheit über die Straße haben
muss, ist letzte Woche nicht aufgegangen. Vielmehr hatten
die Krawallmacher die Hoheit über die Straße. Sie hatten
die Hoheit hinsichtlich der Frage, ob man noch sicher von
A nach B kommt. Definitiv hatte man kaum eine Chance,
wenn man wirklich im Zentrum dieser Gewalt war.

So etwas darf es in Hessen nicht mehr geben. Herr Kollege
Boddenberg, es ist meine Theorie, dass die Deeskalation
der hoheitlichen staatlichen Gewalt Krawallmacher mögli-
cherweise geradezu einlädt, weil wir anscheinend nicht
klar genug gerade für diese bestimmte Gruppe Flagge zei-
gen.

Wir haben letztes Jahr intensiv über die Frage des Kessels
diskutiert. Dieser Kessel wurde von vielen deshalb kriti-
siert, weil dort unschuldige Bürgerinnen und Bürger, auch
Journalisten, eingekesselt und der Freiheit beraubt waren.
Ich glaube aber, dass dieses polizeiliche Instrument ein le-
gitimes Mittel bei einer solchen Gruppe wie dem schwar-
zen Block ist. Wir dürfen es nicht zulassen, dass die sich
auf der Straße frei bewegen und Schrecken und Angst in
Hessen und Frankfurt, in unserer Metropole, letztendlich
verursachen. Deshalb muss über diese Frage wenigstens
diskutiert werden dürfen, nämlich über die, ob für diese
spezielle Gruppe diese Strategie richtig war.

(Beifall bei der FDP)

Ich sage das gerne noch einmal: Ich will in Hessen keine
Willkommenskultur für den schwarzen Block. Herr Kolle-
ge Boddenberg, ich möchte nicht, dass wir in Hessen Zu-
stände wie in Hannover bekommen. Dort gibt es mögli-
cherweise den Eindruck, wir würden sie jedes Jahr quasi
einladen, hier wieder Krawall zu machen und alles kurz
und klein zu schlagen. Diese Situation darf es mit Sicher-
heit nicht geben.

Deshalb kann ich für die FDP und die Freien Demokraten
dieses Hauses nur sagen: Wir werden mit Hochachtung
diejenigen unterstützen, die für Recht und Ordnung auf den
Straßen kämpfen. Das sind unsere Polizisten. Aber wir
werden auch mit den politisch Verantwortlichen diskutie-
ren – das ist mehr als nur legitim –, ob das, was hier ge-
macht wird, auch richtig ist.

Mein letzter Punkt. Herr Kollege van Ooyen, ich erwarte
heute von Ihnen endlich einmal Klartext hinsichtlich der
Frage, welche Rolle Ihre Mitglieder spielen. Wenn Sie dort
schwarze Schafe haben, ist es Ihre Aufgabe, sie auszusor-
tieren. Das ist nicht unsere Aufgabe. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Kollege Rentsch, vielen Dank. – Zu einer Kurzinter-
vention hat sich Herr Abg. Frömmrich gemeldet. Bitte
sehr.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich will auf das
eingehen, was Herr Kollege Rentsch gerade hier vorgetra-
gen hat. Herr Kollege Rentsch, ich finde es eigentlich be-
dauerlich. Wir sind in einer Situation, in der es denjenigen,
die dem demokratischen Teil dieses Parlaments angehören,
gut ansteht, sich ganz klar und eindeutig gegen Gewalt und
gegen diese Gewaltexzesse zu verwahren. Herr Kollege,
ich glaube, es würde uns gut anstehen, das als Demokraten
gemeinsam zu tun. Wir sollten keine parteipolitischen Rän-
kespielchen machen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der Abg. Nancy Faeser (SPD))

Ich glaube, dass man auch deutlich sagen muss, dass es in
allen Parteien Leute gibt, die man als Spinner bezeichnen
kann. Die gibt es nun einmal.

Wenn Sie recherchiert haben, was dieser Ratsherr, der im
Übrigen aus Nordrhein-Westfalen ist, gesagt hat, dann ha-
ben Sie auch recherchiert, dass er mittlerweile sein Mandat
los ist. Er ist zurückgetreten. Ich hätte mir gewünscht, dass
Sie auch das hier vortragen, dass er Konsequenzen gezo-
gen hat bzw. gezwungen wurde, Konsequenzen zu ziehen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Im Übrigen haben wir dem Bundesverband – das sage ich
hier ausdrücklich – der Grünen Jugend sehr deutlich signa-
lisiert, was wir von solchen Äußerungen halten. Das ist
vollkommen inakzeptabel. Es gibt überhaupt keinen
Grund, Gewalt als Mittel der politischen Auseinanderset-
zung in irgendeiner Form zu akzeptieren. Das haben wir
sehr deutlich und sehr eindringlich in Richtung unseres
Bundesverbandes gespiegelt. Herr Kollege Rentsch, darauf
können Sie Gift nehmen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Kollege Rentsch, Sie haben zwei Minuten zur Erwiderung.
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Florian Rentsch (FDP):

Herr Kollege Frömmrich, ich bin Ihnen dankbar, dass Sie
das gerade noch einmal so klar festgestellt haben. Ich hätte
die Sachverhalte auch nicht aufrufen müssen, hätten Sie es
proaktiv in Ihrer Rede gesagt.

(Beifall der Abg. René Rock und Jürgen Lenders
(FDP) – Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Natürlich geht es darum, dass man nicht mit dem Finger
auf eine Gruppe zeigen kann, wenn man anscheinend eine
solche Problematik in der eigenen Partei hat. Sie haben
eben gerade zu Recht kritisiert, was in Ihrer Partei los ist.
Deshalb ist der heutige Schulterschluss der Demokraten
gegen Gewalt auch ein Schulterschluss gegen diejenigen,
die solche kruden Auffassungen vertreten. Ich fände es gut,
wenn die GRÜNEN die Größe hätten, im Hessischen
Landtag zu sagen: Bei uns läuft da einiges schief. Wir
müssen einiges korrigieren. – Das wäre der richtige Schritt
gewesen.

(Beifall der Abg. René Rock und Jürgen Lenders
(FDP) – Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Mein Gott, müsst ihr es nötig
haben!)

Ja, so ist das. – Es war nicht der Jugendverband der FDP,
der solche kruden Positionen vertreten hat. Es ist Ihr Ju-
gendverband, der das macht. Wir erwarten hier gemeinsam
von der Linkspartei etwas. Sie sollten deshalb einmal im
Vorfeld auf Ihre eigenen Leute einwirken. Ich glaube, an
einem solchen Tag ist es für eine Partei, die in Hessen eine
neue Koalition eingegangen ist, mehr als peinlich,

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Herr Rentsch, „peinlich“ ist ein gutes
Stichwort!)

dass diese Partei mit ihrem Jugendverband ein solches
Bündnis unterstützt. Das Problem müssen Sie selbst lösen.
Deshalb glaube ich, mehr Offenheit und Transparenz bei
den eigenen Problemen würde Ihnen an dieser Stelle mehr
helfen, als das zu verschweigen. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Kollege Rentsch, vielen Dank. – Jetzt spricht für die
Landesregierung Herr Staatsminister Al-Wazir. Bitte sehr,
Sie haben das Wort.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das war früher einmal eine bürgerliche
Partei!)

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich glaube, dass es eigentlich nicht angemessen ist, aus den
beiden Sachverhalten, nämlich den Ereignissen am letzten
Mittwoch in Frankfurt, also den gewalttätigen Ausschrei-
tungen, die wir dort erleben mussten, und der wirtschafts-
politischen Situation in der Eurozone, parteipolitische
Nummern zu machen, wenn ich das einmal so ausdrücken
darf. Ich glaube, dass wir gut beraten wären, uns sowohl
mit der Frage zu beschäftigen, was vor einer Woche in

Frankfurt geschehen ist, als auch mit der Frage, wie Euro-
pa eigentlich aus der Krise kommt, in der es zweifellos ist.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Ich bin mir sehr sicher – da kenne ich die Linksfraktion gut
genug –, dass von ihrer Seite als Reaktion auf diese Debat-
te wieder gesagt wird, das sei ein Ablenkungsmanöver,
wenn man über das redet, was vor einer Woche passiert ist,
weil man nicht über die Wirtschaftspolitik in Europa reden
möchte.

Ich will Ihnen ausdrücklich sagen: Da hat Gernot Grum-
bach völlig recht. Sie müssen es sich selbst zuschreiben,
dass vor allem über die Ausschreitungen geredet wird, weil
Sie, liebe Kollegen von der Linksfraktion, eben die glas-
klare Trennlinie zu den Gewalttätern nicht gezogen haben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ein paar Tage vor dem 18. März habe ich auf Twitter ein
Plakat gesehen, das aus dem Blockupy-Bündnis kam, auf
dem Rauchwolken über einer Stadt zu sehen waren, und
darüber stand: Am Ende entscheidet die Straße. – Ich will
Ihnen sagen: Genau das nicht.

(Horst Klee (CDU): Das war ein pazifistisches Pla-
kat!)

Genau das ist das Problem: In diesem Blockupy-Bündnis
sind Leute, die ganz offensichtlich Gewalt anwenden, die
das für ein legitimes Mittel der Politik halten, die auch
nicht davor zurückschrecken, Personen anzugreifen, die
die EZB und auch die sie schützenden Polizisten zur Bestie
erklären – und dann sagen, es sei alles erlaubt, um gegen
die vorzugehen.

Solange Sie zu denen keine klare Trennlinie ziehen, so lan-
ge werden wir eben nicht nur über wirtschaftspolitische
Fragen reden können, sondern darüber reden müssen, was
teilweise von den Leuten, mit denen Sie gemeinsam im
Blockupy-Bündnis unterwegs waren, gemacht wurde. Das
aber müssen Sie sich zuschreiben – dass wir diese Debatte
jetzt so führen, wie wir sie führen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich will hinzufügen, ich mache mir schon sehr lange Ge-
danken darüber, wie wir eigentlich aus der europäischen
Krise herauskommen. Aber ich habe es noch nie verstan-
den, wie es eigentlich den Menschen in den Krisenländern
nützen soll, wenn man Autos anzündet und Menschen an-
greift. Das habe ich noch nie verstanden.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD, der
FDP und der LINKEN – Janine Wissler (DIE LIN-
KE): Das weiß ich auch nicht!)

Denn das lenkt die Aufmerksamkeit genau auf die Aus-
schreitungen, und es lenkt die Debatte weg von den be-
rechtigten Fragen an eine Veränderung europäischer Kri-
senpolitik.

Wenn man sich einmal die Anträge anschaut, die die
Linksfraktion hier eingebracht hat, sieht man: Da hat sich
etwas verändert. Erstens ist ein Absatz eingefügt worden,
in dem man sich von der Gewalt distanziert. Man hat aber
auch den letzten Absatz verändert. Das steht jetzt:
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Die friedliche Kundgebung und Demonstration …
am Nachmittag … waren eine wichtige Gelegenheit,
…

Vorher aber, einen Tag vor dem 18. März eingebracht,
hieß es:

Die Aktionen gegen die EZB-Eröffnungsfeier in
Frankfurt waren eine wichtige Gelegenheit, …

Da steht nicht „die Proteste, die Demonstrationen“, son-
dern „die Aktionen“. Das haben Sie einen Tag vorher ein-
gebracht, und das genau ist Ihr Problem, Frau Wissler.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich will ausdrücklich sagen: Wir sind froh, dass die EZB
ihren Sitz in Frankfurt hat. Die EZB ist und bleibt in Hes-
sen willkommen.

Ich will hinzufügen, es ist seit der ersten Entscheidung zur
EZB-Ansiedlung noch etwas Weiteres passiert, es ist näm-
lich die Europäische Bankenaufsicht hinzugekommen,

(Manfred Pentz (CDU): Ja!)

die die Aufsicht über die 120 größten Banken in der Euro-
zone führt. Genau das haben wir doch immer gefordert:
dass es eine ordentliche Aufsicht über die großen Banken
gibt, damit die Krisenursachen angegangen werden kön-
nen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das heißt nicht, dass wir alles, was die EZB tut oder nicht
tut – Beispiel: Beteiligung der regionalen Presse an der
Einweihungsfeier –, immer hundertprozentig gut finden
müssen. Aber für den Finanz- und Wirtschaftsstandort
Frankfurt ist die Errichtung der EZB und der anderen da-
mit verbundenen Institutionen in vielerlei Hinsicht eine gu-
te Nachricht – übrigens auch deswegen, weil wir da mit-
einander über die richtigen Maßnahmen und den richtigen
Weg aus der Krise in der Eurozone ins Gespräch kommen
können.

Ich will dazu sagen: Aus der Sicht der LINKEN ist quasi
alles falsch, was Europa in den letzten fünf Jahren gemacht
hat. Dem will ich ausdrücklich widersprechen. Es war rich-
tig, eine Europäische Bankenaufsicht zu installieren.

(Manfred Pentz (CDU): Ja!)

Es war richtig, gegen die Blasenbildung im Immobilien-
und Bankensektor vorzugehen. Es ist auch richtig, gegen
übermäßige Verschuldung von Staaten vorzugehen; denn
genau diese übermäßige Verschuldung ermöglicht es erst,
dass die „anonymen Märkte“ anfangen, gegen die Staaten
zu spekulieren. Wenn Griechenland nicht im Jahr 2009 ein
Haushaltsdefizit von über 10 % des Bruttoinlandsprodukts
gehabt hätte, dann wäre es gar nicht möglich gewesen, mit
der Spekulation gegen den Euro anzufangen. Deswegen ist
das ausdrücklich richtig.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Natürlich ist es auch richtig, dass sowohl die europäische
Politik als auch die EZB sowohl die Interessen und die
Rechte der Steuerzahler in den finanziell starken Ländern
wahrnehmen, wie sie auch die der Bevölkerung in den Kri-
senländern im Auge behalten müssen. Das ist auch so.

Ich möchte hinzufügen: Im Nachhinein gesehen gibt es na-
türlich auch Fehlentscheidungen, die da getroffen wurden.
Ich will es ausdrücklich sagen: Ich persönlich habe es noch
nie verstanden, wieso ein Land wettbewerbsfähiger werden
soll, wenn drastische Einschnitte im Gesundheitssektor zu
einem deutlichen Anstieg der Säuglingssterblichkeit führen
– wie in Griechenland geschehen.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Allerdings!)

Das heißt z. B., dass scharfe Einschnitte im öffentlichen
Gesundheitswesen sicherlich nicht zu den klügsten Ent-
scheidungen der Institutionen, der Troika, gehört haben.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ja!)

Wir müssen uns auch Gedanken darüber machen, was in
den letzten fünf Jahren an manchen Punkten auch falsch
gelaufen ist. Meine sehr verehrten Damen und Herren, dar-
über würde ich gerne diskutieren. Aber ich werde nicht
darüber diskutieren und darüber auch keine öffentliche De-
batte beginnen können, wenn ich in Frankfurt solche Bilder
provoziere, wie sie am vorletzten Mittwoch produziert
worden sind.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf des Abg. Willi van Ooyen (DIE
LINKE))

Der Kollege Grumbach hat die Studie schon zitiert. Er hat
nicht gesagt, von wem sie ist. Sie ist von der Hans-Böck-
ler-Stiftung. Aber es ist so: Wenn das Bruttoeinkommen
privater Haushalte um ein knappes Viertel sinkt, allerdings
die ärmsten Haushalte 86 % ihres Einkommens verlieren,
die reichsten hingegen nur 17 %, dann darf man sich nicht
wundern, wenn eine Debatte über die soziale Schieflage
solcher Sparmaßnahmen entsteht.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, jetzt aber stelle
ich Ihnen die Frage: Ist die EZB eigentlich der richtige
Gegner?

(Manfred Pentz (CDU): Ja!)

Ist die EZB im März 2015 eigentlich der richtige Gegner
bei diesem Thema?

Zuallererst einmal stelle ich fest: Wie schon der Name
sagt, ist das eigentlich nur eine Zentralbank.

(Manfred Pentz (CDU): Ja!)

Was ist die Aufgabe von Zentralbanken? Währungen zu
schaffen und ihren Wert zu wahren.

(Manfred Pentz (CDU): Ja!)

Das ist ihre Aufgabe. Zum Stichwort Kapitalismus nur so
viel: Selbst Nordkorea hat eine Zentralbank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Heiterkeit des
Abg. Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Dort ist das Geld zwar nichts wert, aber es gibt kein Sys-
tem mehr, in dem die Menschen nur noch Naturalien ge-
geneinander tauschen und in dem es keine Währung gibt.
Deswegen braucht jedes System eine Zentralbank.

(Heiterkeit des Abg. Manfred Pentz (CDU))

Ein zweiter Punkt. Alle Rettungsprogramme, für die jetzt
die EZB zum Symbol gemacht wird, sind von der EU-
Kommission, vom Internationalen Währungsfonds und
vom Rat der EU beschlossen worden, d. h. auch von natio-
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nalen Regierungen. Deswegen stelle ich Ihnen einmal die
Frage: Ist die EZB eigentlich der richtige Gegner?

(Manfred Pentz (CDU): Ja!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, im Gegenteil,
die EZB – im Übrigen wird das auch von einer ganz ande-
ren Seite kritisiert – tut seit einigen Jahren alles dafür, den
Euro zu schützen, und das teilweise auch mit Maßnahmen,
die wieder von der anderen Seite kritisiert werden, Stich-
wort „Wie ist eigentlich das Zinsniveau? Was macht das
eigentlich mit dem Geld der Sparer in den eher wohlhaben-
den Ländern?“ Daher nochmals die Frage: Ist denn eigent-
lich, selbst aus Sicht der Linksfraktion, die EZB der richti-
ge Gegner?

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Michael Boddenberg (CDU): Das ist
denen doch völlig egal!)

An diesem Punkt will ich sagen: Herr Tsipras ist bereits zi-
tiert worden, und zwar zu Recht. Herr Tsipras hat einen
sehr guten Satz gesagt, eigentlich den besten Satz, den ich
von ihm je gehört habe, am letzten Montag in Berlin. Er
hat gesagt: Weder sind die Griechen Faulenzer, noch sind
die Deutschen schuld an den Übeln und den Missständen
in Griechenland. – Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, so ist es.

Jetzt muss man doch einmal sagen: In Griechenland wur-
den sehr viele Reformvorschläge in Bezug auf Verwaltung
und Steuererhebung nur mangelhaft umgesetzt. Bisher
wurden reiche Griechen von allen Regierungen ganz offen-
sichtlich verschont.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das ist aber kein Problem der EZB. In diesem Zusammen-
hang will ich auch sagen, an diesem Punkt übrigens in Wi-
derspruch zu Gernot Grumbach: Ja, es stimmt, noch nie in
der Geschichte wurde ein Haushalt saniert, wenn es pro
Jahr ein Minus von 5 % an Wirtschaftsleistung gab, was
wir jetzt fünf Jahre hintereinander erlebt haben, und man
dann immer weiter hinterhergespart hat. Dass das am Ende
nicht zu einem Sinken der Schuldenquote führt, ist eigent-
lich selbsterklärend. Das ist so.

Auf der anderen Seite ist auch wahr: Es gab Investitions-
programme, es gab von der Europäischen Investitionsbank
Geld, das bereitgestellt wurde, um in Griechenland zu in-
vestieren. Der griechische Staat war aber nicht in der Lage,
diese Mittel umzusetzen. Insofern gehört zur Wahrheit: Es
braucht Strukturreformen in Griechenland, damit dieses
Land wieder aus der Krise kommt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Man kann die Krise nicht wegsparen. Strukturreformen
müssen aber auf jeden Fall sein.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Minister, ich darf Sie auf die Fraktionsredezeit hin-
weisen.

Tarek Al-Wazir, Minister für Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Landesentwicklung:

Ich will es einmal so sagen: Die Entstehung der Krise wur-
de auch dadurch begünstigt, dass es in der Eurozone zwar
eine einheitliche Geldpolitik gibt, die Arbeitsmarkt-, die
Finanz- und die Steuerpolitik weiterhin aber weitgehend in
der Kompetenz der Nationalstaaten liegen. Daher müssen
wir darüber diskutieren, wie wir dafür sorgen können, dass
sich so etwas nicht wiederholt und wir aus der Krise her-
auskommen.

Angesichts dieses Problems ist die EZB seit Ausbruch der
Wirtschafts- und Finanzkrise in die Rolle des faktisch ein-
zig handlungsfähigen Akteurs gekommen, in die sie ei-
gentlich nicht gehört. Sie kennen die berühmte Ankündi-
gung von Herrn Präsidenten Draghi, er werde „whatever it
takes“ tun, um den Euro zu verteidigen. Damit sind auch
die unter anderem in Deutschland umstrittenen Anleihe-
käufe gemeint.

An der Stelle muss man auch sagen: Die Niedrigzinspolitik
verlangt am Ende auch den Sparern in den finanzstarken
Ländern einiges ab. Das ist übrigens ein Teil der Solidari-
tät, die von ihnen eingefordert wird. Aber noch einmal die
Frage: Ist an diesem Punkt die EZB – auch aus der Sicht
der Linkspartei – der richtige Gegner? – Ich glaube, nicht.
Sie sehen, wie so oft im Leben ist die Wirklichkeit viel-
schichtiger, als man manchmal denkt. Die Entscheidungen
einzelner Institutionen sind ambivalenter, als es allzu
schlichte Schuldzuweisungen wahrhaben wollen.

Ich will ausdrücklich sagen: Wir müssen drei Punkte be-
rücksichtigen. Wir brauchen erstens eine Haushaltskonsoli-
dierung. Dazu gehört auch, dass man in guten Zeiten nicht
weiterhin Schulden macht. Sie von den LINKEN sind ja
auch gegen die von uns beschlossene Schuldenbremse. Da
muss ich Sie ausdrücklich fragen: Wer leiht denn den Staa-
ten das Geld? – Es sind doch nicht die armen Leute, denen
wir Zinsen zahlen, liebe Frau Wissler.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Zweitens gehört dazu die Durchführung von Strukturrefor-
men, damit man überhaupt die Steuern erheben kann – und
zwar von allen! –, die zur Einnahmeverbesserung nötig
sind. Das sage ich ganz ausdrücklich. Drittens gehört dazu
die Setzung von Entwicklungs- und Wachstumsimpulsen
in den Krisenländern.

Wir begrüßen grundsätzlich das sogenannte Juncker-Paket
mit dem Europäischen Fonds für strategische Investitionen.
Jetzt kommt es allerdings auch darauf an, die Strukturen zu
schaffen, die es ermöglichen, diese Entwicklungs- und
Wachstumsimpulse in den Krisenländern nicht nur theore-
tisch zu fordern, sondern auch praktisch umzusetzen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Mit einfachen Wahrheiten und schlichten Schuldzuweisun-
gen werden wir diese Krise nicht überwinden können –
weder mit einseitigen Schuldzuweisungen an die EZB
noch mit dem Märchen, die manche Boulevardmedien über
das angebliche Rentnerparadies Griechenland erzählen.
Wir alle sind Teil der Eurozone. Umgangssprachlich aus-
gedrückt: Wir hängen da alle gemeinsam drin. – Ich finde
allerdings, die Aussage: „Wir hängen da alle gemeinsam
drin“, ist ein weitaus besseres Prinzip als: „Du bist auf dich
allein gestellt“. In diesem Sinne sollten wir überlegen, wie
Europa aus der Krise herauskommt und ob die EZB eigent-
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lich der richtige Gegner ist. Aber eines ist sicher: Mit dem,
was am vorletzten Mittwoch in Frankfurt passiert ist, kom-
men wir nirgendwohin.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD)

Am Ende lautet die Frage, die sich alle in diesem Parla-
ment stellen müssen: Wie führen wir die wirtschaftspoliti-
schen Debatten richtig, wie sorgen wir dafür, dass wir alle
auf diesem Weg mitnehmen, und wie ziehen wir eine glas-
klare Trennlinie zu gewalttätigen Aktionen?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Minister. – Frau Abg. Wissler hat sich
für die Fraktion DIE LINKE zu Wort gemeldet. Redezeit:
fünf Minuten.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich möchte zu
Beginn sehr deutlich sagen, dass mich die Szenen in den
Morgenstunden des Mittwochs persönlich entsetzt haben
und dass sie die Mitglieder meiner Partei und meiner Frak-
tion entsetzt und schockiert haben. Angriffe auf Feuer-
wehrleute und Polizisten sowie das Zertrümmern von Stra-
ßenbahnstationen und Geschäften lehnen wir ab. Wir
rechtfertigen das nicht, sondern wir verurteilen das.

(Alexander Bauer (CDU): Haben Sie das getwit-
tert?)

– Ich habe das zusammen mit meinem Fraktionsvorsitzen-
denkollegen Willi van Ooyen am 19. März, also einen Tag
nach den Protesten, in einer schriftlichen Presseerklärung
mit genau diesen Worten deutlich gemacht.

(Zurufe von der CDU)

Ich will deutlich machen, dass meine Partei an diesen Ge-
walttaten weder mitgewirkt noch sie vorbereitet hat und
dass wir sie auch nicht gewollt haben. Schon alleine die
Annahme, wir hätten das getan, ist vollkommen absurd.
Das hat der Herr Minister doch gerade zutreffend darge-
stellt. Es wurden Menschen gefährdet, und das, um was es
uns an diesem Tag eigentlich ging, nämlich vor der EZB
lautstark zu demonstrieren, ist vollkommen in den Hinter-
grund gerückt. Das hat Minister Al-Wazir hier gerade zu-
treffend festgestellt. Deswegen sage ich sehr deutlich: Wir
distanzieren uns von der Gewalt, wir verurteilen diese Ge-
walttaten. Wir haben das nicht mit vorbereitet. Wir wollten
laut und friedlich vor der Europäischen Zentralbank protes-
tieren.

(Beifall bei der LINKEN – Manfred Pentz (CDU):
Das glaubt Ihnen keiner! – Weitere Zurufe von der
CDU)

Ich will noch einmal darauf hinweisen, dass es im Vorfeld
der Aktion im Blockupy-Bündnis den Konsens gab, dass
von den Protesten keinerlei Eskalation ausgehen sollte,
dass die Proteste friedlich verlaufen sollten.

(Zurufe von der CDU)

Ich möchte auch auf Folgendes hinweisen. Das gleiche
Bündnis hat bereits 2012, 2013 und 2014 in Frankfurt de-

monstriert. 2013 haben die Blockupy-Aktivisten ein Camp
am Rebstockgelände veranstaltet. Das Grünflächenamt der
Stadt Frankfurt hat nach Ende des Camps erklärt, dass sie
diese Fläche noch nie so sauber gesehen haben wie nach
dem Blockupy-Camp.

Meine Damen und Herren, auch wir wollen gerne wissen,
was in der letzten Woche passiert ist, und wir wollen gerne
wissen, welche Menschen nach Frankfurt kamen, die in
den Jahren zuvor offenbar nicht da waren, weil es dieses
Bündnis in den Jahren zuvor immer geschafft hat, friedli-
che Proteste zu organisieren.

(Beifall bei der LINKEN – Holger Bellino (CDU):
Gar nicht wahr! – Weitere Zurufe von der CDU)

Ich will noch einmal deutlich machen, dass Ulrich Wilken
die Demonstration und die Kundgebung um 14 Uhr ange-
meldet hat. Ihn als Anmelder einer friedlichen Demonstra-
tion dafür verantwortlich zu machen, dass in der Frühe, um
6 Uhr, einige Leute von ihrer Unterkunft losgezogen sind
und angefangen haben, die Stadt zu zertrümmern, das geht
einfach zu weit.

(Beifall bei der LINKEN – Kurt Wiegel (CDU):
Was haben Sie dagegen getan? – Weitere Zurufe
von der CDU)

Wenn Herr Boddenberg am Dienstag sagt, Herr Wilken
müsse beweisen, dass er nichts davon gewusst habe, dann
entgegne ich: Erstens gilt in einem Rechtsstaat immer noch
die Unschuldsvermutung, es gilt immer noch, dass die
Schuld und nicht die Unschuld bewiesen werden muss.
Zweitens frage ich Sie: Wie soll Ulrich Wilken denn be-
weisen, dass er etwas nicht gewusst hat? Das ist doch ab-
surd.

(Beifall bei der LINKEN – Michael Boddenberg
(CDU): Das Spiel kennen Sie, gell? – Weitere Zuru-
fe von der CDU)

Wir wollen selbst wissen, was da passiert ist. 20.000 Men-
schen haben friedlich demonstriert und wollten ein Zeichen
setzen, darunter Gewerkschafter, Sozialdemokraten, Kir-
chenleute und Leute von Attac.

Weil die Frage aufgeworfen worden ist, gegen was wir
protestiert haben, will ich noch einmal deutlich sagen: Wir
wollten ein Zeichen gegen die Politik der Troika setzen,
die aus der Europäischen Kommission, dem IWF und der
EZB besteht. Wir wollten deutlich machen, dass die soge-
nannten Rettungspakete in Wahrheit gigantische Verar-
mungsprogramme sind, dass mit dem Geld eben nicht die
Griechen, sondern in allererster Linie deutsche und franzö-
sische Banken gerettet wurden, dass die Auflagen für die
Rettungspakete dazu geführt haben, dass die Verarmung
zugenommen hat, dass Milliarden Euro im Gesundheits-
system gekürzt wurden, dass die Renten und Löhne ge-
senkt wurden, dass Hunderttausende Stellen im öffentli-
chen Dienst abgebaut wurden.

Dass immer noch behauptet wird – auch von Herrn Schäu-
ble, auch heute wieder –, die Griechinnen und Griechen
hätten über ihre Verhältnisse gelebt,

(Zuruf von der CDU: Das haben sie doch! – Weitere
Zurufe von der CDU)

ist doch absurd angesichts der Tatsache, dass in diesem
Land die Säuglingssterblichkeit wieder zunimmt.
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(Beifall bei der LINKEN – Judith Lannert (CDU):
Sie haben es nicht verstanden! – Weitere Zurufe von
der CDU)

Das Problem ist: Den Griechen werden Rettungsringe aus
Blei hingeworfen. Diese ziehen sie weiter in die Krise hin-
ein. Deutschland hat in der Krise genau das Gegenteil ge-
macht: Man hat Konjunkturprogramme aufgelegt, man hat
das Kurzarbeitergeld verlängert, man hat die Abwrackprä-
mie eingeführt. Es ist doch absurd, zu glauben, durch Kür-
zungen könne Griechenland aus der Krise herauskommen.

(Lebhafte Zurufe von der CDU)

Die Schulden sind durch diese Politik explosionsartig ge-
wachsen, anstatt sich zu verringern.

(Zurufe von der CDU – Gegenruf des Abg. Hermann
Schaus (DIE LINKE): Sie können noch nicht einmal
zuhören!)

Ich will noch einen Punkt ansprechen. Herr Bauer hat ge-
sagt, es sei falsch, von der Festung Europa zu reden: Das
Mittelmeer ist mittlerweile zu einem Massengrab gewor-
den. Es ist wirklich unvorstellbar, dass die toten Flüchtlin-
ge vom Oktober 2013 ein Staatsbegräbnis bekommen ha-
ben, während die überlebenden Flüchtlinge derselben Ka-
tastrophe ein Bußgeld und einen Abschiebebescheid erhal-
ten haben.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Sie müssen bitte zum Ende kommen.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Ich komme zum Schluss. – Wenn man Fischer, die Ertrin-
kende aus dem Wasser retten, wegen Beihilfe zur illegalen
Einreise anklagt, ist das heuchlerisch.

(Manfred Pentz (CDU): Wer ist heuchlerisch?)

Wir sagen, die gegenwärtige Europapolitik steht auf
falschen Grundlagen, und deswegen kritisieren wir sie.

Letzter Satz, Herr Präsident.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Ein allerletzter Satz.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Nur weil Herr Bauer sagte, ich hätte erklärt, geschichtli-
cher Fortschritt sei durch Revolution entstanden: Wo wä-
ren wir denn heute ohne die Französische Revolution? Oh-
ne die deutsche Revolution hätten wir heute noch einen
Kaiser und kein Frauenwahlrecht. Das ist doch absurd, sich
über diese Aussage zu ereifern.

(Beifall bei der LINKEN – Manfred Pentz (CDU):
Sie sind heuchlerisch! Da drüben sind die Heuchler!)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Jetzt ist die Redezeit endgültig abgelaufen. – Als Nächster
hat sich Herr Abg. Rentsch, FDP-Fraktion, zu Wort gemel-
det. Bitte sehr.

Florian Rentsch (FDP):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich will die Debatte nicht unnötig verlängern

(Beifall des Abg. Manfred Pentz (CDU))

– nein, Herr Kollege Pentz, das war absolut noch nicht an-
gemessen –; aber ich will auch nicht provozieren, dass wir
es zulassen, dass Frau Wissler mit ihrem Beitrag das letzte
Wort hat. Das sollte man sich einmal überlegen.

(Beifall bei der FDP und der CDU sowie bei Abge-
ordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

Herr Schaus, ich sage Ihnen auch, warum: weil Sie das ma-
chen, was Sie immer machen. Sie bringen in Ihrem Pro-
gramm und auch in Ihrer ganzen politischen Überzeugung
ein recht lockeres Verhältnis zur Wahrheit zum Ausdruck.
Wer sich einmal mit den LINKEN in Europa auseinander-
setzt, weiß, dass die Nichtwahrheit ein Teil ihres Pro-
gramms ist. Frau Wissler, Sie können sich doch nicht hier-
hin stellen und ernsthaft sagen, Blockupy sei in den Jahren
zuvor immer eine friedliche Veranstaltung gewesen. Wo
leben wir denn?

(Beifall bei der FDP, der CDU und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Das war nie eine friedliche Veranstaltung. Es gab immer
Sachbeschädigungen, und es gab immer Körperverlet-
zungsdelikte im Umfeld dieser Organisation. Das ist der
Punkt: dass das keine einmalige Geschichte war, von der
man nicht wusste, woher sie kam. Vielmehr wussten das
eigentlich alle, die sich damit beschäftigen, und es ist auch
im Umfeld von Blockupy angekündigt worden, dass es
diesmal zu weiteren schlimmen Ausfällen kommen würde.

Das war von vornherein klar; denn dieses Bündnis legt es
seit Jahren darauf an. Die Gewaltkurve geht nach oben. Sie
wird von Jahr zu Jahr steiler. Deshalb muss man wirklich
sagen: Sie haben hier versucht, sich so darzustellen, als ob
Sie nur friedlich demonstrieren wollten. Klar, Sie wollen
nur spielen. Das nehmen Sie doch selbst nicht ernst.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Wir alle wissen genau, was in den letzten Jahren war, und
wahrscheinlich können wir davon ausgehen, dass von
Frankfurt nichts übrig bleibt, wenn 2016 noch einmal eine
solche Veranstaltung angemeldet wird. Das ist es doch,
was Sie wollen. Insofern ist das Geschichtsklitterung. Frau
Kollegin Wissler, das lassen wir Ihnen im Landtag nicht
durchgehen. Nein.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
CDU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN –
Zurufe von der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Rentsch. – Als Nächster hat
Herr Abg. Bellino für die CDU-Fraktion das Wort. Bitte
schön.

Holger Bellino (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Am Dienstag sah die Debatte noch anders aus. Aber das,
was heute hier passiert ist, ist unerträglich.
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(Beifall bei der CDU und der FDP)

Die Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE stellen sich
hierhin und tun so, als ob sie überhaupt nichts damit zu tun
gehabt hätten, dass in Frankfurt die Straße gebrannt hat,
dass unschuldige Menschen zu Schaden gekommen sind,
dass Polizeifahrzeuge – teilweise noch mit Polizisten be-
setzt – in Brand gesetzt wurden und dass Feuerwehr und
Rettungsdienste nicht nur behindert, was schon schlimm
genug war, sondern sogar attackiert wurden. Frau Wissler,
wenn es nicht so traurig wäre, würde man hinzufügen: Und
die Erde ist eine Scheibe. – Es ist erbärmlich, was Sie hier
machen.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Ihre Entschuldigungen kamen zum einen zu spät, und zum
anderen waren und sind sie halbherzig. Nach jeder Ent-
schuldigung kommt ein „Ja, aber“.

(Beifall bei der CDU, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP)

Wenn man sich im Vorfeld von etwas distanzieren will –
was ich vermisst habe –, heißt das: Wir wollen nicht, dass
ihr nach Frankfurt kommt, wir wollen nicht, dass Steine
fliegen, wir haben nichts mit euch zu tun, sondern wir wol-
len hier nur friedliebende Demonstranten haben. – Wo hat
es so etwas von den Organisatoren gegeben, von Blockupy
oder von der LINKEN?

(Beifall bei der CDU, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP)

Aber das passt in das Gesamtbild, das die LINKEN darbie-
ten. Sie, Frau Wissler, waren es doch, die 2011 gesagt hat
– ich zitiere –:

Erst in sozialen Bewegungen, erst in sozialen Kämp-
fen entsteht der Keim einer neuen Gesellschaft, kann
Vereinzelung, kann Konkurrenz auch überwunden
werden.

So geht es weiter:

Ich finde, dass gerade in arabischen Ländern sich
zeigt, welche Dynamik, welche Radikalisierung eine
Massenbewegung haben kann und was möglich ist,
wenn radikalisierte Jugendliche und die Arbeiter-
klasse sich vereinen und gemeinsam gegen Unter-
drückung kämpfen.

Ist das, was Sie dort predigen, Demokratie? Ist das ein
Aufruf zum gewaltfreien Demonstrieren?

(Beifall bei der CDU und der FDP – Michael Bod-
denberg (CDU): Ungeheuerlich!)

Dieselbe Pseudodemokratin, die gerade hier stand, sagt in
dieser Sendung weiter:

Und ich finde, dass man darüber diskutieren sollte,
wie wir es schaffen, auch in Deutschland wieder zu
einem anderen Niveau von Klassenkämpfen zu kom-
men.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Was zitieren Sie
denn da?)

– Ich zitiere das, was die Ihnen bekannte Janine Wissler in
einer öffentlichen Podiumsdiskussion in Berlin gesagt hat.

(Michael Boddenberg (CDU): Das können Sie alles
auch von uns haben!)

Herr Schaus, wenn Sie Nachhilfeunterricht benötigen, kön-
nen wir Ihnen gern einmal das Archiv der CDU öffnen.

(Michael Boddenberg (CDU): Das können Sie alles
haben, Herr Kollege! Das können Sie dann alles wi-
derrufen!)

Dass Sie, Herr Schaus, Nachhilfeunterricht benötigen,
wenn es um Demokratie geht, ist mir bekannt. Aber dass
wir Ihnen sogar erläutern müssen, was Ihre Vorsitzende
sagt, war mir neu. Auch das können wir gern machen. Un-
ser Archiv ist schlagkräftig genug.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Janine Wissler
(DIE LINKE): Was steht denn da von Gewalt? Wo
ist da der Aufruf zur Gewalt?)

Abschließend sage ich: Wir sind nach wie vor den Vätern
und Müttern des Grundgesetzes dankbar, dass sie eine Ver-
fassung geschaffen haben, die es möglich macht, dass
Menschen gegen den Staat demonstrieren und sogar vom
Staat, nämlich von der Polizei, geschützt werden, wenn es
sein muss. Aber genauso entschieden wehren wir uns ge-
gen jede Möglichkeit, Gewalt anzuwenden, und gegen all
jene, die die Gewaltanwendung legitimieren oder relativie-
ren wollen, wie Sie es tun.

(Beifall bei der CDU, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Zur Geschäftsordnung, Herr Kollege Schaus.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Herr Präsident, ich bin mir nicht sicher, ob Herr Bellino
unsere Fraktionsvorsitzende eben als „Pseudodemokratin“
bezeichnet hat. Deswegen bitte ich, uns den entsprechen-
den Auszug des Protokolls vorzulegen.

(Zurufe von der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Das haben wir jetzt zur Kenntnis genommen. Auch das
wird im Protokoll stehen.

Wir haben zwei Entschließungsanträge vorliegen, über die
zu entscheiden ist. – Herr Kollege Schaus.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Herr Präsident, wir bitten, beide Anträge an den Europa-
ausschuss zu überweisen.

(Holger Bellino (CDU): Europaausschuss?)

– Ja, klar, wohin denn sonst? Es geht um internationale Po-
litik.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Die Antragsteller regen an, beide Anträge an den Europa-
ausschuss zu überweisen. – Ich sehe keinen Widerspruch.
Dann verfahren wir so.

Meine Damen und Herren, liebe Kollegen, bitte seien Sie
noch einen kleinen Moment ruhig. Ich möchte noch darauf
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hinweisen, dass mit Beginn der Mittagspause der Innen-
ausschuss im Sitzungssaal 501 A zusammenkommt.

Es ist jetzt kurz vor 14 Uhr. Wir treten in die Mittagspause
ein. Die Sitzung wird um 15 Uhr fortgesetzt.

(Unterbrechung von 13:58 bis 15:02 Uhr)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Regierung ist über
die Staatssekretäre und Herrn Minister Lorz vertreten.
Dann können wir ordnungsgemäß beginnen.

Noch eingegangen und auf Ihren Plätzen verteilt ist ein
Dringlicher Antrag der Fraktion der FDP betreffend Ge-
sundheitskarte für Asylsuchende einführen, Drucks. 19/
1791. Wird die Dringlichkeit bejaht? – Das ist der Fall.
Dann wird dieser Dringliche Antrag Tagesordnungspunkt
63 und kann, wenn dem nicht widersprochen wird, ge-
meinsam mit den Tagesordnungspunkten 20 und 26 zu die-
sem Thema aufgerufen werden. – Dann machen wir das so.

Bitte schön, Herr Kollege Rock, zur Geschäftsordnung.

René Rock (FDP):

Ich frage, wo der Innenminister ist.

(Zuruf von der CDU: Im Innenausschuss!)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Herr Kollege Rock, ich gehe davon aus, dass er noch im
Innenausschuss ist. Dieser tagt ja noch.

Herr Kollege Rudolph, bitte schön.

Günter Rudolph (SPD):

Frau Präsidentin, so geht es nicht, wenn der Landtag tagt.
Wir sind nicht für die Terminierung von Ausschüssen zu-
ständig. Der Landtag geht immer vor Ausschusssitzungen.
Wir bitten zu klären, wer für die Landesregierung zu die-
sem Thema spricht und wer den Innenminister vertritt, was
vorkommen kann. Wer vertritt die Landesregierung bei
dem Tagesordnungspunkt 32, bitte schön?

(Minister Boris Rhein: Ich war ja schon einmal In-
nenminister; ich könnte das übernehmen! – Heiter-
keit)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Herr Kollege Rudolph, die Frage, wer an dieser Stelle für
die Landesregierung sprechen wird, ist natürlich berech-
tigt. Ich gehe davon aus, dass jemand aus diesem Bereich
spricht, dass der Minister oder der Staatssekretär erschei-
nen wird und die Position der Landesregierung vertreten
wird.

Zur Geschäftsordnung? – Bitte sehr, Herr Rudolph.

Günter Rudolph (SPD):

Frau Präsidentin, ich bitte um eine Erklärung, wer von der
Landesregierung zu Tagesordnungspunkt 32 spricht oder

dafür zuständig ist. Wenn das nicht geklärt ist, dann bitte
ich, die Sitzung so lange zu unterbrechen.

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Frau Kollegin Dorn.

Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ich möchte nur noch einmal betonen, dass gerade der In-
nenausschuss in einer Sondersitzung tagt, damit hier alle
auf dem gleichen Sachstand sind. Wahrscheinlich sind bei-
de gerade gebunden. Ich verstehe aber sehr wohl, dass es
wichtig ist, dass auch der Innenminister oder der Staatsse-
kretär anwesend ist. Insofern kann man schnell dafür sor-
gen, dass einer der beiden herbeigeholt wird und wir die
Sitzung so lange unterbrechen. Ich möchte nur, dass wir
hier nicht so viel Aufregung produzieren.

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Dann nehme ich die Empfehlung an. Ich unterbreche die
Sitzung, bis jemand von der Landesregierung spricht, bis
der Innenminister oder der Staatssekretär die Möglichkeit
hat, dabei zu sein. Hiermit unterbreche ich die Sitzung.

(Unterbrechung von 15:06 bis 15:08 Uhr)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir können jetzt in der
Sitzung fortfahren. Die Landesregierung ist durch Herrn
Staatssekretär Koch vertreten.

(Zuruf des Abg. Horst Klee (CDU))

– Herr Klee, das habe ich schon angekündigt. Es war be-
kannt, dass der Innenausschuss tagte.

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 32 auf:

Antrag der Fraktion der FDP betreffend interkommu-
nale Zusammenarbeit stärken, freiwillige Zusammenle-
gung von Landkreisen ermöglichen – Drucks. 19/1741 –

Die vereinbarte Redezeit beträgt zehn Minuten. Als erster
Redner hat sich Herr Kollege Hahn von der FDP-Fraktion
zu Wort gemeldet. Bitte schön, Herr Kollege Hahn, Sie ha-
ben jetzt das Wort.

Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich bitte um Verständnis, aber für uns ist dieser Tagesord-
nungspunkt von besonderer Bedeutung. Deshalb wollten
wir auch so lange warten, bis der zuständige Innenminister,
auch wenn er gerade das Wort „Unverschämtheit“ gesagt
hat, hier anwesend ist.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Er war im Ausschuss; sonst machen wir halt keine
Ausschusssitzungen mehr!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wissen, dass
wir Hessen immer weniger werden. Das habe ich gerade
einer Pressemeldung des hessischen Wirtschaftsministers
entnehmen können. Wir wissen schon aus dem Bericht der
Enquetekommission „Demografischer Wandel – Heraus-
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forderung an die Landespolitik“, der vor ungefähr zehn
Jahren in diesem Hause erarbeitet worden ist, dass wir im-
mer mehr in das Ballungsgebiet Rhein-Main ziehen. Wir
wissen auch, dass wir immer älter werden. Aus diesem
Grunde müssen wir uns überlegen, wie wir die interkom-
munale Zusammenarbeit stärken können und wie wir die
Kommunen in unserem Lande in die Situation versetzen
können – –

(Unruhe)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Einen Moment. Ich bitte um etwas mehr Ruhe auf der Re-
gierungsbank. – Herr Kollege Hahn.

Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Vielen Dank. Das Wort habe ich die ganze Zeit gehabt, nur
hatte ich nicht das Ohr. Das habe ich jetzt auch; vielen
herzlichen Dank, Herr Innenminister.

Ich fasse zusammen: Wir werden älter, wir werden weni-
ger, und wir ziehen ins Ballungsgebiet. Das muss natürlich
Folgen für die kommunale Organisation auf dem Lande
haben.

(Beifall bei der FDP)

Wir haben diese Entwicklungen schon einmal in der Ge-
schichte unseres Landes gehabt. Sie sehen sicherlich nie-
manden vor sich, der eine umfassende und von oben nach
unten organisierte Funktional- und Flächenreform in Hes-
sen organisieren möchte. Wir Freien Demokraten möchten,
dass vor Ort Anreize geschaffen werden, dass Kommunen,
ja, sogar Kreise miteinander arbeiten können, dass sie sich
vielleicht sogar zusammenschließen und effiziente und ef-
fektive Strukturen organisieren können. Ich darf all denje-
nigen – dazu gehörte ich bis vor vier Wochen auch –, die
die Rechtslage der HGO und der HKO nicht zu 100 % aus-
wendig gelernt haben, sagen: Auf kommunaler Ebene ha-
ben Städte und Gemeinden laut HGO, §§ 16 und 17, die
Möglichkeit, sich freiwillig zusammenzulegen. Die Vor-
aussetzungen für die freiwilligen Zusammenlegungen sind
zum einen ein Bürgerentscheid und zum anderen der Be-
schluss der jeweiligen Gemeindevertretung.

Sie können sich daran erinnern, jedenfalls diejenigen, die
aus Südhessen kommen und damit beschäftigt waren: So
eine Diskussion hatten wir vor einigen Jahren, im Jahr
2007, zwischen Michelstadt und Erbach. Da hatten die
kommunalen Gebietskörperschaften beschlossen, dass sie
sich zusammenlegen wollten, dass die beiden Städte zu-
sammengehen wollten. Aber es waren dann die Bürgerin-
nen und Bürger, die gesagt haben: Nein, wir möchten das
nicht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Entscheidung der
Bürgerinnen und Bürger ist von besonderer Bedeutung;
denn Zusammenschlüsse kann man nur machen, wenn die
Bürgerinnen und Bürger auch mitmachen. Ich sage hier
einfach nur: Stadt Lahn – ein klassisches Beispiel dafür,
dass man, von oben nach unten oktroyiert, eine Zusam-
menlegung nicht durchführen kann. Diesen Fehler, der in
den Siebzigerjahren von unseren Ahnen gemacht worden
ist, wollen wir auf keinen Fall machen.

Deshalb wollen wir, das ist unser Vorschlag, nicht nur auf
der Ebene der Städte und Gemeinden, sondern auch auf der

Ebene der Kreise eine Entscheidungsbefugnis vor Ort ein-
führen, dass die Menschen, die Politiker vor Ort entschei-
den können: Ja, wir möchten zusammengehen. – Nicht
mehr und nicht weniger: Freiwilligkeit wollen wir in die
HKO hereinbringen.

(Beifall bei der FDP)

Wir geben auch offen und ehrlich zu, dass diese Diskussi-
on ein bisschen angestachelt ist durch den scheidenden
Landrat Wilkes, der ein entsprechendes Papier im Zusam-
menhang mit den Landkreisen Bergstraße und Odenwald
vorgelegt hat. Wir haben Sympathie dafür,

(Günter Schork (CDU): Und der Odenwaldkreis?)

dass insbesondere diejenigen, die vor Ort aktiv sind, ent-
scheiden können, ob sie eine bessere Struktur, eine effekti-
vere Struktur in ihrer Verwaltung haben wollen, ja oder
nein. – Lieber Herr Schork, ich antworte ganz entspannt
darauf: Wenn die Bürgerinnen und Bürger im Odenwald
und an der Bergstraße sagen würden: „Ja, wir möchten
einen gemeinsamen Kreis bilden“, dann wird jedenfalls
Jörg-Uwe Hahn im Landtag nicht dagegen stimmen, und
ich schätze, Herr Schork auch nicht.

(Beifall bei der FDP)

Der Bürger hat aber derzeit nicht die Möglichkeit, darüber
abzustimmen – das ist der zweite Teil meines Hinweises
auf die Rechtslage –, weil wir zwar in den Kommunen
einen Bürgerentscheid haben, nicht aber auf Kreisebene.
Jetzt kann ich Ihnen, da ich ein bisschen nachgelesen habe,
auch sagen, warum dieser Unterschied gemacht worden ist.
Kreise können nur durch ein Gesetz zusammengelegt oder
getrennt werden, das der Hessische Landtag zu beschließen
hat. Aber wir möchten dazu ermuntern, dass die Bürgerin-
nen und Bürger die Möglichkeit haben, zu entscheiden: Es
ist vernünftig, dass unsere Kreise zusammengehen, und –
das ist der zweite Punkt – das rechnet sich auch für meine
Kommune.

(Beifall bei der FDP)

Ganz klar ist, dass nicht der jeweilige Finanzminister dann
den Profit, den Mehrwert aus dem Zusammenschluss abfil-
tern kann, irgendwie in den KFA hereinrechnen kann, son-
dern dann müssen wir uns in diesem Haus darauf verstän-
digen, dass alles, was an Positivem mit dem Zusam-
menschluss zu tun hat, vor Ort in der Gemeinde bleibt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich gehe für die
Freien Demokraten in diesem Haus sogar noch einen
Schritt weiter und sage: Wir möchten, dass sich das Land
daran intensiver als bisher beteiligt. Wir möchten, dass das
Land stärkere Anreize für freiwillige Zusammenschlüsse
setzt. Wir möchten, dass das Land versucht, in absehbarer
Zeit Kreise zu finden, die bereit sind, dieses Experiment zu
wagen, und die dann auch als Pilotprojekt unterstützt wer-
den. Letztlich nützt das nämlich auch dem Land. Wenn wir
weniger, aber besser organisierte Ansprechpartner vor Ort
haben, so haben wir als Land auch weniger Kosten.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb will ich die vorgeschlagene Zeit von zehn Minu-
ten gar nicht auskosten und ausnutzen. Ich will Ihnen sa-
gen: Es gibt konkrete Überlegungen der Gemeinden Beer-
felden, Sensbachtal, Hesseneck und Rothenberg im Oden-
wald, sich zu der Stadt Oberzent – über Namen kann man
sich sicherlich streiten; man sollte es einfach lassen, wenn
man da nicht wohnt – zusammenzuschließen. Wir finden
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es gut, wenn die Bürger vor Ort das nach den bestehenden
Regeln der HGO machen. Wir möchten aber auch, dass
solche Ideen wie die von Herrn Wilkes und anderen aus
dem Odenwaldkreis und der Bergstraße umgesetzt werden
können, dass wir auch in Kreisen diese Diskussion zu ei-
nem positiven Ende führen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, das Land Hessen muss stärkere Anreize
für freiwillige Zusammenschlüsse setzen. Dazu gehört un-
ter anderem auch eine Änderung der hessischen Kommu-
nalordnung. Das regen wir mit dieser Debatte nunmehr an.
– Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Hahn. – Ich bitte doch um et-
was mehr Ruhe.

Meine Damen und Herren, ich begrüße auf der Besucher-
tribüne den Marschall des Senats der Republik Polen,
Herrn Bogdan Borusewicz, sowie die Mitglieder seiner
Delegation. Seien Sie herzlich willkommen bei uns im
Hessischen Landtag.

(Allgemeiner Beifall)

Ich rufe den nächsten Redner auf, das ist der Kollege Bau-
er von der CDU Fraktion. Herr Kollege Bauer, Sie haben
das Wort.

Alexander Bauer (CDU):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Reformen hinsichtlich der Verwaltungsstruktur und eines
Staatsgebietes sind vielleicht so alt wie die Staaten selbst,
die gab es schon im Römischen Reich. Für Gebietsrefor-
men gibt es verschiedene Grundsätze, die man berücksich-
tigen soll. Die fangen schon lange im Vorfeld bei der Vor-
bereitung an, dann bei der eigentlichen Umsetzung, und
auch im Nachhinein bei der gelebten Praxis der neuen, grö-
ßeren Einheit muss man viele Dinge beachten – ein sehr
sensibles Thema, wie wir, unserer eigenen Zusammenle-
gungspraxis in den Siebzigerjahren geschuldet, wissen.

Meine Damen und Herren, die Ziele einer solchen Struk-
turreform und Verwaltungsreform sind häufig unter ande-
rem Einsparungen und auch Effizienzsteigerungen der
Kommunalverwaltungen und anderer Einrichtungen. Die
müssen allerdings, auch das zeigt die Erfahrung der Ver-
gangenheit, nicht notwendigerweise eintreten. Vielmehr
können Zusammenlegungen auch zu einer Verringerung
von Effizienz und Effektivität führen. Man muss also
schon sehr genau hinschauen.

Sie wissen selbst, und Kollege Hahn hat es auch angespro-
chen: Zwischen 1967 und 1978 reduzierten zahlreiche Län-
der der Bundesrepublik Deutschland die Zahl ihrer Ge-
meinden. Dies wurde teils durch Vereinbarungen zwischen
den Gemeinden auf freiwilliger Basis oder auch durch Ho-
heitsakte erreicht. Die Gebietsreform in Hessen wurde von
1972 bis 1977 durchgeführt. Ziel war es damals, mittels
größerer Verwaltungseinheiten leistungsfähigere Gemein-
den und Landkreise zu schaffen.

Im Jahr 1969 gab es in Hessen 2.642 Gemeinden, 39 Land-
kreise und neun kreisfreie Städte. Die damalige Hessische
Landesregierung mit Ministerpräsident Albert Osswald

setzte sich damals das Ziel, die Zahl der Gemeinden und
Kreise zu reduzieren. Heute gibt es in Hessen 421 Gemein-
den in 21 Landkreisen und fünf kreisfreie Städte.

Für die Gemeinden wurden damals – ich lege großen Wert
darauf, dass man das in der weiteren Debatte berücksich-
tigt – Anreize für einen freiwilligen Zusammenschluss ge-
schaffen, unter anderem durch Vergünstigungen im Kom-
munalen Finanzausgleich. Nach der deutschen Wiederver-
einigung gingen auch in den ostdeutschen Ländern die Ge-
meindereformen voran. In einzelnen ostdeutschen Ländern
sind sie bis heute noch nicht abgeschlossen.

Die heutige Wissenschaft beurteilt die damaligen Fusionen
durchaus als gelungen, sie waren allerdings auch dem Zeit-
geist der Technokratie geschuldet. Die Verbesserungen an
Effizienz und Effektivität werden jedoch häufig bezwei-
felt; denn es gibt empirisch keinen Automatismus, dass
größere Einheiten automatisch effizienter wirtschaften.
Kritiker bemängeln, dass in vielen kleineren Gemeinden,
die zusammengelegt worden sind, häufig das Wir-Gefühl
verloren gegangen sei und auch die Bereitschaft, sich für
das eigene Dorf zu engagieren.

Meine Damen und Herren, ich kenne auch heute noch De-
batten, in denen es um die Befürchtung geht, wenn sich
z. B. Ortsteilfeuerwehren zusammenschließen sollen, um
gegebenenfalls effizienter aufgestellt zu sein, dass die
Identifikation verloren geht und das persönliche Engage-
ment abnimmt, wenn man sich für die neue Einheit einset-
zen soll. Deshalb ist es ganz wichtig – das ist für die CDU
der Maßstab –, die Bürgerinnen und Bürger bei solchen
Prozessen mitzunehmen. Das ist das A und O.

(Beifall bei der CDU und der FDP sowie bei Abge-
ordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir sehen das ähnlich. Denn die Zusammenarbeit muss
wachsen. Bei Fusionen ist der Bürgerwille der entschei-
dende Impulsgeber. Wenn die Bevölkerung das will, dann
kann man den Weg auch gehen. Wir haben deshalb schon
bei der letzten Überarbeitung der Hessischen Gemeinde-
ordnung im Jahr 2011 – nach den Erfahrungen von Michel-
stadt und Erbach, die Kollege Hahn geschildert hat – den
Weg für Fusionen von Städten und Gemeinden bewusst
vereinfacht. Man hat aus gescheiterten Fusionsbemühun-
gen gelernt, nämlich dass der Bürgerwille am Anfang des
Prozesses stehen muss und nicht am Ende von politischen
Verhandlungen.

(Beifall bei der CDU und der FDP sowie bei Abge-
ordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb wurde damals mit § 8b der Hessischen Gemeinde-
ordnung der Gemeindevertretung das Recht eingeräumt,
die Entscheidung über die Fusion von Gemeinden an das
Volk, an den Souverän, zurückzugeben, und ein sogenann-
tes Ratsbegehren wurde eingeführt. Ein solcher Prozess ist
grundsätzlich auch für die Fusion von Landkreisen denk-
bar. Ganz entscheidend ist aber: Kreise, Städte und Ge-
meinden sind die Orte, wo der Bezugspunkt zum alltägli-
chen Leben der Menschen liegt. Menschen identifizieren
sich über ihren Ort, über ihre Region, teilweise auch über
ihren Landkreis. Es ist nicht überall in Hessen nur ein
Kunstprodukt. Das hat auch etwas mit regionaler Identität
zu tun. Es sind die kommunalen Entscheidungen vor Ort,
die sich in Stadtteilen niederschlagen, die sich unmittelbar
auf das Leben von Menschen entsprechend auswirken.
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Gerade vor diesem Hintergrund und auch vor dem Hinter-
grund des demografischen Wandels brauchen wir nach wie
vor die Bereitschaft der Menschen, sich für ihren Ortsteil
einzusetzen und nicht für ein anonymes Gebilde, zu dem
sie gegebenenfalls keinen eigenen Bezug mehr entwickeln
können.

Es bedarf deshalb – das ist der nächste Gedanke – der
Identifikation mit einer etwaigen größeren Einheit, die
vielleicht besser wirtschaften kann, in der aber die Men-
schen vielleicht den Bezug zu der eigenen Mitgestaltung
verlieren können. Deshalb sagen wir Christdemokraten:
Die Kooperation steht für uns vor etwaigen Fusionsgedan-
ken. Das muss der Anfang eines Prozesses sein, und es ist
bekanntlich ein sehr komplizierter Prozess.

Für die Kooperationen gibt es schon seit vielen Jahren tat-
kräftige Unterstützung vom Land Hessen, um die uns viele
andere Bundesländer beneiden. Es gibt Kooperationsideen,
die wir im Koalitionsvertrag ausdrücklich würdigen. CDU
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben vereinbart, den
Ausbau der interkommunalen Zusammenarbeit weiterhin
zu stärken. Dem messen wir eine große Bedeutung bei und
müssen dafür weiterhin entsprechende Anreize bereitstel-
len.

Sie wissen selbst, dass wir die freiwillige Zusammenarbeit
von Kommunen und auch von Landkreisen fördern, z. B.
in dem Kompetenzzentrum für Interkommunale Zusam-
menarbeit, dem K-IKZ in Wiesbaden. Das K-IKZ wird ge-
meinsam vom Land und den drei Kommunalen Spitzenver-
bänden betrieben. Seit Gründung im Jahr 2009 wurden ins-
gesamt 9,5 Millionen € Zuschüsse an Städte, an Koopera-
tionen, an Verbünde ausgezahlt, die die entsprechende Ko-
operation verstärkt, vertieft und damit ihre Strukturen
modernisiert und effizienter ausgerichtet haben. Ich denke,
das ist ein guter Weg, den wir auch mutig fortsetzen müs-
sen. Das geschieht nicht nur aus der Not vor Ort heraus,
sondern der Bund der Steuerzahler mahnt uns ja regelmä-
ßig, dass wir bei den Kommunen entsprechende Effizienz-
bemühungen einfordern sollen.

Angefangen hat die Kooperation der Kommunen bei ganz
banalen, alltäglichen Dingen, wie bei der Fusion von Stan-
desämtern, etwa der Stadt Taunusstein mit der Gemeinde
Hohenstein im Untertaunus, oder auch bei der Zusammen-
legung von Standesamtsbezirken. Inzwischen gibt es
Teamarbeiten von Kommunen im Bereich des Finanzwe-
sens, der Personalverwaltung, der EDV. Viele Regionen
sind da sehr aktiv. Das größte Projekt in der Vergangenheit
war die Fusion von Bauhöfen. Es gibt viele vernünftige, ef-
fiziente Lösungen vor Ort, die Ressourcen und den Bür-
gern letztendlich Geld sparen.

Meine Damen und Herren, auch Kreise können stärker zu-
sammenarbeiten. Sie wurden in den Förderungskatalog der
IKZ aufgenommen. Da sind die Kooperationsmöglichkei-
ten bei Weitem noch nicht ausgeschöpft. Deshalb sollte
man zunächst schauen, in welchen Bereichen man koope-
rieren kann, damit man für die entsprechenden Bemühun-
gen, dass man auch zusammenwächst, frühzeitig die richti-
gen Weichen stellt und den Weg dann auch beschreiten
kann.

Einvernehmliche Zusammenschlüsse sind in Hessen auch
auf der Kreisebene von der Landesregierung gesetzgebe-
risch stets positiv unterstützt worden. Um Ihr Beispiel zu
nehmen: Wenn die Bergstraße und der Odenwald fusionie-
ren wollen – ich habe da allerdings sehr unterschiedliche

und gespaltene Signale gehört –, dann wird sich das Hohe
Haus sicherlich nicht dagegen aussprechen und sich nicht
dem Willen in den Weg stellen. Aber man muss zunächst
einmal vor Ort schauen: Ist das, was man hier unterstellt,
überhaupt der Fall?

(Manfred Pentz (CDU): So sieht es aus!)

Will der Kreis Bergstraße mit seinen Gremien und den
Menschen, die dort leben, überhaupt in den Prozess ein-
steigen? Wollen das die Personen im Odenwald? Da habe
ich schon sehr differenzierte Signale gehört. Deshalb ist
unser Appell: Lassen Sie uns gerade bei solchen Überle-
gungen die Kooperation stärken, bevor wir über Fusionen
fabulieren und nachdenken.

(Manfred Pentz (CDU): Ganz genau! Sehr richtig!)

Ich bin der Auffassung: Wenn sich alle vor Ort einig sind –
so kann ich es zum Schluss meiner Rede relativ einfach sa-
gen –, dann wird sich niemand in den Weg stellen. Wenn
die Betroffenen das wollen und es keine gewichtigen Ein-
wände dagegen gibt, kann man das auch jetzt schon ma-
chen. Dazu brauchen wir keinen FDP-Antrag. Man kann
den Rahmen des rechtlich Möglichen jetzt schon ausschöp-
fen. – Besten Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Bauer. – Als nächster Redner
spricht Kollege Eckert von der SPD-Fraktion. Bitte schön,
Herr Kollege. Sie haben das Wort.

Tobias Eckert (SPD):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Nirgendwo ist die Politik den Menschen so nah wie auf der
kommunalen Ebene – in den Städten, Gemeinden und
Landkreisen unseres Landes.

(Beifall bei der SPD)

Hier erleben sie Selbstverwaltung unmittelbar und direkt.
Sogar die Landesregierung in Hessen sagt wenigstens in
ihren Sonntagsreden: Hier ist die Basis unserer Demokra-
tie. – Genau diese Ebene unseres Gemeinwesens trocknen
schwarze Landesregierungen in Hessen aber seit Jahren
kontinuierlich und – ich füge hinzu – mit Absicht aus, und
zwar mit jeweils wechselnden Partnern von FDP oder
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

(Beifall bei der SPD)

Dass Sie von der FDP aus Sorge um die finanzielle Leis-
tungsfähigkeit der hessischen Landkreise jetzt einen sol-
chen Antrag vorlegen, entbehrt vor dem Hintergrund der
Geschichte nicht einer gewissen Ironie. Es sollte auch nicht
über die eigene Verantwortung in Ihrer Regierungszeit hin-
wegtäuschen. Denn der verfassungswidrige Griff in die
kommunalen Kassen durch Finanzminister Karlheinz Wei-
mar, CDU, erfolgte in der Zeit, in der auch die FDP an der
Regierung beteiligt war.

Wenn ich Herrn Hahn eben noch einmal gehört habe, aus
welchen Überlegungen die FDP diese Debatte angestoßen
hat, dann würde mich noch einmal der Blick in das Proto-
koll von gestern oder die Zeitung über die gestrige Debatte
zum Thema Frankfurt/Rhein-Main sehr interessieren, in
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der der Kollege Hahn sehr deutlich etwas zur Strukturre-
form für die Region gesagt hat. Er hat gesagt, die Region
habe es nicht nötig, weswegen sich Strukturdebatten in
Hessen verbieten würden. Das passt allerdings nicht ganz
zu dem, was Sie hier eben gesagt haben.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Alexander Bauer
(CDU))

Ja, es gibt Gründe, warum Kommunen in Hessen den
gangbaren Weg des freiwilligen Zusammenschlusses prü-
fen. Im Antrag der FDP stehen auch einige Beispiele dazu,
die Kollegen haben es schon genannt.

Aber schauen wir uns doch diese Beispiele einmal im De-
tail an. Warum wird denn überhaupt im Odenwald über
einen möglichen Zusammenschluss von Beerfelden, Sens-
bachtal, Hesseneck und Rothenberg diskutiert? Doch nicht
aus der Überzeugung der Menschen, wie Herr Kollege
Bauer hier postuliert hat, dass größere Einheiten irgendwie
besser für die Menschen in den Gemeinden seien. Es ist
schlicht und ergreifend die blanke Not, die Kommunalpoli-
tik dazu bringt, diesen Weg als Ultima Ratio zu diskutie-
ren, weil die Landespolitik sie am langen Arm verhungern
lässt.

(Beifall bei der SPD)

Wenn man schon Verwaltungsgemeinschaften gebildet hat,
eine Kommune für alle gemeinsam das Finanzwesen be-
treibt, die Personalverwaltung eine andere, nun im aktuel-
len Beispiel EDV und Telekommunikation zusammenar-
beiten, um Kosten zu sparen, dann gehen die Kommunen
den Weg einer eventuellen Zusammenlegung einzig, um
noch weitere Kosten zu sparen, wie z. B. für den Bürger-
meister, den Gemeindevorstand und die Gemeindevertre-
tung. Und da glaube ich nicht, dass dies der Wille der
Menschen vor Ort ist, in diesem Bereich noch etwas zu
sparen, Herr Bauer.

(Beifall bei der SPD)

Wenn dies die einzige Lösung sein soll, wie wir unseren
Kommunen im Bundesland helfen, dann ist wirklich etwas
faul in diesem Lande; denn man muss hier Ursache und
Wirkung beschreiben, und nicht nur die Ultima Ratio als
selig machenden Weg des Zusammenschlusses feiern.

Wo durch gemeinsame Verwaltung bessere Leistungen für
die Bürgerinnen und Bürger zu geringeren Kosten erbracht
werden können, ist interkommunale Zusammenarbeit rich-
tig und notwendig. Sie mit Druck herbeizuführen, weil es
sonst keinen anderen Ausweg mehr gibt und weil sie mit
dem Rücken zur Wand stehen, das ist falsch und würde
auch von uns als SPD-Landtagsfraktion weder begrüßt
noch unterstützt.

(Beifall bei der SPD)

Um aber bei der interkommunalen Zusammenarbeit zu
bleiben: Ja, es ist richtig und wichtig, dass dort, wo Kom-
munalpolitiker in Stadt und Land gemeinsam mit den Bür-
gerinnen und Bürgern über Gemeindegrenzen hinweg zum
Wohle der Region Aufgaben bündeln und bewältigen wol-
len, Landespolitik diese notwendigen Bestrebungen unter-
stützt.

Lassen Sie mich neben den Beispielen von eben auch noch
ein weiteres erwähnen, das Beispiel des Breitbandausbaus.
Wenn in interkommunaler Zusammenarbeit Städte, Ge-
meinden und der Landkreis gemeinsam eine Nachfrage
schaffen, damit der Breitbandausbau wie bei uns im Land-

kreis Limburg-Weilburg weiter gemeinsam geschultert und
vorangetrieben wird, dann ist das ein guter und richtiger
Weg, den wir vor Ort – ich gehöre selbst dazu – aufseiten
der Kommunalpolitik mit unterstützen und vorantreiben.
Wir tun dies aber nicht aus finanzieller Not, sondern aus
der Überzeugung heraus, gemeinsam mehr für die Men-
schen in der Region zu erreichen.

(Beifall bei der SPD – Zuruf der Abg. Judith Lannert
(CDU))

Dann kann interkommunale Zusammenarbeit ein Schlüssel
zum Erfolg im ländlichen Raum sein, und dann ist dieses
Ansinnen finanziell auch seitens des Landes zu unterstüt-
zen.

Wenn aber nun die FDP mit der Forderung kommt, Land-
kreise mögen sich zusammenschließen können, und sich
dann auch noch als Kronzeugen auf den amtierenden
Landrat des Landkreises Bergstraße beruft, will ich Ihnen
eines sagen: Der örtliche Fraktionsvorsitzende der CDU
auf Kreisebene hat die Initiativen zum Zweckverband Star-
kenburg Regionale, der Lob-Runde und Ähnliches im Sin-
ne der interkommunalen Zusammenarbeit unterstützt und
gefördert, aber dann, plötzlich Landrat, auf einmal genau
diese Bestrebungen blockiert und verhindert, sodass ein
weiteres Zusammengehen in dem Bereich gar nicht voran-
gehen konnte. Jetzt, am Ende seiner politischen Laufbahn,
fordert er entsprechend das, was er in seiner Amtszeit hätte
vorantreiben und eigentlich längst hätte tun können. Wer
fordert, was er vorher nicht gefördert hat, bevor er es selbst
im Amt ohnehin nicht mehr umsetzen muss, der ist nicht
gerade der beste Zeuge für Ihr Anliegen, meine Damen
und Herren der FDP.

(Beifall bei der SPD – Zuruf der Abg. Judith Lannert
(CDU))

Wenn der Kollege Bauer sagt, Bergstraße und Odenwald
könnten sich zusammenschließen, wenn sie wollten, dann
interpretieren Sie das Ergebnis der Landratswahl im Oden-
wald doch einfach so: Der Odenwald will selbstständig
bleiben, so, wie das der neu gewählte Landrat im Oden-
wald auch gesagt hat.

(Beifall bei der SPD – Zuruf der Abg. Judith Lannert
(CDU))

Dass solche Forderungen aus den Reihen der Union auch
mal laut werden, verwundert mich nicht, stellt doch die So-
zialdemokratie in Hessen 14 von 21 Landrätinnen und
Landräten. Dass dies vielleicht auch einmal seitens der
Union die Überlegung nahelegt, ob man die zusammenle-
gen und einzelne Landratsposten abschaffen kann, kann
ich mir lebhaft vorstellen – zeigt doch das Ergebnis eigent-
lich nur eines sehr deutlich: Die Kommunalpartei in Hes-
sen ist die SPD.

(Beifall bei der SPD)

Dezent am Rande: Als in Nordhessen die Diskussion rund
um mögliche Strukturveränderungen um Kassel geführt
wurde, wer war denn eigentlich in der Landesregierung
und hat sich offensichtlich nicht gegen seinen großen Ko-
alitionspartner, die CDU, durchgesetzt? Da waren Sie da-
bei, meine Damen und Herren von der FDP, und am Ende
ist es am Widerstand der Union und des Ministerpräsiden-
ten gescheitert.

Deswegen zur Union: Wer sonst in anderen Politikberei-
chen gerade das Thema der sogenannten Wahlfreiheit wie
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eine Monstranz vor sich herträgt, der sollte dann bei Fra-
gen, die die Akteure vor Ort wirklich beschäftigen, die
Bürgerinnen und Bürger vor Ort wirklich interessieren, ih-
nen entsprechend auch eine Wahlmöglichkeit geben, ob sie
sich zusammenschließen möchten oder nicht. Das sollte
ein Land dann nicht von oben herab beschließen oder ver-
hindern, wie Sie es getan haben – auch, wenn das manch-
mal CDU-Landräte, -Ministerpräsidenten oder andere gern
hätten.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich noch zu einem zweiten Aspekt kommen,
der in diesem Zusammenhang wohl nicht ganz unwichtig
ist. Wir alle beklagen auf Landkreisebene besonders die
sinkenden Wahlbeteiligungen bei Direktwahlen von Land-
rätinnen und Landräten. – Ja, wer glaubt denn ernsthaft,
dass wir das Interesse der Menschen am besten damit
wecken können, indem wir sagen, wir machen größere
Einheiten, legen zusammen, und das am besten noch mit
freundlichem Gruß aus Wiesbaden? Ich glaube nicht, dass
das der richtige Weg ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wer dies aber forciert und sozusagen von oben herab dik-
tieren möchte, der fördert sicherlich eher Desinteresse, als
der Sache zu helfen.

Möglichkeiten vor Ort, wo Zusammenarbeit gewünscht ist,
unterstützen: ja. Aber wir wollen es den Menschen eben
nicht von oben herab vorschreiben. Deswegen muss am
Ende des Tages der Bürger oder die Bürgerin das abschlie-
ßende Wort haben.

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Dabei ist dann auch das Land in der Verantwortung. Wir
sollten als Land den Städten, Gemeinden und den Land-
kreisen überhaupt die Möglichkeiten geben, damit sie ge-
stalten können. Gestaltungsspielräume schaffen, statt Kom-
munalpolitik zu strangulieren – das wäre sicherlich die
richtige Antwort der Landespolitik für eine gute Politik vor
Ort.

(Beifall bei der SPD)

An dieser Stelle – das möchte ich zum Abschluss sagen –
beschreiben Sie als FDP sehr Richtiges, indem Sie sagen,
hinsichtlich Effizienz, Synergien, E-Government und ande-
ren Bereichen ginge eigentlich noch mehr, und da könnte
man noch etwas besser machen. Aber mit dieser Beschrei-
bung doktern Sie an Symptomen herum, ohne eigentlich
den wahren Kern und den Hintergrund für die Probleme
kommunaler Ebenen anzusprechen.

Da das nicht nur Städte, Gemeinden und Landkreise, son-
dern auch das Land selbst betrifft, haben wir bereits vor
der letzten Landtagswahl als hessische SPD sehr klar und
deutlich gesagt, wir müssen uns gemeinsam partei- und
fraktionsübergreifend zum Thema Staatsmodernisierung
hinsetzen. Deshalb auch unser Vorschlag der Enquetekom-
mission „Staatsmodernisierung“; denn nur, wenn wir uns
im Detail anschauen, welche Aufgaben der Staat über-
nimmt, wer es am Ende des Tages machen soll, wo wir mit
unseren Ansätzen näher bei den Menschen sind, um öffent-
liches Handeln entsprechend darstellen zu können, finden
wir eine Lösung, die wirklich eine Antwort auf die Proble-
me bietet.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Sie müssen zum Ende Ihrer Rede kommen.

Tobias Eckert (SPD):

Ich komme zum Schluss, Frau Präsidentin. – Dieser Ansatz
ist etwas umfassender und intensiver als eine bloße Ermög-
lichung von Zusammenschlüssen der Landkreise. Das al-
lein kann nicht die Lösung der Landespolitik sein, um
Kommunen zu helfen. Kommunen und Landkreise brau-
chen etwas anderes: eine gute Unterstützung der Kommu-
nalpolitik, die aber bei der derzeitigen Landesregierung al-
les andere als gut aufgehoben ist. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD – Zuruf der Abg. Judith Lannert
(CDU))

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Eckert. – Als nächste Rednerin
spricht Frau Kollegin Goldbach von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN. Bitte schön, Frau Kollegin, Sie haben das
Wort.

Eva Goldbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und
Kollegen! Liebe Herren Kollegen und Frau Kollegin von
der FDP, tatsächlich stehen in Ihrem Antrag viele richtige
Aussagen. Wir sehen alle, dass die hessischen Städte, Ge-
meinden und Kreise neue Formen der effektiven Zusam-
menarbeit suchen und auch finden. Beispiele: Kreise fun-
gieren als Servicestellen für die kreisangehörigen Gemein-
den, machen beispielsweise deren Personalabrechnung und
Lohnbuchhaltung, Kreise erfüllen zusammen kreisüber-
greifende Aufgaben wie z. B. den Ausbau des Breitband-
netzes, oder die Aufgaben von zwei oder mehreren Kom-
munen werden in einer gemeinsamen Verwaltung gebün-
delt, und es werden dennoch beide Verwaltungsstandorte
erhalten. Das haben wir aktuell bei den Gemeinden Broms-
kirchen und Allendorf (Eder). Dort werden Mitarbeiter in
beiden Verwaltungen spezialisiert, und die erledigen für
die jeweils andere Verwaltung spezielle Aufgaben mit.

Wir wissen, dass in Hessen über 60 %, eher ungefähr 70 %
aller Kommunen in irgendeiner Form interkommunale Zu-
sammenarbeit betreiben. Sie werden dabei auch sehr stark
vom Land Hessen unterstützt, das – Herr Bauer hat es
schon erwähnt – das Kompetenzzentrum für Interkommu-
nale Zusammenarbeit gegründet hat und unterstützt. Träger
ist das Innenministerium, und – das ist wichtig – Koopera-
tionspartner sind der Hessische Städte- und Gemeinde-
bund, der Hessische Landkreistag und der Hessische Städ-
tetag.

Dieses Zentrum berät die Kommunen, hilft bei der Vorbe-
reitung und Durchführung von Infoveranstaltungen. Hier
kommen wir zum Thema Bürgerwillen. Es geht um die In-
foveranstaltungen, die dazu dienen, erst einmal zu ermit-
teln, wie der Bürgerwille überhaupt ist. Die Bürger werden
eingeladen, können sich dazu äußern, ob eine Zusammen-
arbeit stattfinden soll, wer welche Aufgaben übertragen be-
kommt.

Schließlich – auch sehr wichtig – hilft dieses Zentrum bei
der Beratung in Sachen Fördermittel; denn das Land Hes-
sen fördert das in immenser Höhe. Im Moment ist es so,
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dass, je nach Anzahl der beteiligten Kommunen, bis zu
100.000 € pro Kooperation an Fördermitteln gezahlt wer-
den. Das sind ordentliche Beträge.

Der Förderung der interkommunalen Zusammenarbeit liegt
ein Leitgedanke zugrunde, der in der „Rahmenvereinba-
rung zur Förderung der Interkommunalen Zusammenar-
beit“ formuliert ist und der lautet:

Die neuen Herausforderungen werden für die hessi-
schen Kommunen nur durch die Zusammenführung
von beträchtlichen Teilen ihrer Verwaltungen in ge-
meinsame Dienstleistungszentren zu bewältigen
sein. Das Land Hessen fördert deshalb die interkom-
munale Zusammenarbeit mit Zuweisungen aus dem
Landesausgleichsstock.

Ich glaube, zu diesem Grundsatz haben wir in diesem
Hause einen Konsens, da sind wir uns in allen Fraktionen
einig. Wir sind uns aber, glaube ich, nicht ganz einig dar-
über, warum interkommunale Zusammenarbeit sein muss
und warum es eventuell auch Zusammenschlüsse von Ge-
meinden geben könnte.

Herr Eckert hat eben gesagt und in seiner Pressemitteilung
gerade eben veröffentlicht: Es darf keine Zusam-
menschlüsse aufgrund finanzieller Not geben. – Dazu muss
man sagen: Betrachten wir einmal, warum so etwas über-
haupt stattfindet. Wir haben gesellschaftliche Realitäten,
z. B. dass aus dem ländlichen Raum, leider auch in mei-
nem Kreis, dem Vogelsbergkreis, Menschen wegziehen.
Wir werden da immer weniger. Wir haben in manchen
Ortsteilen dramatisch wenige Menschen. Auch unsere Ge-
meinden schrumpfen, nicht alle, aber ein Teil der Gemein-
den schrumpft. Das sind Realitäten, mit denen wir umge-
hen müssen.

Auf der anderen Seite haben wir gewaltige Herausforde-
rungen an die Kommunalverwaltung. Überlegen Sie ein-
mal, was es bedeutet, nach europarechtlichen Vorschriften
eine Ausschreibung zu machen, ein Ausschreibungsverfah-
ren. Eine kleine Gemeinde kann das kaum noch leisten.
Das sind die Gründe, warum wir verstärkt interkommunale
Zusammenarbeit brauchen und vielleicht auch Verlagerun-
gen von verschiedenen Aufgaben oder die Einrichtung von
Servicestellen auf Kreisebene für kreisangehörige Gemein-
den. Das sind die richtigen Gründe dafür.

Auch nicht ganz richtig finde ich die Begründung von
Herrn Hahn, die er vorhin genannt hat, das Land könne da-
bei Geld sparen. Das mag ein Effekt sein, wenn sich Kreise
zusammenschließen würden. Aber das darf nicht unsere
Motivation sein. Dann würden wir sehr in das Selbstver-
waltungsrecht der Kreise eingreifen.

(Zuruf des Abg. Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

Wir können doch nicht sagen, wir machen eine Gebietskör-
perschaftsreform, um dem Land Hessen Geld zu sparen.
Nein, ganz klar, die Initiative geht von den Kommunen
aus. Sie muss von den Kommunen ausgehen, aber wir wer-
den sie in jedem Fall unterstützen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und der CDU)

Ich möchte auf Ihre konkrete Anregung eingehen, Kreise
zusammenzuschließen. Das hätte Vorteile und Nachteile.
Vorteile wären sicherlich die Abfederung des demografi-
schen Wandels, was ich eben schon beschrieben habe, die
Sicherung der Daseinsvorsorge. Man könnte vorhandene

Strukturen an diese Bevölkerungsentwicklung anpassen.
Die Aufgabenbewältigung könnte schneller, besser, effizi-
enter erfolgen, und wir haben bei den Landkreisen im Ge-
gensatz zu den Gemeinden eine nicht so starke Identifikati-
on der Bevölkerung mit dieser kommunalen Einheit, mit
dem Kreis.

Die Nachteile wären allerdings: Es könnte ein Eingriff in
die Selbstverwaltungsgarantie sein, und eigentlich wollen
wir bürgernahe Administrativstrukturen. Das heißt, wir
wollen bürgernahe Verwaltungen, also auch räumlich nahe
Verwaltungen. Je größer die Kreise werden, desto schwie-
riger wird das. Wir wollen auch eine Verbundenheit der
Bevölkerung mit den Kreisen, auch wenn sie nicht so eng
ist wie die mit den Gemeinden, wie eben beschrieben.

Die Demokratiefunktion, sich also ehrenamtlich in den
Kreisen zu engagieren, hängt auch ein bisschen mit Räum-
lichkeit zusammen; denn es ist schwierig – wieder am Bei-
spiel Vogelsberg –, wenn man 40 km von einem Ende des
Kreises bis zur Kreistagssitzung fahren muss. Wenn die
Kreise noch viel größer werden, dann ist das im Ehrenamt
abends fast nicht mehr zu schaffen. Dann wird es schwie-
rig.

Es gibt also Vorteile, es gibt Nachteile. Herr Hahn ist vor-
hin schon auf die gesetzliche Lage eingegangen. Ich fand
richtig, was Sie gesagt haben: dass wir in § 16 der HGO
die Möglichkeit haben, dass auf Initiative der Gemeinden
die Gemeindegrenzen geändert, Gemeinden aufgelöst oder
neu gebildet werden können, und dass wir in der HKO für
die hessischen Landkreise diese Möglichkeit nicht haben,
sondern dass darin steht: Für die Neubildung oder Auflö-
sung eines Landkreises bedarf es eines Gesetzes. – Wenn
wirklich einmal zwei Landkreise kommen – es gehören
zwei dazu, nicht nur einer –, die sagen, sie wollen sich zu-
sammentun,

(Timon Gremmels (SPD): Es könnten auch eine
Stadt und ein Kreis sein!)

dann wären die Hessische Landesregierung und die Koali-
tionsfraktionen bestimmt die Letzten, die das nicht unter-
stützten. Aber dann kann man für diesen Fall auch eine ge-
setzliche Regelung schaffen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben als Grundsatz: Wir wollen den Kommunen Zu-
sammenschlüsse ermöglichen, wir wollen sie aber keines-
falls von oben verordnen. Wir wollen weiterhin die inter-
kommunale Zusammenarbeit und Veränderungen bei den
Gebietskörperschaften, die sich aus dem Willen der Ge-
bietskörperschaften heraus entwickeln, nicht aufhalten,
sondern unterstützen. Wir können die Kreise nicht suchen
– das wurde heute auch schon gesagt –, und Kostenerspar-
nis darf auch nicht das Argument sein.

Ich denke, wir werden im Innenausschuss noch einmal dar-
über reden. Ich glaube, dass wir bei diesem Thema eine
fraktionsübergreifende, konstruktive Zusammenarbeit zum
Wohle unserer hessischen Kommunen hinbekommen wer-
den.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
CDU und der FDP)
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Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Frau Kollegin Goldbach. – Als nächster Red-
ner spricht Kollege Schaus von der Fraktion DIE LINKE.
Bitte schön, Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Interkommunale Zusammenarbeit nimmt in Zeiten leerer
kommunaler Kassen einen immer größeren Stellenwert ein
und wird von einigen als Alternative im Umgang mit der
Finanznot angesehen. Gerade für kleine und struktur-
schwache Gemeinden kann eine solche Zusammenarbeit
mit benachbarten Kommunen ein wichtiger Beitrag sein,
um Selbstständigkeit und Handlungsfähigkeit zu erhalten.
Eine solche Zusammenarbeit darf allerdings nicht als blo-
ßes Instrument von Rationalisierung und Einsparung ange-
sehen werden; denn grundsätzlich erreicht man dann keine
Verbesserung der öffentlichen Leistungen.

(Beifall bei der LINKEN)

Im Gegenteil, sähe man die interkommunale Zusammenar-
beit ausschließlich unter dem Gesichtspunkt von Einspar-
möglichkeiten, wie das leider oft passiert, werden die We-
ge der Menschen vor Ort zu den Einrichtungen ihrer Kom-
mune immer länger und umständlicher. Positive Effekte
für die Menschen vor Ort würden dann ausbleiben.

Sinnvolle interkommunale Zusammenarbeit hingegen soll-
te sich meines Erachtens vor allem dadurch auszeichnen,
dass Kommunen in die Lage versetzt werden, durch diese
Zusammenarbeit mit anderen Kommunen die Synergieef-
fekte dann auch für eine Verbesserung und Erhöhung des
Services für die Bevölkerung zur Verfügung zu stellen und
zu verwenden.

(Beifall bei der LINKEN)

So kann kommunale Zusammenarbeit absolut sinnvoll
sein. Aber davon sind wir leider weit entfernt. In welchen
Arbeitsfeldern kommunal zusammengearbeitet wird, ist
deshalb genauestens zu diskutieren, am besten frühzeitig
mit den Bürgerinnen und Bürgern in den betroffenen Ge-
meinden.

So kann ich mir die gemeinsame Unterhaltung eines kos-
tenintensiven Fuhrparks in den Bau- und Betriebshöfen gut
vorstellen. Das ist sicher ebenso sinnvoll wie die Errich-
tung einer gemeinsamen Einrichtung zur kommunalen
Müllentsorgung. Denn warum soll man die Gewinne, die
in diesem Bereich nach wie vor gemacht werden können,
den Bürgern nicht wieder zugutekommen lassen?

Es gibt aber auch Bereiche, in denen eine interkommunale
Zusammenarbeit sehr schwierig ist. Dies ist dann der Fall,
wenn Kommunen miteinander im Wettbewerb stehen, wie
z. B. bei der Gewerbeansiedlung. Diese Konkurrenz um
die Gewerbesteuereinnahmen könnte jedoch mit einer Re-
form der Gewerbesteuer zu einer Gemeindewirtschafts-
steuer, wie von uns seit Langem vorgeschlagenen, ent-
schärft werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Dadurch könnte ein weiteres Hindernis der interkommuna-
len Zusammenarbeit beseitigt werden. Hier ist allerdings
der Bundesgesetzgeber gefordert. Wir sind durchaus der
Meinung, dass es richtig ist, eine solche Debatte zur inter-
kommunalen Zusammenarbeit, wie sie von der FDP nun

angestoßen wurde, intensiv auf allen politischen Ebenen zu
führen – wie gesagt: wenn sie unter dem Gesichtspunkt ei-
ner Qualitätsverbesserung und nicht bloß von Einsparmög-
lichkeiten geführt wird. Das ist durchaus in Ordnung.

Kritisch, aber dennoch diskussionswürdig sehen wir hinge-
gen die Zusammenlegung von Kreisen und Gemeinden.
Auch wenn im Antrag von freiwilligen Zusammenlegun-
gen die Rede ist, muss man doch ehrlicherweise feststellen,
dass solche Zusammenlegungen letztendlich nicht ganz
freiwillig – und damit meine ich: frei von Sachzwängen –
durchgeführt werden. Der große Finanzdruck, der auf allen
Landkreisen Hessens lastet, ist ein solcher Sachzwang.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist durchaus nachvollziehbar, dass sich die Landkreise
an jeden Strohhalm klammern, der die Sicherstellung ihrer
Aufgaben scheinbar langfristig ermöglicht. Es ist natürlich
schon etwas merkwürdig, wenn sich die FDP in der letzten
Legislaturperiode aktiv daran beteiligt, erst den Kommuna-
len Finanzausgleich um jährlich 350 Millionen € zu kürzen
– wie sagte doch der legendäre Abg. Noll in diesem Zu-
sammenhang: „Das Geheimnis des Sparens ist der Ver-
zicht“ –, und Sie jetzt so tun, meine Damen und Herren
von der FDP, als ob man den Landkreisen durch freiwillige
Zusammenlegungen einen Gefallen tun würde. Das finde
ich an dieser Stelle etwas unredlich.

(Beifall bei der LINKEN)

Alle Überlegungen zur Zusammenlegung, sei es auf der
Ebene von Gemeinden oder Kreisen, entstehen letztendlich
durch die katastrophale Finanzlage, in die CDU und FDP
die Kommunen hineinmanövriert haben.

Trotzdem enthält Ihr Antrag auch bei der Zusammenle-
gung von Kommunen durchaus vernünftige Ansätze. Wir
begrüßen es, dass im vorliegenden Antrag das Letztent-
scheidungsrecht der Menschen vor Ort angesprochen wird.
Was passiert, wenn zwei Kommunen gegen den Willen
und den Protest der Bevölkerung zwangsweise zusammen-
geschlossen werden, lehrt uns der gescheiterte Versuch in
den Siebzigerjahren, Gießen, Wetzlar und 17 Gemeinden
zur Stadt Lahn zusammenzuschließen.

Die Letztentscheidung über den Zusammenschluss muss
immer von den Menschen der betroffenen Kommunen
selbst gefällt werden. Insofern ist das Vorgehen in der neu
geplanten Stadt Oberzent im Odenwald zu begrüßen, wenn
dort parallel zur Kommunalwahl 2016 ein Bürgerentscheid
zum Zusammenschluss der vier Gemeinden angestrebt
wird.

Ebenfalls richtig ist der Hinweis in Ziffer 5 des Antrags,
dass eine Zusammenlegung niemals negative Folgen für
die Bürgerfreundlichkeit öffentlicher Verwaltungen haben
darf. Hier lehren uns jedoch auch die Erfahrungen wie zu-
letzt bei den Gerichtsschließungen zur Einhaltung der
Schuldenbremse – gell, Herr Hahn –, dass Zentralisierung
von öffentlichen Leistungen eben genau nicht dazu führt.
Im Gegenteil wird die Erreichbarkeit extrem einge-
schränkt. Und diese Gefahr besteht natürlich auch hier.

Sie weisen in Ihrem Antrag auf eine Anbindung an den
ÖPNV hin. Dann frage ich einmal: Meinen Sie den ÖPNV,
der über Jahre hinweg aus Einspargründen gerade im Land
nach und nach weiter reduziert wurde? Wir haben in Hes-
sen Landkreise, in denen die Menschen nur noch in zwei-
stündigen Reisen mit dem ÖPNV die Kreisstadt erreichen
können. Ich denke, das ist jetzt schon nicht zumutbar.
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(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, auch E-Government wird das
Problem nicht lösen. Zugegeben, E-Government kann für
internetaffine Menschen ein gutes Mittel sein, um auf
schnellem Wege Behördenangelegenheiten zu klären. Aber
allen voran älteren Menschen hilft dies noch nicht weiter,
zumal – auch das wird oft vergessen – sich nicht jede Be-
hördenangelegenheit einmal eben vom heimischen PC aus
erledigen lässt.

Ich glaube, es ist sinnvoll, dass der Gesetzgeber von der
Möglichkeit der Zusammenlegung von Kreisen in der Hes-
sischen Landkreisordnung bisher abgesehen hat. Es ist
schon etwas anderes, ob sich Gemeinden auf freiwilliger
Basis zusammenschließen oder ob ganze Landkreise zu
noch größeren Landkreisen verschmelzen. Wenn dieses
Thema überhaupt weiterverfolgt werden sollte, dann nur
auf freiwilliger Basis, und ohne finanziellen Druck aus-
zuüben.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum Abschluss
sagen: Ohne finanziellen Druck, damit meine ich auch,
dass es, wie so beliebt und im Antrag der FDP auch ange-
sprochen, eben keine finanziellen Anreize für diese Zu-
sammenlegung gibt.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Schaus. – Für die Landesregie-
rung spricht nun Staatsminister Beuth. Bitte schön, Sie ha-
ben das Wort, Herr Minister.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich erlaube mir, eine kurze Vorbemerkung zu machen. Ich
bin schon einigermaßen über die Umgangsformen hier im
Hessischen Landtag bestürzt.

(Günter Rudolph (SPD): Jetzt reicht es aber! – De-
monstrativer Beifall bei der CDU)

– Ich bin wirklich einigermaßen bestürzt. Ich bin sehr froh,
Herr Kollege Rudolph, dass Sie, nachdem Sie um 15:08
Uhr den Saal verlassen haben, zum Ende der Debatte um
15:51 Uhr nach 43 Minuten wieder den Saal betreten ha-
ben. Dann können Sie sich einmal anhören, was ich Ihnen
zu sagen habe.

Ich bin vorhin, als Sie in diesem Hause darüber gesprochen
haben, dass der Innenminister an der Debatte nicht teil-
nimmt, im Innenausschuss auf Antrag einer Fraktion dem
Informationsbedürfnis der Kolleginnen und Kollegen über
die Einsätze von Blockupy in der vergangenen Woche ge-
recht geworden.

Ich finde, das ist nicht kritikwürdig, sondern das ist meine
Pflicht. Das sehe ich auch so. Aber es muss nicht sein, dass
Sie im Plenarsaal des Hessischen Landtags hier ein solches
Theater machen. Das will ich Ihnen klar von vornherein
sagen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Günter Rudolph (SPD): Was bilden Sie
sich ein? – Gegenrufe von der CDU)

– Nein, nein, nein, Herr Kollege Rudolph, ich könnte die
Erregung eines Abgeordneten sehr gut verstehen – –

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Bitte etwas mehr Ruhe.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Ich könnte die Erregung eines Abgeordneten sehr, sehr gut
verstehen – –

(Minister Boris Rhein, an Abg. Günter Rudolph
(SPD) gewandt: Was bilden Sie sich ein?)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Sehr geehrte Kollegen, bitte etwas mehr Ruhe. Lassen Sie
den Staatsminister zu Wort kommen, bitte.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Herr Kollege Rudolph, ich könnte die Erregung eines Ab-
geordneten sehr, sehr gut verstehen, wenn die Regierung
zu Beginn eines Tagesordnungspunktes nicht da ist oder
unentschuldigt fehlen würde. Da Sie aber selbst im Innen-
ausschuss dabei waren und wussten, wo die Landesregie-
rung zu dieser Zeit war, finde ich es wirklich sehr ungehö-
rig, was Sie hier vorhin am Anfang der Debatte gemacht
haben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Günter Rudolph (SPD): Er hat keine
Belehrung auszusprechen! Wir sind doch nicht in
der Schule!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bin sehr dank-
bar, dass wir Gelegenheit haben, heute über interkommu-
nale Zusammenarbeit in dieser konstruktiven Form mitein-
ander zu reden, wie wir das gerade schon gemacht haben.
Zunächst sollten wir einmal feststellen, damit da überhaupt
gar keine Zweifel kommen und niemand filibustern könn-
te, dass irgendetwas anderes gemeint sei: Wir wollen keine
Gebietsreform von oben. Wir setzen auf kommunale
Selbstverwaltung. Ich glaube, es ist wichtig, das am An-
fang einer solchen Debatte klarzustellen.

Wir wollen die Verbesserung der Strukturen ermöglichen.
Das tun wir mit unserem Kompetenzzentrum für Interkom-
munalen Zusammenarbeit. Damit verbessern wir ein Stück
weit auch die Handlungsfähigkeit der Kommunen.

Wir wollen mit der interkommunalen Zusammenarbeit
Mut machen. Wir wollen den Kommunen Mut machen,
sich auf den Weg zu begeben, die Strukturen zu verändern
und für die Bürgerinnen und Bürger zu verbessern. Das
soll nicht unter dem Gesichtspunkt geschehen, der hier
auch angesprochen worden ist. Natürlich geht es am Ende
immer auch darum, dass man sich effizienter aufstellt.
Möglicherweise kann man auch das eine oder andere ein-
sparen.

Aber es geht vor allem darum, die Strukturen vernünftig zu
fassen, die Strukturen so zusammenzubringen, dass man
effiziente und gute kommunale Selbstverwaltung leisten
kann und dass man den Bürgerinnen und Bürgern gute
Dienstleistungen und Angebote machen kann. Das ist das,
was wir unterstützen wollen.

Es ist wahr: Die gescheiterte Fusion von Erbach und Mi-
chelstadt im Odenwald hat natürlich das Thema interkom-
munale Zusammenarbeit nicht gerade befördert. Das muss
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man klar sagen. Da sind zwei Städte, die ganz unmittelbar
miteinander verwoben sind, am Ende von den Bürgerinnen
und Bürgern ausgebremst worden.

(Vizepräsident Wolfgang Greilich übernimmt den
Vorsitz.)

Das hat bei den Kommunalen natürlich Wirkung hinterlas-
sen. Natürlich sind Bürgermeister, Stadtverordnete, Magis-
trate und Gemeindevorstände in Sorge. Sie fragen sich:
Was ist denn, wenn wir nun eine Veränderung vornehmen?
Werden die Bürgerinnen und Bürger das am Ende mitma-
chen?

Um das ein bisschen aufzulösen, um mitzuhelfen, dass die
Städte und Gemeinden, also die Kommunen, trotzdem den
Mut haben, zukünftig die Aufgaben gemeinsam zu erfül-
len, haben wir im Rahmen der interkommunalen Zusam-
menarbeit Mittel zur Verfügung gestellt. Ich finde, wir ha-
ben da eine gute Beratung zur Verfügung gestellt, die be-
fördern soll, dass die Kommunen effiziente und gute Struk-
turen bilden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn wir davon sprechen, dass wir uns im Jahr 2004 im
Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit auf den
Weg gemacht haben, dann ist das im Grunde genommen
nur das Label, das wir seit dem Jahr 2004 haben. Denn die
interkommunale Zusammenarbeit ist viel älter. Die Kom-
munalen in diesem Raum wissen, dass wir Wasser- und
Abwasserverbände seit Jahrzehnten zusammenführen. Ent-
sorgung, öffentlicher Personennahverkehr, das alles sind
Bereiche interkommunaler Zusammenarbeit. Da arbeiten
die Kommunen heute bereits zusammen. Damit wird dafür
Sorge getragen, dass eine Aufgabe, die man selbst nicht er-
füllen kann, weil man als Gemeinde zu klein ist und weil
man diese Strukturen selbst nicht vernünftig zusammen-
bauen kann, dann mit anderen gemeinsam so erfüllt wird,
dass die Bürgerinnen und Bürger davon einen Mehrwert
haben.

Im Jahr 2004 haben wir mit einem Kongress in Taunus-
stein begonnen. Das war sozusagen der Auftakt. Von den
Rednerinnen und Rednern wurde schon angedeutet, dass es
vielfältige positive Beispiele gibt, wie interkommunale Zu-
sammenarbeit gelebt und verwirklicht werden kann. Es
gibt gemeinsame Energieparks. Wir haben in der Verwal-
tung unzählige Beispiele, wie Kommunen zusammenarbei-
ten.

Manchmal ist es am schwierigsten, die kommunalen Ver-
treter mitzunehmen. Wenn ein Stadtverordneter darüber
entscheiden soll, dass die Kasse in der Nachbargemeinde
geführt wird, man am Ende zwar noch über das Budget
und den Haushaltsplan entscheidet, aber eigentlich glaubt,
ein bisschen die Hoheit über das zu verlieren, was das ei-
gene Geld ausmacht, dann ist das schwierig. Das muss man
einfach wissen. Das wissen die Kommunalen auch. Wenn
wir mit unserer Förderung einen Beitrag leisten können,
der es ihnen leichter macht, diesen Schritt zu gehen und zu
sagen: „Wir gehen mit der Nachbargemeinde zusammen
und nehmen bestimmte Aufgaben aus der Verwaltung her-
aus und machen die gemeinsam“, dann ist das, wie ich fin-
de, ein guter Ansatz.

Das sind die Bauhöfe. Der Winterdienst ist angesprochen
worden. Das Thema Feuerwehr hat uns im Hessischen
Landtag beschäftigt. Denn wir wollten uns natürlich ge-

meinsam darauf verständigen und haben uns auch verstän-
digt, dass sich die Feuerwehren gemeinsam dazu entschei-
den können. Sie können freiwillig sagen: Ja, wir wollen
das so machen, weil wir Probleme, z. B. bei der Tagesein-
satzbereitschaft, haben.

Ich habe in der vorletzten Woche einen Bescheid überge-
ben können. Da haben sich aus zwei unterschiedlichen
Städten die Ortsfeuerwehren zusammengeschlossen. Sie
haben gesagt: Am Ende reicht uns ein Feuerwehrhäuschen.
Wir haben eine gemeinsame Ausstattung mit Fahrzeugen.
Wir führen auch die Vereine entsprechend zusammen. –
Ich finde, das sind gute Beispiele, auf denen wir für die
Zukunft aufbauen können.

Das, was unser Kompetenzzentrum seit 2009 leistet, ist
wirklich herausragend. Ich bin dafür sehr dankbar. Herr
Kollege Bauer hat das schon angesprochen. Es ist auch
deswegen herausragend, weil wir bei uns in der interkom-
munalen Zusammenarbeit so viel Know-how gebündelt ha-
ben, wie es kein anderes Bundesland hat. Ich finde, da ge-
hen wir als Hessen einfach voran. Darauf sollten wir ein
Stück weit stolz sein.

Ich will Ihnen ein paar Kennzahlen nennen. Es hat 334 Be-
ratungs- und Informationsgespräche seit dem Jahr 2009 ge-
geben. Es wurden elf Kongresse gemacht, übrigens mit den
Kommunalen Spitzenverbänden.

Herr Kollege Eckert, die Kommunalen Spitzenverbände
sind viel näher dran, als Sie das gerade eben geschildert
haben. Die Kommunalen Spitzenverbände unterstützen
uns. Sie helfen uns bei der gemeinsamen Beratung bei der
interkommunalen Zusammenarbeit.

Herr Kollege Eckert, das sage ich Ihnen auch: Sie haben
das hier geschildert. Es ist so, dass die kommunalen Ver-
treter der Sozialdemokraten viel weiter als das sind, was
Sie hier für die SPD-Landtagsfraktion erklärt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg.
Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) –
Günter Rudolph (SPD): Das können Sie gar nicht
beurteilen!)

– Herr Kollege Rudolph, doch, ich kann das beurteilen.
Denn ich habe im Rahmen der interkommunalen Zusam-
menarbeit mit vielen Sozialdemokraten Berührungspunkte.

(Günter Rudolph (SPD): Wir auch!)

Sie sind gemeinsam mit mir der Auffassung, dass es viele
Bereiche gibt, in denen sich die Kommunen besser zusam-
mentun, weil sie dann den Bürgerinnen und Bürgern besse-
re Leistungen abliefern können, als wenn sie das nur allei-
ne machen. Insofern bin ich mir da sicherlich gemeinsam
mit vielen SPD-Kommunalen und auch mit den Kommu-
nalen Spitzenverbänden sehr einig.

Die 133 Bewilligungen, die wir ausgesprochen haben, sind
immerhin 9,5 Millionen € schwer. 400 Kommunen wurden
im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit geför-
dert. Die Kennzahlen machen uns deutlich, dass das nach-
gesucht wird und dass es einen erheblichen Bedarf gibt, die
interkommunale Zusammenarbeit zu fördern und die Kom-
munen zusammenzubringen.

Frau Präsidentin, ich komme zu meinem letzten Punkt. Ich
sehe, die Redezeit ist abgelaufen. Einen letzten Punkt will
ich noch ansprechen.

(Heiterkeit)
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– Herr Präsident, die Frau Präsidentin sitzt mir gegenüber.
– Einen letzten Punkt möchte ich ansprechen. Wir haben
ein schönes Beispiel mit Allendorf an der Eder und Broms-
kirchen. Dort haben wir eine Verwaltungsgemeinschaft.
Da gehen die Kommunen richtig eng zusammen. Sie wer-
den richtig eng zusammengeführt. Sie machen das völlig
freiwillig.

Das kann sich anbieten, wenn Städte und Gemeinden eine
Größe haben, die vielleicht in diesem Jahrzehnt nicht mehr
angezeigt ist. Da macht jeder noch seinen Bereich für sich
allein. Sie haben das Beispiel aus dem Odenwald eben an-
gesprochen: Beerfelden, Rothenberg, Sensbachtal und Hes-
seneck. Hesseneck und Sensbachtal sind zwei Gemeinden,
die haben nicht einmal 1.000 Einwohner. Ich finde, wenn
solche Gemeinden sagen: „Wir sind zu klein, um uns einen
Hauptamtsleiter und eine vernünftige Kinderbetreuung zu
leisten und um die Feuerwehr und das alles zu bewältigen,
wir wollen deshalb zusammengehen“, dann, finde ich, soll-
ten wir das nicht kritisieren, sondern dann sollten wir das
befördern. Wir werden das im Rahmen der interkommuna-
len Zusammenarbeit machen. – Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Minister, vielen Dank. – Als Nächster erhält Herr
Abg. Rudolph für die SPD-Fraktion das Wort. Die Rede-
zeit beträgt fünf Minuten.

Günter Rudolph (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wir sind von dieser Landesregierung schon einiges ge-
wöhnt. Heute Morgen wird die Opposition einmal kurz be-
leidigt. Es gab dann eine halbherzige Entschuldigung.

Herr Minister, ich verbitte mir Ihre Belehrungen des Parla-
ments und der Abgeordneten. Sie waren bei der Eröffnung
der Debatte heute Nachmittag nicht dabei. Was die Oppo-
sition eingefordert hat, war schlicht und ergreifend, dass
ein Vertreter der Landesregierung – –

(Minister Peter Beuth: Können wir das nicht im nor-
malen Ton machen?)

– Sie waren nicht dabei.

(Zuruf)

– Dann müssen Sie sich richtig informieren lassen. Sie
sollten keine Unwahrheiten hier verbreiten. Wir haben un-
ser parlamentarisches Recht eingefordert, dass die Landes-
regierung anwesend ist. Das kann man organisieren. Dann
schicken Sie Ihren Staatssekretär. Dann wird kein Mensch
etwas sagen. Hören Sie deswegen mit diesen oberlehrer-
haften Belehrungen auf. Es ist ungehörig, dass das Parla-
ment bei Ihnen keine besondere Beachtung findet. Dass
das insbesondere die Abgeordneten der Opposition betrifft,
ist uns bekannt. Das müssen Sie schon einmal zur Kenntnis
nehmen.

(Beifall bei der SPD und der FDP – Zurufe von der
CDU)

Das zeigt auch die Präsenz der Regierung bei vielen Punk-
ten, die im Parlament diskutiert werden. Da müssen Minis-

ter herbeizitiert werden. Das reiht sich nahtlos ein in die
Wertschätzung der Abgeordneten in diesem Parlament.

(Minister Boris Rhein: Wir haben Zuschauer hier!)

Das können Sie in der nächsten Woche in Ihrer Koalitions-
runde besprechen und können wieder Ihre Parolen ausge-
ben, die Sie umsetzen.

(Minister Boris Rhein: Schämen Sie sich dafür!)

– Meine Damen und Herren, ich schäme mich für so
dümmliche Bemerkungen von Ihnen, Herr Rhein, da haben
Sie recht.

(Glockenzeichen des Präsidenten)

Zweiter Punkt, inhaltlich. Wir brauchen von Ihnen keine
Hinweise, wie wir mit sozialdemokratischen Kommunal-
politikern umgehen. Wir wissen sehr wohl, dass es ein In-
teresse gibt, interkommunale Zusammenarbeit zu fördern
und zu stärken – auf freiwilliger Basis. Was wir einfor-
dern: Schaffen Sie die rechtlichen Voraussetzungen dafür.
Dann wird vor Ort abgewogen und entschieden, wie und
wann man zusammenarbeiten will. Ja, zukünftig wird in-
terkommunale Zusammenarbeit noch mehr Thema sein.
Aber Sie haben das an dem Beispiel Stadt Kassel/Land-
kreis Kassel blockiert. Machen Sie den Weg frei. Dann
wird vor Ort schon richtig entschieden, in welcher Form, in
welcher Art man zusammenarbeiten will.

Herr Innenminister Beuth, darüber lohnt es sich zu streiten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Minister Boris
Rhein: Tosender Beifall!)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Rudolph. – Als Nächster hat
der Abg. Rentsch, FDP-Fraktion, das Wort.

Florian Rentsch (FDP):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen! Ich will noch
einmal den Versuch unternehmen, aufseiten der Landesre-
gierung – Herr Staatsminister – um Verständnis dafür zu
werben, dass, wenn wir um 15 Uhr die Sitzung beginnen
und jeder Platz auf der Ministerbank leer ist, das kein gutes
Zeichen dafür ist, was den Respekt gegenüber dem Parla-
ment angeht.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Dass Sie in dieser Zeit gearbeitet haben, ist bekannt. Das
werfen wir Ihnen nicht vor, im Gegenteil. Aber dann muss
es die Landesregierung bitte organisieren, sie hat ja genü-
gend Mitarbeiter, dass wenigstens einer der Minister heute
so viel Respekt aufbringt, dieser Debatte hier zu folgen.

Zum Thema zurück. Meine Damen und Herren, das, was
Kollege Rudolph gesagt hat, ist jedenfalls für uns unbe-
stritten. Es geht darum, den rechtlichen Rahmen dafür zu
setzen,

(Günter Rudolph (SPD): Ja!)

dass kommunale Zusammenarbeit möglich ist. Ich gebe zu,
deshalb habe ich dafür mehr Sympathie und Verständnis
als für die vorige Rede der Sozialdemokratie, bei der ich
nicht genau verstanden habe, wohin es gehen soll.

(Günter Rudolph (SPD): Deckungsgleich 1 : 1!)
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– 1 : 1? Ja, das hat man gemerkt. – Wir waren uns doch re-
lativ einig, nach dem, was wir, CDU und FDP, gemeinsam
gemacht haben – Herr Bauer hat es gesagt, ich glaube, es
war im Jahr 2011 –, im Rahmen einer Reform im Innenbe-
reich dafür Sorge zu tragen, dass sich Städte und Gemein-
den einfacher zusammenschließen können, dass wir die
rechtlichen Voraussetzungen dafür brauchen, dass das auch
auf Landkreisebene geschehen kann.

Ich will überhaupt keine Debatte darüber führen, wie viele
Landkreise das zum Schluss sein können. Vielmehr möch-
te ich zunächst die rechtlichen Voraussetzungen dafür ha-
ben, dass das geht. Kollege Rudolph, mit mir können Sie
gerne über die Frage streiten, ob Kassel Land und Kassel
Stadt nicht eher zusammenarbeiten sollen. Ich halte das üb-
rigens für richtig. Denn eine Stadt wie Kassel, in der das
Landratsamt vom Rathaus Luftlinie vielleicht 400 m oder
600 m entfernt ist, zeigt, wie sinnvoll es ist, das zu disku-
tieren.

(Günter Rudolph (SPD): Einverstanden!)

Dafür spricht vieles, gerade dann, wenn der Landkreis die
Stadt vollständig umschließt. Das kommt regional noch
hinzu. Insofern spricht einiges dafür. Es geht also darum,
erstens, die rechtlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen.

(Timon Gremmels (SPD): Wir haben Kassel einge-
nommen!)

Zweitens brauchen wir einen Anreiz. Das ist mir besonders
wichtig. Die Bürger werden eine solche Diskussion doch
nur dann führen – Kollege Hahn hat es vorhin gesagt –,
wenn es für sie einen Anreiz dafür gibt, dass dieser Zusam-
menschluss Sinn ergibt, und es sich – ich sage es umgangs-
sprachlich – in der Kasse lohnt, dieser neue Landkreis also
mehr Geld hat als die alte Struktur, wenn also die Einspa-
rungen, die generiert werden, zum Schluss auch in der
Kasse der Bürgerinnen und Bürger bleiben.

Darüber müssen wir diskutieren. Dafür brauchen wir eine
Lösung. Ich nehme an, Sie haben das mit dem Kollegen
Wilkes besprochen. Es gibt verschiedene Vorstellungen,
wie man das machen kann – den neuen Kreis zehn Jahre
lang so zu stellen, als ob er diese Effizienzgewinne behal-
ten könne. All diese technischen Fragen muss man regeln.
Zum Schluss aber steht hinter dieser Technik deutlich
mehr. Wir brauchen die Bürger dazu, und sie müssen auch
erkennen, dass es ein Vorteil ist, effizientere Strukturen zu
schaffen.

Denken wir an das Beispiel Berlin-Brandenburg: Warum
hätten sich denn die Bürgerinnen und Bürger für Berlin-
Brandenburg entscheiden sollen? Wo war denn der Anreiz
für beide Länder, für die Bürger, diese beiden Länder zu-
sammenzuschließen? Ein solcher Anreiz war überhaupt
nicht vorhanden, im Gegenteil.

Es muss also, auf der Länderebene wie auch runter zu den
Landkreisen und der kommunalen Ebene, so sein, dass die-
ser Effizienzgewinn, der daraus entsteht, aus zwei Verwal-
tungen eine zu machen, bei den Bürgerinnen und Bürgern
verbleibt. Darüber müssen wir diskutieren.

(Beifall bei der FDP)

Dritter Punkt. Ich wünsche mir, dass wir mit diesem Kon-
sens – ich will das ausdrücklich loben –, der hier im
Großen und Ganzen von allen Fraktionen vorgetragen wor-
den ist, in die Ausschussberatungen gehen. Staatsminister
Beuth hat das gerade gesagt. Ich finde es richtig, dass wir

gemeinsam überlegen, wie man hier als Erstes die gesetzli-
che Grundlage schaffen kann. Das ist die Minimalvoraus-
setzung, die wir brauchen. Lassen Sie uns dann bitte dar-
über diskutieren, wie wir gemeinsam Anreize setzen kön-
nen.

Denn eines ist doch klar: Auch dieses Thema hat mit der
Schuldenbremse zu tun.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Aha!)

Wir können in einem Land, in dem wir die Schuldenbrem-
se beschlossen haben, nicht alle staatlichen Strukturen so
lassen, wie sie heute sind.

Ich sehe den Kollegen Banzer. Ich habe gleich gemerkt, als
wir diesen Vorschlag gemacht haben – ich komme aus dem
Hochtaunus –, im Main-Taunus-Kreis gab es dann gleich
besorgte Stimmen, nach dem Motto: Was heißt das für
uns? Gibt es uns dann noch eigenständig? Oder wird aus
zwei eins gemacht?

Ich habe davor gar keine Angst. Wenn die Bürgerinnen
und Bürger zum Schluss der Auffassung sind, dass das die
effizienteren Strukturen sind, dann sollten wir den Bürge-
rinnen und Bürgern folgen und ihnen nicht im Wege ste-
hen.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb hätte ich auch keine Angst vor einem mehr oder
weniger großen Taunuskreis, wenn der zum Schluss entste-
hen würde. Er wäre mit Sicherheit nicht das schlechteste
Produkt. Aber zum Schluss steht auch fest, und das haben
heute eigentlich alle gesagt: Der Landtag sollte nicht über
die Köpfe der Menschen hinweg entscheiden, sondern wir
sollten Anreize setzen, dass die Menschen diese Entschei-
dung selbst treffen können. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Rentsch. – Als Nächste hat
Frau Kollegin Dorn, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, das Wort.

Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Ich möch-
te noch einmal Stellung zu dem Thema vom Anfang dieser
Sitzung nehmen. Ich bin dem Herrn Fraktionsvorsitzenden
Rentsch sehr dankbar, dass er jetzt wieder versöhnlichere
Töne gebracht hat. Denn ich glaube, bei diesem Thema
können alle ein bisschen runterfahren.

(Günter Rudolph (SPD): Ja!)

Selbstverständlich können wir als Parlament erwarten, dass
die Landesregierung anwesend ist, wenn wir hier debattie-
ren. Das stellt niemand in Abrede. Das ist eine Selbstver-
ständlichkeit.

Ich kann den Minister sehr gut verstehen, dass er verärgert
hier hereinkommt, denn auch das ist eine Selbstverständ-
lichkeit: Er kann nicht an zwei verschiedenen Orten gleich-
zeitig dem Parlament Rede und Antwort stehen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)
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Da geht es einfach um die Form und um die Tonalität. Man
hätte einfach sagen können, es ist noch niemand da, es tagt
gleichzeitig der Innenausschuss; es muss bitte dafür ge-
sorgt werden, dass zumindest der Staatssekretär anwesend
ist.

Es geht um die Frage, wie man diese Debatte führt. Man
sollte das hier gar nicht aufbauschen. Ich danke allen Be-
teiligten, dass sie so schnell gekommen sind.

(Manfred Pentz (CDU): Ja!)

Es haben sich alle bemüht. Das wurde auch wahrgenom-
men. Insofern gibt es eigentlich kein Problem mehr, das
man weiter hochziehen sollte. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Frau Kollegin Dorn. – Als Nächster Herr
Kollege Bellino für die CDU-Fraktion.

(René Rock (FDP): Jetzt kommt die ausgleichende
Rede von Herrn Bellino! – Gegenruf des Abg. Man-
fred Pentz (CDU): Guter Mann!)

Holger Bellino (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich möchte auch noch einmal auf das eingehen, was Herr
Kollege Rudolph hier sagte. Lieber Günter, vom Alter her
kann es hinkommen: „Immer wieder sonntags!“ Das war
ein Schlager, wenn ich mich recht erinnere, in den Siebzi-
gern.

(Günter Rudolph (SPD): Den Titel kenne ich!)

– Ich kenne das auch. Umgedichtet auf die SPD und den
parlamentarischen Geschäftsführer könnte man sagen:
„Immer wieder plenardonnerstags!“ Immer wieder plenar-
donnerstags ist man gefrustet, weil man die Woche – aus
der Sicht der Opposition – wieder einmal versenkt hat.

(Heiterkeit bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Man hat sie wieder einmal versenkt. Die Aktuelle Stunde
ging in die Hose, der Setzpunkt war nichts. Die Regierung
hat die Gesetze durchbekommen, die man so stark be-
kämpft hat. Also: Immer wieder plenardonnerstags ist man
gefrustet.

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Insofern habe ich ein gewisses Verständnis für dieses Ver-
halten.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Aber ich möchte sagen, ich habe den Innenminister nicht
als belehrend empfunden. Er hat dargelegt, warum er nicht
da sein konnte. Ich war, wie viele andere auch, im Innen-
ausschuss, und ich konnte da nicht weg. Der Staatssekretär
war dort genauso gebunden. Die mussten dort Rede und
Antwort stehen. Diese Sitzung des Innenausschusses wur-
de auf Wunsch der Opposition einberufen.

(Manfred Pentz (CDU): Ganz genau!)

Er schien für die Opposition notwendig zu sein, aber dann
ist es nicht in Ordnung, wenn hier zumindest Teile der Op-
position so tun, als sei das ein ungebührliches Verhalten.

(Manfred Pentz (CDU): Ganz genau!)

Das passt hier nicht hin. Aus der Sicht der Opposition aber
passt das zum Verlauf dieser Plenarwoche.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Bellino. – Es liegen jetzt keine
Wortmeldungen mehr vor.

Ich stelle fest, dass diese Aussprache beendet ist. Der An-
trag wird, wie vereinbart, zur weiteren Bearbeitung dem
Innenausschuss überwiesen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 59 auf:

Dritte Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Gesetz
zur Modernisierung des Dienstrechts der kommunalen
Wahlbeamten und zur Änderung wahlrechtlicher Vor-
schriften – Drucks. 19/1778 zu Drucks. 19/1730 zu
Drucks. 19/1222 –

Berichterstatter ist Herr Abg. Frömmrich. Sie haben das
Wort.

Jürgen Frömmrich, Berichterstatter:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Innenaus-
schuss empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen von CDU
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der
SPD und der LINKEN bei Enthaltung der FDP, den Ge-
setzentwurf in dritter Lesung anzunehmen.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Frömmrich. – Herr Abg. Bauer,
CDU-Fraktion, hat sich zu Wort gemeldet. Bitte sehr, Sie
haben das Wort.

Alexander Bauer (CDU):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wir beraten heute in dritter Lesung über einen Gesetzent-
wurf, der aus drei wesentlichen Teilen besteht.

In einem ersten großen Teil sollen wahlrechtliche Bestim-
mungen aus dem Europarecht, dem Bundesrecht und dem
Landesrecht harmonisiert werden. Das war weitestgehend
unstreitig, weil es auch für die kommunale Ebene eine Ent-
lastung darstellt. In einem zweiten Teil geht es um die Auf-
hebung der Altersgrenzen. In dem dritten Teil, dem Haupt-
teil, geht es um Versorgungsfragen.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, im Rahmen der Umset-
zung der im Koalitionsvertrag von CDU und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN vereinbarten Vorhaben haben wir einen
Gesetzentwurf – ergänzt durch einen Änderungsantrag, der
das Ergebnis der Auswertung der Anhörung aufnimmt –,
einen ausgewogenen Vorschlag zur Reform kommunaler
Gesetze vorgelegt.
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Die wichtigsten Neuregelungen werden rechtzeitig zur
nächsten Kommunalwahl im März 2016 greifen. Der
Hauptpunkt ist eine maßvolle Anpassung der Altersversor-
gung für kommunale Wahlbeamte. Die bisherige Versor-
gung für hessische Wahlbeamte war – im Bundesvergleich
– großzügig bemessen. Sie wurde schon lange kritisiert,
unter anderem vom Bund der Steuerzahler. Im Koalitions-
vertrag wurde daher eine Neuregelung vereinbart.

Für alle, die ab März 2016 erstmals in ein kommunales
Wahlamt berufen werden, gelten die neuen Versorgungsre-
geln. Zukünftig wird es ein Ruhegehalt, umgangssprach-
lich Pension genannt, erst nach mindestens acht Jahren der
Ausübung eines kommunalen Wahlamtes geben. Außer-
dem gilt fortan ein Mindestalter von 55 Jahren für den Be-
zug des Ruhegehalts und von 50 Jahren für einen Bezug
von Ruhegehalt mit Abschlägen. Damit wird die hessische
Regelung den Regelungen in anderen Ländern und ebenso
der Versorgung anderer Berufsgruppen angepasst.

Eine altersunabhängige Versorgung mit Ruhegehalt sofort
nach Ausscheiden aus einem Wahlamt nach nur einer
Wahlperiode ist nun nicht mehr möglich. Den Bürgerinnen
und Bürgern wäre ein Versorgungsrecht, mit dem etwa ein
30-Jähriger nach nur einer Amtszeit als Bürgermeister eine
lebenslange Pension bekäme, nicht mehr zu vermitteln;
denn für entsprechende Versorgungen müssen andere Bür-
ger oft ein ganzes Berufsleben lang arbeiten. Wir halten
diese Anpassung daher für angemessen.

Das Land lebt jedoch von der Bereitschaft Einzelner, in
kommunalen Wahlämtern Verantwortung für die Gemein-
schaft zu übernehmen. Deshalb dürfen wir das Wahlamt
nicht unattraktiv gestalten. Wir brauchen qualifizierte
Wahlbeamte auch aus den Reihen des öffentlichen Diens-
tes. Auf sie wollen und können wir nicht verzichten. Daher
wird jeder, wer seine sichere Stelle im öffentlichen Dienst
aufgibt, künftig die Möglichkeit haben, nach seinem Aus-
scheiden aus dem jeweiligen Wahlamt in den öffentlichen
Dienst zurückzukehren.

Ein Übergangsgeld wird insbesondere für jene, die aus der
freien Wirtschaft in ein Amt kamen, eine Hilfe sein. Es
wurde außerdem beschlossen, allen, die entweder die Vor-
aussetzung Altersgrenze oder Mindestamtsdauer nicht er-
füllen, mit Erreichen der Altersgrenze ein verbessertes Al-
tersgeld zu zahlen. Bei einer Amtsdauer von zu geringer
Verweilzeit wird eine Nachversicherung in der gesetzli-
chen Rentenversicherung vorgenommen. Zudem wird auch
dafür gesorgt, dass Menschen, die aus dem Amt ausschei-
den und nicht versorgt sind, einen Anspruch auf Zahlung
eines monatlichen Zuschusses zu den Kranken- und Pfle-
geversicherungsbeiträgen bekommen.

Ich betone noch einmal ausdrücklich, dass für alle, die be-
reits in kommunale Wahlämter berufen worden sind,
selbstverständlich Bestandsschutz gilt, auch im Falle eines
Wechsels in ein anderes kommunales Wahlamt.

Die Altersgrenzen für die Wählbarkeit und die Ausübung
von Wahlämtern wurden abgeschafft. Im Koalitionsvertrag
haben wir uns darauf verständigt, dass es eine Verknüp-
fung des passiven Wahlrechts mit der Volljährigkeit geben
soll. Ich kann die Debatte hierüber nur bedingt nachvoll-
ziehen. Wir legen es in die Hände des Wählers, ob er tat-
sächlich einen 18-jährigen Bürgermeister haben möchte –
das halte ich für eine hypothetische Scheindiskussion –
oder ob er auf einen lebenserfahrenen 70-Jährigen zurück-
greifen will. Das soll der Wähler, der Souverän, entschei-

den. Da brauchen wir als Gesetzgeber keine Vorgaben zu
machen.

Wir haben im Gesetzgebungsverfahren außerdem eine
Neuregelung für Beamtinnen und Beamten sowie Pensio-
näre geschaffen, die allen Beihilfeberechtigten eine
Rechtsgrundlage dafür bietet, in Zukunft gegen Zahlung
eines monatlichen Beitrages im Rahmen der Beihilfe die
Wahlleistungen – Chefarztbehandlung und Unterbringung
in Zweibettzimmern – zu behalten. Ich denke, die Ausge-
staltung und Konkretisierung dieser Möglichkeit wird –
wie bisher – in der Beihilfeverordnung geregelt.

Ich glaube, alles in allem stellen der vorgelegte Gesetzent-
wurf und der Änderungsantrag eine ausgewogene Moder-
nisierung und zeitgemäße Anpassung der Versorgung der
kommunalen Wahlbeamten dar. Ich bitte Sie um Ihre Un-
terstützung.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Bauer. – Nächste Wortmel-
dung, Herr Abg. Schaus, Fraktion DIE LINKE.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich will zunächst auf die Personen zu sprechen kommen,
die im Titel dieses Gesetzentwurfs eigentlich genannt wer-
den, nämlich auf die kommunalen Wahlbeamten. Da wir
den Gesetzentwurf schon in erster und in zweiter Lesung
behandelt haben, will ich mich kurz fassen.

Herr Bauer, Sie haben von einer „maßvollen Anpassung
der Versorgung für kommunale Wahlbeamte“ gesprochen.
Im Gegensatz zu Ihnen würde ich eher davon sprechen,
dass es hier um eine unangemessene Beibehaltung der
Überversorgung geht, die Sie durch Ihren Änderungsan-
trag, den Sie zur zweiten Lesung eingebracht haben, letzt-
endlich noch einmal verstärkt haben. Denn die jetzt vorge-
legte Regelung, wonach Bürgermeister und Landräte be-
reits mit 50 Jahren und schon nach acht Dienstjahren in
Pension gehen können, zementiert die bestehende Überver-
sorgung und ist angesichts der Anhebung des Rentenalters
auf 67 Jahre, der Sie immer das Wort reden, völlig unver-
hältnismäßig.

Ich habe es am Dienstag schon gesagt, ich will es an dieser
Stelle wiederholen: Wenn es darum geht, eine Funktion zu
übernehmen, in die man gewählt wird, dann müssen sich
alle Beteiligten darüber im Klaren sein, was das bedeutet.
Das heißt auch, dass der Gesetzgeber eine angemessene
Übergangsversorgung zu regeln hat – mehr aber nicht. Auf
keinen Fall sollte eine Pensionierungsregelung, wie Sie sie
vorschlagen, eingeführt werden.

Damit endet aber schon mein Redebeitrag zu diesem, dem
überwiegenden Teil des Gesetzentwurfs. Ich komme nun
zu der versteckten gesetzlichen Regelung, die in zweiter
Lesung in ungewöhnlicher Art und Weise in den Gesetz-
entwurf hineingeschlüpft ist. Herr Bauer hat sie nur am
Rande und am Schluss seiner Rede erwähnt. Es geht hier-
bei um eine zentrale Änderung im Beihilferecht der hessi-
schen Beamtinnen und Beamten, die letztendlich dazu
führt, dass die von den Mehrheitsfraktionen im Haushalt
gekürzten 20 Millionen € pro Jahr nun von den Beamten
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per Eigenleistung erbracht werden sollen, wie das in Ihrer
Presseerklärung vom 10. März zum Ausdruck kommt.

Huckepack und versteckt in einem umfangreichen Ände-
rungspaket, das die Koalitionsfraktionen erst am 10. März,
also zwei Tage vor der zweiten Lesung, im Innenausschuss
vorgelegt haben, schlagen CDU und GRÜNE eine grundle-
gende Änderung des Beihilferechts vor. In der Vergangen-
heit wurden die Beteiligungsrechte der Gewerkschaften
von der Landesregierung oft mit Füßen getreten. Das ken-
nen wir schon. Dieser Coup von CDU und GRÜNEN, in
den Gesetzentwurf im laufenden Verfahren einen un-
scheinbaren Absatz zur Beihilfe einzubauen, der mit der
Sache nichts zu tun hat, ist der Gipfel der Unverschämtheit
und Ignoranz gegenüber den Gewerkschaften und den In-
teressenvertretungen.

(Beifall bei der LINKEN)

Dass die Koalition eine so wichtige Angelegenheit ohne
Beratung mit den Betroffenen und ihren Gewerkschaften
ändern will, sucht seinesgleichen.

Die Koalitionsfraktionen haben, wie gesagt, erst zwei Tage
vor der Beratung im Innenausschuss einen umfangreichen
Änderungsantrag zur Modernisierung des Dienstrechts der
kommunalen Wahlbeamten, Drucks. 19/1710, vorgelegt, in
dem versteckt unter Art. 5 Buchst. b die erstmalige Einfüh-
rung von Eigenanteilen bei der Beihilfe aller 127.000 Be-
amtinnen und Beamten geregelt werden soll. In der Be-
gründung dieses Systemeingriffs findet sich lediglich ein
einzelner Satz dazu. Der lautet:

Mit dieser Regelung wird die Rechtsgrundlage dafür
geschaffen, die Beihilfefähigkeit von Aufwendungen
für stationäre Wahlleistungen … zukünftig vom
Zahlen eines monatlichen Beitrags abhängig zu ma-
chen.

Dies ist die Begründung. Eine Begründung im Landtag
fand nicht statt, weil das erst am 10. März sozusagen in
den Antrag hineingeschmuggelt worden ist.

Ich fordere deshalb nochmals – wie schon im Innenaus-
schuss –, den Gesetzentwurf von der Tagesordnung zu
nehmen und im Innenausschuss eine Anhörung der Ver-
bände und Organisationen dazu durchzuführen, weil das
eine grundlegende Änderung ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Aus unserer Sicht führt diese Regelung dazu, dass künftig
auf dem Verordnungswege, also einseitig vom Innenminis-
ter – das ist der entscheidende Punkt –, weitere Eingriffe in
die Krankenversorgung der Beamtinnen und Beamten vor-
genommen werden können.

(Horst Klee (CDU): Das steht dort doch gar nicht!)

– Natürlich steht das da. Das ist die Grundlage für die Ver-
ordnung. Herr Klee, das hat der Innenminister selbst aus-
geführt.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Kollege, Sie müssen bitte zum Ende Ihrer Rede kom-
men.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Herr Präsident, ich komme zum Schluss. – Nun sollen die
Beamten die beschlossene Haushaltskürzung von 20 Mil-
lionen € jährlich durch ihre eigenen Beiträge bezahlen. Das
lehnen wir entschieden ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Schaus. – Als Nächster hat
Herr Abg. Frömmrich, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, das Wort.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Herr Kollege Schaus, auch bei diesem Thema gilt der Satz:
Wer lesen kann, ist klar im Vorteil. – Wenn Sie sich den
Gesetzentwurf einmal anschauen würden – da brauchen
Sie nichts hineinzuinterpretieren oder irgendwelche großen
Dinge aufzubauen, das steht alles drin –, würden Sie fest-
stellen, es steht ausdrücklich „Wahlleistungen“ drin. Was
Sie also hier hineinzubringen versuchen, steht dort gar
nicht.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Wer hat das denn
in den Gesetzentwurf hineingebracht?)

– Herr Kollege Schaus, ich weiß, Sie werden immer ner-
vös, wenn Sie auf dem falschen Fuß erwischt worden sind.
Ich kann auch verstehen, dass Sie ärgerlich sind; denn da-
mit ist Ihr Thema weg. Aber wenn Sie hier schon so groß
auftreten, müssen Sie auch zuhören, wenn man versucht, es
Ihnen zu erklären. Vielleicht verstehen Sie es dann. Herr
Kollege Schaus, ich glaube es zwar nicht, aber ich versu-
che es wenigstens.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Es gibt eine Koalitionsvereinbarung zwischen GRÜNEN
und CDU. Sie können nachlesen, dass wir, um den Haus-
halt des Landes zu sanieren, einen Eingriff bei der Beihilfe
vorsehen. Der Eingriff betrifft die Wahlleistungen. Da geht
es um die Chefarztbehandlung und um die Unterbringung
im Doppelzimmer. Diese Wahlleistung wollen wir strei-
chen, nicht weil es uns Spaß macht, sondern weil wir einen
Haushalt haben, den wir laut Verfassung bis 2019 ausglei-
chen müssen. Meine Damen und Herren, das ist der Hinter-
grund.

In den Gesprächen, die wir geführt haben, in den Anhörun-
gen, die wir veranstaltet haben, und in persönlichen Unter-
redungen gab es den Hinweis – auch von Vertreterinnen
und Vertretern der Beamten –: Warum ermöglicht ihr
nicht, dass man diese Wahlleistungen mit einem Eigenan-
teil weiterhin bei der Beihilfe absichert? Aber – das Argu-
ment ist einleuchtend, man kann es nachvollziehen – insbe-
sondere das Versichern dieser Wahlleistungen für ältere
Beamtinnen und Beamte und auch für Versorgungsemp-
fängerinnen und Versorgungsempfänger kann teuer sein.

Deswegen haben wir uns überlegt, eine solche Regelung zu
schaffen – die es im Übrigen nicht nur in Hessen gibt, son-
dern z. B. auch in Rheinland-Pfalz. Das Beispiel Rhein-
land-Pfalz haben wir zum Anlass genommen, diese Rege-
lung aufzunehmen. Ich glaube, es ist eine im Sinne der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gute Regelung.
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(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich höre hier immer die Reden, nach denen da, wo die So-
zialdemokratie regiert, sozusagen die Vorstufe zum Him-
mel ist. Daher sage ich: Es ist nicht ganz verkehrt, eine Re-
gelung zu schaffen, die in Rheinland-Pfalz schon seit vie-
len Jahren angewandt wird.

Herr Kollege Schaus, im Übrigen ist das nicht handstreich-
artig erfolgt, wie Sie es hier glauben machen wollen – auch
da ist es wieder so, dass, wer lesen kann, klar im Vorteil
ist –, sondern wir ändern in Art. 5 des Gesetzentwurfs das
Hessische Beamtengesetz. Da steht „Änderung des Hessi-
schen Beamtengesetzes“, und diese Regelung ist eine Än-
derung des Hessischen Beamtengesetzes. Genau das ma-
chen wir nunmehr.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Das muss man mit
der Lupe suchen!)

– Ich kann verstehen, dass Sie aufgeregt sind. Aber ich
glaube, dass wir eine Lösung gefunden haben, die den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern, den Beamtinnen und Be-
amten dient, die nun für einen kleinen Betrag diese Leis-
tungen weiterhin versichern können, wenn sie wollen.
Wenn DIE LINKE will, dass diese Leistungen wegfallen,
müssen Sie es sagen. Wir glauben, dass wir es den Men-
schen anbieten können, sie für einen kleinen Betrag abzusi-
chern.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Wir haben hier verschiedene Regelungen getroffen. Der
Kollege Bauer ist im Einzelnen darauf eingegangen. Wir
haben das Wählbarkeitsalter geändert. Das betrifft z. B. das
Höchstwählbarkeitsalter. Wir glauben weiterhin, dass die
Wählerinnen und Wähler das am allerbesten entscheiden
können.

Warum soll jemand, der volljährig ist, nicht auch in Hessen
für ein Wahlamt kandidieren können? Jeder weiß, dass
man mit 18 Jahren theoretisch Bundeskanzlerin oder Bun-
deskanzler der Bundesrepublik Deutschland werden kann.
Warum soll man als 18-Jähriger nicht die Möglichkeit ha-
ben, in Hessen für ein Wahlamt zu kandidieren? Das haben
wir vorgesehen. Ich glaube, das ist eine gute Regelung.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein weiterer Punkt, den wir angegangen sind, betrifft die
Änderung der beamtenrechtlichen Versorgung. Herr Kolle-
ge Schaus, es ist schon interessant, wie Sie hier argumen-
tieren. Das, was wir gemacht haben, bedeutet nämlich, et-
was abzuschaffen, was es ansonsten in Deutschland über-
haupt nicht gibt: dass man unter Umständen, egal, wie alt
man ist, nach einer Amtszeit von sechs Jahren in den Ru-
hestand gehen und ab dem Tag, an dem man ausscheidet,
ungefähr 2.600 € kassieren kann.

Jetzt will ich Ihnen einmal ein Beispiel geben: Jemand, der
mit 30 Jahren Bürgermeister geworden ist und nach sechs
Jahren, also mit 36 Jahren, aus dem Amt ausscheidet, be-
kommt ab dem Tag, an dem er ausscheidet, diese Summe.
Das schaffen wir ab. Der Verteidiger der Regelung, der
sich für ihre Beibehaltung ausspricht, ist der Kollege
Schaus von der Linkspartei. Meine Damen und Herren, das
ist geradezu absurd.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir machen das aber moderat, weil wir wissen, dass die
Arbeit, die Bürgermeister, Landräte und hauptamtliche
Beigeordnete leisten, sehr anspruchsvoll und sehr zeitin-
tensiv ist. Sie fordert die Menschen, die diese Arbeit ma-
chen, ganz. Sie fordert auch die Familien.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, ich komme zum Schluss. – Von daher wol-
len wir eine Regelung schaffen, die das respektiert, aber
die Betreffenden nicht in Armut gehen lässt, sondern ihnen
eine angemessene Versorgung verschafft. Im Übrigen gibt
es da, wo Sie regieren, nämlich in Brandenburg und in
Thüringen, ähnliche Regelungen. Herr Kollege Schaus,
auch da kann ich sagen: erwischt.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Kollege, Sie müssen jetzt wirklich zum Ende kom-
men.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Wir haben einen guten Gesetzentwurf gemacht. Den legen
wir Ihnen jetzt in dritter Lesung vor. Ich hoffe, dass er
dann auch ins Gesetzblatt kommt. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Frömmrich. – Das Wort hat der
Abg. Hahn, FDP-Fraktion.

Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Da wir
uns heute in dritter Lesung mit diesem Gesetzentwurf aus-
einandersetzen, möchte ich darauf verzichten, noch einmal
all das zu wiederholen, was in der ersten und in der zwei-
ten Lesung für die Freien Demokraten bereits vom Kolle-
gen Greilich und von mir vorgetragen wurde.

Wir sind damit einverstanden – das ist die Zusammenfas-
sung in einem Satz –, dass die Altersgrenzen in der HGO
und in der HKO geändert werden. Wir legen es in die Hän-
de der Bürgerinnen und Bürger, zu entscheiden, ob sie
einen 18-Jährigen oder eine 75-Jährige zu ihrem Oberbür-
germeister bzw. zu ihrer Oberbürgermeisterin wählen. Wir
legen es natürlich auch in die Hände der kommunalen Ver-
treter, dies bei den indirekt zu wählenden Bürgermeistern,
Stadträten usw. so zu machen.

Wir hätten uns bei der Altersversorgung der kommunalen
Wahlbeamten auch ein anderes Modell vorstellen können.
Als Freie Demokraten präferieren wir bestimmt schon seit
einem Jahrzehnt für uns Landtagsabgeordnete eine andere
Art der Altersversorgung, als es bei den Versorgungsleis-
tungen für Mitglieder des Hessischen Landtags derzeit der
Fall ist. Wir möchten nämlich eine private Altersversor-
gung einführen anstelle einer staatlichen, die dem Pensi-
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onsrecht doch sehr ähnlich ist. Wir haben uns aber bei den
Landtagsabgeordneten damit nicht durchsetzen können.
Wir können nachvollziehen, dass bei den kommunalen
Wahlbeamten wenigstens eine Art Angleichung vorgenom-
men werden soll.

Also: Die kommunalen Änderungen werden im Großen
und Ganzen von den Freien Demokraten in diesem Hause
unterstützt. Ich habe bereits am Dienstag gesagt, dass wir
uns deshalb bei diesem Themenbereich der Stimme enthal-
ten werden. Ich kann es nicht nachvollziehen, wir haben
heute aber zwei Beispiele erlebt: einmal den stellvertreten-
den Ministerpräsidenten, der eine Antragstellung der Sozi-
aldemokraten mit etwas – um es höflich auszudrücken –
unorthodoxen Worten beschreibt, genauso wie den Herrn
Kollegen Innenminister mit seiner ganz offensichtlich
durch eine Fehlinformation herausgekommenen belehren-
den Art; ich habe das Gefühl, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der Union und von den GRÜNEN, dass Sie sich
von der Landesregierung an dem Nasenring ganz schön
durch diesen Landtag leiten lassen. Sie machen das, was
die Landesregierung will.

(Beifall bei der FDP)

Ich halte das für falsch. Da ich in den letzten 20, 25 Jahren
in diesem Hause in verschiedenen Rollen – fünf Jahre lang,
wie Sie wissen, als stellvertretender Ministerpräsident –
gesprochen habe und weiß, was Interessenlage von Lan-
desregierungen und Interessenlage von Landesvorsitzen-
den ist: Dass man einen derartigen Paradigmenwechsel
vornimmt – da wird nicht nur die Versorgung bei den
Chefärzten geändert, wie das Kollege Frömmrich eben ge-
sagt hat, sondern das ist die Auswirkung davon –, ist neu.

(Zuruf des Abg. Willi van Ooyen (DIE LINKE))

Der Paradigmenwechsel ist, dass wir nunmehr eine Kom-
bination mit Versicherungsmöglichkeiten ins Beihilferecht
schreiben. Das gab es bisher in Hessen nicht. Das ist etwas
vollkommen Neues.

(Beifall bei der FDP und bei der LINKEN)

Ich glaube, es ist hier auch unstreitig. Wir hatten bisher ein
klares reines Beihilferecht ohne irgendwelche anderen
Verbindungen. Jetzt haben wir nur noch ein unechtes Bei-
hilferecht. Vielleicht ist das etwas Ähnliches wie unsere
unechte Magistratsverfassung. – Das war jetzt ein Scherz
für diejenigen, die sich juristisch damit beschäftigen.

Wenn man einen solchen Paradigmenwechsel macht, muss
man als Parlamentsmitglied doch Manns und Frau genug
sein, sich damit zu beschäftigen. Damit muss man sich zu-
erst einmal auseinandersetzen – ohne innerhalb von drei
Wochen von der Landesregierung einen Vorwurf zu be-
kommen, mit der Begründung: Wir müssen aber das Kom-
munalgesetz schnell durchbringen.

(Beifall bei der FDP und der Abg. Nancy Faeser
(SPD))

Das ist richtig. Das Kommunalgesetz muss jetzt durch. Pe-
ter Beuth hat vollkommen richtig am Dienstag gesagt, das
hat etwas mit der Planbarkeit der nächsten Kommunalwahl
zu tun. Das muss jetzt durch. Aber das andere muss jetzt
nicht durch. Das andere kann jetzt in aller Ruhe noch ein-
mal erörtert werden.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der SPD)

Sehr verehrter Herr Staatsminister Beuth, was mich wirk-
lich irritiert hat – das ist jetzt eine sehr diplomatische Aus-
sage –, ist Ihre Bemerkung am Dienstag. Ich übersetze das
in meine etwas flapsige Sprache: „Resche se sisch mal net
so uff, Sie Parlamentarier, es passiert ja noch nix; es wird
ja eh bei der Verordnung erst mal überprüft, was gemacht
wird oder nicht.“ Ich glaube, ich habe es zwar flapsig aber
einigermaßen richtig übersetzt. – Das kann doch wohl
nicht wahr sein. Das heißt doch, dass die Kollegen der Re-
gierungsfraktionen ihre Verantwortung schlicht und ergrei-
fend hier an die Garderobe hängen und der Landesregie-
rung übergeben.

(Beifall bei der FDP und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der SPD)

Mit Verordnungen haben wir als Parlamentsmitglieder –
und das ist auch gut so – nun einmal nichts zu tun. Warum
Sie das machen, ist mir ein Rätsel. Warum Sie das Parla-
ment so vorführen, warum Sie Ihre eigenen Kollegen in
den Regierungsfraktionen zwingen, so etwas zu machen,
ist mir, ist den Freien Demokraten ein Rätsel. Wir werden
weiter beobachten, wie Sie mit dem Parlament umgehen.
Heute war kein guter Tag für das Verhältnis der Landesre-
gierung zur ersten Gewalt. Das trennen wir aber von der
Abstimmung über diesen Gesetzentwurf. Das Wichtigste
für uns ist, dass die kommunalrechtlichen Vorschriften
jetzt in irgendeiner Weise geklärt werden. Da wir sie nicht
so schlecht finden, sind wir nicht – wie eine Opposition
sonst – dagegen, sondern enthalten uns der Stimme. – Vie-
len herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Hahn. – Als Nächster hat der
Abg. Günter Rudolph für die SPD-Fraktion das Wort. Bitte
schön.

Günter Rudolph (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Da wiederholt von einem geordneten Verfahren die Rede
ist: Ein Gesetzentwurf, den normalerweise die Landesre-
gierung einzubringen hat, wird von den Regierungsfraktio-
nen eingebracht. Das kann man machen. Aber damit ist es
natürlich ein verkürztes Verfahren. Bei einer so komplexen
Materie wäre es geboten, im Vorfeld betroffene Verbände
und Organisationen anzuhören. Man hätte das eine oder
andere verbessern können. Von wegen: geordnetes Verfah-
ren. Das war politisch gewollt; denn Sie wussten, die Kri-
tik ist verheerend. Die Anhörung im Innenausschuss hat
das bestätigt.

(Beifall bei der SPD, der FDP und der LINKEN –
Zurufe von der CDU)

– Herr Kollege Bellino, Sie waren zumindest körperlich
anwesend, wie ich. Ich habe verstanden, was die Anzuhö-
renden gesagt haben. – Da ich eben hörte: „Sogar der Bund
der Steuerzahler“: Wissen Sie, beim Bund der Steuerzahler
macht der Landtag nichts richtig, außer wir würden die
Diäten der Abgeordneten abschaffen.

(Zuruf des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

Wenn es darum geht, wie die öffentliche Struktur aufrecht-
erhalten werden soll, dann sagen diese selbst ernannten
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Steuerzahler immer – wir zahlen auch alle Steuern; ich wä-
re auch nicht so vermessen –, dass wir gar nichts richtig
machen.

Deswegen: Warum diese Hetze und dieser Zeitdruck? Die
Kommunalwahl ist wahrscheinlich am 6. März. Da gibt es
Fristen. Aber da hat Herr Hahn völlig recht: Dann trennt
man alles andere ab, macht mit allen Beteiligten ein schö-
nes Verfahren, macht eine regierungsinterne Anhörung,
leitet das dem Landtag zu, und dann kann man in aller Ru-
he entscheiden, was richtig und sinnvoll ist. Auch wir se-
hen Handlungs- und Änderungsbedarf bei den bestehenden
Regelungen im Dienstrecht für kommunale Wahlbeamte.
Das ist unsere Position. Diese hat sich auch nicht verän-
dert.

(Beifall bei der SPD)

Aber was Sie hier vorlegen, greift zu kurz. Wir haben das
Thema Qualifizierung von Wahlbeamten angesprochen.
Diese wird auch durch die Altersgrenzen nicht verändert.
Deswegen wird die Problematik bestehen bleiben, dass
Leute, die für das Amt nicht geeignet sind, vielleicht nach
sechs Jahren noch einmal antreten, weil sie acht Jahre
Amtszeit erreichen müssen. Dann haben alle vor Ort das
Problem

(Zuruf des Abg. Torsten Warnecke (SPD))

von Unfähigen im Amt. – Das muss man so sagen, das ist
die Konsequenz; denn auch die Bürgerinnen und Bürger
durchschauen in einer Direktwahl möglicherweise nicht al-
les. Wir haben Fälle, in denen sich alle Parteien einer Ge-
bietskörperschaft einig sind: „Der kann es nicht“. Dann
kriegen sie die Abwahl nicht hin. Das muss man natürlich
akzeptieren und respektieren. Aber für die Gemeinde ist
das ein Rückschritt, wenn sie jahrelang lahmgelegt wird,
wenn Personen eine Verwaltung nicht führen oder eine Ge-
meinde nicht voranbringen können. Deswegen ist Ihr Ge-
setzentwurf an der Stelle zu kurz gegriffen.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Jürgen Lenders
(FDP))

Ich kann es bald nicht mehr hören. Mit 18 Jahren kann
man Bürgermeister, Oberbürgermeister, Landrat werden –
einverstanden, wenn der Wähler oder die Wählerin ent-
sprechend wählt. Aber dann ermöglichen Sie bitte endlich
auch das Wahlrecht für Landtagsabgeordnete ab 18 Jahren.
Dann bringen Sie auch das auf den Weg. In Hessen ist da-
für eine Volksabstimmung notwendig. Es ist eine absurde
Regelung, zu der Sie niemandem erklären können, warum
Sie dort keine Initiative ergreifen. Aber da schauen wir
einmal.

(Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein weiterer Punkt: Sie führen mit dem Gesetzentwurf eine
Änderung von beihilferechtlichen Vorschriften ein. Dazu
gab es keine Anhörung der betroffenen Verbände, Vereine
und Organisationen, deren Mitglieder davon tangiert sind.
Herr Innenminister, vielleicht sagen Sie bitte in Ihrem Bei-
trag etwas dazu, wie das in der Praxis aussieht. Sie haben
gesagt, das Innenministerium würde eine Regelung analog
zu Rheinland-Pfalz erarbeiten. Ich habe mir einmal die
rheinland-pfälzischen Regelungen angeschaut, diese 146
Seiten. Zu dem Vorbehalt finde ich darin nichts. Wo regeln
Sie das in Hessen? Wie läuft das technisch ab? Dieser Vor-
behalt wird von den Besoldungsbezügen einbehalten.
Schließen Sie dann mit Versicherungen Verträge ab? Das
würde mich einmal interessieren.

(Zuruf des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

Wenn wir nämlich die Ermächtigungen im Rahmen der
Verordnung der Regierung übergeben, was wir in anderen
Fällen auch machen, möchte ich wenigstens die Grundzüge
der Verordnung kennen, zumal ich Rechte des Parlaments
abgebe. Deswegen: Auch das ist ein Verfahren, das zumin-
dest nicht parlamentsfreundlich ist – um keinen anderen
Ausdruck zu gebrauchen. Transparent ist es nicht.

Auch das finde ich übrigens merkwürdig: Sie haben unter
Zeitdruck die Beihilfeverordnung über die Landespersonal-
kommission geändert. Wir fragten im Innenausschuss am
Dienstag nach, wo im „Gesetz- und Verordnungsblatt“ das
steht, und hörten, es ist noch gar nicht veröffentlicht wor-
den. Dann verstehe ich diese Widersprüche nicht. Dort
drücken Sie aufs Tempo – hier kommt es auf einen Monat
mehr nicht an.

Dann wollen Sie 20 Millionen € bei den Beihilfeleistungen
einsparen. Auch dazu hätten wir gern eine Erklärung. Aber
Ihr Argument ist nur: Wir müssen das jetzt alles durchzie-
hen. Es ist transparent, und alle finden das ganz toll. – Al-
les falsch.

Zusammengefasst: Erstens Zeitdruck, zweitens unausgego-
rene Regelung, drittens wollen Sie Einsparungen erreichen.
Sie belasten damit beispielsweise auch Polizeibeamte, die
von einem Dienstunfall tangiert sind. Wie sieht das in die-
sen Fällen aus? Das haben die Interessenvertreter der Poli-
zeibeamten deutlich hervorgehoben: Wenn ein Dienstun-
fall im Nachhinein nicht anerkannt wird, bleiben Polizeibe-
amte, die im Dienst verletzt wurden, dann auf den Kosten
sitzen? Das sind alles Fragen, auf die wir gern eine Ant-
wort hätten. Sie haben sie uns nicht gegeben; Sie sagen:
Das Gesetz muss verabschiedet werden. – Da sind wir kon-
sequenter. Einem Gesetzentwurf, der nicht gut ist, werden
wir nicht zustimmen. Deswegen lehnen wir ihn ab. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der SPD und bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Rudolph. – Ich nehme an, für
die Landesregierung spricht Herr Staatsminister Beuth.
Bitte sehr, Sie haben das Wort.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Wir haben deswegen ein geordnetes Verfahren durchge-
führt, weil nicht nur die Fraktionen den Weg, den Frakti-
onsgesetze hier nehmen können, eingehalten haben, son-
dern weil wir im Gegensatz zu dem Eindruck, den Sie hier
erweckt haben, eine sehr ausgiebige Anhörung zum Thema
gemacht haben.

(Günter Rudolph (SPD): Der Landtag!)

– Der Landtag.

(Günter Rudolph (SPD): Weil Sie „wir“ sagen!)

– Ich bin auch noch Abgeordneter, und ich war bei der An-
hörung dabei. Deswegen darf ich dann schon sagen, dass
„wir“ eine Anhörung gemacht haben.

(Beifall bei der CDU – Günter Rudolph (SPD): Aber
Sie reden jetzt als Minister, oder?)
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Ich habe heute schon viel Wortklauberei gehört; ich finde,
wir sollten uns darauf einigen, dass wir ein geordnetes
Verfahren gemacht haben. Wir haben im Hessischen Land-
tag eine Anhörung durchgeführt. Was besonders bemer-
kenswert ist und worauf Sie mit keinem Wort eingegangen
sind, ist, dass wir in den Gesetzentwurf wesentliche Punkte
eingearbeitet haben, die von der kommunalen Familie in
der Anhörung aufgegriffen und uns mit auf den Weg gege-
ben worden sind. Ich finde, deutlicher kann man nicht ma-
chen, dass man auf die Belange der kommunalen Familie
in besonderer Art und Weise Rücksicht genommen hat.

(Beifall bei der CDU – Nancy Faeser (SPD): Das
reicht ihnen nicht!)

Wir haben kommunalwahlrechtliche Regelungen anzupas-
sen gehabt, und ich bin froh, dass auch verstanden worden
ist, warum gerade bei diesen kommunalwahlrechtlichen
Regelungen Eile erforderlich gewesen ist, weil sie nämlich
für die nächste Kommunalwahl gelten sollen.

Wenn man der Auffassung ist, dass man die Versorgung
der kommunalen Wahlbeamten in einer Wahlperiode von
fünf Jahren verändern möchte, kann man sich darüber un-
terhalten, ob man den Tag, an dem wahrscheinlich viele
kommunale Wahlen stattfinden werden und an dem es um
kommunale Wahlbeamte geht, dann vergehen lassen
möchte, ohne dass eine Veränderung durchgeführt wird.

Wir haben uns anders entschieden. Wir haben gesagt: Wir
wollen, dass die neuen Regelungen bereits bei den Kom-
munalwahlen im nächsten Jahr gelten, mit denen eine Grö-
ßenordnung von 50 Direktwahlen verbunden werden kön-
nen, und deswegen müssen wir sie am Ende in diesem Ge-
setzentwurf umsetzen.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die wesentlichen Punkte sind angesprochen worden. Wir
haben uns darauf verständigt, dass wir eine Anpassung der
Versorgung machen wollen. Wir wollen eine Amtszeit von
acht Jahren haben; das heißt, der Bürgermeister muss ein-
mal wiedergewählt werden, um überhaupt in die Situation
zu kommen, die etwas großzügigere Versorgungsmöglich-
keit zu erhalten. Mit dieser Regelung, die wir jetzt noch
einmal verbessert haben, haben wir dafür Sorge getragen,
dass eine entsprechende Versorgung ab 55 Jahren oder mit
entsprechenden Abschlägen ab 50 Jahren möglich sein
wird. Wir haben damit zukünftig, zumindest nach dem,
was uns die Kommunalen Spitzenverbände vorgetragen
haben, kommunale Wahlbeamte in einer Größenordnung
von 80 % in der Wahlbeamtenversorgung drin. Insofern
sind wir den Kommunalen Spitzenverbänden auch hiermit
erheblich entgegengekommen.

Zudem haben wir – das ist schon angesprochen worden –
an der Stelle, wo wir es regeln konnten, ein Rückkehrrecht
aufgenommen, sodass wir zwischen Beamten und Wahlbe-
amten, zwischen Richtern und Wahlbeamten sowie zwi-
schen öffentlichen Angestellten und Wahlbeamten sehr gut
einen Tausch hinbekommen können. Insofern ist es auch in
diesem Punkt ein gutes Gesetz.

Zum Thema Wahlalter. Hierbei folgen wir der Rechtspre-
chung zum Thema Altersdiskriminierung, in dieser ganz
einfachen Formel zusammengefasst: Auf der einen Seite
haben wir gesagt, wenn wir bei den Älteren keine Begren-
zung machen wollen, dann werden wir das schlechterdings
bei den Jüngeren tun. Insofern haben wir in dem Gesetz-

entwurf die 18 Jahre festgelegt. Die Bürgerinnen und Bür-
ger – Herr Kollege Hahn hat es gesagt – werden dies zu
entscheiden und damit umzugehen wissen. Insofern glaube
ich, dass wir auch hierzu eine vernünftige Entscheidung
getroffen haben.

Meine Damen und Herren, zur Beihilfe, um den letzten
Punkt aufzugreifen. Wir haben bereits eine Änderung der
Beihilfeverordnung herbeigeführt. Die Landespersonal-
kommission hat sich mit dieser Frage beschäftigt und uns
die Anregung gegeben: Überlegt doch einmal, ob ihr das
Rheinland-Pfälzer Modell, das vorsieht, dass die Beamtin-
nen und Beamten Wahlleistungen mit einem Beitrag sozu-
sagen einkaufen können, entsprechend übernehmt. – Sie
haben uns aufgegeben, dies zu prüfen. Wir ermöglichen
mit einer entsprechenden Rechtsgrundlage im Beamtenge-
setz jetzt, dass wir uns diesem Rheinland-Pfälzer Modell
entsprechend nähern können. Wir kommen damit der Bitte
der Gewerkschaften nach, die gesagt haben: Wenn ihr
schon die Beihilfe verändert und die Wahlleistungen her-
ausnehmt, dann bietet doch die Möglichkeit, dass man sich
diese Leistungen entsprechend dem Rheinland-Pfälzer Mo-
dell trotzdem verträglich sichern kann.

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Herr Minister, ich darf Sie auf die Redezeit der Fraktionen
aufmerksam machen.

Peter Beuth, Minister des Innern und für Sport:

Das ist der Hintergrund dieser Rechtsgrundlage. Mit dieser
Regelung kommen wir jenen, die betroffen sind, im Grun-
de genommen ein Stück weit entgegen.

Herr Kollege Rudolph, lassen Sie mich noch einen letzten
Punkt ausräumen; Sie dürften es aber eigentlich wissen;
die Gewerkschaften wissen es jedenfalls. Dienstunfälle
sind von der Veränderung der Beihilfeverordnung im Be-
reich der Wahlleistungen überhaupt nicht betroffen, weil
wir die Dienstunfallfürsorge haben, sodass verunfallte Po-
lizeibeamtinnen und Polizeibeamte auch nach der neuen
Regelung nicht aus entsprechenden Wahlleistungen her-
ausfallen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Günter Rudolph (SPD): Das nehmen
wir so zur Kenntnis!)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Minister Beuth. – Ich erteile erneut
Herrn Kollegen Abg. Schaus das Wort. Bitte sehr.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich beziehe mich noch einmal auf die Beihilferegelung, die
so schön im Gesetzentwurf versteckt ist, und auf das, was
Herr Kollege Rudolph gesagt hat, dass wir den Innenminis-
ter jetzt sozusagen durch Rechtsverordnung ermächtigen,
zukünftig möglicherweise noch weiter gehende Verände-
rungen im Beihilferecht vornehmen zu können. Niemand
weiß, was das Ganze derzeit kostet. Niemand kennt die
Auswirkungen. Das konnte im Innenausschuss überhaupt
nicht dargestellt werden. Sie wissen meiner Ansicht nach
selbst noch nicht, was das soll. Weshalb dies jetzt mitten in
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dieses Gesetzgebungsverfahren reingequetscht wird, das
wissen nur Sie selbst.

Herr Minister, Sie haben eben gesagt, Sie seien der Bitte
der Gewerkschaften nachgekommen. Deswegen erlaube
ich mir, jetzt eine Presseerklärung des DGB Hessen vorzu-
legen, die sie heute Nachmittag rausgegeben haben. Ich zi-
tiere:

DGB: Landesregierung kürzt Beihilfe durch die Hin-
tertür!

Das ist die Überschrift.

Zur dritten Lesung des Gesetzentwurfes von CDU
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Modernisie-
rung des Dienstrechts der kommunalen Wahlbeam-
tinnen und -beamten und zur Änderung wahlrechtli-
cher Vorschriften im Hessischen Landtag erklärt die
Vorsitzende des DGB-Bezirkes Hessen-Thüringen,
Gabriele Kailing: „CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN verstecken die Änderung der Beihilfe für
alle Beamtinnen und Beamten des Landes und der
Kommunen in den Änderungen für die Wahlbeam-
tinnen und -beamten. Es bedarf nur noch einer
Rechtsverordnung. In Kombination mit der geplan-
ten Nullrunde ist das eine deftige Reallohnkürzung.
Mit Wertschätzung hat diese Vorgehensweise nichts
zu tun und ist ein Schlag in die Gesichter der Beam-
tinnen und Beamten.

(Minister Boris Rhein: Lassen Sie doch die Presse-
meldung des DGB zu Herrn Wilken hören!)

– Das wollen Sie alles nicht hören, gell?

Damit sind Einschnitten bei der Gesundheitsvorsor-
ge der Landes- und Kommunalbeamten Tür und Tor
geöffnet.“

Herr Rhein, der DGB ist ein Spitzenverband und vertritt
die Mehrheit der Beamtinnen und Beamten in Hessen. Ich
weiß nicht, mit wem Sie hierzu Verhandlungen geführt ha-
ben, aber jedenfalls nicht mit dem DGB als Spitzenver-
band. Das ist, finde ich, eine unmögliche Vorgehensweise.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich zitiere weiter:

Die Landesregierung rudere zwar zurück und plane
nicht mehr die drastischen Einschnitte, die vor der
Jahreswende angekündigt wurden. Schlecht ka-
schierte Trostpflästerchen jedoch helfen in dieser Si-
tuation niemandem weiter, so Kailing, dies zeige
aber, dass der bisherige Widerstand der DGB-Ge-
werkschaften bereits Früchte trägt.

(Minister Boris Rhein: Was sagt die Gewerkschaft
zu Herrn Wilken und Blockupy?)

„Das ist ein starkes Signal an die Gewerkschaften
und an den DGB, hier nicht nachzugeben und den
Druck zu erhöhen. Die Auseinandersetzung um
Lohnerhöhungen für Tarifbeschäftigte und die Be-
soldung der Beamten wird jetzt erst richtig losge-
hen.“

So weit der DGB, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Greilich:

Vielen Dank, Herr Kollege Schaus. – Mir liegen keine
Wortmeldungen mehr vor.

Damit kommen wir zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN in der Fassung der vorgetragenen Be-
schlussempfehlung. Wer diesem Gesetzentwurf zustimmt,
den bitte ich um das Zeichen. – Das sind die Fraktionen
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstim-
men? – Fraktion der SPD und Fraktion DIE LINKE. Ent-
haltungen? – Das ist die Fraktion der Freien Demokraten.
Damit ist der Gesetzentwurf mit den Stimmen von CDU
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen von
SPD und DIE LINKE bei Enthaltung der FDP angenom-
men worden und wird damit zum Gesetz erhoben.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf:

Antrag der Fraktion DIE LINKE betreffend Gleichstel-
lung der kurdischen Minderheit in Hessen voranbrin-
gen – Drucks. 19/1185 –

Zur Begründung hat sich Abgeordnetenkollegin Cárdenas,
Fraktion DIE LINKE, zu Wort gemeldet. Bitte sehr, Sie
haben das Wort.

Barbara Cárdenas (DIE LINKE):

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Wir wol-
len mit unserem heutigen Antrag die Aufmerksamkeit auf
die Lebenswirklichkeit der in Hessen lebenden Kurdinnen
und Kurden lenken, deren spezifische Situation kaum Be-
rücksichtigung findet, weder in den zahlreichen Migrati-
ons- und Integrationsstudien noch in den Integrationspro-
grammen von Bund und Ländern.

(Vizepräsidentin Heike Habermann übernimmt den
Vorsitz.)

Dieser Zustand ist unseres Erachtens mehr als unbefriedi-
gend, insbesondere im Hinblick auf die Tatsache, dass
Kurdinnen und Kurden nicht nur auf eine jahrzehntelange
Migrationsgeschichte in Deutschland zurückblicken kön-
nen, sondern nach den Türkinnen und Türken die größte
ethnische Minderheit bei uns in Deutschland bilden.

Es ist eine bis heute kaum hinterfragte Selbstverständlich-
keit der Einwanderungspolitik des Bundes und der Länder,
dass Kurdinnen und Kurden ihren Herkunftsländern zuge-
rechnet werden, obgleich es die politische Verfolgung und
die kulturelle Unterdrückung in eben diesen Ländern war
und ist, warum diese Menschen zu uns kamen und weiter-
hin kommen. Als eigenständige Bevölkerungsgruppe wer-
den Kurdinnen und Kurden aber selten wahrgenommen. So
wurden beispielsweise kurdische Kinder in Deutschland in
den 1970er- und 1980er-Jahren in sogenannten Türken-
klassen auf Türkisch beschult, und zwar selbst dann, wenn
sie kein Wort Türkisch sprachen.

Damit setzte sich die Diskriminierungserfahrung aus den
Herkunftsländern nicht nur hier fort; die Bildungsdiskrimi-
nierung, die alle Migrantenkinder betraf, war für kurdische
Migrantenkinder jahrzehntelang doppelt spürbar. Noch
heute sucht man an hessischen Schulen den muttersprachli-
chen Unterricht, der, wenn auch in unzureichender Form,
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in den Amtssprachen der ehemaligen Gastarbeiteranwerbe-
staaten angeboten wird, in kurdischer Sprache vergeblich.
Was aber in Bremen, in Hamburg, in Nordrhein-Westfalen
und in Niedersachsen möglich ist, muss auch in Hessen
machbar sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb fordern wir: Ein kurdisches Kind muss ebenso in
seiner Muttersprache unterrichtet werden können, wie es
für Kinder mit anderen Herkunftssprachen schon immer
möglich ist.

Ein weiterer Punkt. Kaum jemand weist darauf hin, dass
drei von den zehn Opfern der faschistischen Terrorbande
NSU offensichtlich kurdischer Herkunft waren. Meine Da-
men und Herren, die Achtung vor den Opfern würde es ge-
bieten, diese Opfer nicht schlicht als türkischstämmig ein-
zuordnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ebenso sollte man unseres Erachtens auch kurdischen Me-
dien eine Akkreditierung zum Prozess ermöglichen. Das ist
bisher noch nicht der Fall.

Ein weiteres Problemfeld, das ich ansprechen möchte, be-
trifft die politische Betätigung von Kurdinnen und Kurden
und ihren Organisationen. Kurdinnen und Kurden, die sich
gesellschaftlich oder politisch engagieren, werden oftmals
kriminalisiert und verfolgt. Kurdische Vereine erhalten oft-
mals keine staatliche Unterstützung. Ihren Vertreterinnen
und Vertretern wird häufig sogar die Einbürgerung verwei-
gert. Stets steht der Verdacht der verfassungsfeindlichen
Betätigung im Raum.

Das PKK-Verbot aus dem Jahr 1993 hat die Kurdinnen
und Kurden derart stigmatisiert, dass allein das Wort „Kur-
de“ oder „Kurdin“ Assoziationen zu Terrorismus hervor-
ruft.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Die PKK ist keine Frie-
densbewegung!)

Der Verteidigungskampf der Kurdinnen und Kurden in
Kobane gegen das Terrorregime des sogenannten Islami-
schen Staats hat nun geholfen, ein anderes Licht auf die
Kurdinnen und Kurden zu werfen. Auch die Situation in
der Türkei ist heute eine andere. Heute führt die türkische
Regierung ganz offiziell mit dem PKK-Chef Abdullah
Öcalan Friedensgespräche. Dieser rief anlässlich des kurdi-
schen Neujahrsfestes Newroz seine Anhänger dazu auf,
den Kampf gegen die Türkei einzustellen.

(Zuruf des Abg. Ismail Tipi (CDU))

Während aber Volker Kauder, der Chef der Unionsfraktion
im Bundestag, laut darüber nachdenkt, der PKK für ihren
Kampf gegen den Islamischen Staat Waffen zu liefern,
prüft die Bundesanwaltschaft, ob sie die Personen, die die
PKK in ihrem Kampf gegen den IS aktiv unterstützen, we-
gen der Unterstützung einer ausländischen terroristischen
Vereinigung belangen kann. Meine Damen und Herren,
das verdeutlicht, welch einen Anachronismus das PKK-
Verbot heute noch darstellt.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich weiß, dass das PKK-Verbot nicht in Hessen entschie-
den wird. Ich appelliere an die Landesregierung: Setzen
Sie sich im Bund dafür ein, dass das Verbot aufgehoben
wird, und sorgen Sie in Hessen dafür, dass sich Kurdinnen
und Kurden ohne Angst vor strafrechtlicher Verfolgung

engagieren und organisieren können. – Ich danke Ihnen
und freue mich auf die Diskussion im Ausschuss.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege Tipi für die
CDU-Fraktion.

Ismail Tipi (CDU):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Liebe Kolle-
gin Cárdenas, die Kurdinnen und Kurden in unserem Land
sind Bürger erster Klasse. Sie sind hier willkommen und
sind gut integriert. Sie sind mündig genug und brauchen
keinen Rechtsanwalt von eurer Seite.

(Beifall bei der CDU – Willi van Ooyen (DIE LIN-
KE): Sie wissen genau, dass sie keine Bürger erster
Klasse sind!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der uns vorliegende An-
trag der Linkspartei hat bereits deutlich an Aktualität ver-
loren. Der Kampf der Kurden in Kobane bzw. in Rojava ist
inzwischen erfolgreich gewesen. Der IS konnte aus den
Städten fast vollständig zurückgedrängt werden. Den muti-
gen Menschen vor Ort zolle ich meinen Respekt und meine
Anerkennung.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Mein Dank gilt auch unserer Landesregierung. Sie war von
Beginn an auf der Seite der verfolgten Minderheiten in Sy-
rien und im Irak. Wir haben den Kurden und ihren Partnern
bereits frühzeitig unsere Unterstützung zugesagt. Als wirt-
schaftlich starkes Land in Europa, als ein Land, das dank-
bar für die Verantwortung ist, die andere Länder für uns
getragen haben, dürfen wir heute nicht wegschauen, wenn
sich Terror breitmacht, der Millionen von Menschen in
dieser Region bedroht.

Wir begrüßen es ausdrücklich, dass die Bundesregierung
humanitäre Hilfe für die betroffenen Regionen leistet.
Flüchtlinge aus den Kriegsgebieten in Syrien und aus dem
Irak empfängt Hessen ebenso wie Deutschland ganz
freundlich und mit offenen Armen.

Wir haben in Hessen eine überaus großzügige und herzli-
che Willkommenskultur. Gegenüber Flüchtlingen aus
Kriegsgebieten zeigt unsere Gesellschaft, dass wir für eine
Willkommens- und Anerkennungskultur stehen. Men-
schenrechte und Humanität stehen im Mittelpunkt hessi-
scher Asyl- und Flüchtlingspolitik. Flüchtlinge sollen in
Hessen eine humane Lebensperspektive und Schutz finden.
Auch dafür gilt mein Dank den Menschen in unserem
Land. Ich bin auch jedem, der sich im Ehrenamt für diese
Menschen einsetzt, sehr dankbar.

Die Zahl von Flüchtlingen, die Schutz in Hessen suchen,
steigt an. Angesichts der aktuell weltweiten Kriege und
Krisen gehen die Prognosen für Hessen von mindestens
40.000 Flüchtlingen für das Jahr 2015 aus.

Die Landesregierung hat mit dem Haushalt für 2015
schnell reagiert und mit dem Maßnahmenpaket Asyl viele
Verbesserungen geschaffen. In einem ersten Schritt wurde
die Pauschale für Asylbewerberinnen und -bewerber zum
01.01.2015 um 15 % erhöht. Das bedeutet einen Mehrbe-

2784 Hessischer Landtag · 19. Wahlperiode · 41. Sitzung · 26. März 2015



trag von rund 30 Millionen €. Im Jahr 2015 werden in Hes-
sen insgesamt über 380 Millionen € in der Asyl- und
Flüchtlingspolitik zur Verfügung gestellt.

Wir begrüßen bei diesem Thema den konstruktiven Aus-
tausch zwischen Kommunen, Regierungspräsidien, der
freien Wohlfahrtspflege, den Kirchen, den Vertretern der
Fraktionen im Hessischen Landtag sowie dem hessischen
Sozial- und Integrationsministerium.

Um den Ansturm dieser traumatisierten Menschen zu be-
wältigen, wird die Landesregierung in Büdingen und in
Neustadt weitere Erstaufnahmeeinrichtungen schaffen.

Damit man den Flüchtlingen, die zu uns nach Hessen kom-
men, helfen und ihnen die besten Chancen auf einen neuen
Start ermöglichen kann, entwickelt unsere Landesregie-
rung ein Konzept zur Integration junger Flüchtlinge und
Zuwanderer. Es sollten vor allem die fehlenden Deutsch-
kenntnisse in Kombination mit einer sozialpädagogisch
orientierten Netzwerkarbeit angegangen werden, um damit
den Übergang zwischen Schule und Beruf zu optimieren.
Dadurch bekommen junge Flüchtlinge in Zukunft eine
passgenaue sprachliche Intensivförderung und eine Chan-
ce, sich bei uns in Hessen ein neues Leben aufzubauen.

Natürlich werden Vereine, die sich im Umfeld der verbote-
nen kurdischen Arbeiterpartei bewegen, strenger beobach-
tet als Vereine, die unabhängig von der PKK agieren, liebe
Frau Cárdenas. Das ist doch selbstverständlich. Denn die
PKK steht sowohl international als auch auf der Ebene der
Europäischen Union auf der Liste der Personen, Vereini-
gungen und Körperschaften, die unter Terrorismusverdacht
fallen.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Da müssen sie aber
wieder runter!)

Die Aufnahme in die Liste ist in diesem Jahr durch Be-
schluss des Rates der Europäischen Union erneut bestätigt
worden. Solange das der Fall ist, ist es völlig richtig, dass
es in Deutschland ein entsprechendes Betätigungsverbot
für die PKK gibt.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Sehr richtig!)

Diejenigen Kurden, die mit der PKK und ihren Umfeldor-
ganisationen nichts zu tun haben, sind heute schon gut in
unserer Mitte integriert. Die sogenannten Problemfelder,
welche die Linkspartei hier aufführt, sind hauptsächlich
auf eine Benachteiligung der PKK zugeschnitten und daher
für mich nicht von Bedeutung. Die Gleichstellung kurdi-
scher Vereine mit anderen Vereinen von Migrantenorgani-
sationen hinsichtlich der Anerkennung der Gemeinnützig-
keit ist bereits gesetzlich sichergestellt.

Darüber hinaus steht das Hessische Kultusministerium kur-
dischen Vereinen und Selbstorganisationen offen gegen-
über. Auf der 343. Kultusministerkonferenz hat das Hessi-
sche Kultusministerium dem Wunsch der kurdischen Ge-
meinde in Deutschland entsprochen, in den Kreis der Mi-
grantenorganisationen aufgenommen zu werden. In der
hessischen Erstaufnahmestelle werden selbstverständlich
Sprachmittler für kurdische Sprachen eingesetzt.

Ich halte den Antrag der LINKEN weder für sinnvoll noch
für aktuell, liebe Kolleginnen und Kollegen. Das Weitere
besprechen wir im Ausschuss. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächste spricht Kollegin Öztürk,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Mürvet Öztürk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren!
Wir beschäftigen uns heute mit der kurdischen Minderheit
in Hessen. Das sollten wir auf jeden Fall zum Anlass neh-
men, uns die Thematik der kurdischen Identität und die
Kämpfe, die kurdische Menschen gerade in Syrien und
auch im Irak gegen den IS führen, noch einmal klar vor
Augen zu führen.

Unsere Solidarität gilt den kurdischstämmigen Hessinnen
und Hessen, die Angehörige in Syrien und im Irak haben,
vor allem den jesidischen Minderheiten, deren Angehörige
– Frauen und Kinder – immer noch in der Hand des IS ver-
sklavt sind und auf Befreiung warten. Die Solidarität in
Hessen ist groß. Das kann man in diesem Haus noch ein-
mal kundtun. Wir wünschen uns, dass die Frauen, die Jesi-
dinnen, so schnell wie möglich aus den Händen des IS be-
freit werden und das in der politischen Priorität ein Stück
weit nach oben rückt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
CDU und der LINKEN sowie bei Abgeordneten der
SPD)

Deswegen spielen die Identitätsfrage und die Rechte dieser
Minderheit hier schon eine Rolle. Das ist von den hessi-
schen Bürgerinnen und Bürgern bisher nicht ignoriert wor-
den. Daher müssen wir zwei Fragen trennen: Einmal geht
es um die Anerkennung der kurdischen Minderheit. Wo
sollte sie anerkannt werden? Wenn wir uns anschauen,
welche Völkergruppen in Deutschland anerkannt sind,
nämlich die Sorben, die Friesen, die Dänen und die Sinti
und Roma, dann wissen wir, dass der Anerkennungsgedan-
ke in der Verfassung daher kommt, dass es sich um indige-
ne Völker Deutschlands handelt und sie daher hier eine
Anerkennung finden.

Was die Kurden betrifft: Ihre Herkunftsregionen sind die
Türkei, Syrien, Iran, Irak. Es ist ganz selbstverständlich,
dass die Menschen dort für ihre Anerkennung kämpfen. Es
ist auch wünschenswert, dass die kurdische Minderheit ir-
gendwann in der Türkei anerkannt wird. Im Vertrag von
Sèvres war das vorgesehen, ist im Vertrag von Lausanne
von 1923 aber leider herausgefallen.

Wir müssen uns auch vor Augen führen, dass bei der Re-
publikgründung damals sowohl die Kurden als auch die
Aramäer durch das Raster gefallen sind. Das heißt, wenn
wir jetzt die Anerkennung von Minderheiten fordern, dann
müssen wir gerecht sein und entweder alle Minderheiten
anerkennen, die damals durch das Raster gefallen sind, was
ich falsch finde, oder wir müssen akzeptieren, dass wir in
Deutschland nicht die Geburtsfehler der Republik Türkei
ausbessern und dafür auch nicht eine Politik machen kön-
nen, die diese Menschen einfach nur enttäuscht.

Liebe LINKE, wir würden gerne im Ausschuss detailliert
darüber diskutieren, aber die Anerkennung der indigenen
Völker ist eine Sache, die in den Herkunftsländern zu re-
geln ist und nicht hier in Deutschland.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU sowie bei Abgeordneten der SPD)
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Ich möchte auch klar unterscheiden, was damit gemeint ist,
wenn Menschen von kurdischer Identität sprechen. Viele
Kurdinnen und Kurden leben seit Jahren friedlich und an-
erkannt in Deutschland, machen hier ihre Karriere, nehmen
an unserer Gesellschaft teil und sind vereinsrechtlich orga-
nisiert. Sie sind anerkannte Bürgerinnen und Bürger. Viele
dieser Menschen haben sich aber auch 1993, als es Aus-
schreitungen der PKK auf deutschen Straßen gab, als man
angefangen hat, türkische Einrichtungen in Deutschland
mit Molotowcocktails anzugreifen, von der Gewalt distan-
ziert und ganz deutlich gesagt, dass die PKK nicht ihre Re-
präsentanz ist, dass sie sich bei einer Anerkennung als
Kurden nicht von der PKK vereinnahmen lassen wollen.
Das müssen wir ebenfalls zur Kenntnis nehmen und dürfen
nicht so tun, als würden alle Kurdinnen und Kurden auto-
matisch von der PKK repräsentiert. Das wäre ungerecht,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU – Barbara Cárdenas (DIE LINKE): Ist
doch meine Rede!)

– Aber in dem Antrag sieht es ein bisschen aus, als würde
man allen Kurdinnen und Kurden die Anerkennung zuge-
stehen, wenn man das PKK-Verbot aufheben würde. Viele
fühlen sich von der PKK überhaupt nicht vertreten, sie füh-
len sich heute ausreichend in Deutschland anerkannt. Das
müssen wir zur Kenntnis nehmen, liebe Kollegin Cárdenas.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Es ist wichtig, dass wir uns anschauen, wie beispielweise
die Kulturpflege oder die Pflege der kurdischen Sprachen
organisiert werden kann. Ich finde es aber falsch, dass wir
das über eine Art muttersprachlichen Unterricht organisie-
ren sollen. Genau das ist ein bisschen anachronistisch und
kommt aus der Gastarbeiterphilosophie. Man hat damals
muttersprachlichen Unterricht für die Gastarbeiterkinder
organisiert, weil man dachte, dass sie irgendwann zurück-
gehen. Sie sollten dann in ihren Herkunftsländern wieder
in die Schule integriert werden können. Das finde ich
falsch.

Man müsste sich eher darüber Gedanken machen, wie man
Menschen, die über Vereine und Organisationen freiwillig
muttersprachlichen Unterricht anbieten wollen – seien es
Kurden, seien es Aramäer –, unterstützen kann. Das muss
aber nicht in der Schule stattfinden, es gibt auch andere
Möglichkeiten. Sonst stehen wir immer vor der Herausfor-
derung: Wenn wir die einen anerkennen, was machen wir
mit den anderen, die nicht anerkannt werden? Damit würde
man meiner Meinung nach eine neue Ungerechtigkeit her-
vorrufen, die wir eher vermeiden sollten, meine Damen
und Herren.

Last, but not least: Wir sollten das Thema sehr gelassen im
Ausschuss beraten und uns das Ganze ansehen. Wir sollten
hier keine Propaganda – so nenne ich es mal – für eine ein-
seitige Organisation machen. Das wird der kurdischen
Identität weder in Deutschland noch in der Türkei gerecht.

Ich wünsche mir, dass es in der Türkei endlich Frieden
zwischen den Kurden und den Türken gibt. Ich wünsche
mir, dass die kurdische genauso wie die aramäische Min-
derheit in der Verfassung der Türkei anerkannt wird. Ich
wünsche mir, dass dort nicht mehr Waffen sprechen, son-
dern sich die Menschen in ihrer Identität endlich frei ent-
falten können. Die Probleme von dort hierherzutransportie-
ren, ist nicht der richtige Weg. Daher werden wir Ihren

Antrag nicht unterstützen können, das sage ich jetzt schon.
– Herzlichen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Für die FDP-Fraktion spricht Kollege
Rock.

René Rock (FDP):

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Es ist
schon einiges zu dem Thema gesagt worden. Das möchte
ich nicht zwingend wiederholen, sondern ich möchte auf
die Aspekte eingehen, die aus meiner Sicht noch nicht so
im Fokus standen.

Wir wissen: Seit 50 Jahren kommen kurdische Migrantin-
nen und Migranten aus der Türkei zu uns. Heute leben
rund 1 Million kurdischstämmige Migranten in Deutsch-
land. Die allermeisten haben sich hervorragend in unsere
Gesellschaft integriert und wirken hier konstruktiv mit.

Natürlich kann man sich, wie jetzt DIE LINKE, auf den
Standpunkt stellen, auch diese Anerkennung einzufordern.
Ich muss sagen, dass ich mich über die Integration dieser
Menschen freue, dass sie ein Teil unserer Gesellschaft ge-
worden sind und sich hier – ohne in irgendeiner Weise
zwingend einen besonderen Status erlangen zu müssen –
einbringen und eine Heimat gefunden haben.

Ich muss auch ganz speziell auf Ihren Teil bezüglich der
PKK eingehen: Da bin ich nicht ganz bei Ihnen. Ich bin der
Meinung, dass wir die Beurteilung des Verfassungsschut-
zes zu den Aktivitäten der PKK gerade in Deutschland
ernst nehmen sollten. Solange der Verfassungsschutz große
Bedenken hat, müssen wir es auch konkret ernst nehmen.
Davon möchte ich auch nicht abweichen.

(Beifall bei der FDP)

Ich finde es auch richtig, dass der Verfassungsschutz bei
Einbürgerungen prüft, gerade, wenn vor diesem Hinter-
grund Bedenken bestehen, ob diejenigen in irgendeiner
Form in diesem Bereich aufgefallen sind. Auch damit kann
ich gut leben, und das ist auch in Ordnung. Für mich als
Freien Demokraten ist es wichtig, dass kurdischstämmige
Migranten bei der Integration nicht benachteiligt werden.
Das sehe ich aber nicht.

Das Ziel ist vielmehr, die Menschen mit Migrationshinter-
grund, die zu uns kommen, gleichberechtigt in unsere Ge-
sellschaft zu integrieren. Ich denke, das findet auch statt.
Wenn es in Einzelfällen nicht stattfindet, bin ich gern be-
reit, dem auch nachzugehen. Aber ich glaube nicht, dass
wir hier eine besondere Aufmerksamkeit speziell darauf
lenken sollten, sondern wir sollten das Hauptziel darauf le-
gen, das die Migranten, die zu uns kommen, ein Teil unse-
rer Gesellschaft werden, uns bereichern und sich einbrin-
gen können. Da sind wir in Deutschland auf einem guten
Weg, darum sehen wir keinen Handlungsbedarf in Bezug
auf das, was Sie hier beantragen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Kurt Wiegel
(CDU))
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Vizepräsidentin Heike Habermann:

Danke schön. – Für die SPD-Fraktion spricht Kollege
Roth.

Ernst-Ewald Roth (SPD):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Als ich zum
ersten Mal den Antrag der LINKEN gesehen habe, war
meine erste Frage, wer von der Landesregierung dazu spre-
chen würde. Ich habe mittlerweile herausgefunden, dass es
der Integrationsminister tut. Es hätte aber auch der Innen-
minister sein können, und es hätte genauso gut der Kultus-
minister sein können. Damit ist ein Schwachpunkt des An-
trags angesprochen, das will ich deutlich sagen.

Was den muttersprachlichen Unterricht angeht und wie er
gestaltet wird, ist die zweite Frage. Darüber muss man re-
den und kann man reden. Weiter geht es mit der Frage, wie
es mit der Migrantenberatung aussieht. Darüber kann man
reden und muss man reden, wenn man diese Menschen un-
ter der Überschrift „Integration“ gut in dieses Land inte-
grieren will.

Pädagogisch aber ist es nicht wertvoll, liebe Kolleginnen
und Kollegen der LINKEN, wenn ein so sensibles Thema
mit dem ersten Punkt begonnen wird, der da heißt: Aufhe-
bung des PKK-Verbots.

(Barbara Cárdenas (DIE LINKE): Das war nicht der
erste Punkt!)

Darüber kann man in der Tat auch reden und muss es
wahrscheinlich auch. Aber rufen wir uns in Erinnerung: In
den letzten 30 Jahren sind in diesem Konflikt 42.500 Men-
schen umgekommen. Das ist nicht einfach von hier aus
wettzumachen, indem man sagt, das klären wir jetzt – wie
es im Antrag steht – durch irgendeine Initiative im Bundes-
rat.

Die Situation in der Türkei ist in dieser Frage – das ist in
der einen oder anderen Rede deutlich geworden – alles an-
dere als versöhnt. Dennoch gilt: Auch in der Türkei ist in
der Kurdenfrage wechselseitig etwas in Gang gekommen.
Auch das ist von Vorrednern benannt worden.

Ich glaube, das ist für ein friedliches Zusammenleben die-
ser unterschiedlichen Gruppen in unserem Land von größ-
ter Bedeutung. Von daher: Integration ja, Gleichstellung –
dort, wo es um Gleiches geht – auch ja, und ich greife den
Gedanken der Kollegin Öztürk auf: aber bitte nicht nur
Gleichstellung der kurdischen Minderheit. Warum nur die?
Warum nicht alle, die in dieser Frage betroffen sind?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der LIN-
KEN)

Was wir in der Türkei brauchen, ist für das Zusammenle-
ben für uns hier ein wichtiges Signal. Ich darf das als Mit-
glied der SPD-Fraktion so sagen: In dieser wichtigen Frage
brauchen wir auch einen Wandel durch Annäherung.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Willi van Ooyen
(DIE LINKE))

Wenn wir uns gemeinsam hier und in der Türkei auf den
Weg machen, dass diejenigen, die sich gegenseitig bekriegt
haben, anfangen, Zusammenleben zu gestalten, dann wird
auch Integration hier anders möglich sein, als das in einzel-
nen Punkten derzeit möglich ist.

Zu den beiden eingangs genannten Dingen möchte ich
noch eine konkrete Bemerkung machen. Ich beginne mit
dem muttersprachlichen Unterricht. Ich habe den Kultus-
minister gefragt, der mir sagte, ihm sei nicht eine einzige
Anfrage bekannt, der zufolge es Gruppen gäbe, die so et-
was gewünscht hätten. Damit ist noch nicht zugesagt, dass
wir es einfach so machen können. Aber es muss doch in ir-
gendeiner Weise der Bedarf geklärt sein. Es muss geklärt
sein, wo und in welcher Größenordnung das geschehen
soll. Da bin ich sehr dafür und würde es sofort unterstüt-
zen.

Es muss aber konkret sein; denn nur im Zusammenhang
mit zwei, drei Punkten, die genannt sind, wonach alles
klappen würde, wenn wir das PKK-Verbot aufgehoben
hätten – bitte, da ist mir in diesem Antrag viel zu viel ver-
mischt. Ich ahne, um welche Punkte es darin gehen soll –
im Wesentlichen sind das die Punkte 2 und 3 –, da sind wir
an der Seite der Betroffenen. Aber bei den anderen Punk-
ten würde ich dringend davor warnen, es alles in einem
Antrag und von dieser Stelle aus klären zu wollen. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Für die Landesregierung spricht Staatsmi-
nister Grüttner.

Stefan Grüttner, Minister für Soziales und Integration:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
In der Tat hat der Kollege Roth recht: Es hätte der Innen-
minister sprechen können, es hätte der Kultusminister spre-
chen können, oder jetzt der für Soziales und Integration zu-
ständige Minister. Allerdings würden Sie von allen drei
Ministern die gleiche Einschätzung und die gleiche Ein-
stellung hören – das zeichnet im Übrigen die Landesregie-
rung in ihrer Gänze aus, dass sie an dieser Stelle mit einer
Stimme spricht.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deswegen will ich an dieser Stelle durchaus aus der Sicht-
weise der Verantwortlichkeit des von mir auch vertretenen
Integrationsressorts den Schwerpunkt auf die Integration
legen, weil ich mit dem Betreff der Gleichstellung der kur-
dischen Minderheit in diesem Antrag durchaus diesen An-
satzpunkt sehe, wenngleich ich, wenn ich die einzelnen
Forderungen betrachte – Herr Roth sagte es bereits –, mei-
ne Zweifel habe, ob auf diese Weise das damit formulierte
Ziel erreicht werden kann.

(Ernst-Ewald Roth (SPD): Da muss man überlegen!)

Aus diesem Grund will ich an dem Punkt schon noch ein-
mal die Grundzüge unserer Integrationspolitik in Hessen
darstellen; denn Integration geht alle an, und deswegen
gibt es auch mehrere zu betrachtende Seiten, z. B. die Fra-
ge, wie Menschen sich einbringen, die mit Migrationshin-
tergrund zu uns kommen, und auf der anderen Seite, wie
die Gesellschaft sie aufnimmt. Bei Integration geht es also
um die Gesellschaft als Ganzes, und daran richten wir auch
die hessische Integrationspolitik aus.

Unser Verständnis von Integration ist davon geprägt, dass
rund ein Viertel der hessischen Bevölkerung einen Migrati-
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onshintergrund hat, und wir gehen davon aus, dass dieser
Anteil steigt. Menschen mit Migrationshintergrund sind al-
lerdings keine homogene Gruppe. In Hessen leben Men-
schen aus 184 Nationen.

Damit erübrigen sich auch gesonderte Maßnahmen. Viel-
mehr müssen wir unsere Gesellschaft und ihre Institutionen
auf diese Vielfalt einstimmen und ausrichten. Das ist der
Grund, weshalb die Landesregierung Integration als einen
gesamtgesellschaftlichen Prozess versteht. Grundlage und
Maßstab für Integration – das sage ich gerade in dieser De-
batte sehr nachdrücklich – ist das Grundgesetz. Es gelten
für alle ausnahmslos die Werte und Normen unserer frei-
heitlich-demokratischen Grundordnung.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das Recht gilt für alle. Es gibt keinen Rabatt für bestimmte
Gruppen, und es gibt keine Rosinenpickerei nach dem
Motto: Die Meinungsfreiheit gönne ich mir, aber das
Rechtsstaatsprinzip brauche ich nicht.

Deswegen ist das Grundgesetz die Klammer, in der das
gilt, und die Leitfrage, innerhalb derer sich Integration ab-
spielt. Unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung
hat nur bei Beachtung dieser Grundsätze Bestand und wird
keiner Gefahr ausgesetzt. Das ist auch die Verantwortung,
die wir gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern in Hessen
haben, wenn wir Integrationspolitik machen.

Dieses Integrationsverständnis spiegelt sich, wenn wir die
hessische Landespolitik betrachten, auch in dem Landes-
programm WIR wider. In ganz Hessen unterstützt WIR das
Integrationsmanagement vor Ort, fördert Koordinierungs-
stellen, innovative Projekte, Integrationslotsen und niedrig-
schwellige Sprachangebote. Die Förderung richtet sich ge-
rade nicht auf Gruppen bestimmter Herkunft. Im Gegen-
teil, Projekte werden nur dann gefördert, wenn sie Men-
schen jedweder Herkunft offenstehen. Das ist unser Weg,
Integration in Hessen voranzubringen, und daran halten
wir fest, weil uns der Erfolg recht gibt.

Wir suchen dabei stets nach Partnern. Die Vernetzung mit
anderen Akteuren der Integrationspolitik ist ein entschei-
dendes Kriterium für den Erfolg unserer Arbeit. Solche
Akteure sind die Kommunen, die Schulen, die Kindergär-
ten, die Familienzentren, es sind die Vereine vor Ort, Stif-
tungen und natürlich auch die Migrantenorganisationen. Es
geht uns dabei stets um die Zusammenarbeit im Sinne des
gemeinsamen Erfolgs, um die konkrete Arbeit für Integra-
tion. Wir fördern in diesem Sinne die Integrationsarbeit
und nicht die Akteure.

Deshalb will ich noch einmal zu Ihrem Antrag zurückkom-
men. Dieser vorliegende Antrag richtet sich ausschließlich
und allein auf eine Bevölkerungsgruppe. In der Ge-
samtschau muss man feststellen – Kollege Tipi hat es ge-
sagt –, dass manche Forderungen obsolet sind, etwa die
Gleichstellung bei der Anerkennung des Gemeinnützig-
keitsstatus. Hier gilt gleiches Recht für alle. Eine Gleich-
stellung ist bereits nach geltendem Recht sichergestellt.
Diese Detailfragen und vieles andere mehr können wir ger-
ne im Ausschuss vertiefen.

Vor allem aber folgt dieser Antrag einem Politikansatz, der
für meine Begriffe der Integration als gesamtgesellschaftli-
cher Aufgabe nicht gerecht wird. Er bezieht sich auf eine
bestimmte Bevölkerungsgruppe und berücksichtigt daher
nicht die Teilhabe und Chance für alle hier lebenden Men-

schen. Aus diesem Grund kann die Landesregierung die-
sem Antrag auch nicht zustimmen.

(Beifall bei der CDU, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP sowie bei Abgeordneten der
SPD)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Ich habe keine weiteren Wortmeldungen
vorliegen.

Der Antrag Drucks. 19/1185 wird vereinbarungsgemäß
dem Sozial- und Integrationspolitischen Ausschuss über-
wiesen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 auf:

Antrag der Fraktion der FDP betreffend Arbeitszeitbe-
lastung der Lehrkräfte – Drucks. 19/1200 –

Als Erster spricht Herr Kollege Greilich für die FDP-Frak-
tion.

(Beifall der Abg. Nicola Beer (FDP))

Wolfgang Greilich (FDP):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Die Arbeit der Lehrerinnen und Lehrer kann nicht oft ge-
nug wertgeschätzt und gewürdigt werden. Deswegen haben
wir dieses Thema auf die Tagesordnung gesetzt; denn die
Bedeutung eines unermüdlichen Einsatzes der Lehrkräfte
für den Lern- und Bildungserfolg unserer Schülerinnen und
Schüler ist hinlänglich bekannt und darf keinesfalls unter-
schätzt werden. Viele Studien, nicht nur die Hattie-Studie,
die alle im Bildungsbereich Tätigen kennen, haben heraus-
gearbeitet, dass die Arbeit der Lehrerinnen und Lehrer ex-
trem wichtig dafür ist, dass guter Unterricht gelingt und für
die individuelle Förderung der Kinder und Jugendlichen
als absolute Voraussetzung anzusehen ist.

Genauso muss man anerkennen, dass sich durch gesell-
schaftliche Entwicklungen die Aufgaben in der Bildungs-
und Erziehungsarbeit geändert haben und die Bewältigung
alltäglicher Probleme heute einen weit höheren Stellenwert
einnimmt als vor 20 Jahren.

(Lebhafter Beifall bei der FDP)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bekannt ist auch,
dass sich die Arbeitszeitbelastung der Lehrer nicht nur an
der Unterrichtsverpflichtung orientiert. Die liegt gemäß
Pflichtstundenverordnung für Lehrerinnen und Lehrer bis
zur Vollendung des 50. Lebensjahres zwischen 25 Stunden
an beruflichen Schulen und 29 Stunden an Grundschulen.
Der zeitliche Rahmen, der für diese Tätigkeiten anfällt,
wird oftmals in der gesellschaftlichen Debatte unter- oder
auch manchmal überschätzt, relativiert fernab jeglicher
profunder Kenntnisse oder unter Rückbesinnung auf die ei-
genen, persönlichen Erfahrungen diskutiert, die jeder als
Schüler, als Elternteil, als Lehrkraft oder nur als Bekannter
eines Betroffenen gesammelt hat.

Vor diesem Hintergrund ist es unseres Erachtens dringend
notwendig, die Arbeitsbedingungen und Arbeitsbelastung
durch eine unabhängige wissenschaftliche Erhebung fokus-
siert auf die hessischen Lehrerinnen und Lehrer, für die wir
verantwortlich sind, zu untersuchen.

(Beifall bei der FDP)
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Dabei geht es um mehr als um eine reine statistische Zeit-
erfassung und Aufsplittung auf einzelne Aufgabenfelder.
Dazu gehört auch eine gründliche Analyse bzw. Evaluation
der Aufgaben, der Organisationsabläufe, der Herausforde-
rungen und Strukturen. So beschränkt sich bekanntlich das
Aufgabenspektrum der Pädagogen nicht allein auf die Er-
füllung der wöchentlichen Unterrichtsverpflichtung und
die Vor- und Nachbereitung des Unterrichts. Sie umfasst
daneben auch Aufgaben wie Vorbereitung von Klassen-
fahrten, Durchführung von Klassenfahrten, Schulauffüh-
rungen, Projekten, Konferenzen, das Vernetzen mit ande-
ren Institutionen wie Jugendämtern oder Therapeuten – et-
was, was erheblich zugenommen hat –, Dokumentations-
und Beratungsarbeit und nicht zuletzt, wie wir das in ande-
rem Zusammenhang in der letzten Sitzung des Ausschus-
ses ausgiebig diskutiert haben und auch schon in einigen
Sitzungen vorher, die Fort- und Weiterbildung, die nach
den verbindlichen Vorgaben unseres Schulgesetzes auch in
der unterrichtsfreien Zeit zu erfolgen hat.

(Beifall bei der FDP)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die so zu erhe-
benden Daten können uns künftig als Grundlage dienen,
wenn es darum geht, Lehrerinnen und Lehrer von unnöti-
gen Aufgaben zu entlasten, Prozesse zu optimieren. Wir
wollen schließlich – wahrscheinlich alle, das hoffe ich
doch –, dass unsere Lehrerinnen und Lehrer vor allem ge-
nügend qualitativ hochwertige Zeit für die Bildungsarbeit
der Kinder und Jugendlichen haben. Ich kann es nur wie-
derholen, es ist ein Ergebnis unter anderem der Hattie-Stu-
die: Letztlich kommt es darauf an, dass wir gute Lehrer in
den Schulen haben. Das ist die alles entscheidende Grund-
frage.

(Beifall bei der FDP)

Selbstverständlich hat es in den vergangenen Jahren und
Jahrzehnten bereits Untersuchungen gegeben, die sich mit
der Arbeitszeitbelastung beschäftigt haben. Die sind jedoch
alle entweder regional zu verorten oder haben sich auf ein-
zelne Aspekte konzentriert, oder sie liegen so lange zu-
rück, dass sie sich in der veränderten Schul- und Arbeits-
wirklichkeit nicht mehr heranziehen lassen, um die Beur-
teilung der heutigen Situation zu erlauben.

Ich sage es zum Schluss: Eine Gesellschaft, die für sich in
Anspruch nimmt, dass Bildung und Erziehung der zukünf-
tigen Generationen höchste Priorität haben sollen, kann es
sich nicht leisten, motivierte und engagierte Lehrkräfte zu
verlieren. Deshalb unser Antrag. Ich bitte um Zustimmung.
Wir werden es im Ausschuss noch weiter beraten, aber
dann sollten wir diese Untersuchung zügig in Auftrag ge-
ben. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Für die Fraktion DIE LINKE spricht Frau
Cárdenas.

Barbara Cárdenas (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Es gibt auch
hier im Hohen Hause immer wieder Momente, bei denen
ich mich frage, wo ich eigentlich bin. Situationskomik ist
die eine Sache, aber was die FDP hier mit diesem Antrag

macht, das kann nur das Resultat von Regierungsbeteili-
gungsamnesie sein.

Verstehen Sie mich nicht falsch, meine Damen und Her-
ren. Inhaltlich ist an diesem Antrag kaum etwas zu bemän-
geln, außer vielleicht der Kleinigkeit, dass es – auch wenn
es die Herren der FDP erstaunen sollte – auch weibliche
Schulleiterinnen gibt.

Inhaltlich stimmt es aber: Die hohen Arbeitsbelastungen
der Lehrerinnen und Lehrer sind ein großes Problem, eben-
so die Verlagerung von Verwaltungstätigkeiten auf das
Lehrpersonal sowie die nicht vorhandene Unterstützung
bei immer neuen Herausforderungen.

Da ist beispielsweise der inklusive Unterricht zu nennen,
die Integration von Flüchtlingskindern, das Aufgreifen
neuer pädagogischer Konzepte oder auch die Anforderun-
gen, die Ganztagsschule mit sich bringt. Angesichts all die-
ser Herausforderungen dürfen Lehrerinnen und Lehrer
nicht alleingelassen werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Zudem, das wissen wir alle, haben hessische Lehrerinnen
und Lehrer im Bundesschnitt mit die längsten Arbeitszei-
ten. Und dank schwarz-grüner Kürzungspolitik sollen die
überwiegend verbeamteten Lehrerinnen und Lehrer nun
auch noch mit einer Nullrunde, was die Beamtenbesoldung
betrifft, beschenkt werden.

Aber, liebe FDP, das alles ist doch nichts Neues. Das ist
doch ein Resultat Ihrer eigenen Regierungsbeteiligung.
Wenn ich in Ihre Reihen schaue, dann sehe ich nur vertrau-
te Gesichter, die auch in den letzten beiden Legislaturperi-
oden schon hier gesessen haben.

Außerdem hat Ihre Fraktion die letzten beiden Kultusmi-
nisterinnen gestellt. Unzählige Briefe bezüglich der viel zu
hohen Arbeitsbelastung von Lehrerinnen und Lehrern ha-
ben Sie in den letzten Jahren erreicht, ebenso Petitionen,
Resolutionen und Hilferufe.

Meine Dame und meine Herren von der FDP, das alles ha-
ben Sie in den letzten Jahren nicht nur ignoriert, sondern
Sie haben diese schlimme Situation an den hessischen
Schulen mit Ihrer Politik etabliert und fortgeschrieben.

(Beifall bei der LINKEN)

Sich also jetzt hier als Verfechter für gute Arbeitsbedin-
gungen an den hessischen Schulen hinzustellen, das mag
zwar in Ihren Plan einer parteilichen Neuausrichtung hin-
einpassen, scheitert aber leider an einer Realität, die Sie
selbst geschaffen haben.

Sie hatten es doch mit Ihrer Kultusministerin in der Hand,
genau das abzuändern, was hier in Ihrem Antrag aufgeführt
wird. Hätten Sie die Nöte der Lehrerinnen und Lehrer auch
nur ansatzweise ernst genommen, wäre in den letzten Jah-
ren längst etwas an dieser Situation, an dieser tatsächlich
viel zu hohen Arbeitsbelastung geändert worden.

Auch wenn ich in der Regel wissenschaftliche Untermaue-
rung befürworte – die Frage nach Informationen über die
Arbeitszeitbelastung dürfte Ihre ehemalige Kultusministe-
rin doch zur Genüge beantworten können.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich kann also festhalten: Wie das Fähnchen im Wind, so
sieht Ihre Politik aus. Pech für Sie, dass dieses Schauspiel
nicht nur mehr als durchschaubar ist; es hat auch den Be-
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griff des Fremdschämens verdient. – Ich danke für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Danke schön. – Als Nächster spricht Kollege Irmer, CDU-
Fraktion.

Hans-Jürgen Irmer (CDU):

Werte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Dem ersten Satz
des FDP-Antrags können wir sicherlich alle zustimmen,
wenn es dort heißt, dass der Landtag die Arbeitsbelastung
der Lehrer insgesamt anerkennt und sich dafür einsetzt,
dass diese Anerkennung und Wertschätzung für die wichti-
ge Arbeit erfahren müssen. Ich teile das ausdrücklich.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Liebe Kollegen von der FDP, aber glaubwürdiger wäre ei-
ne solche Initiative, wenn sie zu der Zeit gekommen wäre,
als Sie selbst die Verantwortung hatten. Fünf Jahre haben
Sie die Kultusministerin gestellt. Sie hatten also im Grunde
genommen fünf Jahre Zeit, genau das zu machen, was Sie
heute fordern. Das ist das eine.

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der FDP)

– Bei aller Wertschätzung: Das müssen Sie sich gefallen
lassen. – Zum Zweiten, lieber Kollege Lenders, wäre die-
ser Antrag noch glaubwürdiger, wenn er nicht teilweise
wortidentisch von einem Antrag der FDP-Landtagsfraktion
Niedersachsen abgeschrieben worden wäre. So weit dazu,
so viel muss sein.

(Florian Rentsch (FDP): Die haben die gleiche Si-
tuation wie wir!)

Sie haben zu Recht auf die Bedeutung des Lehrers für den
Bildungserfolg der hessischen Schüler hingewiesen. Hat-
tie-Studie, Schaarschmidt-Studie und andere – alle kom-
men zum gleichen Ergebnis: Lehrer sind die gesellschaftli-
chen Architekten der Zukunft. Lehrer halten den Schlüssel
zu besseren Lernergebnissen in ihren Händen. Lehrer tra-
gen dazu bei, dass sich Schüler zu Persönlichkeiten ent-
wickeln und ihr Leistungspotenzial ausschöpfen können.

Das ist das Ergebnis vieler entsprechender Studien und al-
les richtig. Deshalb ist es aus unserer Sicht genauso wich-
tig, dass wir alles dazu beitragen, dem Lehrerberuf auch
entsprechendes Ansehen zu verleihen. Da sind Formulie-
rungen und Beschimpfungen wie die früheren schröder-
schen „faulen Säcke“ alles andere als hilfreich; sie sind fa-
tal und genau das Falsche.

Verehrte Frau Kollegin Beer, dazu gehört auch Ihre Aussa-
ge als Generalsekretärin vor einem guten Jahr: Wir haben
viele Lehrer, die nicht in die Schule gehören. – Auch das
ist die falsche Botschaft, die Sie gesendet haben, liebe Frau
Kollegin. Deshalb müssen wir alles daransetzen, wie es in
Finnland ist, dazu beizutragen, dass der Lehrerberuf den
entsprechenden Stellenwert hat. Dazu müssen wir alle bei-
tragen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollege Irmer, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Hans-Jürgen Irmer (CDU):

Bei fünf Minuten keine, ich bitte um Verständnis.

(Zuruf der Abg. Nicola Beer (FDP))

Meine Damen und Herren, wir begrüßen, dass es seit Jah-
ren einen deutschen Lehrerpreis gibt, dass es einen Schul-
preis gibt, also Best-Practice-Beispiele. Herr Kollege
Schaus, wir haben am 5. Oktober den Weltlehrertag. Das
Motto 2014 war „Invest in the future – invest in teachers“.
Das ist genau das, was wir auch – früher mit der FDP –
heute mit den GRÜNEN machen. Wir investieren in Leh-
rer, um damit die entsprechenden Voraussetzungen zu
schaffen.

(Beifall bei der CDU)

Verehrte Kollegen von der FDP, Sie haben in Ihrem An-
trag viele Punkte angesprochen, was Lehrer alles machen
müssen – alles korrekt, alles in Ordnung. Vieles davon ist
das, was tatsächlich jeden Tag, im Übrigen seit 20 Jahren,
geschieht. Aber es gibt in der heutigen Zeit auch zusätzli-
che Belastungen. GEW, Philologenverband, VBE – ohne
Wertung, ohne alles –: Mehrbelastung durch Inklusion,
Vertretungsunterricht, aggressives Schülerverhalten, Lärm,
Ausweitung der Leistungserhebung, heterogenere Schüler-
schaften, Bürokratieaufwand, Elternansprache heute
schwieriger, Erziehungsdefizite größer, Sekundärtugenden
ausbaufähig. Das ist eine kurze Auswertung von vielen Be-
legen und Erklärungen von unterschiedlichen Lehrerver-
bänden, die ich in der Sache teile.

Jetzt kommen wir zu der Arbeitsbelastung, die gehört näm-
lich auch dazu. Die Arbeitsbelastung ist im Übrigen auch
abhängig von der Lehrerpersönlichkeit, vom Lehramt, von
der Frage des Einsatzes in Grundschule, Mittelstufe oder
Oberstufe. Habe ich ein Korrekturfach, habe ich zwei Kor-
rekturfächer, welche habe ich, habe ich beispielsweise La-
tein? „Coniuratio Catilinae“ von Sallust, „De Bello Galli-
co“ von Caesar sind immer noch das Gleiche. Da braucht
man nicht viel zu ändern. Oder Pythagoras.

Aber habe ich Englisch und Gemeinschaftskunde, da ver-
ändert sich eine ganze Menge. Das gehört alles zu den un-
terschiedlichen Belastungen. Deshalb kann ich das nicht so
pauschal machen, wie es hier vorgesehen ist.

Meine Damen und Herren, wir wissen, die Belastung liegt
unterschiedlich bewertet irgendwo bei 1.750 Stunden im
Jahr. Deshalb müssen wir alles daransetzen – und das muss
das Ziel sein, statt Studien –, zu sehen, wo wir Entlastun-
gen hineinbringen können.

Das ist das Beispiel der Entbürokratisierung. Das ist das
Beispiel der Assistenzen. Schulsozialarbeit, Sozialindex,
kleinere Klassen, Sternchenregelung haben wir wegfallen
lassen, Vertretungsmittel erhöht, 104, 105 % Lehrerversor-
gung, Arbeitsbedingungen in Klassen auch von den Schul-
trägern verbessert – das alles sind Rahmenbedingungen,
die helfen, die Situation insgesamt entsprechend zu verän-
dern oder zu verbessern. Da müssen wir uns zusammenset-
zen. Dafür brauchen wir keine teuren Studien.
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Vizepräsidentin Heike Habermann:

Herr Kollege Irmer, kommen Sie bitte zum Ende.

Hans-Jürgen Irmer (CDU):

Frau Präsidentin, ich bin am letzten Satz. – Das Ziel muss
doch sein, Lehrern mehr Zeit zu geben, um persönliche Zu-
wendung von Mensch zu Mensch geben zu können. Sie ist,
wie Hartmut von Hentig das formuliert, eine heilende emo-
tionale Kraft.

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollege Irmer, bitte kommen Sie zum Schluss.

Hans-Jürgen Irmer (CDU):

Frau Präsidentin, deshalb sage ich, wir brauchen keine teu-
ren Studien, sondern müssen alles daransetzen, um etwas
dazu beizutragen. Das ist der Punkt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kolleginnen und Kollegen, als Nächster spricht Kollege
Degen für die SPD-Fraktion.

Christoph Degen (SPD):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich stelle fest: Niemals geht man so ganz.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der SPD)

– Immerhin habe ich wieder die Aufmerksamkeit des
Hauses. Das ist zu so später Stunde doch schwierig.

Ich möchte mit einem Satz anfangen, den ich gefunden ha-
be. Er lautet:

Sie verbringen in ihrem Leben mehr Zeit damit, Te-
lefonate mit Eltern zu führen, als mit dem Küssen.

So beginnt der Leitartikel in „Bildung bewegt“. Das ist die
Ausgabe vom Dezember 2014. Herausgeber ist das Lan-
desschulamt. Nicht alles, was das Landesschulamt gemacht
hat, war schlecht.

(Beifall des Abg. Wolfgang Greilich (FDP))

Ich fand diesen Artikel ganz spannend. Ich will noch wei-
ter die Einleitung zitieren. Dort heißt es:

Sie müssen sich in regelmäßiger Wiederkehr sehr
schnell fast 200 Kindernamen einprägen und die
Biografien hinter den Namen kennenlernen. Sie wer-
den mehrere Stunden am Tag einem Lärm ausge-
setzt, der einer viel befahrenen Hauptverkehrsstraße
gleicht. Ihr Körper, ihr Geist und ihre Psyche wer-
den in ihrem Beruf stark beansprucht. Pausen stellen
keine Erholung dar. Sie korrigieren in einem Jahr
häufig Tausende an Arbeiten. Sie jonglieren tagtäg-
lich mit diskrepanten Rollenerwartungen und sind
doch Hoffnungsträger und stille Heldinnen und Hel-
den: Lehrerinnen und Lehrer.

Ich finde, das ist ein sehr treffendes Zitat. Ich finde, der
Antrag der FDP-Fraktion ist es durchaus wert, debattiert zu

werden. Die Thematisierung ist richtig, um wirklich einmal
über die Arbeitsbedingungen der Lehrkräfte zu sprechen.

Herr Kollege Irmer, ich verstehe die hohe Emotionalität
nicht, mit der Sie sich sperren, einmal genau hinzuschauen
und Transparenz zu erzeugen. Ich finde, in dem Antrag ist
gar keine große Wertung. Es soll darauf hinauslaufen, ein-
mal zu schauen, was Lehrkräfte heute zu tun haben.

Was die Kosten angeht, kann man sagen: Das Land Hessen
hat einige Universitäten. Ich könnte mir denken, dass man
schauen kann, ob man nicht Mittel und Wege findet, ein
Projekt zu entwickeln, das vielleicht gar nicht so unermess-
lich teuer wäre. Darüber sollte man erst einmal reden.

(Beifall bei der SPD)

Ja, wir wollen motivierte Lehrkräfte, Lehrkräfte, die für ihr
Thema brennen, Lehrkräfte, die viel geben, die alles geben
und über ihre Pflichtaufgaben hinaus versuchen, die Kin-
der, die Jugendlichen, die Schülerinnen und Schüler zum
bestmöglichen Abschluss zu führen. Aber auch viele Lehr-
kräfte stoßen mittlerweile an ihre Grenzen. Es gab im
Sommer letzten Jahres eine Überlastungsanzeige der Per-
sonalräte von zwölf Darmstädter Grundschulen, die gezeigt
hat, wann Lehrkräfte an ihre Grenzen kommen. Ich glaube,
dabei wird es nicht bleiben. Der Burn-out ist ein zuneh-
mender Trend. Die Überlastung der Lehrkräfte nimmt zu.

Deswegen muss man fragen, was sich im Lehreralltag ver-
ändert hat. Gestern hat Herr Kollege Wagner die Verände-
rungen epochal genannt. Herr Kollege Wagner, ich denke
nicht, dass das auf den Pakt für den Nachmittag zutrifft.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich denke, dass wir in den letzten 10 bis 20 Jahren einiges
erlebt haben. Ich will es nennen: die Kompetenzorientie-
rung, die Verankerung der Schulcurricula in den einzelnen
Schulen, eine sich verändernde Schülerschaft, bei der Er-
ziehung weniger im Elternhaus stattfindet und mehr in der
Schule stattfinden muss. Davon kann man halten, was man
will. Die Schulsozialarbeit muss mehr übernehmen. Sie
wird fatalerweise gekürzt. Absprachen mit Eltern, Thera-
peuten und Beratungsstellen sind zunehmend notwendig.
Berichte müssen geschrieben werden.

Darüber haben wir dieser Tage auch schon gesprochen:
Cybermobbing und die Hilflosigkeit der Lehrkräfte, damit
umzugehen. Genauso betrifft das die Frage der Entwick-
lung der Ganztagsschule mit Konzepterstellung. Schließ-
lich geht es um die Koordinierung mit Vereinen und Be-
treuungskräften bei einer heterogenen Schülerschaft, die
immer stärker heterogen wird. Unterschiedliche Lerntempi
sind zu beachten. Heute funktioniert es einfach nicht mehr,
dass Sie in eine Klasse gehen und alle gleichzeitig im Buch
zur gleichen Zeit die gleiche Seite umblättern.

Es gibt die inklusive Beschulung mit der Erstellung der
Förderpläne, den Beratungsgesprächen und mit zunehmen-
der Diagnostik. Individuelle Rückmeldungen müssen gege-
ben werden. Viele sind in Förderausschüssen vertreten. Die
Lehrkräfte müssen eine differenzierte Unterrichtsvorberei-
tung leisten. Es gibt die Koordination verschiedener Pro-
fessionen und die Anleitung der Hilfskräfte. Regelschul-
lehrkräfte fühlen sich alleingelassen und überfordert. All
das müssen wir zur Kenntnis nehmen und darüber reden.

Was tut das Land Hessen im Augenblick? Ich meine, man
kann natürlich einerseits sagen: Die Lehrerausstattung ist
nicht schlecht, 104 %, das ist schon etwas. – Aber das ist
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kein Allheilmittel. Es kann nicht sein, dass es auf alle Fra-
gen und auf alle Probleme, die angesprochen werden, im-
mer heißt: Na ja, wir haben doch 104 bzw. 105 %, das
muss schon reichen.

So ist es nicht. Meine Damen und Herren, Sie müssen ge-
rade die Lehrkräfte und Kollegen davor schützen – –

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Herr Kollege Degen, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Christoph Degen (SPD):

Frau Präsidentin, ich komme zum Schluss. – Die Aufgaben
nehmen immer mehr zu. Anstatt sich selbst zu entlasten,
wird versucht, alle Angebote wahrzunehmen. Dementspre-
chend erwarten wir, dass das Land Hessen mehr Verant-
wortung übernimmt und Fürsorge für die Lehrkräfte über-
nimmt.

Ich freue mich auf die Beratung im Ausschuss. Wir zeigen
uns offen für eine solche Studie. Hinsichtlich der Rahmen-
bedingungen müssen wir noch konkretisieren, wer, wie,
wann – –

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Herr Kollege Degen, bitte kommen Sie zum Schluss Ihrer
Rede.

Christoph Degen (SPD):

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Als Nächster spricht Kollege May für die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

(Michael Boddenberg (CDU): Herr Degen hat ge-
dacht, das sei eine Doppelstunde! – Gegenruf der
Abg. Nancy Faeser (SPD): Herr Irmer aber auch!)

Daniel May (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Als ich den Antrag der FDP-Fraktion das erste Mal gelesen
habe, musste auch ich unwillkürlich an die doch etwas
pauschalen Aussagen der Ex-Ministerin Beer denken, die
eben schon für Aufsehen bei der FDP-Fraktion gesorgt ha-
ben. Ich dachte, das ist jetzt sozusagen die Richtigstellung
der FDP-Fraktion. Denn in den ersten beiden Ziffern ihres
Antrags beschreiben sie richtig, was für eine wichtige Ar-
beit Lehrerinnen und Lehrer in diesem Land jeden Tag er-
ledigen.

Diese Arbeit soll von uns nicht gering geschätzt werden.
Vielmehr haben wir dort, wie es Frau Beer früher einmal
richtig genannt hat, Helden des Alltags, deren Arbeit wir
wertschätzen müssen. Von daher sehe ich die ersten beiden
Ziffern schon als eine Läuterung der FDP-Fraktion gegen-
über den Lehrerinnen und Lehrern.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
des Abg. Armin Schwarz (CDU))

Das, was von Ihnen in den ersten beiden Ziffern beschrie-
ben wird, ist unstrittig. Sie schreiben, dass es auf die Leh-
rer ankomme und dass der Bildungserfolg in der Schule
ganz entscheidend von ihnen abhänge. Das kann man
durchaus bejahen.

Auch bei dem, was Sie in der zweiten Ziffer beschreiben,
nämlich was Pädagogen an den Schulen alles leisten müs-
sen, kann ich Ihnen nur zustimmen. Lehrerinnen und Leh-
rer müssen eine Menge bewerkstelligen. Deswegen sind
sie uns auch so wichtig. Deswegen ist diese Koalition da-
mit angetreten, die Ausstattung der Schulen mit Lehrerin-
nen und Lehrern prozentual weiter zu verbessern, indem
wir jede Stelle im System halten, obwohl die Schülerzahl
immer weiter zurückgeht. Damit verbessern wir die Ar-
beitssituation der Lehrerinnen und Lehrer, anstatt an ihrer
Situation herumzuforschen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der CDU)

Von daher kann man sagen: Alles, was Sie in der zweiten
Ziffer beschreiben, ist richtig. Es ist auch richtig, dass sich
die Lehrerinnen und Lehrer mit neuen Problemen ausein-
andersetzen müssen. Lehrer stehen immer wieder neuen
Schülergenerationen gegenüber. Von daher wandeln sich
auch die Herausforderungen, die Lehrerinnen und Lehrer
zu bewältigen haben.

Das ist sicherlich richtig: Die Medienverwahrlosung, die
wir diese Woche schon angesprochen haben, ist in dieser
Generation sicherlich ganz prominent. Damit einher gehen
immer kürzere Aufmerksamkeitszeiten und immer stärkere
Erziehungsarbeit. Die erzieherischen Aufgaben werden im-
mer schwerwiegender. All das kann man sicherlich unter
den Begriff Medienverwahrlosung fassen. Damit muss
man sich noch einmal näher auseinandersetzen.

Es hilft den Lehrerinnen und Lehrern aber nichts, wenn wir
die Arbeitszeit von ihnen noch einmal hoch wissenschaft-
lich untersuchen lassen. Vielmehr müssen wir die konkre-
ten Bedingungen an den Schulen verbessern, anstatt ir-
gendwelche Studien auf den Weg zu bringen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie der Abg. Michael Boddenberg und Holger Belli-
no (CDU))

Vor allen Dingen – darauf ist schon hingewiesen worden –
muss die Arbeitszeit von Lehrerinnen und Lehrern jetzt
nicht neu erfunden werden. Nach meinem Dafürhalten
muss das Hessische Kultusministerium auch in der Ver-
gangenheit verantwortungsvoll mit der Arbeitszeit der
Lehrerinnen und Lehrer umgegangen sein. Ich vermute das
einmal. Andernfalls wäre das sicherlich ein untragbarer
Zustand. Daher könnte man es natürlich auch als ein ge-
wisses Misstrauensvotum gegenüber der Arbeit der Amts-
vorgängerinnen in diesem Amt verstehen, was die FDP-
Fraktion hier auf den Weg gebracht hat.

Herr Kollege Degen und Frau Kollegin Cárdenas, Sie ha-
ben hier gesagt, die Schulen seien schlecht ausgestattet.
Frau Cárdenas, Sie sagen, es gebe eine schlimme Situation.
Der Kollege Degen sagt, wir müssen noch mehr Geld hin-
eingeben, die Schulsozialarbeit sei quasi kurz vor – – Das
alles ist vollkommen falsch. Natürlich kann man sich hier-
hin stellen und eine Wurstthekenoppositionsrede halten,
die fragt: Darfs noch ein bisschen mehr sein? – Aber wenn
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Sie ehrlich sind, müssen Sie anerkennen, dass diese Koali-
tion schon Erhebliches für die Schulen leistet.

(Günter Rudolph (SPD): Das ist wahrscheinlich hin-
gerotzt!)

Der Ländervergleich zeigt: Wir tun sehr viel mehr als alle
anderen Länder. Wir müssen uns hier nicht verstecken.
Beim Thema Sozialindex, Pakt für den Nachmittag, durch-
schnittlich 105-prozentige Lehrerversorgung können wir
uns sehr gut sehen lassen. Wir verbessern ganz konkret die
Bedingungen für Lehrerinnen und Lehrer.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der CDU)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Für die Landesregierung spricht Staatsmi-
nister Lorz.

Prof. Dr. R. Alexander Lorz, Kultusminister:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich weiß auch
nicht, warum es in diesem Plenum so ist, dass die schulpo-
litischen Themen immer am Ende eines Tages stehen. Das
hat die Schulpolitik eigentlich ihrer Bedeutung nach nicht
verdient.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Abg.
Marjana Schott (DIE LINKE) – Hermann Schaus
(DIE LINKE): Das schätzt die eigene Fraktion
nicht!)

Aber ich weiß, dass man gegen die Gesetzmäßigkeiten der
Tagesordnung natürlich nichts ausrichten kann.

Meine Damen und Herren, dieser Antrag der FDP enthält
seine wichtigste Aussage gleich zu Beginn, nämlich den
Hinweis auf die Bedeutung, die die Lehrerinnen und Leh-
rer für den Bildungserfolg der Schülerinnen und Schüler
haben, und die Notwendigkeit, ihnen in ihrem Berufstand
Anerkennung und Wertschätzung entgegenzubringen. Das
kann man nur unterstreichen.

Wenn ich mir das von vielen gepflegte gesellschaftliche
Bild von Lehrerinnen und Lehrern anschaue – Herr Abg.
Irmer hat schon auf einschlägige Zitate dazu hingewie-
sen –, dann stelle ich fest, da ist auch wirklich noch einiges
zu tun. Meine Damen und Herren, das aber ist nicht primär
eine Frage der Arbeitsbedingungen, das ist eine Frage von
Haltung und Einstellung in der gesamten Gesellschaft, und
das ist eine Hausaufgabe für uns alle.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Trotzdem haben die Arbeitsbedingungen natürlich für die
Aufgabenerfüllung der Lehrerinnen und Lehrer eine zen-
trale Bedeutung. Deswegen ist es auch gut und richtig, dar-
über zu reden.

Es ist auch richtig, dass sich die Aufgaben in Bildung und
Erziehung insgesamt durch die gesellschaftlichen Entwick-
lungen verändert haben. Das allerdings tun sie permanent.
Deswegen muss man das auch ein bisschen differenzierter
betrachten.

Wenn ich in dem Antrag von Herausforderungen wie Klas-
senfahrten, Schulaufführungen und Konferenzen lese, dann
muss ich doch feststellen: Das sind jetzt keine wirklich

neuen Herausforderungen. Die kommen eher von anderer
Seite her, und einige davon sind hier auch durchaus ge-
nannt.

Meine Damen und Herren, vor allen Dingen aber – und da
bin ich auch Herrn Abg. Greilich dankbar, dass er das her-
ausgearbeitet hat –: Wenn wir über Arbeitsbedingungen re-
den, dann können wir nicht nur über Pflichtstunden reden
und ebenso wenig über Vor- und Nachbereitung oder über
Korrekturarbeiten. Das alles ist wichtig und von zentraler
Bedeutung, aber das Thema Arbeitsbedingungen umfasst
sehr viel mehr.

Meine Damen und Herren, da reden wir beispielsweise
über Klassengrößen. Aus der Perspektive von Lehrerinnen
und Lehrern ist das ein ganz wesentlicher Faktor, der be-
stimmt, wie anstrengend der Beruf in der tatsächlichen
Ausübung ist. Da müssen wir darüber reden, dass bei-
spielsweise im Jahr 2011 die Klassengrößen durch die
Bank um drei Schülerinnen oder Schüler abgesenkt worden
sind und dass wir heute in Hessen im Landesschnitt die
kleinsten Klassen haben, die es je in diesem Land gegeben
hat. Das ist ein ganz wesentlicher Entlastungsfaktor.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dann reden wir beispielsweise über Spielräume, über An-
rechnungsstunden, die nach der Neufassung der Pflicht-
stundenverordnung im Jahr 2012 für besondere außerunter-
richtliche Tätigkeiten gegeben werden können. Da reden
wir über Deputatstunden oder über die Gestaltungsmög-
lichkeiten im Rahmen von kleinem und großem Schulbud-
get. Und ja, meine Damen und Herren, dann reden wir bitte
auch über die zusätzlichen Lehrerstellen, da reden wir na-
türlich über die 104 oder 105 %, und dann reden wir vor
allen Dingen über die Stellen, die permanent zusätzlich
jenseits dieser 105 % hineingegeben werden und die genau
diese Faktoren adressieren, die hier als Belastungsfaktoren
genannt worden sind. Da reden wir beispielsweise von der
sozial indizierten Lehrerzuweisung, von der Aufstockung
der mobilen Vertretungsreserve, vom kontinuierlichen
Ausbau des Ganztagsangebots, von den zusätzlichen Mit-
teln, die in inklusive Beschulung oder in die Deutschförde-
rung für Seiteneinsteiger oder überhaupt für Deutsch als
Zweitsprache investiert werden. Das alles sind zusätzliche
Ressourcen. Auch die ganze sogenannte demografische
Rendite fließt da hin. Das sind alles zusätzliche Ressour-
cen, die jenseits der 104, 105 % in ständig zunehmendem
Maße hineingegeben werden, um genau diese Belastungs-
faktoren zu adressieren.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Natürlich kann man das auch anders sehen. Man kann bei-
spielsweise auch sagen, nehmen wir doch lieber all diese
Ressourcen zusammen und reduzieren etwa die Pflicht-
stunden. Dann unterrichten die Lehrer vielleicht weniger
Stunden, dafür aber vor größeren Klassen. Ob das den Leh-
rerinnen und Lehrern am Ende wirklich zugutekommt, dar-
über kann man sicherlich diskutieren.

Unser Konzept besteht darin: Wir setzen auf Spielräume,
auch und gerade für die Schulen vor Ort, um auf die indivi-
duellen Belastungsfaktoren für die Lehrkräfte zu reagieren.
Wir setzen also nicht auf pauschale Lösungen – einmal
nach Schema F über alles drüber –, sondern wir wollen die
Möglichkeit, flexibel und individuell vor Ort den Belas-
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tungen der einzelnen Lehrerinnen und Lehrer Rechnung zu
tragen.

Das genau ist das Problem, das wir mit der hier angeregten
wissenschaftlichen Erhebung bekommen. Herr Abg. Irmer
hat das auch schon gesagt. So differenziert, so persönlich,
wie es erforderlich ist, vor Ort auf die individuellen Belas-
tungsfaktoren zu reagieren, so genau kann sie gar nicht
sein.

Deswegen, meine Damen und Herren: Das Anliegen dieses
Antrags ist gut und richtig. Das Instrument aber, das hier
vorgeschlagen wird, ist untauglich und würde nur eine
überflüssige Belastung im Erhebungsaufwand für die Leh-
rerinnen und Lehrer mit sich bringen. – Vielen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Vielen Dank. – Ich habe keine weiteren Wortmeldungen.

Für eine persönliche Bemerkung nach § 81 unserer Ge-
schäftsordnung erteile ich der Kollegin Beer das Wort.
Kollegin Beer, ich weise Sie darauf hin, dass die Ausfüh-
rungen fünf Minuten nicht übersteigen dürfen und dass Sie
ausschließlich Angriffe auf die eigene Person zurückwei-
sen dürfen.

Nicola Beer (FDP):

Frau Präsidentin, ganz herzlichen Dank. Ich werde weder
die fünf Minuten brauchen noch mich außerhalb des per-
sönlichen Angriffs bewegen.

Herr Kollege Irmer, ich lege aber doch Wert darauf, wenn
Sie mich hier schon ob meiner Leistungen in den knapp
zwei Jahren als Kultusministerin angehen und auch noch
meinen, das mit einem Zitat belegen zu müssen, dass Sie
mich richtig zitieren.

(Florian Rentsch (FDP): Aha!)

Richtig lautet nämlich die Passage, die Sie aus einem kom-
pletten Artikel herausgerissen haben – aber das lasse ich
jetzt einmal beiseite stehen –, wie folgt:

Wir haben viele tolle Lehrer, aber leider auch zu vie-
le, die nicht in die Schule gehören.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Michael Bodden-
berg (CDU))

Ich bin Ihnen ausgesprochen dankbar, das hier klarstellen
zu können: Das deckt sich absolut mit meinen Äußerungen
als Kultusministerin. Das halte ich hier sowohl als Land-
tagsabgeordnete als auch als Generalsekretärin der Freien
Demokratischen Partei aufrecht. Ich sage Ihnen ganz deut-
lich: Ein einziger Lehrer, der schlecht ist, der Kinder nicht
fördern kann, der Kinder nicht neugierig hält, der bei Kin-
dern keinen Lernfortschritt erzielt, ist ein Lehrer zu viel;
denn das sind zu viele verlorene Lebenschancen, und das
sollten wir unseren Kindern nicht zumuten.

(Beifall bei der FDP – Florian Rentsch (FDP): Herr
Irmer ist schon lange nicht mehr in der Schule!)

Deswegen ja: Gute Lehrer sind – –

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Frau Kollegin Beer, das sind bereits inhaltliche Aussagen.

Nicola Beer (FDP):

Nein, langsam. Der Kollege von den GRÜNEN, Herr May,
hat mich auch noch zitiert. – Gute Lehrer sind für mich
nach wie vor die Helden unseres Alltags. Denn sie werden
in unserer Gesellschaft und auch in unserem Landtag zu
häufig nicht ausreichend gewürdigt. Aber, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren,

(Zuruf des Abg. Mathias Wagner (Taunus) (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN))

wir können es uns nicht leisten, mit schlechten Lehrern Le-
benschancen von Kindern zu verschenken, denn diese
Chancen können die Kinder

(Zurufe von der CDU)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kollegin Beer, ich bitte Sie, zum Schluss zu kommen.

Nicola Beer (FDP):

nicht nachholen.

(Beifall bei der FDP – Florian Rentsch (FDP): Herr
Irmer hat die Schule schon lange verlassen!)

Vizepräsidentin Heike Habermann:

Kolleginnen und Kollegen! Es ist vorgeschlagen, den An-
trag an den Kulturpolitischen Ausschuss zu überweisen. –
Das ist so beschlossen.

Ich rufe zum Schluss Tagesordnungspunkt 27 auf:

Beschlussempfehlung und Bericht des Haushaltsaus-
schusses zu dem Antrag der Landesregierung betref-
fend Entlastung der Landesregierung wegen der Haus-
haltsrechnung des Landes Hessen für das Haushalts-
jahr 2012 – Drucks. 19/1229 zu Drucks. 19/871 zu
Drucks. 19/370 –

Berichterstatter ist Abg. Kaufmann. – Wir verzichten groß-
zügig auf die Berichterstattung, Herr Kaufmann.

Über die Empfehlung soll ohne Aussprache abgestimmt
werden. Wer der Beschlussempfehlung zustimmt, den bitte
ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP. Wer ist
dagegen? – Wer enthält sich? – Die Fraktionen der SPD
und der LINKEN. Damit ist die Beschlussempfehlung an-
genommen.

Kolleginnen und Kollegen, wir kommen zur Bereinigung
der Tagesordnung.

Tagesordnungspunkt 18 wird in das nächste Plenum ge-
schoben.

Tagesordnungspunkt 19 und Tagesordnungspunkt 25
werden abschließend im Sozial- und Integrationspoliti-
schen Ausschuss beraten. – So beschlossen.
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Die Tagesordnungspunkte 20, 26 und 63 sowie Tages-
ordnungspunkt 21 werden in das nächste Plenum gescho-
ben.

Tagesordnungspunkt 22 soll zur abschließenden Bera-
tung an den Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr
und Landesentwicklung überwiesen werden. – So be-
schlossen.

Die Tagesordnungspunkte 23, 24, 28, 29, 30, 31 und 33
werden in das nächste Plenum geschoben.

Tagesordnungspunkt 36 soll zur abschließenden Bera-
tung an den Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr
und Landesentwicklung überwiesen werden. – So be-
schlossen.

Die Tagesordnungspunkte 39 und 40 werden ebenfalls in
das nächste Plenum geschoben.

Kolleginnen und Kollegen, damit sind wir am Ende der
Tagesordnung. Mir bleibt, Ihnen angenehme und erholsa-
me Osterfeiertage zu wünschen. Wer es möglich machen
kann, dem wünsche ich einen schönen Urlaub, und wer es
mag, schöne Ostereier. Bis zum nächsten Mal.

(Schluss: 18:12 Uhr)
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